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Beginn der Sitzung: 9 Uhr 2 Minuten 
Präsident Ing. Anton Nigl:  Ich e r  ö f f n e die 

522. Sitzung des Bundesrates. 

Das Amtliche Protokoll der 521. S itzung des 
Bundesrates vom 23. November 1989 ist aufge le­
gen, unbeanstandet geblieben und gi lt daher als 
genehmigt. 

K r a n k gemeldet haben sich die Mitglieder 
des Bundesrates Edith Paischer und Dr. Mi lan 
Unzer. 

Ich begrü ße den im Hause erschienenen Herrn 
Bundesminister für Land und Forstwirtschaft Dr.  
Franz Fischler.  (Allgemeiner Beifall. ) 

Einlauf und Zuweisungen 

Präsident: Eingelangt sind drei Schreiben des 
Bundeskanzleramtes betreffend Ministervertre­
tungen. 

Ich ersuche d ie Frau Schriftführerin um Verle­
sung dieser Schreiben. 

Schriftführerin Johanna Schicker: 

"An den Präsidenten des Bundesrates 

Der Herr Bundespräsident hat am 2 1 .  No­
vember 1989, Zl. 1 005-07/22,  folgende Entschlie­
ßung gefaßt:  

Auf Vorsch lag des Bundeskanzlers betraue ich 
für die Dauer der Verhinderung des Bundesmini­
sters für Gesundheit und öffentl ichen Dienst lng. 
Harald Etd vom 6. bis 8. Dezember 1989 den 
Bundesminister für Arbeit und Soziales Dr. Wal­
ter Geppert mit der Vertretung. 

Hievon beehre ich mich mit dem Ersuchen um 
gefäll ige Kenntnisnahme Mitteilung zu machen. 

Für den Bundeskanzler 

Dr. Wiesmüller 

Ministerialrat" 

Ein weiteres Schreiben: 

"Der Herr Bundespräsident hat am 30. No­
vember 1 989, Zl. 1005-16/18, folgende Entschl ie­
ßung gefaßt: 

Auf Vorsch lag des Bundeskanzlers betraue ich 
für die Dauer der Verhinderung des Bundesmini­
sters für auswärtige Angelegenheiten Dr. Alois 
Mock innerhalb des Zeitraumes vom 4. bis 7. De­
zember 1 989 den Bundesminister für Landesver­
teidigung Dr. Robert Uchal mit der Vertretung. 

Hievon beehre ich mich mit dem Ersuchen um 
gefäl lige Ken ntnisnahme Mitteilung zu  machen .  

Für  den B undeskanzler 

Dr. Wiesmü ller 

M inisterialrat" 

E in  drittes Schreiben: 

" Der Herr Bundespräsident hat am 30. No­
vember 1 989, Zl. 1 005-15/33, folgende Entschl ie­
ßung gefaßt: 

Auf Vorsch lag des Bundeskanzlers betraue ich 
für d ie  Dauer der Verhinderung des Bundesmini­
sters für Umwelt, Jugend und Familie Dr.  Mari­
lies Flemming innerhalb des Zeitraumes vom 
6. b is  8. Dezember 1989 den Bundesminister für 
Land- und Forstwirtschaft Dipl . -Ing. Dr. Franz 
Fischler mit der Vertretung. 

H ievon beehre ich mich mit dem Ersuchen um 
gefäl l ige Kenntnisnahme Mittei lung zu machen. 

Für den Bundeskanzler 

Dr. W iesm üller 

M inisterialrat" 

Präsident: Ich bedanke mich. 

Die Schreiben dienen zur Kenntnis. 

E ingelangt sind weiters drei Beschlüsse des Na­
tionalrates vom 28. und 29. November 1988 be­
treffend 

e in  Bundesgesetz, mit dem Überschreitungen 
von A usgabenansätzen der Anlage I des B undes­
finanzgesetzes 1989 bewil ligt werden (Budget­
überschreitungsgesetz 1989), 

e in  Bundesgesetz, mit dem das Bundesfinanz­
gesetz 1989 geändert wird (Bundesfinanzgesetz­
novelle 1989) , sowie 

e in  Bundesgesetz über die Belastung und Ver­
äu ßerung von unbeweglichem Bundesvermögen .  

Wie  i n  den Erläuterungen der  Regierungsvorla­
gen h iezu ausgeführt wird, unterliegen d iese Be­
sch lüsse nach Artikel 42 Abs. 5 Bundes-Ver­
fassu ngsgesetz nicht dem Einspruchsrech t  des 
Bundesrates. 

E i ne weitere geschäftsordnungsmäßige Be­
handlung der vorliegenden Beschlüsse durch den 
Bundesrat ist daher nicht vorgesehen. 

E ingelangt sind ferner jene Besch lüsse des Na­
tionalrates, die Gegenstand der Punkte 2 b is 14 
der heutigen Tagesordnung sind. 
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Präsident 

Ich habe diese Besch lüsse den in Betracht kom­
menden Ausschüssen zur Vorberatung zugewie­
sen .  

D ie Ausschüsse haben d ie  Beschlüsse des Na­
tionalrates sowie den bereits früher eingelangten 
und zugewiesenen Bericht über d ie Lage der 
österreichischen Landwirtschaft 1 988 einer Vor­
beratung unterzogen und schriftl iche Ausschuß­
berichte erstattet. 

I m  Hinblick darauf sowie mit Rücksicht auf ei­
nen mir zugekommenen Vorsch lag, von der 
24stündigen Aufliegefrist Abstand zu nehmen, 
habe ich al l  diese Vorlagen auf die Tagesordnung 
der heutigen Sitzung gestellt. 

Ich bitte jene Mitglieder des B undesrates, die 
mit der Abstandnahme von der 24stündigen Auf­
l iegefrist der Ausschu ßberichte einverstanden 
si nd, um ein Handzeichen. - Ich danke. Dies ist 
Stimmeneinhell igkeit. 

Der Vorsch lag ist mit der nach § 44 Abs. 3 GO­
BR erforderlichen Zweidrittelmehrheit angenom­
men. 

Behandlung der Tagesordnung 

Präsident: Aufgrund eines mir zugekommenen 
Vorsch lages beabsichtige ic h ,  d ie Debatte über die 
Punkte 10 bis 1 3  der Tagesordnung unter einem 
abzuführen. 

D ie Punkte 10 bis 13 betreffen einen Zusatz­
vertrag zum Vertrag zwischen dem Heil igen Stuhl 
und der Republik Österreich zur Regelung von 
vermögensrechtlichen Beziehungen vom 23 .  Juni 
1 960, Anderungen der B undesgesetze über äuße­
re Rechtsverhältnisse der Evangel ischen Kirche. 
über finanzielle Leistungen an die Altkatholische 
Kirche sowie über finanzielle Leistungen an die 
Israelitische Religionsgemeinschaft. 

Erhebt sich gegen die Zusammenziehung der 
Debatte über diese Tagesordnungspunkte ein 
Einwand? - Es ist dies n icht der Fall . Wir wer­
den daher in diesem Sinne vorgehen. 

1. Punkt: Bericht über die Lage der österreichi­
schen Landwirtschaft 1 988 (III-92/BR sowie 
3758/BR der Beilagen) 

Präsident: Wir gehen nunmehr in die Tages­
ordnung ein und gelangen zum 1 .  Punkt: Bericht 
über die Lage der österreichischen Landwirt­
schaft 1 988.  

D ie Berichterstattung hat Herr B undesrat 
Wolfgang Sal iger übernommen. Ich bitte ihn um 
den Bericht. 

Berichterstatter Wolfgang Saliger: Sehr geehr­
ter Herr Präsident! Sehr geehrter Herr Bundesmi-

nister! Hohes Haus! Der gegenständliche Bericht 
wurde dem Bundesrat am 29. September 1 989 
zugeleitet und am 5. Oktober 1989 dem Aus­
schuß für Land- und Forstwirtschaft zugewiesen .  

Der vorliegende Bericht besteht aus folgenden 
Abschnitten :  

d ie Ste llung der Land-, Forst- und Wasserwirt­
schaft in der österreichischen Volkswirtschaft; 

die Agrarstruktur und ihre Veränderungen: 

die wirtschaftl iche Lage der Landwirtschaft i m  
Jahre 1 988; 

die Auswertungsergebnisse von Buchführungs­
unterlagen landwirtschaftlicher Betriebe; 

die Förderung der Land-,  Forst- und Wasser­
wirtschaft; 

die soziale Lage in der Landwirtschaft; 

Empfehlungen für Förderungsschwerpun kte 
gemäß § 7 Abs. 5 des Landwirtschaftsgesetzes; 

Österreichische Agrarwirtschaft und der EG­
Binnenmarkt; 

Tabellenanhang. 

Die Verflechtung der Landwirtschaft mit ande­
ren Wirtschaftsbereichen wird immer stärker, 
aber auch den Leistungen der Landwirtschaft für 
die Gesellschaft wird zunehmend ein höherer 
Wert beigemessen. Gerade in der Umweltdiskus­
sion spielt die Landwirtschaft eine wichtige Rolle, 
wobei sie aber durch die Intensivierung der Be­
wirtschaftung und die fortschreitende Mechani­
sierung auch selbst mit Umweltfragen konfron­
tiert wird . 

Die witterungsmäßigen Produktionsbedingun­
gen w�ren 1 988 für die meisten Kulturen günstig. 
Die Uberschußsituation auf den Märkten bei 
wichtigen landwirtschaft l ichen Produkten berei­
tete weiter Sorgen, wenngleich in  der Mi lchpro­
duktion durch die freiwil lige Lieferrücknahme 
die Entspannung andauerte. Die Produktionsum­
lenkung von Getreide zu Alternativen (Eiwei ß­
pflanzen und Ölsaaten) hat gut gegriffen, d ie For­
cierung der Biomassenutzung ist jedoch durch d ie 
niedrigen fossilen Rohstoffpreise gebremst. 

Die Ergebnisse der freiwil lig buchführenden 
Haupterwerbsbetriebe waren 1 988 durch günstige 
Erträgnisse aus der Bodennutzung und der Wald­
wirtschaft gekennzeichnet, während jene aus der 
Tierhaltung stagnierten.  Die Einkommenssitua­
tion war 1988 in sechs von acht Produktionsge­
bieten positiv. Das landwirtschaftliche Einkom­
men einschl ießlich öffentlicher Zuschüsse je Fa­
mil ienarbeitskraft nahm im Bundesmittel u m  
9 Prozent auf 1 32 0 1 8  S zu, wobei 1 988 die pro-
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Berichterstatter Wolfgang Saliger 

d uktionsmäßig benachtei ligten alpinen Regionen 
e inkommensmäßig überdurchschnittl ich ab­
sch nitten. Die Einkommensdifferenzen s ind aber 
weiterhin sehr groß. 

D ie Ertragslage im Bergbauerngebiet erfuh r  
1988 eine Steigerung bei landwirtschaftlichen 
E inkommen inklusive öffentlicher Zuschüsse je 
Famil ienarbeitskraft um 12 Prozent auf 
1 08 704 S .  Die direkten Transferzahlungen bi lde­
ten mit 8 Prozent wieder einen wichtigen Ein­
kommensbestandteil und waren im M ittel um 
9 P rozent höher a ls  1987.  Der Einkommensab­
stan d  zum Bundesmittel aller Haupterwerbsbe­
triebe betrug 1 988 knapp ein Fünftel .  

D ie Förderung der Land- und Forstwirtschaft 
erfolgte auch 1 988 hauptsächl ich über d ie Mittel 
des Grünen Planes. Insgesamt betrugen diese 
rund 3 , 1 2  Mi l l iarden Schill ing, wobei auf das 
Bergbauern-Sonderprogramm rund 1 ,28 Mil­
l iarden Schi l l ing entfielen. 

D ie Ausführungen über die soziale Lage in der 
Landwirtschaft, welche im Bericht 1 98 7  erstmals 
aufschienen, betreffen die Versicherungs- sowie 
die Unfallsituation in der Landwirtschaft; in der 
arbeitswirtschaftlichen und gesundheitlichen Si­
tuation der Bäuerinnen bestehen laut e iner Um­
frage erhebliche Probleme. 

Der Ausschuß für Land- u nd Forstwirtschaft 
hat den gegenständlichen Bericht in seiner Sit­
zung vom 5 .  Dezember 1 989 in Verhandlung ge­
nommen und mehrstimmig besch lossen, dem Ho­
hen Hause die Kenntn isnahme des Berichtes zu 
empfehlen . 

Als Ergebnis sei ner Beratung steHt der Aus­
schuß  für Land- und Forstwirtschaft somit den 
A n  t r a g , der Bundesrat wolle beschließen :  

Der  Bericht über d ie  Lage der  österreichischen 
Landwirtschaft 1 988 ( I II-92/BR der Bei lagen) 
wird zur Ken ntnis genommen. 

Präsident: Wir gehen in die Debatte ein. 

Zum Wort gemeldet hat sich Herr Bundesrat 
Erich Farthofer. Ich erteile ihm dieses. 

�12 " 
B undesrat Erich Farthofer (SPO, Niederöster-

reich) :  Herr Präsident! Herr Bundesminister! Ge­
schätzte Damen und Herren ! Symptomatisch für 
die Entwicklung des Agrarsystems ist auch der 
Grüne Bericht. 1970 - bei noch über 10 Prozent 
der Bevölkerung in der Landwirtschaft Tätigen -
war er 1 50 Seiten stark, nun, bei nur  mehr 6 Pro­
zent, ist der Grüne Bericht auf den Rekordum­
fang  von 235 Seiten angewachsen.  

Würde ich jetzt e ine sarkastische Bemerkung 
machen, so würde ich sagen: Bei  linearer Fort­
sch reitung d ieser Entwick lung hieße das. daß wir 

im Jahr 2014 zwar keine Landwirte mehr hätten, 
aber einen Grünen Bericht mit sage u nd schreibe 
363 Seiten - wah rscheinl ich bei e inem entspre­
chend aufgeblähten Beamtenapparat und allen  
möglichen Gremien. 

Da sich  der Titel des Grünen Berichtes sehr auf 
das landwirtschaftl iche Gesetz bezieht, lohnt es 
sich auch, sich dieses Gesetz genauer anzuschau­
en. 

Für die Erstellung des Grünen Berichtes gibt es 
eine achtköpfige sozialpartnerschaftl iche Kom­
mission, die durch Sachverständige ergänzt wird. 
Die Arbei ten für die statistischen Unterlagen wer­
den von der landwirtschaftl ichen Buchführungs­
gesellsc haft erledigt , die zur  Gänze im Besitz der 
niederösterreichischen Landwirtschaftskammer 
ist und, Herr Min ister, z irka 20 Mil l ionen Schi l­
l ing im Jahr verschlingt .  

Anerkannt werden muß, daß es  über keinen 
anderen Berufsstand derart detai l l ierte Daten 
gibt. Z usammen mit den statistischen Erhebun­
gen der Kammer über jeden Bauernhof ist auch 
die individuelle E rfassung überperfekt: Wen n  
man zusammenspielte, was im Datenverarbei­
tungssystem des Landwirtschaftsministeriums, 
der Landwirtschaftskammer, der Genossen­
schaftsmolkereien, des Lagerhauses und der Raif­
feisenkassa über jeden Bauern gespeichert ist, so 
ergäbe das den "gläsernen Bauer" . - Zum Glück 
gibt es aber ein Datenschutzgesetz, das auch für 
einen Obmann der Raika gilt (Zwischenruf des 
B undesrates Ing. P e  n z), selbst wen n  er  gleichzei­
tig, Herr Kollege Penz, im Vorstand der Molke­
reigenossenschaft , im Aufsichtsrat der Lagerhaus­
g.enossenschaft sitzt , wen n  er Ortsobmann des 
OVP-Bauernbundes ist oder vielleicht noch Be­
zirksbauernkammerobmann oder Sekretär und 
nebenbei auch noch Bürgermeister einer ÖVP­
Gemeinde. (Beifall bei der SPÖ.)  Herr Kol lege 
Penz, Sie wissen genau, wen ich meine, nämlich 
den abgewählten Bürgermeister meiner Gemein­
de; auf den trifft das ja zu. 

Es erhalten in unserem Agrarsystem n icht nur 
die Produkte ein "Mascherl" u nd werden regi­
striert, d ir igiert und kontrol l iert ,  sondern dassel­
be gesch ieht auch - leider!  - mit den Bauern. -
Auch d iese Gesichtspunkte sollte man einmal 
überlegen, wenn man Jahr für Jahr e inen Grünen 
Bericht veröffentlicht. 

Vom I nhalt her fallen drei Hauptpunkte ins 
Gewicht: D ie Zahl der Bauern wird weiterhin ge­
ringer; durch gute E rnten im Pflanze nbau und 
bei gleichble ibenden Kosten steigen die E inkom­
men in  der Landwirtschaft. Da sich dieses aber 
auf wen ige Bauern auftei lt ,  ergibt das eine gute 
durchschnittliche E inkommenssteige rung je Be­
schäftigtem; dadurch gab es aber auch einen neu-
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en " Rekord" , was die Einkommensdisparität in 
den verschiedenen Prod uktionsgebieten betrifft. 

Ich darf auf folgendes verweisen, Herr Bundes­
minister: auf das Land Tirol, auf die Bergbauern 
und auf unsere Waldviertier Bauern, und im Ver­
gleich dazu auf die Marchfeld-Bauern, die das 
doppelte als die z uerst Genannten verdienen. 

Geschätzte Damen und Herren ! Natürlich ist es 
mir auch ein Anl iegen, namens meiner Fraktion 
all jenen 2 200 Bauern zu danken, d ie freiwillig 
Buch führen und d ie so eigentlich erst die Grund­
lage für d iese Ein kommensanalyse schaffen. 

Man sollte dabei aber nicht vergessen, daß es 
sich bei diesen Bauern um so lche hande lt, die 
wirklich gut geführte Betriebe haben ,  und daß in 
Wirkl ichkeit d ie S ituation doch etwas anders aus­
sieht. 

Anzumerken ist weiters d ie Tatsache, daß in 
diesen Grünen Bericht auch eine Einkommens­
analyse der Nebenerwerbsbauern aufgenommen 
wurde; weiters wurde die soziale Situation der 
Bauern, die Umweltsituation, die EG-Frage und 
eine Auswertung der bio logisch wirtschaftenden 
Betriebe miteinbezogen.  

Die großen Themen im Bereich der Landwirt­
schaft waren im Jahre 1988 sicherlich die Markt­
ordnungsreform, die EG-Debatte, weiters die da­
mals in Vorbereitung begriffenen und heute be­
reits beschlossenen Maßnahmen zum Aufbau ei­
ner neuen Weltwirtschaftsordnung im Rahmen 
des GATT und - nicht zu übersehen natürl ich! 
- die Umweltproblemat ik. 

Was der Grüne Bericht nicht leistet und infolge 
seiner eher kurzfristigen Orientierung wohl auch 
nicht leisten kann,  s ind Überlegungen, wie d ie 
Landwirtschaft von morgen aussehen wird.  Er­
stens die soziale und demographische Entwick­
lung, zweitens der technische Fortschr itt, drittens 
- meines Erachtens das wichtigste - die Verän­
derung von außen. Ich habe schon erwähnt: 
GATT, EG und die zuletzt rasante Entwickung 
im Osten Europas. 

Die neue Situation in Osteuropa stel lt für uns 
eine gro ße Hoffnung dar. Als Waldviertier Man­
datar darf ich S ie, Herr Bundesminister, ersu­
chen, diese Aufbruchsstimmung zu unterstützen. 
Es ist das jetzt e ine große Chance für das Wald­
viertel, das Weinviertel und ebenso für das Mühl­
viertel .Es stellt das eine besondere Herausforde­
rung für d ie Bauern in den Grenzregionen dar. 

In d iesem Zusammenhang darf ich als lobendes 
Beispiel. das Sie sicherlich kennen, das Waldvier­
tel-Management von Edelhof anführen. Dort 
werden bereits pflanzliche Sonderkulturen er­
zeugt, es gibt dort T ierhaltungs-Alternativen;  
ebenso werden die Forst- und Holzwirtschaft un-

tersucht, biogene Rohstoffe et cetera. Besonders 
erwähnt werden sollen auch der Sozial tou rismus, 
der Urlaub auf dem Bauernhof. 

Herr Bundesminister,  ich meine ,  es wäre an der 
Zeit, speziell diese Bereiche im Osten zu ver­
markten.  Das heißt also , unser gemeinsames Be­
streben muß es sein,  daß die Wertschöpfung i n  
diesen Regionen bleibt. 

Es kann n icht sein ,  daß wir Getreide exportie­
ren ,  Teigwaren und M üsli  aber importieren,  Vieh 
exportieren, Fleischspezial itäten aber importie­
ren. Holz exportieren,  teure Möbel importieren. 
Diese Aufzählung l ieße sich beliebig lang fortset­
zen. 

Ungeachtet dessen, geschätzte Damen und 
Herren, Herr Bundesminister: I m  Hinbl ick auf 
die Entwicklung im Osten müssen wir Obacht ge­
ben, daß diese qualitativ schlechten Bil l igstimpor­
te nicht unseren Markt ü berschwemmen. 

Zum GATT: Im GATT wurde generel l  das Ein­
frieren der heute bestehenden Schutz- und Stüt­
zu ngsmaßnahmen für den Agrarsektor und in  
weiterer Fo lge der Abbau dieser Maßnahmen 
über einen längeren Zeitraum hinweg angestrebt. 
Das heißt, abgesehen von der Dauer der EG-Bei­
trittsverhandlungen sind Reformen in der Agrar­
politik unbedingt notwendig. Im Hinblick auf die 
bis 1 992 befristete österreich ische Marktordnung 
bedeutet das, daß der rigorose Außenschutz in 
Zukunft gelockert werden muß. - Zwei Gründe 
hiefür: Wei l  sich Österreich im GATT dazu ver­
pflichtet hat. E in  Austritt aus dem GATT hätte 
gesamtwirtschftlich gesehen verheerende Folgen, 
und bei einem eventuellen EG-Beitritt würde das 
bedeuten,  daß wir die EG-Agrarmarktordnung 
annehmen m üßten und deshalb sicherlich ein ein­
geschränkter agrarpolitischer Spielraum gegeben 
wäre . 

Für  die Zukunft unserer Bauern heißt das, daß 
sie so wie jeder andere Unternehmer in Hinkunft 
eigene Entscheidungen treffen m üssen und auch 
mehr wirtschaftl iche Risken zu tragen haben wer­
den, denen aber ein wesentliches Mehr an Chan­
cen gegen übersteht. Ich behaupte aber - und da 
bin ich mit F re unden in  der eigenen Partei nicht 
immer einer Meinung - ,  daß der reine Marktme­
chanismus d ie Bauern in den U ngunstlagen suk­
zessive vom Markt verdrängen würde. Also: 
Marktordnung ja, aber a lles in  Grenzen .  

Wir  müssen daher aus den erwähnten Grün­
den, um ein Bauernsterben und damit d ie Entvöl­
kerung ganzer Landstriche zu verhindern, den 
1 972 von der SPÖ-Alleinregierung eingeschlage­
nen Weg - der mittlerweile weltweit anerkannt 
und nachgeahmt wird - des Ausgleichsinstru­
mentariums,  nämlich des Bergbauernzuschusses 
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fortsetzen; ebenso natürlich die D irektförderun­
gen. 

Nicht übersehen werden darf bei all diesen P ro­
blemen der Umweltschutz. Die Landwirtschaft ist 
nun einmal ein gro ßer Verursacher auftretender 
Umweltbelastungen, aber ebenso groß davon 
auch betroffen. 

Herr Bundesminister !  Da l iegt meines Erach­
tens die große Chance für unsere Bauern: Verän­
derungen im Ausbildungsbereich, im Arbeitspro­
zeß sowie im Freizeitverhalten werden auch 
nachhaltige Veränderungen im Konsumverhal­
ten , vor al lem auch im Ernährungsbereich nach 
sich ziehen. Auf diesen Wandel des Ernährungs­
bewußtseins und des Ernährungsverhaltens der 
Bevölkerung müssen sich die Bauern ganz ein­
fach einstel len; die Nahrungsmittelindustrie und 
der Handel haben diese Trends ja bere its erkannt. 

Das steigende Informationsbedürfnis im ge­
samten Lebensmittelbereich bietet den Landwir­
ten die Chance, dem Wunsch des Konsumenten 
nach höherer Qualität der Produkte, nach Frische 
und Naturbelassenheit nachzukommen. 

Hohes Haus! Ich habe d ie Chancen für d ie 
Landwirtschaft im Osten Österreichs - aufgrund 
der Öffnung der Länder des Ostens - erwähnt, 
und ich habe auf die Chancen hingewiesen, d ie 
sich der gesamten Wirtschaft in diesem Zusam­
menhang bieten.  Ich meine, daß wir alle jetzt 
Zeitzeugen einer Geschichtsepoche sind, in der 
wir glücklich sein können, als politisch handelnde 
Menschen mit dabei sei n  zu können - aber nicht 
etwa, wei l  das kommunistische Machtsystem ab­
zubröckeln beginnt, auch nicht aus spekulativen 
wirtschaftlichen Überlegungen heraus, die viel­
leicht vordergrü ndig sind, sondern ganz einfach 
deshalb, weil das nunmehr wirklich die Chance 
für ein neues, gemeinsames Europa und für eine 
gesellschaftspolitische Neuordnung in der Welt 
überhaupt bietet. 

Es sollten auch nicht - wenn etwa der Herr 
Bundeskanzler diese Situation erkennt und des­
halb in die DDR fährt - Großgrundbesitzer aus 
dem Bärental diese Aktivitäten kritisieren. denn 
wir sol lten doch gemeinsam Initiativen setzen.  

Die Tatsache, daß auch die Menschen im Osten 
in Zukunft in Freiheit und Würde ihr Leben ge­
stalten können, verpflichtet uns alle, diese Men­
schen , auch was ihre Erwartungshaltung betrifft, 
zu unterstützen. 

Abschließend eine Bitte. Geschätzte Damen 
und Herren! Wir wissen, daß es in gewissen Be­
völkerungssch ichten Feindseligkeiten Ausländern 
gegenüber gibt, daß es am Rand des rechten Par­
teienspektrums Mandatare gibt, die immer wieder 
in dieser Richtung agieren. Es ist ganz ei nfach 

unsere gemeinsame Pfl icht, diese Vorurteile -
egal, ob diese aus geschichtlichen Überlegungen 
heraus resultieren oder aber Erscheinungen der 
Wohlstandsgesellschaft sind - zu bekämpfen 
und aufklärend zu wirken. 

Ich meine, wir haben jetzt die gro ße Chance, 
mitzuhelfen, ein gemeinsames und freies Europa 
in Frieden zu schaffen. Meine Damen und Her­
ren, nützen  wir diese Chance! - Danke. (Beifall 
bei SPÖ und Ö VP.) 9.24 

Präsident: Nächster Redner ist Herr Bundesrat 
Erwin Köstler. Ich erteile ihm das Wort. 

9.25 
Bundesrat Erwin Köstler (ÖVP, Oberöster­

reich):  Herr Präsident!  Herr Bundesminister !  
Meine sehr geehrten Damen und Herren !  Hoher 
Bundesrat! Im lahr 1960 wurde unter dem dama­
ligen Bundesminister Eduard Hartmann,  der für 
mich Vorbild als Mensch und Politiker war,  das 
Landwirtschaftsgesetz beschlossen, ein Gesetz, 
das die Grundlage für e ine konstruktive Agrarpo­
litik darstel lte . 

Eduard Hartmann hat auch den Satz geprägt : 
"Agrarpolit ik geht a l le an." In  weiterer Folge ist 
auch der Sammelbegriff "ländlicher Raum" 
Wi rklichkeit geworden. Über den Grünen Bericht 
diskutieren wir noch nicht sehr lange h ier im 
Bundesrat; erst seit vorigem lahr wird auch dieser 
Bericht uns zur Diskussion vorge legt. 

2 300 bäuerl iche Familien haben sich freiwi llig 
zur Verfügung gestellt ,  um in Form einer  ent­
sprechenden Buchfü hrung die Grundlagen für 
die Erstellung eines Grünen Berichts zu schaffen. 
Herr Bundesminister Dr.  FischleI' hat - wie ich 
einer Presseaussendung entnehme - diesen 
2 300 bäuerlichen Famil ien den Dank seines Mi­
n isteriums h iefür abgestattet. 

Neu in diesem vorl iegenden Grünen Bericht ist 
- Kollege Farthofer hat es erwähnt, aber h iezu 
eine Zusatzbemerkung - ,  daß, seit im Landwirt­
schaftsmin isterium wieder ein ÖVP-Bundesmini­
ster tätig ist, auch die Lage der Nebenerwerbsbau­
ern in diesen Bericht miteinbezogen wurde, damit 
ein echtes Bi ld von der Land- und Forstwirtschaft 
Österreichs gegeben werden kann.  

D ie Nebenerwerbsbauern befinden s ich ja sozu­
sagen in einem Spannungsfeld: Auf der einen Sei­
te sind sie Unternehme r  mit ihrer kleinen bäuerli­
chen Landwirtschaft, und auf der anderen Seite 
sind sie Arbeitnehmer in jenen Betrieben,  in de­
nen sie eben tätig sind. 

Es steht nunmehr der Grüne Bericht 1 988 zur 
Diskussion.  Es gab allgemein einen kräftigen 
Wirtschaftsaufschwung� der Welthandel  wuchs 
real um 8,8 Prozent - zum Unterschied des lah-
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res 1987,  wo es 5,5 Prozent waren. Österreich zog 
hiebei m it. 

Das reale Wachstum des Bruttoinlandspro­
dukts betrug 4,2 Prozent; es war dies das stärkste 
Wachstum in den Ländern Westeuropas. 

Auch an der Landwirtschaft ist diese Entwick­
lung nicht spurlos vorübergegangen: Die Endpro­
duktion in  der Landwirtschaft erreichte 1 988 un­
gefähr den Wert von 62 Mill iarden Schi l l ing, das 
ist eine Steigerung von rund einem Prozent, wäh­
rend in der Forstwirtschaft mit 1 2,3 Mi l liarden 
Sc hi ll ing eine Steigerung um 6 Prozent zu ver­
zeichnen war; insgesamt in der Land- und Forst­
wirtschaft eine Steigerung von 2 Prozent. 

Das sind also die statistischen Daten.  Aber man 
muß folgendes bedenken: Die Zahl  der Betriebe 
wird geringer ,  die Menschen, die in diesen Betrie­
ben arbeiten,  werden weniger, und daher erhöht 
sich insgesamt betrachtet das Einkommen der 
übriggebliebenen Betriebe. 

Der ökosoziale Weg, ein Weg, der von Riegler 
begonnen wurde und von F ischler fortgesetzt 
wird , hat sich als richtig erwiesen und hat auch 
international Anerkennung gefunden. 

D ie Aufgabe der Bauern hat sich in all den 
Jahrzehnten grundsätzl ich verändert: Zuerst war 
der Bauer für die Sicherung der Ernährung zu­
ständig, und jetzt ist er außerdem noch der Erhal­
ter der Kulturlandschaft und der Bewahrer einer 
gesunden U mwelt. D ie Problematik der Erhal­
tung einer gesunden Umwelt ist das beherrschen­
de Thema n icht nur der Gegenwart, sondern wird 
es auch das der Zukunft sein. 

Meine Damen und Herren !  Ökonomisches 
Wissen muß mit ökologischem Gewissen verein­
bar sein. Demokratie ist eben eine Staatsform für 
Mitdenker und nicht für Mitläufer. Wir brauchen 
aber keine Pessimisten zu sein .  Pessimisten ma­
chen ja aus Chancen nur Schwierigkeiten, wäh­
rend Optimisten aus Schwierigkeiten Chancen 
machen . 

Auch das Bild des Bauern hat sich geändert. 
Mehr  Selbstbewu ßtsein ist vorhanden,  und zwar 
aufgrund der Leistungen, die die Bauern erbrin­
gen. Diese Leistungen müssen nicht nur aner­
kannt, sondern auch von der A llgemeinheit abge­
golten werden. 

Die Bauern bemühen sich ,  mehr den Wün­
schen der Konsumenten zu entsprechen. Ich ver­
weise in d iesem Zusammenhang etwa auf die 
Bauernmärkte und so weiter. Der einmal vorhan­
dene Abstand zwischen Konsumenten und Bau­
ern verringert sich Gott sein Dank immer mehr; 
das gegenseitige Verständnis füreinander ist dabei 
ein wesentlicher Faktor. 

Meine Damen u nd Herren !  Gestatten Sie m ir 
nun noch einige persönliche Bemerkungen. Ich 
stehe heute zum letzten Mal h ier an diesem Red­
nerpult; ich werde mit Ende dieses Jahres den 
Bundesrat verlassen .  

Jeder will älter werden ,  aber keiner will alt sein .  
Aber je älter man wird, desto mehr kommt einem 
zu Bewußtsein, daß man nicht mehr der alte ist. 

Ich habe zehn Jahre lang diesem Hause ange­
hört. Es ist das nunmehr meine 36. und letzte 
Rede, die ich hier halte. Meist habe ich zu agrar­
politischen Sachfragen gesprochen, aber ich durf­
te auch grundsätzliche Aussagen hier treffen. 

Ich hatte die E hre, der erste "Präsident" dieses 
Hohen Hauses zu sein .  Ich habe mich bemüht, 
habe aber sicher nicht all das erreicht,  was ich 
eigentl ich erreichen wollte. Es waren bewegte 
Jahre h ier,  obwohl  es nur ein Dezennium war: 
Opposition, Regierungsverantwortung, von zwei 
Fraktionen zu drei Fraktionen h ier i m  Hause. 

Krit ik  ist immer angebracht, es sol l  aber kon­
struktive Kritik se in.  

Es hat sich vieles geändert hier,  doch der Geist 
sol lte eigentlich der gleiche h ier in diesem Hause 
bleiben.  Es hat keinen Sinn, Selbstzerstörung zu 
betreiben , sondern unsere vornehmlichste Aufga­
be muß es sein, Österreich zu dienen. Politiker zu 
sein,  das bedeutet keine herrschende, sondern 
eine dienende Funktion. 

Ich möchte mich - mit Erlaubnis des Herrn 
Präsidenten - noch einmal bei allen hier bedan­
ken. besonders bei den beiden Vizepräsidenten 
Strutzenberger und Dr.  Schambeck, auch bei den 
Damen und Herren des Bundesratsdienstes und 
des Stenographischen Dienstes. 

Wir leben in einer bewegten Zeit;  das Image 
des Politikers ist nicht das beste . Wir müssen alle 
zusammenwirken, um diese Situation zu verbes­
sern. Wir  sollen und brauchen auch den Mut 
nicht zu verlieren ,  denn: Wer Reichtümer ver­
liert, verliert viel ,  wer einen Freund ver l iert, ver­
liert mehr, aber wer den Mut verliert, ver l iert al­
les. 

Ich werde gerne an diese zehn Jahre hier zu­
rückdenken, diese zehn Jahre werden mir in guter 
Erinnerung bleiben,  denn die Erinnerung ist be­
kanntl ich das einzige Paradies, aus dem uns nie­
mand vertreiben kann. 

In diesem Sinne wünschen ich Ihnen, meine 
Damen und Herren, viel Glück und E rfolg bei 
Ihrer verantwortungsvol len Tätigke it. (Allgemei­
ner Beifall. ) 9.32 

Präsident: Ich danke dem Herrn Bundesrat 
KöstIer .  Ich wünsche ihm zwar alles Gute, weil 
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ich jedem zu jeder Zeit und für jede Zeit alles 
Gute wünschen möchte, aber ich möchte ihn 
noch nicht verabschieden, wei l  wir ja noch nicht 
alle Tagesordnungspunkte erledigt haben und wir 
auch noch eine Sitzung heuer haben werden. 
Vielleicht erfüllt sich sein Versprechen, das letzte 
Mal bei diesem Rednerpult zu stehen, doch nicht, 
wenn es Bundesrat Köstler viel leicht doch drängt, 
sich noch einmal zu melden. Wir wol len  das of­
fenlassen. 

Nächster Redner ist Herr Bundesrat Karl 
Schwab. Ich erteile ihm das Wort. 

9.34-
Bundesrat Karl Schwab (FPÖ, Niederöster­

reich): Sehr geehrter Herr Präsident! Herr Bun­
desminister!  Sehr geschätzte Damen und Herren!  
Uns l iegt heute der Bericht über die Lage der 
österreichischen Landwirtsc haft vor; der Grüne 
Bericht wurde heuer zum 30. M al erstellt .  

Vor 30 Jahren hat man den Grünen Bericht ge­
schaffen, weil damals die Lohn-Preis-Spirale in 
Öste rreich in Bewegung geriet und die Landwirt­
schaft unter diesen Entwicklungen zu leiden hat­
te. 

Man hat gehofft, diese Entwicklung in den 
Griff bekommen zu können.  Es ist aber, wenn 
man das rückblickend betrachtet, nicht ganz ge­
lungen, diese Entwick lung von den Bauern fern­
zuhalten. 

Es gibt zwar ein Erkenntnis des Verfassungsge­
richtshofes, wonach den Bauern gerechtes Ein­
kommen nicht vorenthalten werden darf, trotz­
dem ist man aber weit davon entfernt, jedem 
österreichischen Landwirt seinen gerechten An­
tei l  zukommen zu lassen .  

Der Grüne Bericht  weist für heuer eine Ein­
kommenszunahme i n  der Landwirtschaft von 
9 Prozent aus. Die E inkommenszuwächse sind 
natürlich in den buchführenden Betrieben er­
rechnet worden ,  das sind rund 2 300 Betriebe. 
Dieses Ergebnis mag wohl für diese Betriebe zu­
treffen, man kann dieses jedoch nicht auf die ge­
samte Landwirtschaft umrechnen. 

Ich habe selbst die Gelegenheit gehabt, und 
zwar als M itglied der Paragraph-7-Kommission ,  
an der Erstel lung des Grünen Berichtes einige 
Male mitzuwirken. Ich war auf einigen "Exkur­
sionsfahrten" bei jenen Bauern, die solche Buch­
führungsbetriebe haben, und man muß eben ehr­
l ich  zugeben, daß das die besser geführten Betrie­
be sind. Es sind das jene Betriebe, die mit guten 
Kontingenten ausgestattet sind, und dadurch er­
gibt sich natürlich dann auch das bessere Ein­
kommen dieser Betriebe. Man kann das aber na­
türlich nicht auf al le Betriebe übertragen. 

Diese Betriebe mit den gut ausgestatteten Kon­
tingenten verdienen im Durchschnitt mehr, als 
der Grüne Bericht ausweist .  In Wirkl ichkeit -
wenn man unter den Landwirten ist, hört man das 
überal l  - trifft jedoch diese 9prozentige Einkom­
menssteigerung für die anderen Betriebe nicht zu. 

Was u nsere Landwirtschaft besonders belastet, 
sind die hohen Betriebsmittelkosten; die Dünge­
mittelabgabe belastet unsere Landwirte arg. Und 
ein Vergleich mit dem Ausland: Unsere Landwir­
te zah len fast soviel an Düngemittelabgabe und 
Steuern, was zum Beispiel  i n  Deutschland allein 
N itramonkal kostet. 

Unsere Bauern belastet auch stark die Saatgut­
abgabe, der Saatgutzwang. Jene Betriebe, die kein 
Saatgut haben, m üssen dieses zukaufen;  das ko­
stet natürl ich die Bauern immens viel Geld . Herr 
M inister ,  eine Befreiung von diesem Saatgut­
zwang würde eine wesent l iche Erleichterung für 
die Bauern bringen.  

Wenn man mit den Bauern spricht, so sagt ei­
nem wirklich jeder,  daß er früher auch einen 
Saatgutwechsel durchgeführt hat, aber da hat halt 
jeder Landwirt für sich für ein, zwei Hektar, je 
nach Betriebsgröße, Saatgut gekauft und hat dies 
nachher in seinem Betrieb weiter verwendet. Wir 
wissen, daß der Saatgutwechsel seh r  wichtig ist, 
aber wenn ich heute ins Lagerhaus oder zum Lan­
desproduktenhändler fahre - bei mir macht das 
meistens meine Frau -, und wenn man dann 
nach Hause kommt, so meine ich oft, meine F rau 
muß Gold aufgeladen haben ,  da sie soviel für die­
ses Saatgut hat zahlen müssen.  Es ist doch wirk­
lich nicht notwendig, die Bauern' mit solchen Sa­
chen zu belasten !  

Wie man dem Grünen Bericht entnehmen 
kann, ist die Verschuldung der landwirtschaftl i­
chen Betriebe stark im Steigen begriffen; sie be­
trägt bereits 388 000 S je Betrieb. Außerdem ist 
der Kapitaleinsatz stark gestiegen;  seit 1 970 ist in  
der  Landwirtschaft das Fremdkapital um 
3 1 7  Prozent gestiegen .  

Agrarpolitik heißt natürlich auch Wirtschafts­
politik ,  Regionalpolitik ,  Sozialpol it ik ,  Umweltpo­
l it ik und Fremdenverkehrspolitik .  Meine Damen 
und Herren !  In der Landwirtschaft werden gro ße 
Investit ionen getätigt; sie ist ein guter Auftragge­
ber für d ie Wirtschaft, i nsbesondere im ländli­
chen Raum für die klein- und mittelstrukturier­
ten Gewerbebetriebe. Man sieht ja, daß durch den 
Rückgang der Zahl der landwirtschaftl ichen Be­
triebe ein Gewerbebetrieb nach dem anderen, die 
eben mit  der Landwirtschaft verflochten waren ,  
zusperren mußte. 

Die Landwirtschaft hat ganz wichtige regionale 
Aufgaben zu leisten. Wen n  die Abwanderung in  
der  Landwirtschaft so  weitergeht, wird in Kürze 
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die Infrastruktur in den Dorfgemeinden zusam­
menbrechen , d ie vielgepriesene Dorferneuerung 
wird dann eben nicht stattfinden.  

Ich habe mir am 28. November die Debatte im 
Nationalrat angehört. Dort ist von einigen ÖVP­
Rednern die ökosoziale Agrarpolitik gepriesen 
worden ,  die unter Minister Riegler eingeführt 
wurde und nun unter Minister F ischler fortge­
setzt wird. Bei d ieser Debatte wurde auch gesagt. 
daß der Düngemitteleinsatz um 1 7,4 Prozent zu­
rückgegangen ist. 

Dazu möchte ich sagen :  Sicherlich haben die 
Landwirte in der Vergangenheit, was die Dünge­
mitte lanwendung anlangt, ein bi ßehen zu viel ge­
macht, aber wir müssen darauf verweisen - das 
geht dann in die Umweltpolitik h inein - ,  daß ja 
nicht d ie Bauern diejenige n  waren ,  die solch hohe 
Ku nstdüngermengen angestrebt haben,  sondern 
deren Berater haber ihnen immer gesagt, s ie  so l­
len mehr  Mineraldünger verwenden, damit die 
Erträge höher werden ,  damit eben so der Ein­
kommensverlust ausgegl ichen werden kann .  

Wir  müssen aber auf die Umwelt Rücksicht 
nehmen , und wir müssen weniger Mineraldünger 
verwenden und auch mit  dem Einsatz von Spritz­
mitteln  sorgsamer umgehen. Wenn  wir Bauern 
aber weniger Kunstdünger einsetzen, so m u ß  
auch al len klar sein, daß dadurch die Produktion 
sinken wird . Und wenn die Produktion sinkt. 
dan n  benötigen die Landwirte eben bessere Preise 
für ihre Produkte. 

Laut Grünem Bericht wirtschaften in Öster­
reich ungefähr 100 landwirtschaftliche Betriebe 
nach b iologischer Art. Dem Grünen Bericht ist zu 
entnehmen, daß die Einkommen d ieser Bauern 
über denen der Bergbauernbetriebe liegen. Ich 
meine, auf diesem Gebiet ist noch etliches zu ma­
chen,  wenn die Bauern eben b iologischen Land­
bau betreiben, aber da haben sie Mehrarbeit, und 
diese müßte auch abgegolten werden. 

Ich war vor einem Jahr oder zwei Jahren bei 
einem Vortrag der Arbe iterkammer, und da ha­
ben die Leute immer wieder gefragt, warum Bio­
produ kte so teuer sind. Die Antwort des Vortra­
genden hat mir wirklich  nicht gefal len. Er meinte: 
Die sind deswegen so teuer, weil die Landwirte in  
der Nacht düngen müssen .  (Heiterkeit. )  Dem ist 
wirklich nicht so, denn wenn sich heute wirklich 
jemand dem biologischen Landbau widmet, so 
muß er das äußerst ernst nehmen. - Das ist aber 
wirklich wahr, das war d ie Antwort dort. 

Herr Bundesminister !  Sie haben in Ihrer  Rede 
im Nationalrat gesagt - ich möchte das unter­
streichen - ,  die Erhaltung der bäuerl ichen 
Struktur ist Ihnen ein Herzensanliegen .  Meiner 
Meinung nach ist jeder landwirtschaftliche Be­
trieb, den es heute noch gibt, erhaltungswürd ig. 

Jeder Betrieb, der zugrunde geht, ist um einer 
zuviel .  

Damit wir aber dieses Ziel erreichen, nämlich 
die landwirtschaftl iche Struktur zu erhalten ,  
brauchen wir  Bauern unbedingt bessere Preise; 
mit den sogenannten "volkswirtschaft l ich ge­
rechtfertigten Preisen" werden wir in Zukunft 
nicht mehr auskommen können.  

Ein besonders wichtiges Anliegen: Die Proble­
me mit den Importen m üssen wir ebenfalls in  den 
Griff bekommen. Es geht nicht an, zwar immer 
von der Überproduktion zu sprechen - die wir 
zum Teil auch haben -, daß aber auf der anderen 
Seite 750 000 Tonnen Getreide - das steht im 
Grünen Bericht - importiert werden. - Ich 
wei ß  schon,  daß das nicht nur Getreide ist, son­
dern Sojaschrot beziehungsweise auch Bruchreis, 
der teilweise zur Verfütterung dient und tei lweise 
bei der Biererzeugung verwendet wird . ( Zwi­
schenruf des Bundesrates Ing. P e  n z.) Jawohl ,  
Reis ist auch im Bier drinnen. 

Weiters werden 297 000 Hektol iter Wein im­
portiert, wobei unsere Weinwirtschaft doch wirk­
l ich unter dem Pre isdruck zu leiden hat. Die 
Grenzlandweinbauern, die zum Te il  noch nicht 
zur Flaschenfüllung übergegangen sind, werden 
sicherlich in Zukunft auch nicht zur Flaschenfül­
lung übergehen, wei l  sie Produzenten von Sekt­
wein  sind und daher unter dieser Situation ganz 
besonders zu leiden haben. 

Man muß auch kritisieren,  daß in Österreich 
unsere eigenen Organ isationen - sprich: Lager­
haus, Molkereien - I mporte durchführen. Die 
Lagerhausgenossenschaft, die Molkere igenossen­
schaft sol l  doch eine E inrichtung für die Land­
wirtschaft sein ;  sie sol lte hauptsächlich dem Ver­
kauf landwirtschaftlicher Produkte dienen .  

Herr Minister !  W i r  Bauern wollen unsere Be­
triebe erhalten,  und wir wollen diese auch unse­
ren Kindern weitergeben, so, wie wir sie von un­
seren Vätern ererbt haben. und so, wie unsere Vä­
ter in der Lage waren,  uns diese Betriebe 
weiterzugeben. 

In  diesem Sinne möchte ich sagen :  Entweder 
man gesteht den Landwirten betriebswirtschaft­
l ieh gerechtfertigte Preise zu, oder aber man geht 
zu einer Direktförderung über, wie sie die FPÖ 
im Juni 1988 im Antrag 1 77/A gefordert hat, daß 
man eben den Landwirten eine entsprechende Di­
rektförderung zukommen läßt. 

E ine Bergbauernförderung gibt es ja,  aber wir 
wollen für die gesamte Landwirtschaft eine Di­
rektförderung, die auch unbedingt nötig ist ,  damit 
die Landwirte und deren Betriebe weiter  existie­
ren können. - Wen n  das nicht geschieht, wird es 
in ein paar Jahren ein böses Erwachen geben. 
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Wie viele landwirtschaftliche Vollerwerbsbe­
triebe gibt es denn noch? - Die j ungen Leute 
erlernen meistens einen anderen Beruf. 

Heute, a ls ich nach Wien gefahren bin, habe ich 
zwei F rauen zugehört, die gesagt haben: Es ist 
Zeit, daß wir unsere k leine Landwirtschaft ver­
pachten, denn wir glauben,  daß es in ein paar Jah­
ren bezüglich Verpachtung schlecht ausschauen 
wird, denn es werden immer mehr landwirtschaft­
liche Betriebe zusperren. 

Zum Schluß kommend: Ganz besonders vor­
sichtig müssen wir se in,  damit in Österreich nicht 
Kunstnahrungsmitte l Einzug halten .  Es wäre ein 
schwerer Schlag für die Landwirte, wenn man den 
Verkauf von Kunstmilch und ähnlichen Produk­
ten auch in Österreich zulassen würde. 

Ich habe unlängst einen Vortrag gehört, in dem 
gesagt wurde, daß es folgende Versuche gegeben 
hat, deren Ergebnis war: Mit Kunstmilch gefüt­
terte Mäuse waren in der dritten oder vierten Ge­
neration nicht mehr fruchtbar. 

Die Landwirte haben immer meh r  unter der 
Einkommenssituation zu leiden. - Wir Freiheit­
lichen können daher d iesem Bericht unsere Zu­
stimmung nicht erteilen. (Beifall bei der FPÖ.) 
9.50 

Präsident: Als nächster hat sich Herr Bundes­
minister Dr. Fischler zu Wort gemeldet. Ich ertei­
le es ihm. 

9.51 
Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft 

Dipl . - Ing. Dr.  Franz Fischler: Herr Präsident! 
Meine geschätzten Damen und Herren des Bun­
desrates! Ich möchte mich e inleitend für die bis­
her sehr  sachl ich und grundsätzlich geführte De­
batte über den Grü nen Bericht 1988 herz lich be­
danken. 

Es ist dies - es wurde das schon von Herrn 
Bundesrat Köstler gesagt - der 30. Bericht, der 
dem Hohen Hause nach dem bestehenden Land­
wirtschaftsgesetz vorgelegt wurde. Es handelt sich 
beim Grünen Bericht, auch wenn er von Jahr zu 
Jahr an Seitenzahl zunimmt, doch um ein, wie ich 
glaube , sehr umfassendes agrarpol itisches Doku­
ment, das auch für d ie  E ntscheidungen in den  
einzelnen Bundesländern von gro ßer Bedeutung 
ist. 

Das Landwirtschaftsgesetz, das nach achtjähri­
gen und schwierigen Verhandlungen am 13.  Juli  
1960 im Hohen Haus verabschiedet wurde und 
das in beeindruckender Weise die Konsensfäh ig­
keit des damaligen Landwirtschaftsministers 
Dipl . - Ing. Hartmann ,  der heute bereits als agrar­
politisches Vorbild genannt wurde , zum Aus­
druck bringt. 

Das Landwirtschaftsgesetz, das 1988 substan­
tie l l  novelliert und mit einem ökosozialen Zielka­
talog ausgestattet wurde, b ildet nunmehr die legi­
stische Grundlage für notwendige Reformen in 
der Förderungspolitik des Bundes. 

Es ist mir daher gerade im B undesrat ein be­
sonderes Anliegen, vor al lem den freiwil l igen 
Buchführern in den B undesländern für ihre Auf­
zeichnungsarbeiten zu danken.  Nur ihre Arbeit 
ermöglicht es, einen international anerkannten 
E inkommensbericht zu erstellen, um Einbl ick in 
d ie wirtschaftliche und soziale Lage der bäuerli­
chen Familien zu erhalten. 

In  diesem Zusammenhang habe ich an Sie, mei­
ne Damen und Herren des Bundesrates, die im 
Hohen Haus die Interessen der Länder vertreten, 
e ine Bitte: Es wäre aus der Sicht des Ressorts 
wünschenswert, wen n  Bund und Länder noch 
mehr als bisher bei der Erstel lung des Grünen 
Berichtes und bei der F inanzierung der freiwillig 
buchführenden Betriebe zusammenarbeiten wür­
den .  

D ie Landwirtschaftsgesetze der einzelnen Bun­
desländer - m it Ausnahme von Wien haben in 
der Zwischenzeit alle Bundesländer eigene Land­
wirtschaftsgesetze - verpflichten nämlich eben­
fal ls zur Erstellung von Landes-Agrarberichten. 
Die Einkommensanalysen sind aber nur an Hand 
jener Ergebnisse möglich, die der Bund durch 
sein  Testbetriebsnetz zur Verfügung ste llt und 
jähr lich mit etwa 30 Mill ionen Schilling finan­
ziert. 

Die U mstellung auf Standardbetriebseinkom­
men und Standarddeckungsbeiträge und damit 
auf ein weitgehend EG-konformes System ab 
dem Jahre 1 992 würde eine intensive Zusam men­
arbeit ermöglichen, aber auch notwendig machen. 
Diesbezügl iche Verhandlungen führten allerdings 
bisher zu keinem zufriedenstelIenden Ergebnis. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Der 
Grüne Bericht wurde - wie es in einzelnen De­
battenbeiträgen zum Ausdruck kam - in den 
letzten Jahren weiterentwickelt, und es wurde da­
bei auch parlamentarischen Empfehlungen Rech­
nung getragen. Schließl ich wurde der Konsens 
mit anderen betroffenen Ressorts sowie mit den 
Sozialpartnern gefunden. 

Im besonderen möchte ich folgendes hervorhe­
ben :  Es wurde im Bericht 1 988 d ie Einkommens­
analyse für Nebenerwerbsbauern wieder aufge­
nommen. Es wurde die Darstel lung der sozialen 
Situation in der Land- und Forstwirtschaft aufge­
nommen und auch ausgebaut. Es erfolgte weiters 
e ine umfassende Analyse über die Umwelt aus 
der Sicht der Agrarpolit ik.  Es gibt in diesem Be­
richt erstmals eine Problemanalyse über die Lage 
der Bäuerinnen Österreichs, es ist erstmals eine 
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Spezialauswertung der biologisch wirtschaftenden 
Betriebe enthalten, und es kam zu einer ausführ­
l ichen Kommentierung der a ktuellen EG-Situa­
tion aus agrarpoli tischer Perspektive. 

Zur Einkommensentwicklung möchte ich fol­
gendes feststellen: Die 1 98 7  eingeleitete agrarpo­
lit ische Wende hat - wie dem Bericht zu entneh­
men ist - eine gute Einkommensentwicklung 
mögl ich gemacht, wobei seriöse Vergleiche, glau­
be ich, nicht so sehr  von Jahr zu Jahr gemac ht 
werden sollten,  sondern ein m indestens d reijähri ­
ger Durchschnitt zur Anwendung gelangen sollte. 
Wenn man diesem Prinzip Rechnung trägt, so 
kann man feststellen, daß d ie landwirtschaft l i ­
chen Einkommen, inklusive der öffentlichen Zu­
schüsse, im Zeitraum der letzten drei Jahre, also 
1 986 bis 1 988, im Bundesm ittel von 1 1 6 600 S 
auf 1 32 000 S gestiegen sind. 

Weil das immer wieder zur D iskussion gestellt 
wird: Der prozentuel le Zuwachs - auch wenn 
immer die gleichen Betriebe in  der Buchführung 
verwendet werden - spiegelt  mit Sicherheit die 
al lgemeine Entwicklung wider .  Und es zeigt sich ,  
daß die landwirtschaftlichen E inkommen im 
Durchschnitt der Jahre 1 986, 1 98 7 ,  1 988 um 
7,6 Prozent gestiegen sind, während sie im 
Durchschnitt der Jahre 1 985,  1 986, 1 98 7  um 
0,2 Prozent gesunken sind . 

Die Eigenkapitalausstattung hat sich in diesem 
Zeitraum von 1 8 , 7  auf 20,9 Prozent verbessert. 
Die landwirtschaftlichen Einkommen in den 
Bergbauernbetrieben sind im Durchschnitt der 
letzten drei Jahre von 98 000 S auf 1 08 700 S an­
gewachsen .  Das Gesamteinkommen je Betrieb 
machte 1 988 im Haupterwerb rund 329 000 S 
und in den Nebenerwerbsbetrieben rund 
297 700 S aus. Auch da ist die prozentuelle Ent­
wicklung parallel wie bei den landwirtschaftlichen 
Einkommen verlaufen, wenngleich etwas abge­
schwächt. 

Für die Einkommensverbesserung waren i m  
nordöstlichen Flach- und Hügel land im Jahre 
1 988 vor allem die Weinernte , im Berggebiet vor 
al lem die positive Entwicklung auf dem Rinder­
und Milchmarkt und insgesamt in allen Gebieten 
geringere Aufwendungen als i n  früheren Jahren 
ausschlaggebend. 

Man muß allerdings auch der Vollständigkei t  
und Ehrlichkeit halber anführen,  daß es Produk­
tionsgebiete in Österreich gibt, wo in d iesem Jahr 
auch die Einkommen gesunken sind, vor allem im 
südöstlichen Flach- und Hügel land. 

Meine Damen und Herren !  Für 1 989 erwarte 
ich insgesamt ebenfalls eine positive Einkom­
mensentwicklung, obwoh l  sich i m  heurigen Jahr 
gerade im Osten Österreichs d ie geringere Wein-

ernte und die schlechteren Erträge im Getreide­
bau spürbar auswirken werden.  

Abschließend möchte ich betonen, daß selbst­
verständl ich im Grünen Plan 1 990, also für das 
kommende Jahr, agrarpolitische Konsequenzen 
aus den Ergebnissen dieses Grünen Berichtes ge­
zogen wurden .  

Für d ie Bundesländer ist vor allem von I nteres­
se, daß das Bundesministerium für Land- und 
Forstwirtschaft d ie Bergbauern- und Grenzland­
förderung weiter  ausbauen und die Direktzahlun­
gen erhöhen wird. Es werden mehr Förderungs­
mittel für Maßnahmen im Bereich der Werbung 
und der Markterschl ießung zur Verfügung ge­
stellt. Es wird dem Ausbau des ländl ichen Wege­
netzes und der ländlichen Infrastruktur ganz be­
sonderes Augenmerk gewidmet werden, und 
schl ießl ich wird budgetär Vorsorge getroffen, daß 
im kommenden Jahr 200 000 Hektar an Alterna­
tivflächen angebaut werden können .  Wir über­
schreiten im kommenden Jahr für die Förderung 
dieses alternativen Anbaues erstmals die Mi l l iar­
dengrenze. 

Daneben sind eigene Arbeitsgruppen im Bun­
desmin isterium eingerichtet worden, um auch im 
Bereich der tierischen Produktionsalternativen 
verbesserte Förderungsbedingungen zustandezu­
bringen .  Die M ittel, die dafür notwendig sind, 
wurden ebenfalls aufgestockt. 

Sc hließlich sind die Mittel für die Beratungsar­
beit der einzelnen Landwirtschaftskammern in  
den Bundesländern gesichert worden, ebenso 
auch die Mittel für die Betriebsstatistiker, ohne 
die eine moderne Agrarpolitik nicht umgesetzt 
werden kann. 

Ganz besonders möchte ich darauf hinweisen, 
daß an  der Erstellung eines neuen Förderungs­
konzeptes unter  Mitarbeit von Bäuerinnen und 
Bauern - es arbeiten ca. 1 000 Bäuerinnen und 
Bauern unmittelbar in  Arbeitskreisen und Ar­
beitsgruppen an der Konzeption dieses neuen 
Förderungskonzeptes mit - zügig weitergearbei­
tet wird.  Es l iegen bereits erste Auswertungen 
über d ie Ergebnisse dieser Beratungen vor. 

Meine Damen und Herren!  Der Grüne Plan als 
unmittelbare Konsequenz aus dem G rünen Be­
richt, dokumentiert die Bereitschaft der Bundes­
regierung, eine flächendeckende bäuerliche 
Landwirtschaft zu  erhalten, bestehende Partner­
schaften zu vertiefen, konsensfähige Konzepte zu 
verwirkl ichen und die Bauern in Zeiten eines gi­
gantischen politischen und wirtsc haftlichen Um­
bruchs in  Europa bei der Bewältigung ihrer P ro­
bleme nicht allein zu lassen.  

Zu den einzelnen Debattenbeiträgen hier er­
laube ich mir, folgendes anzumerken: Wenn be-
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mängelt wird ,  daß der Grüne Berich t  des Jahres 
1988 noch keine Darstel lung der Umbruchsitua­
tion in Osteuropa beinhaltet, so möchte ich hier 
schon darauf hinwe isen, daß gerade dadurch auf­
gezeigt w i rd, wie rasch e igentlich d ieser U mbruch 
gekommen ist .  Zum Zeitpunkt der Erste l lung 
dieses Grünen Berichts hätte, glaube ich, nie­
mand - wirklich n iemand! - in Österreich, aber 
auch weit darüber h inaus, daran zu denken ge­
wagt, was wir in der Zwischenzeit an U mbruch in  
Osteuropa miterleben konnten.  Selbstverständ­
lich kann darüber in  der § 7-Kommission disku­
tiert werden, daß für das kommende Jahr auch 
über diese Auswirkungen, die sich aus dieser Um­
bruchsituation ergeben, entsprechend berichtet 
wird .  Was d ie Frage des GATT anbelangt, möchte 
ich hier schon k larstellen, daß die Uruguay-Run­
de nunmehr erst die e igentlichen Verhandlungen 
beginnt, daß bis zum Ende des heurigen Jahres in 
Genf die Positionen der einzelnen Mitgliedslän­
der des GATT sozusagen erst bezogen werden 
müssen,  u nd daß das kommende Jahr dafür auf­
gespart ist, entsprechende Verhandlungen zu füh­
ren.  Es ist aber richtig, daß Österreich zu errei­
chen versucht, daß d ie Intentionen der CERN­
Gruppe nicht zum Tragen kommen - zumindest 
n icht zur Gänze zum Tragen kommen - ,  da eine 
vö l l ige Liberalisierung des gesamten agrarischen 
Welthandels tatsächl ich für e in Land wie Öster­
reich mit e iner bäuerl ichen Struktur und mit be­
sonderen E rschwernissen,  aber auch mit besonde­
ren über die Produktion hinausgehenden Leistun­
gen tatsächlich grö ßte Schwierigkeiten mit sich 
bringen würde. 

Wenn also gesagt wurde, daß die Notwendig­
keit der Veredelung besonders für Österreich und 
für die Zukunft der agrarischen Handelsbezie­
hungen Österreichs wichtig wäre, so möchte ich 
das nur unterstreichen. Es geht in  der Tat darum, 
daß wir zunehmend herausgefordert sind, nicht 
agrarische Rohprodukte im Ausland zu vermark­
ten ,  sondern noch stärker als bisher in die Ver­
edelung einzusteigen.  

Zu dem .  was Herr Bundesrat Schwab zur Fra­
ge, ob die öko-soziale Agrarpolitik greift, ausge­
führt hat, möchte ich schon sagen, daß es wichtig 
ist, daß der Düngemitteleinsatz in den letzten 
Jahren um fast 20 Prozent zurückgegangen ist, 
aber daß gleichzeitig - und darauf kommt es ja 
an - die Erträge gestiegen sind. Das ist eigentlich 
die Konzeption der öko-sozialen Agrarpolitik, 
daß man sozusagen die Effizienz dessen ,  was 
möglich ist, steigert u nd gleichzeitig damit die 
Umwe lt entlastet. Darauf, glaube ich, wird es 
noch mehr als bisher ankommen .  

Und was gesagt wurde z u  den Bio-Betrieben.  
Dazu möchte ich nur anmerken, daß bezüglich 
Biowaren,  d ie leider zurzeit zu einem wesentl i­
chen Tei l  importiert werden ,  immerhin sind das 

Waren im Wert von rund 3 M il iarden Sch il ling 
pro Jahr, selbstverständl ich noch eine offene 
Marktlücke da ist, daß es aber ebenso selbstver­
ständlich sein muß, daß im wesentlichen - und 
das gehört auch zum marktwirtschaftlichen Sy­
stem der öko-sozialen Agrarpolitik - diese 
Mehrkosten der biologischen Produktion zu­
nächst e inmal auf dem Markt hereingebracht 
werden müssen, daß es nicht so sehr  darum geht, 
bei der Förderung der Bio-Betriebe die höheren 
Kosten abzudecken, sondern daß es vielmehr dar­
um geht, entsprechende Marketing-Maßnahmen, 
entsprechende Deklarationen dieser Waren und 
dergleichen, auch die Förderung betrieblicher 
Zusammenschlüsse, die Förderung der biologi­
schen Beratung und so weiter zu forcieren. 

Was zum Konzept . .  der Direktförderung der 
Freiheitlic hen Partei Osterre ichs aufgeführt wur­
de, dazu möchte ich folgendes klarstellen: Ich ste­
he auf dem Standpunkt, daß wir nur mit einem 
Bündel von Förderungsmaßnahmen erfolgreich 
sein können, daß es nicht möglich sein kann, alle 
Förderungsmaßnahmen auf Direktzahlungen 
einzugrenzen; beispie lsweise ist es mindestens 
ebenso wichtig, auch für e ine entsprechende In­
frastrukturförderung Vorsorge zu treffen. Und 
schon gar nicht könnte ich mich damit einver­
standen erklären ,  daß nur mehr ausschließlich die 
Vollerwerbsbauern eine Förderung erhalten. Es 
muß also auch h insichtlich der Erwerbsarten eine 
Möglichkeit gegeben sein, damit auch die Neben­
erwerbsbauern in d ie Förderung miteinbezogen 
werden können. 

Abschl ießend darf ich noch ein Wort des Dan­
kes an den Herrn Bundesrat Köstler sagen. Bun­
desrat Köstler - sei ne Abschiedsrede hat das ja 
auf ganz vorzügliche Weise dokumentiert und de­
monstriert - ist ein Agrarpolitiker , der wirkl ich  
e in  Herz hat; das spürt man. Er  hat aber auch 
sehr viel Elan; e r  ist ein wirkl icher Sprecher der 
Bauern ,  genau das, was sich die Bauern wün­
schen:  ein erfolgreicher Anwalt der oberösterrei­
chischen Betriebe und der oberösterreichischen 
Bauern. - Danke. (Allgemeiner Beifall . )  lU.V2 

Präsident: Nächster Redner ist Herr Bundesrat 
Franz Pomper. Ich e rteile ihm das Wort. 

10.02 
Bundesrat Franz Pomper (SPÖ, Burgenland): 

Herr Präsident! Herr Bundesminister!  Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Im Jahr 1 988 war 
weltweit ein kräftiger Wirtschaftsaufschwung zu 
verzeichnen. D ies zeigt, daß der Weg, der von 
den Sozialisten in den siebziger und achtziger 
Jahren beschritten wurde, im wesentlichen wei­
tergegangen wird. Die Sch wächephasen der Jahre 
. . .  (Zwischenruf des Bundesrates lng. P e  n z. ) 
Das können Sie überall m iterleben, Herr Kollege , 
auch in  der Landwirtschaft. Ich komme darauf 
noch zu sprechen .  
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Die Schwäche phasen der Jahre 1 986 und 1 98 7  
wurden überwunden, sodaß mit Recht behauptet 
werden kann ,  daß im nationalen Konjunkturauf­
schwung auch die Landwirtschaft mitzog. Das In­
stitut für Wirtschaftsforschung i n  München stel l­
te fest, daß Österreich mit  einem realen Wachs­
tum des Bruttoin landsproduktes von 4,2 Prozent 
die stärkste Erhöhung in Westeuropa aufwies. 

Das Bruttoinlandsprodukt stieg kräftiger als in 
der BRD mit 3,4 Prozent und in Westeuropa mit 
3,5 Prozent. Österreichs Volkswirtschaft konnte 
damit erstmals seit 1 983 wieder an d ie Entwick­
lung der OECD-Staaten anschließen. Nach vor­
läufiger Berechnung der OECD lag das österrei­
chische Bruttoinlandsprodukt je Kopf der Bevöl­
kerung im Berichtsjahr bei 16 700 Dollar, das 
sind 260 270 S; das ist nur knapp unter dem 
OECD-D urchschnitt. Österreich übertraf damit 
den EG-Durchschnitt um 4 Prozent. 

Die Endproduktion der Landwirtschaft er­
reichte 1 988 - es wurde das ja bereits erwähnt -

62 Mil liarden Sch il l ing, was einer Zunahme von 
über 1 Prozent gegenüber 1 987 entspricht. Die 
Forstwirtschaft erzielte m it 1 2,35 Mil l iarden 
Schil l ing ein um 1 ,6 Prozent besseres Ergebnis als 
im Vorjahr. Insgesamt ergab sich daher für d ie 
Land- und Forstwirtschaft im Berichtsjahr eine 
Endproduktion von 74,46 Mill iarden Schil l ing; 
das ist ein Plus von 2 P rozent. 

In den einzelnen Erzeugungssparten wurden 
fast durchwegs bessere E rgebnisse erzielt, wei l  
sich Gott sei Dank die Landwirte, und insbeson­
dere auch jene im Burgenland, i mmer mehr spe­
zialisieren. 

Der Wert der pflanzlichen Endproduktion stieg 
auf 2 1 ,35 Mil l iarden Schi l l ing an und macht 
34 Prozent des Wertes der gesamten landwirt­
schaftlichen Endprodukte aus. 

Der Wert der tierischen Endprodukte nahm 
auf 40,7 Mi l liarden Schil l ing ab und erzielte ei­
nen Antei l  von 66 Prozent. 

Gestatten Sie mir, meine sehr geehrten Damen 
und Herren, aus meiner Gemeinde einige Daten 
anzuführen. Vor 27 Jahren wurde ich Bürgermei­
ster dieser Gemeinde, in der 70 Prozent der Men­
schen in der Landwirtschaft tätig waren .  Heute 
haben wir nur mehr 7 Prozent, die hauptberuf­
lich Land- und Viehwirtschaft betrieben, wobei 
noch zu erwähnen ist, daß die Viehwirtschaft um 
80 Prozent zurückgegangen ist. 

Es gibt seh r  viele Nebenerwerbsbauern, d ie aus 
der Landwirtschaft abgewandert sind, wei l  einer­
seits die Investitionen für die Anschaffung von 
Maschinen zu groß sind und der eigene Grundbe­
sitz zu klein ist. Gerade wir im südlichen Burgen­
land haben ja die kleinsten F lächen, d ie die Land-

wirte betreiben. Gleichzeitig gibt es aber auch vor 
der Zukunft, denn sicherlich ist die zunehmende 
Abhängigkeit der Bauern von den landwirtschaft­
l ichen Organisationen und Einrichtungen mit ein 
Grund hiefür. 

Im Grünen Bericht sind leider nur jene land­
wirtschaft l ichen Betriebe ausgewiesen - es wur­
de darauf ja bereits hingewiesen - und ausgewer­
tet, d ie es sich leisten können, schriftliche Auf­
zeichnungen,  sprich Buchhaltungen zu führen. 

Die Zahl  der Berufstätigen in der Land- und 
Forstwirtschaft beträgt derzeit rund 235 000 Per­
sonen; sie wird sicherlich bis zum Jahre 1 995 auf 
rund 200 000 sinken; die Agrarquote beträgt 
6 Prozent unter allen Erwerbspersonen. 

Auch ein Wort zur Entwick lung des Außen­
handels. Auch da klafft eine große Schere - es 
wurde ja bereits darüber gesprochen - zwischen 
Export und Import agrarischer Produkte. Der Ex­
porterlös l iegt bei 1 4  Mi l liarden Sc hil l ing; für den 
Import haben wir die doppelte Summe auf den 
Tisch zu legen. 

Meine Damen und Herren!  Es geht in der 
Landwirtschaft um die Zukunft vieler bäuerl icher 
Fam il ienbetriebe, aber auch um sichere Arbeits­
plätze in den verarbeitenden Betrieben. Denn nur 
mit guter Qual ität wird die österreichische Nah­
rungsmittelproduktion eine Chance haben: eine 
Chance in oder neben der EG, eine Chance auf 
dem Weltmarkt, den wir durch d ie Verhandlungs­
ergebnisse im GATT immer stärker zu spüren be­
kommen. Aber Qualität, meine Damen und Her­
re n, d ie von den Konsumenten nachgefragt wird,  
die man nicht ver- oder anordnen kann, muß sich 
im Wettbewerb und in der Konkurrenz bewäh­
re n. 

Der Grüne Bericht 1 988 weist drei Schwer­
punkte - wie ich bereits erwähnt habe - auf: 
Die Zahl der Bauern wird weit geringer ,  durch 
die gute Ertragsernte im Pflanzenbau und bei 
gleichbleibenden Kosten stiegen die Einkommen 
in der Landwirtschaft geringfügig, und weil sich 
diese auf wenige Bauern aufteilen, gab es eine 
durchschnittliche Einkommenssteigerung, die ich 
bereits zu Beginn meiner Ausführungen erwähnt 
habe . 

Hohes Haus! Die al lgemeine Entwicklung auf 
dem Agrarsektor ist aus meiner Sicht besorgniser­
regend, egal, ob das die Wein- ,  Vieh- oder Getrei­
debauern betrifft. Immer wieder stel len sie die 
Frage: Wird die Auswirkung e ines EG-Beitritts 
auf d ie österreichische Landwirtschaft vielleicht 
auch Bauernopfer fordern? - D ie Bauern haben 
daher ein Recht darauf, daß d iese Frage , d ie si­
cherlich berechtigt gestellt wird, auch beantwor­
tet wird. Die Bauern wol len ganz einfach wissen. 
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wie sie dran sind und wie sich k ünftig verhalten 
sollen. 

Ich will h ier  kein schwarzes Bild vom Zustand 
der österreichischen Agrarwirtschaft malen, aber 
wenn man i m  ländlichen Raum i m mer  wieder auf 
diese Fragen angesprochen wird, so sollte man 
doch rechtzeitig mit mehr Information, sprich 
Vorkehrungen, die Bauern zusätzlich aufklären . 
Es muß unsere Aufgabe sein ,  den jungen Bauern, 
die noch bereit sind ,  diesen Beruf auszuüben, ei­
nen gesicherten Weg in die Zukunft zu weisen. 

Bei al len Auffassungsunterschieden steht eines 
aber außer Streit : Wir brauchen die österreichi­
sche Bauernschaft, und wir brauchen die von ihr 
produzierten agrarischen Produkte. Sicher will 
der Bauer , insbesonders der Milchbauer , nicht 
verstehen ,  daß er nur 5 S für den Liter Milch be­
kommt, der Konsument aber 1 1 ,50 S dafür zu be­
zah len hat. Es fragt sich aber auch der Konsu­
ment - meiner Meinung nach berechtigt - ,  was 
mit  �iesem Differenzbetrag geschieht, aber auch 
die Offentlichkeit hat I nteresse daran, zu erfah­
ren ,  wieviel d ie landwirtschaftlichen Produkte ko­
sten, welche Qualität sie haben, wieviel der Bauer 
bekommt und wieviel der Steuerzahler zuschie­
ßen muß. 

Die Agrarprobleme von heute und morgen 
können nur auf breiter Basis gelöst werden .  

Meine Damen und Herren! Die  Bundeskonfe­
renz der SPÖ-Bauern trat für e ine Agrarpolitik 
ein, die den bäuerlichen Familien auch in Zu­
kunft die Bewirtschaftung ihrer Höfe erlaubt. Da­
bei müssen d ie in der Landwirtschaft Arbeitenden 
ihr Wissen und Können, ihre Fähigkeit und ihre 
Arl?eitskraft erfolgre ich einsetzen können .  Die 
SPO-Bauern haben auch auf dem Bundespartei­
tag den Antrag gestellt ,  daß sowohl  der Bauer als 
auch die Bäuerin eine solide und qual ifizierte 
Ausbildung erhalten. 

Gerade im Burgenland, wo Getreide , Obst, 
Wein und Gemüse besonders hervorragend rei­
fen ,  fehlt zur Ausbi ldung des landwirtschaftlichen 
Nac hwuchses e ine Höhere Bundeslehranstalt. 
Unter allen Bundesländern sind hievon das 
Agrarland Burgenland und auch Vorarlberg aus­
genommen. Ich möchte daher die Bitte anschlie­
ßen ,  daß nach der Instal l ierung der Bundesanstalt 
für Weinbau auch eine Höhere Bundeslehranstalt 
für Obst- und Gemüsebau im Burgenland errich­
tet wird. 

Meine Fraktion wird diesem Bericht die Zu­
s�immung geben .  - Danke. (BeifaLL bei SPÖ und 
O VP.) 10.18 

Präsident: Als nächster hat sich Herr Bundes­
rat Hermann Pramendorfer zu Wort gemeldet. 
Ich erteile ihm dieses. 

lIU8 
Bundesrat Hermann Pramendorfer (ÖVP, 

O berösterreich) :  Herr Präsident! Herr Bundesmi­
nister !  Hoher Bundesrat !  Meine Damen und Her­
ren !  Soweit ich m ich zurückerinnere, bi ldet der 
Grüne Bericht alljährlich gewissen Sprengstoff 
zwischen den politischen Parteien. Es wird sein 
Aussagewert angezweifelt, es wird angezweifelt, 
ob die ? 400 Buchführungsbetriebe in al len Re­
gionen Osterreichs genug repräsentativ sind. Und 
auch in der heutigen bisher abgeführten Diskus­
sion kamen wieder ähnliche Zweifel zu Tage. Mit 
e inigen Dingen möchte ich mic h  daher im beson­
deren auseinandersetzen. Die Materie ist ja seh r  
u mfangreich und macht e s  kau m  möglich,  hier i n  
diesem Forum i n  allen Punkten Aufklärung z u  
schaffen .  

Zu den ausgewählten Buchführungsbetrieben, 
die freiwill ig d iese Aufzeichnungen machen: Ei­
ner meiner Vorredner hat gemeint, viele könnten 
sich das nicht leisten.  Und da muß ich mit einem 
ganz radi kalen Irrtum aufräumen: Ich bin einer 
derjenigen ,  die seit 12 Jahren für die Buchfüh­
rungsgesellschaft diese freiwillige Aufzeichnung 
führt. Ich bekomme dafür 1 000 S pro Jahr. Ich 
b in  stolz darauf, daß ich vor 1 2  Jahren damit be­
gonnen habe, denn ich hatte schon über 10 Jahre 
vorher Aufzeichnungen geführt. Ich habe in die­
sem Hohen Hause schon einmal in etwas launiger 
Art die D iskrepanz zwischen dem Einkommen 
und dem Lebensaufwand einer bäuerlichen Fami­
l ie dargestellt .  Meine Damen und Herren,  Sie er­
innern sich vielleicht an das Beispiel mit  dem 
Haareschneiden. Deswegen haben wir heute et­
was längere Haare, weil wir es nicht mehr so oft 
tun können, um ein Ki logramm Schweinefleisch. 
Erinnern Sie sich noch daran? 

Wenn man näm lich nicht auf Fakten zurück­
greifen kann, die belegbar sind , kann bald jemand 
sagen: Hearst, das hast du irgendwo gelesen, das 
stimmt ja nicht. - Darauf b in  ich stolz ,  meine 
Damen und Herren, daß ich d iese Buchführung 
mache. 

Es gibt die Meinung, das wären die besser ge­
führten Betriebe. Aus meiner zehnjährigen Tätig­
keit als Bezirksbauernkammer-Obmann darf ich 
zwar nicht m itwirken bei der Auswahl ,  denn das 
den Bezirksbauernkammern verboten ist, das ist 
lediglich den Statistikern, die vom Bund bezahlt 
werden, vorbehalten, aber ich kenne einige frei­
wi ll ig buchführende Betriebe, und ich kann mich 
wirklich nicht der Ansicht anschließen,  daß diese 
Betriebe die besser geführten Betriebe , jene Be­
triebe wären, die mit den besseren Kontingenten 
ausgestattet sind. 

Eines ist sicher: Eine gewisse Aufgesch lossen­
heit des Betriebsführers gehört dazu, sonst legt er  
den ganzen Kram beiseite und denkt s ich :  Was 
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i nteressiert m ich denn das! - Ich gehöre zu den 
anderen . 

Ebenso wurde h ie r  angezweifelt der 9prozenti­
ge E inkommenszuwachs in der Landwirtschaft im 
Jahre 1988. Jeder, der sich nur auf eine Schätzung 
verlassen kann, wird 8 ,  9 oder 10 Prozent mehr in 
seiner Geldtasche vielleicht n icht spüren, das 
steht außer Zweifel , denn das sind Steigerungsra­
ten ,  die sich sicherlich nicht im Haushalt des ein­
zelnen niederschlagen.  Das müßten dann schon 
25 oder 30 Prozent sein, dann könnte ich mir vor­
stellen,  daß jeder sagt: Heuer habe ich mehr e in­
genommen.  

Daß wir  im Grünen Bericht auch gro ße Ein­
kommensdisparitäten innerhalb unseres Berufs­
standes vorgeführt bekommen, ist auch verständ­
lich, meine Damen und Herren, denn die Betrie­
be sind auf ganz Österreich verteilt, in allen Re­
gionen, und nicht jedes Jahr wird in der gleichen 
Region dieselbe E inkommenssteigerung zu ver­
zeichnen sein .  

Im vergangenen Jahr ,  im Jahre 1988, waren es 
in erster Linie die Bodenproduktionen,  das Holz, 
und auch der Weinbau hat eine wesentlich besse­
re Ernte verze ichnen können. Dazu kommt d ie 
unterschiedliche Betriebsgrö ßenart: D ie Struktur, 
die gewachsen ist,  die wir bei Gott nicht ändern 
können, d ie regionalen Untersch iede : Berggebiet 
oder Flachland, nicht zuletzt auch d ie klimati­
schen Verhältn isse. 

Ich habe dem Grü nen Bericht auch mit Bedau­
ern entnommen, daß die Hälfte jener Betriebe im 
alpinen Bereich bei immer noch unter 1 00 000 S 
Jahreseinko mmen je Famil ienarbeitskraft liegt. 
Das ist ein Faktum, m it dem wir uns auseinander­
setzen müssen.  Es ist auch in der Disk ussion i m  
Nationalrat zutage getreten :  F ü r  einen Sozialstaat 
ist es nicht vertretbar, wenn das Arbeitskrafte in­
kommen p ro Person unter 1 00 000 S pro Jahr 
l iegt. Aber ein Rezept hiefür, das abzustellen, das 
völl ig gleichzuschalten,  hat bei Gott noch keine 
politische Partei erfunden, und es wird uns auch 
nicht leicht möglich sein,  d iese Dinge näher her­
anzuführen .  

Herr Bu ndesm inister Fisch ler hat ja gesagt: 
Jede Förderung muß  eine Vielfalt von Maßnah­
men beinhalten. Und dieser Meinung kann ich 
mich vol l inhaltlich anschl ießen. Es ist  eben nicht 
möglich in  unserem Berufsstand, nur mit einer 
Förderungsaktion e iner Berufsgruppe z u  helfen.  

Der Grüne Bericht weist auch auf die wachsen­
de  Verschuldung der  Betriebe h in .  I ch  wei ß ,  
Grund und Boden ist e i n  sehr  beliebtes, belehn­
bares Kreditobjekt. Und al le Geldinstitute - ich 
weiß schon ,  hier wird in  erster Linie Raiffeisen 
zitiert, ich betone aber: alle Kreditinstitute - ma­
chen es sich deshalb sehr leicht, wei l  sie in den 

meisten Fällen die Kreditvergabe auf den Boden­
wert vornehmen und zuwenig Rücksicht nehmen 
auf die Ertragslage , auf die E inkommenssitua­
tion. 

Nicht selten wird auch die Abhängigke it von 
unseren bäuerlichen Organisationen ins Spiel ge­
bracht. (Bundesrat S c  h a c h  n e r: Immer wie­
der.') Ich betone: Das ist völlig falsch .  Ich sage 
Ihnen: Ich fühle mich in keiner Weise abhängig, 
und ich kann es Ihnen auch beweisen . . .  (Bun­
desrat S c  h a c h  n e r: Die gehören zu den Herr­
schern und nicht mehr zu den Beherrschten.') Das 
ist eine sehr pr imitive Feststellung, Herr Kol lege, 
denn glauben Sie mir . . . (Bundesrat S c  h a c h  -
n e  r: Ich bin gewöhnt, daß Sie dann in Verbalinju­
rien flüchten, wenn es nicht mehr mit sachlichen 
Darstellungen geh l!) 

Darüber werden wir uns des öfteren noch aus­
einanderzusetzen haben, aber in einem anderen 
Forum, gerne bei einem Kaffee, auch diese Zeit 
wird zu kurz werden, um Ihnen diese Unkenntnis 
auszureden. Es ist i n  der Praxis völlig einerlei, ob 
ich zum Lagerhaus fah re oder ob ich zu einem 
Produktenhändler fahre. Erklären Sie mir bitte, 
wo die Abhängigkeit vorliegt! Die einzige Abhän­
gigkeit gibt es in der Milchwirtschaft. 

Wenn wir ehrlich sind, meine Damen und Her­
ren, dann müssen wir heute das begrü ßen ,  denn 
so etwas wie der Milchmarkt, in dem uns Milch­
bauern e in sehr enges Korsett angelegt wurde, das 
wäre in keiner Sparte möglich, wenn nicht die 
Milch an die Molkerei ginge und dort genau die 
Menge erfaßt werden könnte. (Bundesrat Alb­
recht K 0 n e C n y: Warten Sie ab, was im Untersu­
chll flgsausschuß herauskommen wird, be vor Sie 
hier Loblieder zu singen beginnen!) Ich bin über­
zeugt davon, daß dort nichts herauskommt. (Zwi­
schenrufe bei der SPÖ. - Bundesrat Ing. P e  n z: 
Das fällt in die Zeit, in der der Minister Haiden die 
VerafWvortung getragen hat! Bundesrat 
S c  h a c h  n e r: Agrosserta! - Weitere Zwischen­
rufe bei der SPÖ. )  Wenn wir wieder ruhig sind, 
darf ich wieder weiterreden .  

I ch  habe e in  sehr ruh iges Gewissen ,  auch in 
dieser Frage weiterzureden . Glauben Sie mir: Die 
Fragen des Milchmarktes hätten wir heute n icht 
so in  der Hand, wen n  es d iese Organisation nicht 
gäbe . Es ist ja ein Untersch ied: Den Liter M ilch 
muß man dorthin l iefern, in welches E inzugsge­
biet man gehört, aber ein Schwein kann man an 
hunderte versch iedene Händler in Österreich ver­
kaufen.  Jede Kontingentierung macht das äu ßerst 
schwierig, auße r  bei der Milch.  (Bundesrat Mag. 
K il l  m a n: Das trifft auch für die Zuckerrüben ZU.' 
Die können Sie auch nur an die Zuckerfabriken 
liefern.') 

Herr Kol lege, ein derartiges Argument macht 
es mir besonders leicht, darauf zu antworten, 

522. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 17 von 80

www.parlament.gv.at



23508 B undesrat - 522. Si tzung - 6. Dezember  1 989 

Hermann Pramendorfer 

denn gerade die Zuckerrübenbauern und die 
Zuckerwirtschaft hat es schon vor 30 Jahren ver­
standen, e ine sinnvolle, auf den Inlandsmarkt ab­
gestimmte Produktion zu organisieren .  Das hat 
den Zuckerrübenpreis . . . (Bundesrat Mag. K u  I -

m a n: Auf Kosten der Konsumenten.') Stimmt 
doch nicht, das ist doch e in Unsinn!  ( Vizepräsi­
dent S t r u t z e n  b e r g e r übernimmt den Vor­
sitz. ) 

In diesem Zusammenhang erlaube ich mir,  auf 
folgendes hinzuweisen, und zwar bezüglich Ab­
hängigkeit insbesondere von den Geldinstituten.  
Es läuft seit  länge rem die Radiowerbung: Ich 
such'  mir jetzt ein anderes Geldinstitut, wo ich 
frei bin, wo ich frei entscheiden kann!  Wen n  ich 
das höre, dann habe ich nicht das Bedürfnis, ir­
gendeine Bank zu verteid igen, sondern mir 
kommt als B ürgermeister e iner kleinen Landge­
meinde eher das Aufstoßen, wie sehr  man mit 
dem Wort "Freiheit" dem Bürger e ine Welt vor­
gaukelt, d ie es doch gar nicht gibt. (Bundesrat 
S c  h a c h  n e  r: Herr KoLLege.' Über welche Bank 
�'ickelt Ihre Gemeinde die Geldgeschäfte ab?) 
Uber mehrere. - Wir alle schaffen miteinander 
Gesetze, und der Bürger meint. in dieser Freiheit 
leben zu können. Wie oft werden wir dann . . .  
(Bundesrat lng. P e  n z: Das hat mit dem Grünen 
Bericht nichts zu tun, Herr Kollege Schachner.') 

Meine Damen u nd Herren !  Es wird unter dem 
Titel: Freiheit. freier Bauer, freie Entscheidung, 
dem Bürger eine Welt vorgegaukelt, die es doch 
gar nicht gibt, und wo wir glauben, manchmal die 
Gesetze hinbiegen zu müssen.  Und das ist e ine 
falsche Darstellung. (Beifall bei der Ö VPJ Das 
Ganze ist Mißbrauch des F reiheitsbegriffes. Zu 
den Voll- u nd Nebenerwerbsbauern. (Bundesrat 
Albrecht K 0 n e C n y: Sagen Sie, sind Sie im richti­
gen Parlament, im richtigen Land und in der rich­
tigen Parte i? - Bundesrat lng. P e  n z: Sie haben 
ja nicht zugehört, was er gemeil1l hat.' - Bundesrat 
ALbrecht K 0 fl e C fl y: Was er gemeil1l hat, kann 
ich nicht sagen! Was er gesagt hat, habe ich aber 
gehört.') Zur Zahl der Erwerbstätigen habe ich 
vorher d ie Erklärung gegeben, in welchem Zu­
sammenhang das gemeint ist. 

Aus dem Grünen Bericht geht hervor, daß d ie 
Abwanderung etwas abgenommen hat. Vor zwei 
und drei Jahrzehnten betrug die Abwanderung 
5 Prozent pro Jahr ,  zwischen 1 973 bis 1 988 nur 
mehr 3 Prozent. Und dafür g ibt  es  zwei Gründe. 

Es gab in den Jahren vor 1 970 - 1 950, 1 960 -
e ine Mec han isierungswelle ,  die viel Arbeitskraft 
in der Landwirtschaft freisetzte, und dadurch war 
ein Nebenerwerb möglich. 

Jetzt stoßen wir an die Grenzen der sinnvollen 
Mechanisierung. D ie Maschinen sind zwar größer 
geworden,  haben aber im Vergleich zur früheren 
Mechanisierungswelle nicht mehr den Effekt, 50-

daß in zunehmendem Maße Arbeitskräfte frei 
würden. 

Der zweite Grund ist,  daß wir an d ie vertretba­
re Grenze des Zu- oder Nebenerwerbes stoßen. 
Wir wissen al le ,  daß zunächst die kleineren Be­
triebe einen Nebenerwerb aufgenommen haben,  
und jetzt geht es  an die Grenze, i n  Richtung 1 5  

und 2 0  Hektar-Betriebe. Bei diesen ist es aber, 
insbesondere bei Viehhaltungsbetrieben,  n icht 
mehr sinnvoll .  noch einem außerlandwirtschaftli­
ehen Erwerb nachzugehen.  

Ein paar Worte zum ökosozialen Weg: D ieser 
bedeutet, wirtschaften mit der Natur und n icht 
gegen die Natur. Dieser Weg bedeutet Hilfe für 
den aus geographischen und klimatischen Grün­
den benachteiligten Bauern. Nur  diese Wirt­
sehaftsweise wird Garantie für den Schutz des Bo­
dens, des Grundwassers, der Umwelt und - im 
al lgemeinen - einer gepflegten Kulturlandschaft 
b ieten. 

Damit ist begreiflicherweise eine geringere Pro­
duktivität verbunden. Man könnte nun sagen: 
auch e in gewisser Einkommensausfal l  für die 
Landwirtschaft; das steht außer Zweifel .  D ieser 
Ausfal l  muß begreiflicherweise abgegolten wer­
den. wenn wir diesen Weg weiterbeschreiten wol­
len. 

Wir dürfen dabei auch nicht übersehen, daß 
wir in der Landwirtschaft einem Wi rtschaftssy­
stem unterliegen, das jedem einzelnen die Hand­
lu ngsweise freigibt, insbesondere mit d iesem Ge­
danken des Wachsens und Weichens. Diesen Ge­
danken möchte der ökosoziale Weg e in ige Hin­
dernisse entgegenstellen, und ich meine, mit all 
dem Förderungspaket wird es möglich sein,  d iese 
Entwicklung zumindest aufzuhalten .  Diese ganz 
zu stoppen,  das wird uns  höchstwahrschein lich 
nicht gel ingen. 

Und ein letztes Wort zum ländl ichen Raum 
und dessen Bedeutung. U ns allen, die wir  in der 
Gesetzgebung tätig sind, muß k lar sei n ,  daß e in  
gesunder Bauernstand, ein funktionierender, e in  
aktiver  Bauernstand mit Garantie se in  kann für 
e inen funktionierenden u nd aktiven ländlichen 
Raum. Wir wissen alle, was wir darunter zu ver­
stehen haben. 

E inen Punkt möchte ich besonders erwähnen 
- Herr  Bundesminister F ischler hat das schon 
angesprochen - ,  nämlich die Erhaltung des We­
genetzes. 

Meine sehr geschätzten Damen und Herrenl 
Uns muß klar sein ,  daß die vielen Güterwege un­
ter großen Anstrengungen und unter gro ßen Op­
fern der betroffenen Besitzer gebaut wurden, daß 
d iese heute bei weitem nicht mehr ausschließl ich  
den  landwirtschaftlichen Betrieben dienen,  son-
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dern für den Tourismus, für die Sonntagsausflüg­
ler zur Verfügung stehen, von ihnen gebraucht 
und beansprucht werden. Daher erheben wir a ls 
Vertreter der ländlichen Regionen, als Vertreter 
der ländlichen Gemeinden die Forderung, daß 
diese Belastung der Erhaltung von den Wegege­
meinschaften ,  von den bäuerlichen Betrieben 
weggenommen wird. 

Ich freue mich darüber, daß dafür ein höherer 
Ansatz für 1 989 im Budget vorhanden ist, weil es 
unzumutbar ist, wenn wir diese Belastung jenen 
überlassen, d ie damals d iese Wege errichtet ha­
ben. U ns muß klar sein  - ich betone das noch­
mals -, daß ein funktionierender ländlicher 
Raum, an dem wir alle Interesse haben müssen ,  
nur  durch e inen funktionierenden Bauernstand 
gewährleistet wird. (Beifall bei Ö VP und SPÖ. ) 
10.35 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Als 
nächster Rednerin ertei le ich Frau Bundesrätin 
Markowitsch das Wo rt. 

IO.36 
Bundesrätin Helga Markowitsch (SPÖ, Nieder­

öste rreich):  Sehr geehrter Herr Präsident! Herr 
Bundesminister! Meine sehr geeh rten Damen und 
Herren !  Der al ljährliche Bericht der österreichi­
schen Landwirtschaft gibt uns Gelegenheit, über 
d iesen al le Österreicher betreffenden Sektor Bi­
lanz zu ziehen. 

I m  Jahr 1 988 war weltweit ein kräftiger Wirt­
schaftsaufschwung zu verzeichnen; darüber ha­
ben bereits die Bundesräte Köstler und Pomper 
informiert, ebenso über die Endproduktion, so 
kann ich es mir  sparen,  die Zahlen zu verlesen. 

Die Arbeitsproduktivität nahm in der Land­
wirtschaft von 1 979 bis 1 988 rascher als in  der 
Industrie zu. Sie stieg in d iesem Jahrzehnt um 
49 Prozent, während die Arbeitsproduktivität der 
Industrie um 37 Prozent wuchs. 

Im Berichtsjahr erhöhte sich die Wertschöp­
fung je Beschäftigtem i n  der Land- und Forstwirt­
schaft um 9 Prozent; 1 987 waren es 4,9 Prozent. 

Die F lächenproduktivität stieg gegen über 1 987 
um rund 4 Prozent. Auf den internationalen 
Rohwarenmärkten haben d ie Preise im Berichts­
jahr angezogen .  Die Dollarnotierungen für Indu­
strierohstoffe stiegen seit M itte 1 986, jene für Er­
nährungsgüter seit Mitte 1 987, nur  Rohöl wurde 
1 988 deutlich bi l l iger. 

Trotz positiver Entwicklung des Außenhandels 
klafft noch immer eine Schere zwischen Export 
und Import agrarischer Produkte .  Der Exporter­
lös l iegt bei 14 Millionen Schil l ing; für den Im­
port haben wir die doppelte Summe auf den Tisch 
zu legen .  

N u n  z u  d e n  Umweltbelangen i n  der Land- und 
Forstwirtschaft. 

Zur Beseitigung von U mweItschäden .. s ind nach 
Angaben des Arbeiterkammertages in Osterreich 
jährlich etwa 92 Mill iarden Schil l ing notwendig; 
für Umweltmaßnahmen werden 2 1  Mi ll iarden 
Schil l ing aufgewendet. 

Die Land- und Forstwirtschaft ist hinsichtlich 
der Umweltbelastung sowohl Betroffener als auch 
Verursacher. Ihre Wichtigkeit in bezug auf die 
Umwelt kommt aber darin zum Ausdruck, daß 
rund 85 Prozent der österreichischen Gesamtflä­
che agrarisch genützt werden. 

Meine Damen und Herren! Diese 85 Prozent 
der Gesamtfläche sind aber auch gleichzeitig für 
die meisten nicht mit der Landwirtschaft verbun­
denen Menschen jener Erholungsraum, den sie 
zur Gänze für ihre Freizeitgestaltung zu nützen 
gedenken. 

Es ist selbstverständlich, daß dieser Freiraum 
gerade für die städtische Bevölkerung gepflegt 
und erhalten werden muß, und das tun die öster­
reichischen Bauern. Ein nachhaltiger und lei­
stungsfähiger Naturhaushalt ist die Vorausset­
zung für den dauerhaften Bestand der bäuerli­
chen Betriebe. 

Jahrhundertelang hat es die Bauernschaft ver­
standen, i n  einem Prozeß des Nehmens und Ge­
bens in der Natur, e inen gemeinsamen Bestand 
von Mensch  und Tier zu gewährleisten .  Der be­
sondere Leistungsdruck, der Zwang zur Produk­
tion , verbu nden mit erhöhter Technisierung ha­
ben so manchen bäuerlichen Betrieb an den Rand 
der industriellen Produktion gebracht. 

In Zukunft muß daher wieder vermehrt gegen 
den Artenschwund in den intensiv und oft einsei­
tig bewirtschafteten Landschaftsregionen entge­
gengewirkt werden. Das ganzheitliche Denken in 
der Landwirtschaft, Extensivierung der agrari­
schen Nutzung und vor allem eine Entlastung des 
Leistungsdrucks in der Landwirtschaft, sind daher 
e ine Angelegen heit, die die gesamte Bevölkerung 
Österreichs betreffen.  

Gerade wei l  alle daran tei lhaben wollen, muß 
man bei diesem wesentlichen Umdenkungspro­
zeß in der Landwirtschaft gesamtvolkswirtschaft­
l iche Betrachtungsweisen anstellen. Landwirt­
schaft und U mweltsch utz haben naturgemäß vie­
le überscheidende Bere iche, wie etwa Natur­
schutz, Landschaftspflege, Immission, Gewässer­
schutz und Abfallbeseitigung. 

In diesem Bericht werden auch die Waldschä­
den aufgezeigt. Zweifellos ist das Wohl des 
österreichischen Waldes ganz wesentlich vom 
Waldsterben und den damit verbundenen Maß­
nahmen begleitet. Ein Kritikpunkt scheint mir je-
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doch zu sein ,  daß dem Wald und Wild in n icht 
ausreichendem Ausmaße Rechnung getragen 
wird , haben wir doch im Bereich N iederösterreich 
- genauer gesagt im Bezirk Li l ienfeld - Wald­
schäden durch Wild, die, wie mir  ForstIeute be­
richteten, einer Waldzerstörung nahekommen. 

Meine seh r  geehrten Damen und Herren !  Das 
Thema Jagd ist in Österreich manc hmal tabu.  Ich 
selbst bin keine Jägerin, doch scheint es mir ange­
bracht zu sein ,  daß sich jene, die d iesem Vergnü­
gen frönen, in  gleicher Art und Weise in das Oko­
system einfügen, so wir das allgemein von den 
Landwirten und allen anderen Gesel lschaftsgrup­
pierungen fordern . 

Wi ldgerechte Waldbestände sind in der heuti­
gen Zeit Ehrensache. Manchen fehlt aber offen­
sichtlich in diesem Fall die notwendige Waldge­
sinnung. Die Verantwortung der einzelnen Be­
zirkshauptmannschaften in diesem Bereich liegt 
für uns alle klar auf der Hand. Es ist Aufgabe der 
Jagdbehörde, dafür zu sorgen, daß entsprechende 
Abschu ßpläne erstellt und vol lzogen werden. 

Wir können uns den Luxus erhöhter Wildbe­
stände in eier heutigen Zeit nicht mehr le isten, 
wei l  wir auch in  Verantwortung für später erfol­
gende Sanierungsmaßnahmen, die dann von al len  
getragen werden müssen, d ie  notwendige Ver­
nunft an den Tag legen sol len.  Gleichzeitig be­
kenne ich mich aber zu einem Wald mit Wild, 
jedoch in erträglichem Maße. 

Die Land- und Forstwirtschaft ist in Österreich 
überwiegend von bäuerlichen Klein- und Mittel­
betrieben geprägt. Viele Betriebe bieten Voraus­
setzung für d ie Gästebeherbergung. Die bäuerli­
chen Familien erfüllen als Gestalter und Erhalter 
einer funktionsfähigen Kulturlandschaft eine 
wichtige gesellschaftspolit ische Aufgabe. 

Das Prinzip der nachhaltigen Bewirtschaftung 
ist Gewähr dafür, daß in Zukunft die Erholungs­
und Freizeitansprüche der Bevölkerung und Gä­
ste erfüllt werden können. 

Die Entwicklung der Fremdenverkeh rswirt­
schaft hat insgesamt e in ige positive Effekte für 
den ländlichen Raum und somit auch für die 
Landwirtschaft, so zum Beispiel: Arbeit für die 
jungen Menschen speziell im Dienstleistungssek­
tor , eine bessere i nfrastrukturelle Ausstattung der 
Regionen, höhere Wertschöpfung in benachtei lig­
ten Gebieten und zusätzlicher Absatz von land­
wirtschaftlichen Produkten .  

Es soll aber auch nicht verhehlt werden, daß 
die Weiterentwicklung des Fremdenverkehrs zu 
negativen Auswirkungen speziell in  der Landwirt­
schaft führt. Insbesondere ist auch auf die flä­
chenhafte Zersiedelung der Kulturlandschaft 
durch  Fremdenverkehrseinrichtungen, irreversi-

b le Landschaftsschädigungen durch P istenplanie­
rungen und ähnliches mehr h inzuzuweisen. 

In  Österreich gibt es zirka 30 000 landwirt­
schaftliche Betriebe, die Fremdenzimmer vermie­
ten; das entspricht rund 1 0  Prozent der gesamten 
landwirtschaft l ichen Betriebe. I n  d iesem Bereich 
kommt vor allem den Bäuerinnen größte Bedeu­
tung zu. 

Die Vielfalt meines Heimatlandes Niederöster­
reich als größtem Agrarland Österreichs stellt für 
uns alle eine Herausforderung dar, der Land- und 
Forstwirtschaft den notwendigen Stellenwert ein­
zuräumen. (Beifall bei SPÖ und Ö VP. ) !0.43 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Nächster 
Redner ist Herr Bundesrat I ng.  Penz. 

10.43 

Bundesrat Ing. Johann Penz (ÖVP, Nieder­
österreich) :  Herr Präsident!  Herr Bundesmini­
ster! Mei ne sehr geehrten Damen und Herren! 
Für mich ist es immer e ine besondere Freude, 
Frau Bundesrat Markowitsch zuzuhören ,  weil sie 
in ihren Wortmeldungen nicht nur ein k lares Be­
kenntnis zur österreich ischen Land- und Forst­
wirtschaft abgibt, sondern wei l  sie auch die viel­
fältigen Aufgabenstel lungen, die heute der öster­
reichischen Land- und Forstwirtschaft zukom­
men, immer wieder zum Ausdruck b ringt. Ich 
danke Ihnen dafür auch a ls Direktor des Nieder­
österreichischen Bauernbundes. Ich hoffe, es 
schadet I hnen das, Frau Bundesrat Markowitsch, 
n icht in Ihrer Partei .  (Beifall bei Ö VP und SPÖ. ) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren!  Im 
Gegensatz zur Frau Bundesrätin Markowitsch hat 
Herr Kollege Farthofer gemeint, daß dieser Grü­
ne Bericht keine Zukunftsstrategien beinhalte. -
Ich meine, daß der Grüne Bericht, der auf eine 
Idee des heute bereits genannten Landwirtschafts­
minister Dipl . - Ing. Dr .  Hartmann zurückgeht,  
und zwar auf das Jahr 1 960, i n  einer großartigen 
Weitsicht i n  Form des Landwirtschaftsgesetzes 
artikul iert wurde. Bereits im Jahre 1 960 wurde 
der Landwirtschaft die Erhaltung der E rholungs­
und Kulturlandschaft zugeordnet. 

Herr Kollege Farthofer, ich darf Ihnen nur am 
Rande sagen ,  daß Sie im Grünen Bericht auf Sei­
te 1 22 und folgende sehr wo hl auch d ie Empfeh­
lungen und Förderungsschwerpunkte der 
§-7-Kommission finden,  die gesagt hat, und zwar 
aufgrund dieses Berichts, den buchführende 
Landwirte in ganz Österreich zusammengestellt 
haben: Es bedarf der einen oder anderen Förde­
r ungsmaßnahme, und diese Förderungsmaßnah­
men sind nicht nur im Grünen Bericht enthalten, 
sondern haben auch - ich glaube, darauf kommt 
es an, dafür müssen wir Bundesminister Dr. 
F ischler dankbar sein  - einen Niederschlag ge-
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funden i m  Budget 1 990. Herr Bunde�minister, 
herzlichen Dank dafür! (Beifall bei der 0 VP. ) 

Ich darf aber auch sagen, daß im Jahre 1 988, 
aufgrund der Buchführungsergebnisse und der 
Grünen Berichte neue Rahmenbedingungen ge­
schaffen wurden. Beispielsweise wurde das Land­
wirtschaftsgesetz 1 988 abgeändert , und es wurden 
die Ziele , die heute die Agrarpolitik zu vollziehen 
hat, um den ökologischen Schwerpunkt ergänzt, 
einem Schwerpunkt, den Vizekanzler Riegler da­
mals als Landwirtschaftsminister miteingebracht 
hat . Dabei ist es auch darum gegangen,  die be­
nachtei l igten Regionen in der Förderung mehr als 
b isher zu berücksichtigen. 

Im Jahre 1988 - ich glaube, Sie erinnern sich 
zurück an diese Debatten ,  die wir auch hier in 
diesem Saal geführt haben - wurden die Markt­
ordnungsgesetze novel liert. Dabei erfolgten i m  
I nteresse der österre ichischen Bauernschaft, aber 
auch im Interesse des österreichischen Ste uerzah­
lers und des österreichischen Konsumenten Ver­
besserungen. 

Da heute vom Herrn Kollegen Pomper die Fra­
ge aufgeworfen wurde, wo bleibt denn die Diffe­
renz vom Produzentenmilchpreis von 5 S zum 
Konsumentenmilchpreis von 1 1 ,50 S ,  darf ich ge­
rade an die Vertreter der Sozial istischen Parte i 
appell ieren: Es wäre sehr e infach, diese Differenz 
zu verringern, wenn auch Sie bereit wären, dem 
gestellten Produzentenmilchpreisantrag Rech­
nung zu tragen und ebenso den gestiegenen Pro ­
duktionskosten, d ie die Bauern j a  gehabt haben. 
(Zwischenruf des Bundesrates 5 c h a c h  I l  e r. ) 
Dann wäre die Differenz erstens verringert , und 
zweitens darf ich Ihnen auch sagen: Gerade Sie 
als Gewerkschaftsfunktionär, Herr Kol lege 
D rochter, müßten das wissen - ich b in aber ger­
ne bereit, Ihnen das zu erklären - ,  daß d iese 
Mi lchmarktordnung, daß diese Differenz, die 
heute besteht zwischen dem Produzentenmilch­
p re is und dem Konsumentenmilchpreis, natürlich 
auch dazu dient, den gewerkschaftlichen Lohn­
forderungen Rechnung zu tragen - und deren 
haben Sie ja eine Fül le immer wieder eingebracht , 
etwa in der Paritätischen Kommission oder auch 
im Mi lchwirtschaftsfonds. 

Woher sol len bitte die Molkereien d ie Löhne 
bezahlen? Von einem negativen Ergebnis sicher 
nicht! - Ich darf Ihnen auch sagen: Von den An­
tei len,  die die Bauern einbringen in  Form von 
Geschäftsanteilen, können Sie auch n icht verlan­
gen ,  daß die Lohnforderungen und Löh ne der Ar­
beiter in  den Molkere ibetrieben abgegolten wer­
den. 

Wir haben in diesem Marktordnungssystem 
und in diesem milchwirtschaftl ichen System auch 
ein klares Bekenntnis, daß es e inen Transportko­
stenausgleich gibt. Damit wird sichergestellt, daß 

al le Bauern in Österreich den gleichen Milchpreis 
bekom men. Wir haben den Produktausgleich, zu 
dem wir uns auch alle bekannt haben.  

In  diesem Zusammenhang darf ich vielleicht 
das Beispiel mit  der Butter anführen: Für e in Ki­
logramm Butter sind rund 25 Liter Milch not­
wendig. Man müßte daher alleine vom Rohstoff 
her 1 25 S aufwenden, um ein Kilogramm Butter 
erzeugen zu können. Sie al le wissen aber, daß wir 
im Geschäft die Butter . . .  (ZI-1-'ischenrllf des B un­
desrates S c h a c h n e r. ) 

Herr Kollege, wissen Sie bitte auch, daß die 
Magermilchverwertung eine der teuersten Ver­
wertungen ist. (Neuerlicher Z�vischenruf des B un­
desrates 5 c h a  c h n e r. ! Es bleiben sechs Liter, 
das ist vollkommen richtig. Von e inem Kilo­
gramm Butter b leiben sechs Liter Magermilch 
übrig, aber auch das, bitte, kostet in  der Verarbei ­
tung Geld. Da bleibt also nach wie  vor etwas 
übrig, aber zu Lasten der Produzenten,  das darf 
ich Ihnen auch sagen; daher haben wir einen hö­
heren Trinkmilchpreis. 

\Ileine sehr  geehrten Damen und Herren von 
der Sozialistischen Partei ,  Sie haben vergessen :  Es 
war Landwirtschaftsmin ister Riegler, der im Jah­
re 1 988 erstmals eine Senkung des Konsumenten­
milchpreises veranlaßt hat. Und es wird,  auch 
wenn d ie berechtigten Forderungen der Bauern 
hi nsichtlich Erhöhung des Produzentenmilch­
preises realisiert werden, auch im Jahre 1 990 zu 
einer Senkung des Konsumentenmilchpre ises 
kommen. Dazu hat sich Bundesminister Dr.  
FischleI' bekannt, und ich glaube , wir können ihm 
dafür  nur dankbar sein . 

Es wurde bei dieser Marktordnungsreform des 
Jahres 1 988 auch die öko-soziale Agrarpolit ik in 
diesem umfassenden Gesetzeswerk verankert. 

Heute wurde gesagt - so auch vom Herrn Kol­
legen Schwab - ,  die öko-soziale Agrarpolit ik 
greife nicht. - Ich meine , es gibt e ine Vielzahl 
von Be ispielen,  in denen die öko-soziale Agrarpo­
l it ik sehr deutlich auch im Interesse der Bauern 
zum Ausdruck gebracht wird, und zwar mit dem 
ei nfachen Sch lagwort: Meh r  Geld für die Bauern, 
wen iger Geld von den Bauern .  

Ein Beispiel, Herr Kollege Schwab , was Sie of­
fensichtlich auch nicht wissen. und zwar was die 
Milchproduktion an langt: Es war der damalige 
Landwirtschaftsminister Riegler. der den freiwil­
ligen L ieferverzicht eingeführt hat,  der auch in 
der Marktordnungsgesetz-Novelle 1 988 sei nen 
Niederschlag gefunden hat. D ie Bauern produ zie­
ren heute weniger Mi lch, die Bauern bekommen 
aber e inen besseren Milchpreis , und insgesamt er­
sparen sich die Bauern dadurch in Form von Ver­
wertungsbeiträgen rund 1 Mi ll iarde Sch i l l ing. 
( Zwischenruf des Bundesrates S c  h w a b.) 
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Herr Kollege Schwab, Sie haben auch behaup­
tet, daß die öko-soziale Agrarpol it ik zu Verteue­
rungen geführt hätte . Es gibt eine Düngemittel­
abgabe, eine Saatgutabgabe und einen Saatgut­
zwang. Herr Kollege Schwab, ich verstehe nicht. 
daß Sie sich als praktizierender Bauer gegen den 
Fortschr i tt wenden .  Jeder Bauer, der in Öster­
reich eine vernünft ige Ausbi ldung gemacht hat, 
weiß ,  daß er nur mit einem gesunden, mit einem 
guten Originalsaatgut entsprechende Erträge er­
wirtschaften kann,  u nd daß er auch zweitens mit 
d iesem Originalsaatgut in der Lage ist, entspre­
chende Qualität zu erzeugen , die wir eben brau­
chen, nicht nur im Inland, sondern auch für den 
Export . 

Heute wurde auch sehr viel davon gesprochen, 
daß wir ein agrarisches Handelsbilanzdefizit ha­
ben, und ich darf dazu einige wenige Sätze sagen. 
Auch Kollege Pom per und die Frau Bundesrätin 
Markowitsch haben davon gesprochen, daß das 
Verhältnis Import - Export n icht st immt. Ja, 
und das ist bedauerlich. Wir haben uns al le dazu 
bekannt, daß wir in Österreich n icht nur agrari­
sche Rohstoffe produzieren sol len, sondern daß 
wir seh r  woh l  in  die Veredelungsproduktion hin­
eingehen müssen,  daß wir aber b itte auch ande­
rerseits - ich darf Sie bitten ,  das n icht nur hier 
im Bundesrat zu sagen, sondern auch I hren Par­
teikollegen, nämlich dem Herrn F inanzminister 
Lacina und auch dem Herrn Gesundhe itsminister 
- fordern, und zwar seit dem Jahre 1 987, eine 
Lebensmittelkontro llverordnung, denn natürlich 
hat auch der österreichische Konsument ein An­
recht darauf, daß jene Lebensmittel, d ie aus dem 
Ausland zu uns kommen, den gleichen Qual itäts­
normen wie d ie österreichischen Produkte ent­
sprechen. Wir haben weiters auch immer wieder 
gesagt: Schaffen wir Schwerpunktzollämter. da­
mit verhindert werden kann,  daß eventuel l der 
eine oder andere Import durchgeführt wird, der 
nicht den Begleitpapieren entspricht; das so ll  es 
leider auch gegeben haben . Ich glaube,  daß mit 
d iesen Schwerpunktzollämtern auch das agrari­
sche Handelsbilanzdefizit reduziert werden könn­
te. Ich darf Sie bitten, daß Sie das auch ihrem 
zuständigen Ressortverantwortlichen beibringen. 
(Bundesrat S c  h a c h  n e r: Sie brauchen ihm 
nichts beizubringen! Er ist intelligent genug, um 
das selber zu überziehen!) Bisher haben Sie es 
nicht verstanden, Herr Kollege ! Und: Warum ist 
es dann  noch nicht erledigt worden, wenn die In­
telligenz vorhanden ist, Herr Kollege? (Bundesrat 
S c  h a c h  n e r: Weil zur gleichen Zeil die Bauern 
sagen: Mit diesen SchwerpunktzoLlämtern. wo wie­
der der .,grüne Riese " seine "schützende Hand" 
draufhält. werden die Bauern es noch schwerer ha­
ben!) 

Herr Kollege, ich habe absichtlich sti l l  gehalten, 
um Sie ausreden zu lassen, aber d ieser Zwischen­
ruf war a lles andere als qualifizie rt, denn was bit-

te, importiert heute der "grüne Riese"? Was im­
portiert der "grüne Riese"? Br ingen S ie Beispiele 
dafür !  (Bundesrat D r o c h  t e  r: Zum Beispiel 
Käse! Futtermittel! - Zwischenruf des Bundesra­
tes S c  h w a b.) Herr Kollege Schwab, die M ais­
saatgutabgabe. Sie sind doch ein praktizierender 
Bauer, und Sie wissen auch, daß gerade der Mais­
anbau eine enorme Expansion zu verzeichnen 
hatte. 

Wir haben i m  Jahre 1 950 etwa 40 000 Hektar 
Mais gehabt, auch in den sechziger Jahren eine 
Größenordnung von etwa 40 000 Hektar. Heute 
gibt es eine Körnermais-Fläche von mehr  als 
200 000 Hektar, und dazu kommt noch eine Flä­
che von etwa 1 00 000 Hektar an Si lomais. 

Sie alle wissen ,  daß die Maiserträge in den fünf­
ziger Jahren bei etwa 2 000 Kilogramm gelegen 
sind, daß wir heute Maiserträge haben von etwa 
8 000 Kilogramm im Durchsch nitt. Es gibt Ge­
biete mit Maiserträgen von 14 000 Kilogramm. 
Auch die Getreideprodu ktion i nsgesamt ist ange­
stiegen .  

Für d ie  Verwertung dieser Überschüsse, d ie wir  
in  Österreich haben, brauchen wir  enorme Gel­
der. Die Hälfte davon zahlen die Bauern, u nd 
zwar in Form der Verwertungsbeiträge, in Form 
der Düngemittelabgabe, in  Form der Maissaat­
gutabgabe, und die andere Hälfte zahlt der Steu­
erzahler. 

Ich darf Ihne n  sagen: Wir haben im Jahre 1 98 7  
etwa 4 , 7  Mill iarden Sch il l ing aufgewendet. (Zwi­
schenruf des Bundesrates S c  h w a b. ) Sie wissen 
ganz genau, daß Mais ein Hybridsaatgut ist , das 
der Bauer gar nicht erzeugen kann.  (Bundesrat 
S c h w a b: Für Mais gut 1 500 S auf den Tisch zu 
legen, ist viel.') 

Meine seh r  geehrten Damen und Herren!  Wir  
haben das Vie hwirtschaftsgesetz geändert, um 
auch den  ökologischen E rfordernissen, von denen 
Frau Bundesrätin Markowitsch gesprochen hat, 
Rechnung zu tragen . In Form der Bestandsober­
grenzen wurde eine Grenze gezogen .  

Wir haben i m  vergangenen Jahr  erstmals h ier  
über d ie  soziale Lage der  Bauern diskutiert, und 
wir können uns heute bei d ieser Gelegenheit freu­
en, daß es in Verhandlungen ge lungen ist, daß es 
dieser Regierungskoalition gelungen ist, wesent l i ­
che Verbesserungen im Bereich der Altersversor­
gung der Bauern zu erzielen. 

Wenn wir hören, daß es zu einer Verdoppe­
l ung, ja sogar zu einer Verdreifachung oder Ver­
vierfachung der Bauernpensionen ab 1 .  Jänner 
1 990 kommen wird, so m üssen wir sagen: Das ist 
ein großer Erfolg dieser Regierungskoalition,  und 
ich stehe nicht an,  als Bauernvertreter ein a uf-
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richtiges Danke für diese wesentliche Verbesse­
rung zu sagen .  

Meine seh r  geehrten Damen und Herren !  All 
diese Maßnahmen, von denen ich gesprochen 
habe, von denen ich gesagt habe, daß sie sehr 
woh l  im Grünen Bericht angeführt wurden ,  wo 
die Förderungspolitik anzusetzen hat, das hat, 
glaube ich, auch im Jahre 1 988 im Budget seinen 
Niederschlag gefunden. In einer Größenordnung 
von 2 ,3  Mil l iarden Schil l ing im Jahre 1 988 wurde 
das auf 3, 1 Mil l iarden aufgestockt, also insgesamt 
eine Aufstockung um 900 Mi l lionen Schi l l ing. Ich 
glaube, daß d ie öko-soziale Agrarpolitik und ins­
besondere die Förderung der Berg- und Grenz­
landbauern, von denen heute auch schon gespro­
chen wurde , einen wesentlichen Beitrag zur Ein­
kom mensverbesserung dargestel lt  hat. 

Aber wir sollen nicht nur die großen Dinge se­
hen, sondern wir sol lten auch dankbar sei n  jenen 
Ministern, nämlich Riegler und F isch ler, d ie ge­
sagt haben: Wir brauchen auch die k le inen Förde­
rungen, wir müssen jene Bauern, die innovativ 
sind, finanziell  unterstützen. 

Im Jahre 1 988 hat es ja  aus Bundesmitte ln eine 
Rei he von Direktförderungen gegeben, beispiels­
weise wurde die Heil- und Gewürzkräuterpro­
duktion gestartet, naturnahe Produktionsformen, 
der biologische Landbau, wo ja nach wie vor etwa 
3 Mi lliarden Schi l ling für Importe ausgegeben 
werden.  Es wurde eine Sojaröstproduktion er­
möglicht, insgesamt 45 Projekte, und wir sind 
dankbar dafür, daß dies ermöglicht wurde. 

Es wurde heute auch gesagt, daß in der Land­
wirtschaft sehr  viel Aktivkapital eingesetzt wird , 
und damit e inhergehend ist auch e ine Verschul­
dung innerhalb der Landwirtschaft verbunden. 

Meine sehr  geehrten Damen und Herren !  Wir 
haben auch im Rahmen dieser ökosozialen Agrar­
po litik gesagt: Es sol l  nicht nur das ökologische 
Moment eine Rolle spielen,  sondern es muß auch 
der ök0l"!p mische Faktor gleich berücksichtigt 
werden. Okonomisch he ißt auch, darüber nach­
zudenken, inwieweit Investitionen erforderlich 
sind , inwieweit  das rentabel ist. 

Es geht dabei nicht um Abhängigkeiten, son­
dern es geht um den jewei l igen Entscheidungs­
spielraum des einzelnen Bauern , und es geht um 
die jeweilige persönl iche Verantwortung des ein­
zelnen, der i nvestiert. Dafür ist jedoch keine Be­
ratung notwendig. 

Wenn Sie sich daran erinnern, Herr Kol lege 
Schwab: Die Freiheitlichen haben dafür m itge­
sti mmt, daß die Förderungsmittel für die Bera­
tung gestrichen wurden; 100 Mi llionen wurden 
zur Gänze gestrichen. (Zwischenruf bei der FPÖ. )  
Es  war das Verdienst von Landwirtschaftsmini-

ster Riegler, daß diese Beratungsmittel wieder zur 
Verfügung stehen. 

Wir brauchen in  Hinkunft eine intensivere, 
e ine qualifiziertere Beratung, um eben den Bau­
ern sagen zu können. welche Erfordernisse für 
die Zukunft notwendig sind. In diesem Zusam­
menhang war und ist es unser Ziel ,  nach wir vor 
d ie Maschinenringe zu fördern, den überbetrieb­
l ichen Maschineneinsatz, um eben die Kosten zu 
reduzieren. (Bundesrätin Dr. 5 c h m i d t: Die 
Kammern könnten die Bauern auch beraten, wenn 
sie schon eine Zwangsmitgliedschaft haben.') 

Frau Bundesrat Dr. Schmidt, daß Sie die 
Zwangsmitgliedschaft zur Debatte stellen, ist völ­
lig klar, denn das gehört ja zu Ihrem Programm, 
Ich darf Sie aber doch in diesem Zusammenhang 
daran erinnern, daß es kaum eine andere Institu­
tion gibt, die eine derart intensive persönliche Be­
ratung durchführt, wie das eben die N iederöster­
reich ische Landwirtschaftskammer beispielsweise 
tut. Diese hat im abgelaufenen Jahr mehr als 
700 000 persönliche Beratungen durchgeführt. 

Es geht uns, was die Masc hinenringe anlangt, 
n icht um eine zusätzliche Abhängigkeit, auch 
nicht bei den Genossenschaften . Sie verwechseln 
da immer zwei Dinge. (Bllndesrätin Dr. 
S c  h m i d t: Ich verwechsle nie etwas!) Jeder Bau­
er ,  der bei einer Genossenschaft ist, ist freiwi l l ig 
dabei. Er kann jederzeit von dort wieder austre­
ten, und er kann jederzeit einem Maschinenring 
beitreten und diese Gemeinschaft auch wieder 
verlassen .  

Ic h glaube aber - dieser Grüne Bericht zeigt 
das -. daß mit dem Umstieg auf Produktionsal­
ternativen eine Chance ermöglicht wurde, die uns 
in  den siebziger beziehungsweise in den achtziger 
Jahren verwehrt wurde, nämlich das Hineingehen 
in  die E iweißprodu ktion, das H ineingehen in die 
Ölproduktion und auch der E instieg in die Treib­
stoffproduktion. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren !  Ich 
meine, darin liegt d ie Zukunft der Landwirtschaft 
sch lechthin, daß es möglich sein  wird , Energie­
stoffe zu produzieren ,  die nicht nur die Bauern 
selbst verwenden,  sondern die anderen in unserer 
Gesellschaft zur Verfügung gestellt werden kön­
nen. 

Wir alle wissen, daß die Produ ktion von Rapsöl 
a ls Ersatz von Dieselkraftstoff nicht nur tech­
n isch möglich ist - technisch möglich in  Form 
von industriel ler Produktion ,  in Form der Ver­
wendung für die jeweil igen Traktoren - ,  sondern 
daß dieser Kraftstoff, den d ie Landwirtschaft er­
zeugt, auch umweltfreundlich ist, und daß das 
e ine geschlossene Kreislaufwirtschaft darstellt. 
Ich würde mich freuen, wen n  d iese Wege , d ie un­
ter einem Landwirtschaftsminister Dipl .- Ing. 
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Riegler zu gehen begonne n  wurden,  auch weiter­
geführt werden von einem Doktor Fischler . . . 
(Bundesrat F a  r t h o f e r: Schmidt hat der Mini­
ster geheißen. Herr Kollege.') 

Ich darf Ihnen sagen ,  daß Dr. Schmidt in der 
Frage der Energieproduktion überhaupt keinen 
Be itrag geleistet hat. (Bundesrat S c  h a c h n e  r: 
Das sage ich ihm aber!) Seien wir doch ehrlich: 
Der große D urchbruch in  der Landwirtschaft ist 
doch die Energ ieproduktion. Und das hat begon­
nen in Niederösterreich, i n  Asperhofen, bezie­
hungsweise in Oberösterre ich mit der Anlage in 
Aschach. Dieser Weg so ll  auch fortgesetzt wer­
den , damit die Bauern Österreichs eine gute Zu­
kunft haben - und dabei darf ich Sie um Ihre 
U nterstützung b itten.  (Bundesrat S c  h a c h  n e r: 
Die können Sie haben!> Deswegen stimmen auch 
wir von der ÖVP diesem Bericht, der die Erfolge 
in der Landwirtschaft aufzeigt, zu,  denn immer­
hin zeigt er E inkommenserhöhungen um 9 Pro­
zent  auf. - Danke. (Beifall bei der Ö VP. ) I J .()6 

Vize präside nt Walter Strutzenberger: Ich be­
grüße den im Hause erschienenen Herrn Bundes­
min ister Dr. Lichal (allgemeiner Beifall) und er­
teile ihm gleichzeitig das Wort. 

1 1 .07 
Bundesmi nister für Landesverteidigung Dr. 

Robert Lichal:  Herr Präsident! Meine seh r  geehr­
ten Damen und Herren !  Hoher Bundesrat! Be­
fürchten Sie nicht, daß ich jetzt in  der kurzen 
Zeit, in der ich Bundesminister F ischler vertrete, 
e in Landwirtschaftsexperte geworden bin, obwohl 
ich natürlich nach den Ausführungen des Herrn 
Bundesrates Penz um vieles gescheiter geworden 
bin. (Demonstrativer Beifall bei der SPÖ . )  Das 
war ja, meine ich, e in ganz exzellenter und fun­
dierter Beitrag. 

Warum ich mich aber jetzt zu Wort gemeldet 
habe, ist aufgrund der letzten Bemerkung des 
Herrn Bundesrates Penz bezüglich des sogenann­
ten Biodiesels. Ich habe mich deshalb zu Wort 
gemeldet, wei l  ich vor zwei Tagen - aus aktuel­
lem Anlaß - mit B undesminister Fischler in der 
Martinek-Kaserne in Baden, wo die Panzergrena­
dier-Division ihren Sitz hat, das Kommando und 
die Artillerieschule, die Übernahme und den Be­
ginn der Verwendung von Biodiesel im österrei­
chischen Bundesheer vorgestellt habe. (Beifall bei 
der Ö VP. ) 

Ich habe aus dem Fachvortrag, den dort die Ex­
perten des Landwirtschaftsministeri�.ms gehalten 
haben . . .  ( Zwischenruf bei der SPO. ) Auch, ist 
alles vielleicht in Zukunft möglich. - In Bälde 
wird das B undesheer die biofreundlichste und 
ökosozialste I nstitution sein, wobei ich heute 
noch nicht die Erfolgsmeldung erstatten kann, 
daß wir schon alle 1 4  000 Fahrzeuge auf Biodie­
sel umgerüstet haben,  sondern wir beginnen jetzt 

damit, aber wir wollen diesbezüglich vor keinem 
Fahrzeug haltmachen. (Ruf bei der SPÖ: A uch 
nicht beim Draken?) Wir wollen vor keinem halt­
machen,  wo diese Verwendung möglich  ist, ich 
betone das noch einmal .  Vielleicht werden wir so­
gar einen Panzermotor zur Verfügung stel len, um 
d iesen B iodiesel zu  testen. Denn eines - und 
jetzt ohne Spaß bitte -: Die Herabsetzung der 
Emissionen ,  Immissionen und Umweltgifte da­
durch ist beachtlich. Dieser B iodiesel ist ja eigent­
lich ungiftig geworden. 

Ich habe zum gleichen Zeitpunkt auch zehn 
"Golf" -Diesel mit dem normalen Dieseltreibstoff, 
mit Katalysatoren, übernommen, wo ebenfalls der 
Ausstoß der Schadstoffe um 96 Prozent reduziert 
werden konnte. Wenn das also möglich ist, daß 
man die Umweltbelastung durch die Verwendung 
eines neuen Treibstoffes oder durch die Verwen­
dung technischer E inrichtungen praktisch auf 
Nul l  setzen kann, so ist das schon für die gesamte 
Umwelt in Österreich von wesentl icher Bedeu­
tung. 

Da das B undesheer mit 1 4  000 Fahrzeugen der 
größte Fahrzeughalter Österre ichs ist, hat es 
schon einen Sinn,  wenn es dann 1 4  000 Fahr­
zeuge gibt, die umweltfreundlich fahren, das 
heißt, nahezu ohne Giftstoffe. 

Deshalb freue ich mich - B undesrat Penz hat 
das ja auc h  als wesentl ichen Beitrag für die öster­
reichische Landwirtschaft bezeichnet und Bun­
desminister Fischler hat das auch in Baden erklärt 
- ,  daß ich das dem Hohen B undesrat n unmehr 
mitteilen kann, und ich glaube, daß wir da auf 
dem richtigen Wege sind. - Danke. (Beifall bei 
der Ö VP. - Bundesrat K ö p f: Wie lange wird die 
Umstellung dauern ?) 

Herr Bundesrat, darf ich Ihre Frage gleich be­
antworten: Es bedarf das - das ist das Erfeul iche 
dabei - eigentlich keiner U mstellung der Tech­
nik des Motors . Ein Problem liegt lediglich noch 
an der Viskosität des Treibstoffes. Da muß noch 
weiter geforscht werden,  wie man die Verdickung 
der Flüssigkeit weiter herabsetzen kann. Hier 
l iegt noch ein Unterschied zwischen dem neuen 
Treibstoff und dem althergebrachten D ieseltreib­
stoff, und zwar von zirka 10 b is 1 2  Kältegraden .  

Jetzt ist d ie Viskosität noch bei minus 1 0  Grad 
gegeben ;  bei Übungen im Waldviertel müssen wir 
aber auf Werte von minus 20 b is 22 Grad, was die 
Viskosität anlangt, Bedacht nehmen. D iesbezüg­
lich sind Laborversuche im Gange, und zwar i m  
Einvernehmen mit dem U mweltamt i n  Wiesel­
burg - ich glaube, das heißt so, bitte, ich bin in 
Vertretung da, man wird mir  das verze ihen. Die­
ses Amt a lso und unser Amt für Wehrtechnik ver­
suchen, einen Zusatz zu finden ,  damit in  Zukunft 
d ie gleichen Voraussetzungen im H inblick auf 
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Kälte wie beim a lthergebrachten Dieseltre ibstoff 
gegeben sind. 

Wenn das gelöst ist - wir brauchen ja nicht 
umzusteigen, die Motoren zu verändern, sondern 
nur den Zusatz - ,  dann steht dem gar nichts 
mehr i m  Wege, daß wir eine generel le Verwen­
dung von Biodiesel vornehmen. Es ist ein Minus 
an Kraft leistung von zirka 6 Prozent zu verzeich­
nen, das ist aber eine Größe, die sicher vernach­
lässigbar ist. (Beifall bei der Ö VP und bei Bundes­
räten der SPÖ. J 1 I .12 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Ich be­
grüße den im Hause erschienenen Herrn Staatsse­
kretär Dr. Stummvoll .  (Allgemeiner Beifall.) 

Als nächster zu Wort gemeldet hat sich Herr 
Bundesrat Schac hner. Ich erteile ihm dieses. 

1 I . 12 
Bundesrat Adolf Schachner (SPÖ, Steier­

mark) : Herr Präsident! Herr Minister !  Herr 
Staatssekretär ! Meine sehr  verehrten Damen und 
Herren!  So erfreulich das Jahr 1988,  wie vorge­
legtem Bericht zu entnehmen ist, für die österrei­
chische Landwirtschaft insgesamt verlaufen ist. so 
sehr muß man doch differenzieren zwischen den 
. ,kleinen" Bauern in Ungu nstlage und den "gro­
ßen" Bauern in Gunstlage. 

Es wird in diesem Bericht natürlich nicht so 
ausführl ich differenziert, we il das Ganze den 
Blick ein wenig trübt, wenn man so e inen Ein­
heitsbrei anrichtet. Wenn a uch im Bericht her­
vorgehoben wird, daß gerade in alpinen Lagen 
1988 d ie E inkommensste igerung am ausgiebig­
sten war, so kann das doch n icht darüber hinweg­
täuschen, daß gerade diese Betriebe auch von ei­
ner sehr  viel niedrigeren Stufe aus gestartet sind 
als die großen Betriebe, die sich natürlicherweise 
in den Gunstlagen gebildet haben. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Wir 
dürfen aber auch nicht vergessen, daß sich gerade 
in d ieser Stunde und zu d ieser Zeit e in Ausschuß 
mit der Agrarbürokratie in  Österreich befaßt . Es 
ist b isher unwidersprochen geblieben, daß im 
Laufe der Zeit eine Mill iarde Schi l l ing angehäuft 
wurde, die in der Zeit ihres Vorhandenseins bei 
dem "grünen Riesen" , sprich Raiffe isenbank, si­
cherlich gut gearbeitet und dort Zinsen gebrac ht 
hat, aber es ist niemand in  der Lage, zu sagen, wo 
sich d iese 1 Mil liarde Schi l l ing derzeit befindet, 
ebenso wo Zinsen und Zinseszinsen dafür geblie­
ben sind. (Beifall bei der SPÖ. - Bundesrat 
H o L z i n  g e r: Wozu brauchen wir einen Untersll­
chungsausschuß, wenn es der Herr Schachner oh­
nehin schon weiß! Er ist ja so gescheit.') 

Lieber Herr Kollege, ich bin voll der Zuver­
sicht, daß dieser Ausschuß in der Lage sein wird, 
den Bodensatz der Agrarbü rokratie so nachhaltig 
aufzurühren, daß wir das Jahr 1990, wenn  wir da-

von unseren Kindern e inmal berichten, als das 
zweite markante Datum der Bauernbefreiung 
werden feiern können. (Beifall bei der SPÖ. J 

Ich bin auch voll Zuversicht, daß dieser Aus­
schuß den Durchblick bekommen und nicht nur 
die Praktiken in der M ilchwirtschaft durchleuch­
ten wird, sondern auch die Praktiken in der 
Fleischwirtschaft und in  der Getreidebewirtschaf­
tung. (Neuerlicher Beifall bei der SPÖ.) 

Und ich bin auch vol l  Zuversic ht, meine sehr 
verehrten Damen und Herren,  daß der Gesetzge­
ber - aus den Erkenntnissen des Ausschusses 
schöpfend - Maßnahmen treffen wird,  die eine 
direkte Achse Bauern - Konsumenten entstehen 
lassen werden. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren !  Es 
wird nicht nur sehr viel in einem sehr trüben 
Lichte dargestellt - nicht nur hier in diesem 
Hause - ,  sondern es wird auch versucht, e inen 
Schleier des Nebels beziehungsweise des Verges­
sens über die ganze Sache zu legen .  Es ist doch 
vollkommen berechtigt, wenn die Frage gestellt 
wird : Was bekommt der Bauer, was bezahlt der 
Konsument, u nd was gesc hieht mit d ieser gro ßen 
Differenz an Geld, die da dazwischen liegt? 

Bekanntl ich bezahlt  in der B undesrepubl ik 
Deutschland der Konsument weniger für das Pro­
dukt. der Bauer bekommt aber mehr dafür, und 
das bei einem Betrieb, der sich dort in einer meist 
günstigeren Lage befindet, als das bei denen der 
österreichischen Bauern der Fall ist, wo die Natur 
das eben so mit sich gebracht hat. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren!  Kol­
lege Ing. Penz sagte, es sei unbestr itten, daß man 
mehr in  die Fertigprodu ktion gehen müsse, meh­
rere Verarbeitungsschritte müsse es geben und 
nicht den behandelten Rohstoff wieder weiterzu­
verkaufen - ü ber Raiffeisen, wie ich nebenbei 
anmerke. Ja, Herr Kol lege, das ist vollkommen 
richtig, aber schauen Sie doch einmal den M ilch­
wirtschaftsfonds an! Wenn man etwas Neues pro­
duzieren will ,  muß man dafür eine Vorinvestition 
erbringen, muß man Verarbeitungsanlagen kau­
fe n.  (Bundesrat K ö s t I e r: Das gehört doch der 
Vergangenheit an, Herr Kollege.') Ja wie viele An­
träge hat es gegeben, die zwei ,  drei und auch vier 
Jahre lang verschleppt worden s ind ! Manche In­
vestitionsanträge wurden vom M i lchwirtschafts­
fonds überhaupt n icht behandelt, sodaß ein Be­
trieb , der bereit gewesen wäre, aus eigenen Mit­
teln beziehungsweise unterstützt, etwas zu tun, 
um die Verarbeitungstiefe zu intensivieren,  das 
doch überhaupt nicht konnte. Oder hätten die 
Bauern das alles händisch machen sollen, wo heu­
te überall rentabel produziert werden muß und 
daher überall Maschinen, Roboter ,  Verpack ungs­
automaten et cetera eingesetzt werden müssen, 
wobei I nvestitionen vom Milchwirtschaftsfonds 
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verschleppt beziehungsweise überhaupt nicht ge­
stattet wurden. 

Kol lege Penz hat hier auch das Klagel ied vom 
Bauern gesungen und hat gesagt, daß i m  Durch­
schn itt 25 Liter Milch aufgewendet werden m üs­
sen, um ein Kilogramm Butter erzeugen zu kön­
nen. Sie verzeihen mir jetzt eine klei ne Ungenau­
igkeit: Ich setze Liter mit Ki logramm gleich, denn 
dann ist das leichter zu rechnen, obwohl  ich weiß ,  
daß es  da  e in paar Prozent Differenz gibt. Also: 
Ein Kilogramm Butter entsteht aus 25 Ki lo 
Milch; da ble iben noch 24 Kilo übrig . Davon sind 
sechs Kilo Magermilch , wie Kollege Penz h ier  
ausgeführt hat; dann bleiben also noch 1 8  K i lo 
übrig. Verdam pfen die, lösen sich diese in Luft 
auf? Was passiert damit? Oder gewin nt man viel­
leicht ein Futtermittel ,  das bei der Schweinezucht 
sehr gut einzusetzen ist? Oder gewinnt man dar­
aus viel leicht einen Rohstoff, der für die Herstel ­
lung von E rfrischungsgetränken sehr gut  geeignet 
ist? Jeder von uns kennt "Latella" , jeder von u ns 
weiß ,  daß Spülmittel et cetera aus Molke herge­
stellt werden. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren !  Ich 
bin schon dafür, d ie triste S ituation, i n  der sich 
die Bauern mitunter befinden, aufzuzeigen , aber 
dann m u ß  man auch die ganze Kette - von A 
bis Z - zu Ende führen und darf nicht, wenn 
man den Verbleib von sieben von 25  Kilogramm 
Milch aufgek lärt hat , den Verbleib der restlichen 
18 Kilo verschweigen.  

Meine sehr verehrten Damen und Herren !  
Zum Schluß kommend möchte i ch  folgendes 
ganz dezidiert festhalten: Es war und ist ein An­
l iegen der Sozial istischen Partei, in Österre ich ei­
nen freien,  lebensfähigen Bauernstand zu erhal­
ten beziehungsweise herbeizuführen (Beifall bei 
der SPÖ ) ,  denn - so eigennützig sind wir auch,  
das gebe ich unumwunden zu - wir betrachten 
den Bauern nicht nur als den Produzenten von 
Überschußgütern, der er ja  heute auch ist, wofür 
er aber n ichts kann ,  sondern wir betrachten ins­
besondere den Bergbauer n  in Ungunstlagen als 
Landschaftsgärtner, und dafür brauchen wir ihn  
sehr  notwendig. Denn wenn der Bauer seinen Be­
trieb nicht mehr  bewirtschaftet, we il er anderswo 
mit gleichem beziehungsweise mit weniger Auf­
wand an Arbeit und mit weniger Kapitaleinsatz 
mehr erlösen kann, wenn er also abwandert von 
seinem Betrieb,  dann verfällt dieser; dann verfäl lt 
das Haus, dann verfällt der Stall ,  dann wird der 
Wald nicht mehr gepflegt, und es werden die 
Wiesen n icht mehr gepflegt. 

Was dabei herauskommen kann ,  das haben wir  
ja nach einigen U nwetterkatastrophen der ver­
gangenen Jahre gesehen.  Da sind wir dann plötz­
l ich  draufgekommen: Der Bannwald wird nicht 
mehr gepflegt. Ja wer ist denn e igentl ich zustän­
dig für den Bannwald? - Der Bauer, dem er ge-

hört; der ist aber abgewandert. Es ist n iemand 
mehr da, der d iese Pflege durchführt. Auch aus 
diesem Grunde, weil der Bergbauer auch Land­
schaftspfleger ist, muß dieser mehr gefördert wer­
den. 

Meine sehr  verehrten Damen und Herren !  Es 
sind e inige Schritte auf dem Weg in  diese Rich­
tung gegangen worden,  es sind aber noch zu weni­
ge Schritte gesetzt worden. Ich würde alle Verant­
wortl ichen b itten,  den Schwerpunkt der F örde­
rungstätigkeit im neuen Förderungskonzept, das 
Herr Landwirtschaftsmin ister F ischler angekün­
digt hat, darauf zu legen,  daß die Direktförderung 
speziel l  für jene Bauern, die kleine Betriebe ha­
ben ,  die sich in  Ungunstlagen befinden, kurzum 
also d it:o Bergbauern , ausgebaut wird. (Beifall bei 
der SPO.) l l .24 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Zum 
Wort gemeldet hat sich Herr Bundesrat 
Ing. Penz. Ich erte i le es ihm.  

t u,J 

Bundesrat Ing. Johann Penz (ÖVP, N ieder­
österreich) : Herr Präsident! Herr Bundesm ini­
ster !  Herr Staatssekretär !  Meine sehr geehrten 
Damen und Herren ! Ich b in  vollkommen einer 
Auffassung mit meinem Vorredner, wenn es dar­
um geht, die Bergbauernförderungen noch zu er­
höhen ,  auszubauen. Ich glaube, daß dieser Forde­
rung auch in den vergangenen zwei Jahren in ei­
nem besonderen Ausmaß Rechnung getragen 
wu rde, n icht nur  auf B undesebene, sondern auch 
die Länder haben in ih rem Verantwortungsbe­
reich das Ihre dazu beigetragen und Erhöhungen 
bei den Direktzahlungen ermöglicht. 

Herr Kollege Schachner! Sie haben heute vom 
Milchwirtschaftsfonds gesprochen, und ich be­
daure, heute doch feststellen zu müssen, daß Sie 
Ihren Kollegen ,  die als Vertreter des Gewerk­
schaftsbundes, als Vertreter der Arbeiterkammer 
im Milchwirtschaftsfonds sitzen,  n icht nur ein 
schlechtes, sondern das denkbar schlechteste 
Zeugnis ausgestellt haben,  daß d iese Leute, die 
se itens der SPÖ dort hineingesandt wurden ,  nicht 
qualifiziert waren. (Beifall bei der Ö VP. - Bun­
desrat S c  h a c h  n e  r: Herr Kollege, Sie irren.' Ich 
habe gesagt, die Gesetze, die beschlossen wurden, 
waren schlecht!) 

Herr Kollege Schac hner! Es ist se it dem Jahre 
1 976, seit der Änderung der Marktordnung, so , 
daß Vertreter der Arbeiterkammer und Vertreter 
des Gewerkschaftsbundes genau das gleiche Mit­
spracherecht haben wie die Vertreter der Bundes­
wirtschaftskammer und der P räsidentenkonfe­
ren z  der Landwirtschaftskammern. (Bundesrat 
S c  h a c h  n e r: Herr Kollege, ich habe gesagt. die 
Gesetze sind schlecht!) 
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Es wurde auch im Jahre 1 976 neu eingeführt, 
daß jene Beschlüsse, d ie in  diesen Marktord­
nungsgremien zu fassen sind, mit einer Vierfünf­
telmehrheit beschlossen werden müssen,  das 
heißt, daß sie de facto einstimmig gefaßt werden 
müssen.  

Wie oft haben denn Ihre Vertreter, der Arbei­
terkammer und des Gewerkschaftsbundes. Be­
sch lüsse blockiert? W ie oft sind denn Anträge, die 
von den Molkereien gekommen sind, auch was 
die Ausweitung der Produktpalette betrifft, von 
den Vertretern der Arbeiterkam mer und des Ge­
werkschaftsbundes - das bedauern wir, heute 
feststellen zu müssen - blockiert worden? Diese 
Entscheidungen wurden doch verzögert! ( Zwi­
schenruf des Bundesrates S c h a c h  n e  r. ) 

Herr Kol lege Schachner. ich darf Ihnen aber 
auch noch sagen, daß dieses Gesetz, das 1 976 be­
schlossen wurde, ein Diktat der Sozialistischen 
Partei in einer Alleinregierung war (Bundesral 
S c  h a c h  n e r: Mit Zweidriuelmehrheit.') , und 
daß es - Gott sei Dank !  - möglich war, mit 
völ l ig anderen Personen in  den Jahren 1 986/87 
aufgrund dieses Regieru�gsübereinkommens fest­
zuhalten, daß wir eine Anderung bei der Markt­
ordnung brauchen; ebenso auch eine wesentliche 
Änderung in der Mi lchmarktordnung. 

Es wurde 1 988 genau das, was Sie heute gefor­
dert haben, in dieses Marktordnungsgesetz einge­
baut und dem Rechnung getragen:  Es ist se it dem 
Jahr 1 988 möglich, daß die Molkereien ihre Inve­
stitionen in Eigenverantwortung tragen, bisher in 
einer Größenordnung ab 5 Mi ll ionen, ab 1 .  Jän­
ner 1 990 wird das überhaupt frei se in ,  sodaß die 
Molkereien investieren können, was sie wollen. 

Zweitens wird es möglich sein, daß wir den so­
genannten Ausgleich bei der Trinkmilchversor­
gung nicht mehr haben,  daß die Dispositionsfrei­
heit eingeführt wird . (Bundesrat S c  h a c h  n e r: 
Vorher gab es nur Zwang.') Haben Sie vergessen, 
daß das schon per l .  Juni  1 988 e ingeführt wurde 
und daß es nur mehr D ispositionsmöglichkeit 
gibt, wenn die Frischmi lchversorgung gefährdet 
ist? Das wird auch  noch weiter ausgebaut werden. 

Ich meine, das sind doch wesentliche Änderun­
gen ,  die bereits im Marktordnungsgesetz ihren 
N iederschlag gefunden haben, und zwar - das 
betone ich immer wieder ,  und Sie werden das von 
mir nie anders gehört haben - n icht nur im In­
teresse der Bauern al lein, sondern auch im Inter­
esse der Konsumenten, die unsere Zielgruppe 
sind, mit denen wir i ntensiv zusammenarbeiten 
müssen. (Bundesral S c  h a c h  n e r: Herr Kollege , 
mir tut nur leid, daß Sie das bis 1988 blockiert 
haben!) 

Herr Kollege Schachner, ich darf Ihnen ab­
schl ießend auch noch sagen ,  daß es erst ab dem 

Jahre 1 985 möglich war. im Milchwirtschafts­
fonds Beträge anzusammeln, zu einer Zeit also, in  
der  die Sozial istische Partei und die Fre iheitliche 
Partei die politische Verantwortung in Österreich 
getragen haben,  und daß im Milchwirtschafts­
fonds, wo nach dem alten System die Molkereien 
- ich glaube, Sie haben das alte System nicht 
verstanden gehabt - insgesamt ihre Erträgnisse 
an den Milchwirtschaftsfonds abgel iefert haben 
( Bundesrat S c  h a c h  n e r: Zu teuer war das im 
Vergleich zum Ausland.') und dann ein betriebsin­
dividuelles Abrechnungssystem nach den jewei l i ­
gen Kosten,  den jeweiligen Molkereien Zusch üsse 
gegeben wurden, u nd das gehört der Vergangen­
heit an .  Aufgrund d ieser betriebsindividuellen 
Abrechnung sind . . . (Bundesrat S c  h a c h  n e r: 
Nach behaupteten Kosten.') Natürl ich aufgrund 
behaupteter Kosten !  Herr Kollege Schachner, ge­
hen Sie noch einmal zu Ihre n  Vertretern in Ge­
werkschaftsbund und Arbeiterkammer, kritisie­
ren Sie diese Leute, d ie auch diese Form ermög­
licht haben .  (Beifall bei der Ö VP. - Bundesrat 
S c  h Cl c h n e  r: Wo ist die Milliarde?) 

Die Mi l l iarde ist vorhanden , Herr Kollege, das 
hat auch der Rechnungshof festgestellt. Der 
Rec hnungshof hat erstmalig festgestel lt ,  daß et­
was ein "Skandal" ist, obwoh l  das Geld vorhan­
den und n icht verschwunden ist. (Beifall bei der 
Ö VP. ) Bitte, diese Gelder sind ja da, und ich darf 
Ihnen auch sagen, daß halt manche Beamte des 
Rechnungshofes nicht in der Lage sind, Kassenbe­
stände zu defin ieren.  Daher bezweifle ich auch so 
manche Qualifi kation des e inen oder anderen 
Kontrol lorgans des Rechnungshofes. 

Diese Gelder sind vorhanden, es ist auch ausge­
wiesen. wo und zu welchen Konditionen sie ver­
an lagt sind. Ich hoffe nur, daß auch das Finanz­
min ister ium jene Beiträge, die die Bauern in 
Form des Absatzförderungsbeitrages leisten, i n  
entsprechender Weise veranlagt und verzinst hat. 

Wir können uns aber freuen, meine seh r  geehr­
ten Dame n und Herren, daß mit dem E intritt der 
Österreichischen Volkspartei i n  diese Regierung 
im Jahre 1 988 eine Änderung der Marktordnung 
herbeigeführt wurde, wo al l  d iesen - das sage ich 
auch ganz offen - berechtigten Kritikpunkten 
ein Ende gesetzt wurde, wo wir eine neue Ent­
wicklung e ingeleitet haben, und zwar im Interesse 
der Bauern, im Interesse der Molkereiarbeiter 
und auch im Interesse der Konsumenten.  (Beifall 
bei der Ö VP. - Bundesrat S c h a c h n e r: Und 
die Dienstreisen nach Auslralien ?) 1l .30 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Weitere 
Wortmeldungen l iegen nicht vor. 

Wünscht noch jemand das Wort? - Es ist dies 
n icht der Fall .  

Die Debatte ist gesch lossen .  
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Wird vom Herrn Berichterstatter ein Schluß­
wort gewünscht? - Das ist auch n icht der Fall . 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Bei der A b s t i m  m u n g wird der Bericht 
über die Lage der österreichischen Landwirtschaft 
1 988 mit Stimmenmehrheit zur K e n n t n i s ge­
nommen. 

2. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
28. November 1989 betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das Bundeshaushaltsgesetz geändert 
wird (BHG-Novelle 1 989) (282/A-II-8801 und 
l l l 1/NR sowie 3759/BR der Beilagen) 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Wir ge­
langen nun zum 2. Punkt der Tagesordnung: Be­
sch luß des Nationalrates vom 28. November 1 989 
betreffend ein Bundesgesetz, mit  dem das Bun­
deshaushaltsgesetz geändert wird (BHG-Novelle 
1 989). 

Die Berichterstattung hat Herr Bundesrat Geb­
hard Arbeiter übernommen. Ich bitte ihn  um den 
Bericht. 

Berichterstatter Gebhard Arbeiter: Sehr geehr­
ter Herr Präsident ! Herr Bundesminister !  Herr 
Staatssekretär !  Werte Damen und Herren! Die 
bisherigen Erfahrungen be i der Vol lziehung des 
§ 26 "Stellenplan" haben gezeigt, daß die darin 
normierten Vorgaben der sehr unterschiedlichen 
Organisations- und Aufgabenstruktur der Bun­
desverwaltung nur schwer gerecht werden kön­
nen.  Ein weiteres wesentliches Erfordernis der 
NovelIierung ist darin begründet, daß Währungs­
tauschverträge ("Swaps") im Rah men der F inanz­
schuldengebarung in  den letzten Jahren zuneh­
mend an Bedeutung gewonnen haben,  eine ad­
äquate Regelung der Veranschlagung und Ver­
rechnung der Einnahmen und Ausgaben be i sol­
chen Verträgen jedoch erst getroffen werden 
muß. 

M it dem vorliegenden Beschluß  des National­
rates so llen die dafür entsprechenden gesetzli­
chen Voraussetzungen geschaffen werden .  Insbe­
sondere sol l  eine neuformulierte Gliederung des 
Stellenp lans festgelegt werden ,  die lediglich als 
standardisierte Mindestform des jährlichen Stel­
lenplans verstanden wissen sei n  will, jedoch die 
Möglichkeit eröffnet, den Stel lenplan den sich 
ständig wechselnden Gegebenheiten der Perso­
nalverwaltung leichter anzupassen. 

Weiters soll sichergestel lt werden, daß d ie Ein­
nahmen u nd Ausgaben aus Währungstauschver­
trägen u nter eigenen Voransch lagsansätzen zu 
veranschlagen sind. 

Darüber h inaus sollen mit dem näml ic hen Be­
schluß,  wo d ies aufgrund von Änderungen der 
Rechtslage in anderen Rechtsbereichen oder we-

gen Auslegungsschwierigkeiten erforderlich er­
scheint, auch einige Bestimmungen berichtigt be­
ziehungsweise präzisiert werden .  

Der F inanzausschuß  hat d ie gege nständliche 
Vorlage i n  seiner Sitzung vom 5. Dezember 1 989 
in Verhandlung genommen u nd mehrstimmig be­
schlossen ,  dem Hohen Hause zu empfehlen, kei­
nen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stel lt der Finanz­
ausschuß somit den A n  t r a g, der Bundesrat 
wolle beschl ießen: 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
28. November 1 989 betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das Bundeshaushaltsgesetz geä ndert wird 
(BHG-Novelle 1989) , wird kein Einspruch erho­
ben. 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Wir ge­
hen in die Debatte ein.  

Zum Wort gemeldet hat sich Herr B undesrat 
Dr. Schambeck. Ich ertei le ihm dieses. 

1 l .3.J 
Bundesrat Dr. Herbert Schambeck (ÖVP, Nie­

derösterreich) :  Herr Präsident! Herr Staatssek re­
tär !  Meine sehr verehrten Damen u nd Herren !  
Hoher Bundesrat! Seit der großen Haushalts­
rechts-Novelle des Jahres 1 986, die das österrei­
chische Budgetrecht auf eine grundlegend neue 
Basis gestellt hat, wurden die einfachgesetzlichen 
Bestimmungen des Haushaltsrechtes - zählt man 
die Druckfehlerberichtigungen dazu - bereits 
fünfmal novell iert. 

Das spricht für d ie Bedeutung des Haushalts­
rechtes und vor al lem für die grundlegende Be­
deutung des Budgets sowohl für die Hoheitsver­
waltung als auch für die Privatwirtschaftsverwal­
tung. Der Bundesrat selbst hat - zum U nter­
schied vom Nationalrat - kein Budgetbewil l i ­
gungsrecht, wir haben aber die Möglichkeit, uns 
bei einem derartigen Anlaß mit dem Haushalts­
recht zu beschäftigen. 

Bereits 1986, anläßl ich der Behandlung der 
Neukodifikation des Haushaltsrechts habe ich mir 
gestattet, mich mit einigen grundlegenden Pro­
blemen des österreichischen Budgetrechtes aus­
einanderzusetzen,  und das möchte ich auch heute 
aus der Sicht des Staatsrechtes tun.  

Heute l iegt uns nämlich in  verdienstvoller Wei­
se - ich möchte das betonen, Herr Staatssek re­
tär, und ich darf auch sagen :  Herr Altbundesrat 
- die sechste Novelle vor, mit der zum vierten 
Mal eine Änderung in der Sache erfo lgen sol l .  Sie 
beinhaltet zwei Schwerpunkte, was bereits aus 
den Ausführungen des Herrn Berichterstatters 
deutlich wurde. Zum einen verankert sie die soge­
nannten Währungstauschverträge oder "Swaps" 
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im Haushaltsrecht und versucht, ihnen eine sach­
gerechte gesetzliche Regelung zu geben, zum an­
deren berücksichtigt sie die Schwierigkeiten, die 
in  einzelnen Bereichen der Verwaltung bei der 
Vollziehung des Stellenplanes aufgetreten sind. 

Schließl ich werden im Zuge dieser Novelle 
auch noc h  diverse Anpassungen vorgenommen, 
die wegen Änderungen in anderen Rechtsbere i­
chen oder aus sonstigen Gründen erforderl ich 
wurden. - Auch wir vom Bundesrat haben im 
Rahmen unserer Geschäftsordnungsreform dazu 
einen Beitrag gele istet. 

Meine Damen und Herren! Vorerst möchte ich 
auf die vorl iegende Einführung von Best immun­
gen über Wäh rungstauschverträge in das Bundes­
haushaltsgesetz eingehen. Sie haben - so berich­
ten die d iesbezüglichen beachtenswerten Erläute­
rungen zum Init iativantrag - in den letzten Jah­
ren zunehmend an Bedeutung gewonnen, ohne 
daß eine adäquate Regelung über die Veranschla­
gung und Verrechnung der Einnahmen und Aus­
gaben bei solchen Verträgen zur Verfügung 
stand. 

Unter Währungstauschverträgen verstehen die 
Materialien zur Novelle Verträge - ich zitiere 
wörtlich - ,  "die abgeschlossen werden .  um Zins­
und/oder Kapitalbeträge zum Zweck der Erzie­
lung eines komperativen Kostenvorteils auszutau­
schen" . 

Die F inanzwissenschaften unterscheiden im 
gro ßen und ganzen zwei und - wenn man will -
auch eine dr itte Art von so lchen Geschäften .  
nämlich die Devisen-Swaps, zweitens den Zins­
Swaps und drittens den Liquiditäts-Swaps. 

Obwohl es hier nicht möglich ist, die äußerst 
komplizierte Struktur der Währungstauschverträ­
ge im einzelnen zu erörtern, scheint es aber doch 
angebracht zu se in, kurz auf die Konstruktion 
und Problematik dieser Verträge hinzuweisen. 

Voraussetzung des Swaps ist immer das Vo rlie­
gen zweier Partner mit bestimmten Finanzie­
rungswünschen. Jeder von den beiden muß auf­
grund seiner geschäftlichen Position in der Lage 
sein,  den Bedarf des jeweiligen anderen Partners 
zu günstigeren Konditionen zu decken als d ieser 
selbst. 

Wenn es ihnen nun gel ingt, einen Währungs­
tauschvertrag einzugehen , in dessen Rahmen je­
der Partner verpflichtet wird, den Finanzierungs­
bedarf des anderen zu dem ihm zur Verfügung 
stehenden günstigeren Bedingungen zu decken, 
besteht d ie Möglichkeit, daß beide vom abge­
schlossenen Geschäft profitieren und ihren Fi­
nanzierungswunsch günstiger befriedigen können 
als bei al leinigem Vorgehen. 

So kann es zum Beispiel vorkommen, daß der 
Partner A einen bestimmten Schil l ingbetrag be­
nötigt, für einen Schi l l ingkredit jedoch höhere 
Zinsen zu zahlen hätte als der Partner B. D ieser 
wiederum braucht eine bestimmte Dollarsumme, 
die A zu günstigeren Konditionen aufnehmen 
könnte als er selbst. Wen n  nun A die von B nach­
gefragte Dollarsumme beschafft, B hingegen die 
von A benötigte Menge an Schi l l ing aufnimmt 
und sie d ie k reditierten Beträge untereinander 
austauschen, können beide ihren F inanzierungs­
bedarf zu einem niedrigeren Zinssatz decken, als 
d ies ohne abgeschlossenen Tauschvertrag mögl ic h 
wäre. Jeder von beiden kommt jewei ls in den Ge­
nuß der günstigeren F inanzierungskondit ionen 
des anderen. Damit stellt das Währungstauschge­
schäft letztl ich für beide Partner einen Vorteil 
dar. 

Natürl ich sind derartige Währungstauschge­
schäfte in versch iedenen Varianten und mit un­
terschiedlichen Kombinationen denkbar. Je nach 
der gewählten Gestaltu ngsart differieren auch die 
Risken im Hinblick auf den Ausfal l  der Zinszah­
lungen und der noch n icht geti lgten Beträge so­
wie hinsichtlich der Kursparitäten .  

Ursprünglich bedienten sich nur  die Banken 
dieses innovat iven Finanzierungsinstruments. um 
gegenseitig relative Finanzierungs- und Kosten­
vorteile zu erzielen. Allmählich beteil igten sich 
jedoch auch U nternehmungen und später sogar 
Staaten an derartigen Finanzierungsgeschäften .  
Auch d ie Republik Österreich - in concreto der 
Bund - hat sich dieser Entwicklung nicht ver­
schlossen und schon unter der Geltung der alten 
Rechtslage ohne spezifische Erfassung durch das 
Bundesfinanzgesetz gewisse "Swap" -Geschäfte 
entwickelt. 

Da es bisher an einer besonderen gesetzlichen 
Grundlage für Währungstauschverträge fehlte, 
wurden - abgesehen von der Verbuchung der 
Kreditaufnahme, die dem Währungstauschge­
schäft jeweils vorangeht als Finanzschuld - le­
diglich die endgültigen Auswirkungen des Swaps 
für den Bundeshaushalt in den Voranschlag und 
in d ie Staatsrechnung aufgenommen. Diese Vor­
gangsweise stel lt  jedoch einen Verstoß gegen das 
dem Haushaltsrecht zugrunde l iegenden Pr inzips 
des Bruttobudgets dar. 

D ie vorliegende Novelle des Bundeshaushalts­
gesetzes versucht nun, d ie butgetrechtliche Be­
handlung der Swaps in Übereinst immung zu den 
Budgetprinzipien zu bringen, was verdienstvoll 
ist. 

Im einzelnen sieht die Bundeshaushaltsgesetz­
Novelle für Währungstauschverträge folgende 
Regelungen vor:  
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§ 65 Abs. 1 BHG in der neuen Fassung stellt 
zunächst klar, daß es sich bei den Verbindlichkei­
ten aus Währungstauschverträgen n icht um Fi­
nanzschulden im Sinne des Haushaltsrechts han­
delt, da sie - wie die Erläuterungen meinen -
im Gegensatz zu den Finanzschulden n icht dar­
auf abzielen, dem Bund die Verfügungsrnacht 
über Geld zu verschaffen und daher weder ihrer 
Rechtsnatur nach noch i hrer wirtschaftl ichen Be­
deutung als Finanzschulden zu werten sind. 

Allerdings werden die Swaps von der BHG-No­
velle im übrigen im großen und ganzen denselben 
haushaltsrechtlichen Anordn ungen u nterworfen 
wie die Finanzschulden.  So müssen Einnahmen 
und Ausgaben aus Währungstauschverträgen -
wie Finanzschu lden - dem Bruttoprinzip ent­
sprechend im Ausgleichshaushalt und nicht im 
allgemeinen Haushalt veransch lagt werden, und 
zwar gemäß § 2 1  Abs. 2 Ziffer 1 lit. g und Ziffer 1 
lit. i unter eigenen Voranschlagsansätzen. Glei­
chermaßen gilt die durch d ie BHG-Novelle 1 987  
für d ie  Prolongation und Konversion von Finanz­
schuiden eingeführte E rleichterung, nämlich daß 
eine Veransch lagung d ieser Akten unterbleiben 
kann, auch für Swaps, jedoch hat der B undesmi­
nister für F inanzen über die Prolongierung und 
Konvertierung von Währungstauschverträgen so­
wie auch über das Eingehen eines solchen Ge­
schäftes dem Haushaltsausschuß des Nationalra­
tes gemäß § 65 Abs. 5 BHG zu berichten. E ine 
Regelu ng, die wiederum den Best immungen über 
die Behandlung von Finanzschulden entspricht. 

Hoher Bu ndesrat ! Die Erfassung der Swaps 
weicht nur in einem einzigen Punkt vom Regime, 
das das Bundeshaushaltsgesetz für Finanzschul­
den bereithält, ab: Während § 65 Abs.  1 BHG an­
ordnet , daß Finanzschulden vom B undesminister 
für Finanzen nur  nach Ma ßgabe der h ierfür im 
Bundesfinanzgesetz oder in e inem besonderen 
Bundesgesetz im Sinne des Art ikels 42 Abs. 5 
Bundes-Verfassungsgesetz enthaltenen Ermächti­
gungen eingegangen, prolongiert oder konvertiert 
werden dürfen, fällt auf, daß diese Einschränkung 
für Währungstauschverträge nicht gilt ,  wei l  sie ja 
von der Novel le ausdrückl ich von den Finanz­
schulden unterschieden werden. - Ein entspre­
chender Umkehrschluß scheint o hne Zweifel ge­
boten. Damit reicht letztlich die Determinierung 
dieser Verträge durch einen bloßen Haushaltsan­
satz aus. 

Ihrem Inhalt nach sind die Finanzierungsge­
schäfte daher gemäß dem Konzept der vorliegen­
den BHG-Novelle gänzlich in  das Bel ieben der 
Finanzverwaltung gestellt .  Dies ist u mso mehr 
verwunderlich ,  als der jährliche B udgetgesetzge­
ber von einer Determin ierungsnotwendigkeit der 
Währungstauschverträge ausgeht und d iese Ge­
schäfte im allgemeinen Tei l  des Bundesfinanzge-

setz es ebeso einschränkenden Bedingungen un­
terwi rft wie die F inanzschulden. 

Ich hoffe doch, daß sich die Kol legen im Natio­
nalrat darüber mehr Gedanken gemacht haben 
als jetzt ich hier. 

Die dargestellte, eher dürftige Erfassung der 
Währungstauschverträge durch das Bundeshaus­
haltsgesetz kann nicht völlig ohne Bedenken zur 
Kenntnis genommen werden. - Erlauben S ie 
mir ,  das be i d ieser Gelegenheit i n  der zweiten 
Kammer der B undesgesetzgebung zu tun.  

Wenn es auch schwierig sein  mag,  diese äu ßerst 
komplizierten Finanzierungsgeschäfte einer ein­
heitl ichen Regelung zu unterwerfen, so scheint es 
doch fraglich zu sein ,  ob die vorl iegende kursori­
sche Erfassung dieser F inanztransaktionen hin­
reicht. Sie enthält im Kern nur die Feststel lung, 
daß Währungstauschverträge n icht zu  den Fi­
nanzschulden zu  rechnen sind sowie die an den 
Bundesfinanzgesetzgeber adressierte Verpfl ich­
tung, daß damit verbundene Einnahmen und 
Ausgaben - von geringen Ausnahmen abgesehen 
- budgetiert werden müssen . Es wäre zu überle­
gen ,  ob d iese komplizierten Finanztransaktionen 
nicht eher einer näheren inhaltlichen Determinie­
rung bedurft hätten, u nd zwar bereits im Bundes­
haushaltsgesetz und nicht erst i m  jährlichen B ud­
getgesetz, mit dem wir uns nicht zu beschäftigen 
haben. 

Es wird woh l  erst d ie Zukunft weisen,  ob die 
getroffenen Bestimmungen in  der Praxis zur Be­
wältigung der Probleme im Zusammenhang mit 
Währungstauschgeschäften genügen werden .  Die­
ser erste rechtl iche Ansatz ist aber verdienstvoll ,  
ich möchte das unterstreichen, möchte aber nur 
das zur  weiteren Überlegung geben, wei l  sich der 
Bundesrat ja mit dem Haushaltsrecht beschäfti­
gen darf, aber nicht mit  dem Budget. 

Abschl ießend ist noch anzumerken, Hoher 
Bundesrat , daß infolge der dargelegten Gleichbe­
handlung von Währungstauschverträgen und Fi­
nanzschulden dieses neuartige Finanzierungsin­
strument woh l  einfacher, übersichtl icher und 
sachgerechter durch einen Hinweis i m  § 65 
Abs. 1 BHG zu erfassen gewesen wäre, daß die 
für F inanzschulden geltenden Bestimmungen auf 
Währungstauschverträge sinngemäß Anwendung 
finden .  

Meine Damen und Herren! Der zweite Kernbe­
reich dieser Novelle, a uf den der Herr Berichter­
statter schon treffend hingewiesen hat, betrifft 
den Stellenplan, der als Anlage zum jährl ichen 
Bundesfinanzgesetz die zu lässige Anzahl  der 
B undesbediensteten in  Form von P lanste llen fest­
legt und der von grundlegender Bedeutu ng ist. 
D urch dieses Zahlenwerk wird den zur Handha­
bung der e inschlägigen Dienstrechtsvorschriften 
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zuständigen Verwaltungsorganen die Ermächti ­
gung ertei lt ,  bestimmte Dienstposten �u besetzen 
beziehungsweise besetzt zu halten. Uberschrei­
tungen der so festgesetzten Zahl von B undesbe­
diensteten sind grundsätzl ich nicht zuläss ig .  Au­
ßerdem dürfen Planstellen nach § 26 Abs. 1 BHG 
nicht unbegrenzt, sondern nur in der Art u nd An­
zah l  vorgesehen werden, die zur  Bewältigung der 
Aufgaben des Bundes zwingend notwendig sind .  

E rlauben Sie mir als Mitglied der Gewerkschaft 
Öffentlicher Dienst der Freude Ausdruck zu ver­
leihen, daß erlesene Repräsentanten �uf B undes­
u nd Landesebene der Gewerkschaft Offentlicher 
Dienst sich heute hier unter uns befinden .  Ihre 
Lebensarbeit  ist auch darauf gerichtet, solche An­
sätze zu vol lziehen, wo sich Legalität und Hu­
manität miteinander verbinden. - Das möchte 
ich be i dieser Gelegenheit auch zum Ausdruck 
bringen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren !  
Durch dieses Zahlenwerk wird dann den zur  
Handhabung der einzelnen Dienstrechtsvor­
sch riften zuständigen Verwaltungsorganen die 
Ermächtigung erteilt, bestimmte Dienstposten zu 
besetzen.  Überschreitungen sind nicht zulässig. 
Außerdem dürfen Planstellen nach § 26 Abs. I 
BHG nicht unbegrenzt oder nur in der A rt u nd 
Zahl vorgesehen werden, die zur Bewältigung der 
Aufgaben des Bundes dringend notwendig sind. 

Lassen Sie mich wiederholen: Das Bundes-Ver­
fassungsgesetz hat an keiner einzigen Stel le eine 
ausdrückliche Angabe von Staatszweck und 
Staatszielsetzungen vorgenommen, mit Ausnah­
me des umfassenden Umweltschutzes, mit  Aus­
nahme der umfassenden Landesverteidigung, mit 
Ausnahme dessen, was uns das Neutralitätsgesetz 
vorschreibt , und jetzt auch in bezug auf Bund, 
Länder und Gemeinden in bezug auf den F inanz­
ausgleich.  

Da hat das Budget eine ganz besondere Bedeu­
tung, weil  man einfachgesetzlich - das Bundesfi­
nanzgesetz ist ein einfaches Gesetz - jedes Jahr 
deutlich feststellen kann,  von welcher Rangord­
nung der Werte man ausgeht, welche Staatsziel­
setzungen und Staatszwecke, die über den Rechts­
und Machtzweck,  den Primärzweck jedes Staates 
hinausgehen, es gibt. U nd wir können g lückl ich 
sein ,  daß es i n  Österreich zum Untersch ied von 
anderen Staaten - nehmen wir doch etwa die 
portugiesische Verfassung her oder die spanische 
Verfassung 1 978 , die griechische Verfassung 1 975 
oder vor al lem das Bonner Grundgesetz 1 949, 
jetzt war das 40-Jahr-Jubiläum, wo der Verfas­
sungsgesetzgeber darauf hinweist , sozialer 
Rechtsstaat oder sozialer Bundesstaat zu sein -
möglich ist, und zwar durch den einfachen Ge­
setzgeber ,  ein sozialer Rechtsstaat und ein sozia­
ler Bundesstaat zu werden ,  ohne daß uns das 
durch die Verfassung vorgeschrieben wurde . 

Unter der Zeit  der Frau Bundesminister, der 
gottsel igen Grete Rehor ,  in der Zeit der Regie­
rung Klaus, in der die Ratifikation der Europä­
ischen Sozialcharta erfolgt ist, konnten wie sogar 
feststel len,  daß wir auf einfachgesetzl ichem Weg 
schon viele soziale Grundrechte, die uns vorge­
schrieben wurden durch die Charta von Turin -
zum Unterschied von den Grundrechten der 
Charta von Rom - ,  bereits ausgeführt hatten .  
Wir  sind auf einfachgesetzl ichem Wege e in  vor­
bildlicher Sozialstaat geworden. Und wenn wir 
die Absicht haben ,  Mitglied der EG zu sei n ,  dann 
werden wir uns auch mit d ieser neuen Entwick­
lung, die ja jetzt Platz greift ,  auseinandersetzen 
müssen. 

Ich darf das heute bei d ieser Gelegenheit beto­
nen, Hoher Bundesrat, wei l  das Budget dazu eine 
wesentliche Voraussetzung geliefert hat, und wei l  
es  in der Frage des Sozialstaates nie Meinungsver­
sc hiedenheiten gegeben hat, auch nicht zwischen 
den Großparteien. Ich darf auch sagen ,  am Zu­
standekommen des ASVG war Julius Raab genau­
so betei ligt wie Hil legeist u nd andere gro ße So­
zialpolit iker. Wir sol lten uns dasselbe auch für die 
Zukunft vornehmen. - Es hat daher das Budget 
eine grundsätzliche staatspoli tische Bedeutung. 

Meine Damen und Herren !  Bei der U msetzung 
des Stellen planes - das ist der Anlaßfal l  für diese 
heutige Neuregelung - traten in der P raxis im­
mer wieder Probleme auf, insbesondere in jenen 
Bereichen, in denen sich das dem Kalenderjahr 
entsprechende F inanzjahr n icht mit dem Be­
triebsjahr deckte. Eine derartige Abweichung 
zieht nämlich dann Konsequenzen nach sich ,  
wenn der Personalbedarf von Betriebsjahr zu Be­
triebsjahr differiert. So kann es vorkommen, daß 
die im Stellenplan vorgesehene Anzahl von Be­
d iensteten für e inen Tei l  des F inanzjahres aus­
reicht, sich im neuen Betriebsjahr dann aber ein 
Mangel oder Überschuß an Arbeitskräften her­
ausste llt. 

Auf diese besondere Situation einzelner Berei­
che der Bu ndesverwaltung n im mt die vor liegende 
Novelle insoferne Bezug, als ab dem Finanzjahr 
1 990, vor dem wir stehen,  d ie Möglich keit eröff­
net wird, in einzelnen Fällen den Personalbedarf 
nicht mehr wie bisher in der Form der Angabe 
von Planstellen, sondern durch die Angabe von 
Gesamtjahresarbeitsleistungen i n  Stunden festzu­
legen. 

Die dabei in § 26 Abs. 2 lit. d der Vorlage ange­
sproc hene Umrechnung der Stundenanzahl auf 
d ie Zahl von Normplanstellen nach einem be­
stimmten Schlüssel dient nur der budgetären Ver­
anschlagung und sagt n ichts über die tatsächl ic he 
Beschäftigung physischer Personen aus. 

Diese Konstru ktion ermöglic ht es, für jenen 
Teil des Finanzjahres, der dem Rest des alten Be-
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triebsjahres entspricht, e ine bestimmte Stunden­
anzahl festzulegen , und für jenen Zeitraum, der 
dem neuen Betriebsjahr zuzurech nen ist, eine an 
den neuen Bedarf angepaßte, veränderte Höchst­
stundenanzahl vorzusehen. 

M it dieser neuen Methode sol l  also ei ne größe­
re F lexibi l ität in  der Personalbeschaffung erreicht 
werden. Ich glaube , daß das etwas ist, was wir hier 
registrieren sollten, wei l  das eben bestimmten 
Notwendigkeiten entspricht, wie wir überhaupt 
die Entwick lung des B udgetrechtes sehen sollten 
auch in der a l lgemeinpolitischen Entwick lung auf 
verschiedenen Gebieten ,  etwa der Sozial-, der 
Wirtschafts- und der Kulturpolit ik,  und auch im 
Zusammenhang damit, was man sich an Verwal­
tungsreform immer wieder vornimmt, das ja zum 
traditionellen Gut unse rer Politik auch in der Zu­
kunft immer wieder zählen wird . 

Lassen Sie mich in  diesem Zusammenhang 
auch e inen gro ßen Beamten nennen, der auch 
Sektionschef im Rechnungshof war, nämlich 
Herrn Sektionschef Dr. Neidl , der vor vie len  
Jahrzehnten schon über dieses Thema Publikatio­
nen veröffentlicht hat. 

D ie Neuregelung des BHG ist insbesondere -
in diesem Zusammenhang möchte ich darauf h in­
weisen - auf den Schul - und U niversitätsbereich 
zugeschnitten, wo sich der Wechsel zwischen den 
Betriebsjahren, nämlich den Schul - beziehungs­
weise Studienjahren, innerhalb des mit dem Ka­
lenderjahr identischen F inanzjahres vo llzieht. 
Daher sieht auch § 26  Abs. 5 BHG für Vertrags­
lehrer eine Bewertung nicht mehr nach der An­
zahl  der Dienstposten ,  sondern in  Form der Ge­
samtarbeitsleistung in Stunden vor.  

Als weitere Neuerung im Hinbl ick auf den Stel­
lenplan ist d ie Verpfl ichtung des Budgetgesetzge­
bers anzufü hren, zusätzlich zu den bereits jetzt 
bestehenden Personalbedarfs-Verzeichnissen in 
Zukunft auch spezielle Aufstel lungen über jene 
Bundesbediensteten zu verfassen ,  die zwar vom 
Bund bereitzustellen sind, deren Aufwand jedoch 
von anderen Rechtsträgern refundiert werden .  
Das  möchte ich auch unterstreichen. 

Gleichermaßen müssen in  Zukunft Dienstpo­
sten für jene Bediensteten ,  die aus zwingenden,  
erst während des Haushaltsjahres eintretenden 
Anlässen aufgenommen oder in  unterschiedl i ­
chem, vorher nicht bestimmtem Ausmaß beschäf­
tigt werden,  in einem eigenen Planstellenver­
zeichnis dargestellt werden. Dadu rch sol l  sicher­
gestellt werden , daß der B undesfinanzgesetzgeber 
von vornherein den Rahmen an zusätzlichen 
Bundesbediensteten abstecken kann, auch wenn 
das  konkret erforderl iche Ausmaß zu Beginn des 
F inanzjahres noch n ic ht abschätzbar ist. - Das 
ist eine beachtenswerte Regelung. 

In engem Zusammenhang damit steht § 26 Abs. 
6 BGH in der Fassung der vorliegenden Novelle. 
Nach dieser Best immung wird in Hinkunft eine 
Überschreitung der im Stellenplan festgelegten 
Anzahl der Bundesbediensteten nur mehr mit 
bundesfinanzgesetzlicher Bewill igung zulässig 
sein ,  e ine Regelung, d ie für sogenannte überplan­
mäßige Ausgaben schon seit jeher gi lt. 

Bis zum heurigen Jahr sah der jährliche Stellen­
plan jewei ls die Möglichkeit der E inste llung von 
Bediensteten aufgrund eines Ministerratsbe­
schlusses über das im Stel lenplan, inklusive der 
Personalreserve, vorgesehene Maß hinaus vor. 

§ 26 Abs. 6 BHG macht d ieser zum Teil miß­
bräuchlich  verwendeten Einstellungsmöglichkeit 
ein Ende. Um Stellenplan-Überschreitungsgeset­
ze möglichst h intanzuhalten ,  wird der Bundesfi­
nanzgesetzgeber aber - wie bereits zuvor ausge­
führt - ermächtigt, von vornherein P lanstel len 
für den n icht vorhersehbaren Bedarf in  einem ei­
genen P lanstellenverzeichnis festzulegen .  

Bei den übrigen Änderungen bezieh ungsweise 
Ergänzungen des § 26 BHG handelt es sich ledig­
lich um Klärung von Begriffen und um Neufor­
mulierungen, die keine inhaltlichen Umgestaltun­
gen des Stellenplanes nach sich ziehen. Es er­
übrigt sich daher, näher auf d iese einzugehen; ich 
darf sie Ihnen vorenthalten. - Es ist das alles 
nachlesbar . 

Insgesamt gesehen ist jede Verbesserung der in­
haltlichen Gl iederung des Stellenplanes zu begrü­
ßen, der einen effizienteren Einsatz der dafür zur 
Verfügung stehenden Mittel ermögl icht - zum 
Wohle einer grundsätzlich gerechten Verwen­
dung der Mittel. 

Gerade im Hinbl ick auf die Personalkosten. die 
nach dem B undesvoranschlag für das Jahr 1 989 
bereits 22.7 Prozent des Staatshaushal tes bean­
spruchen,  ist eine H intanhaltung jeder möglichen 
Verschwendung dringend notwendig. Das beglei­
tet auch unser Bem ühen, sowohl  im Bundesmini­
sterium für F inanzen als auch im Parlament -
darf ich das sagen, was das Gebäude anbetrifft - ,  
eben jene Gedanken, die wir i n  beiden Häusern 
dazu entwickeln können . 

Abgesehen von den beiden bereits besproche­
nen Kernpunkten, nämlich  der haushaltsrechtli­
chen Veran kerung der Währungstauschverträge 
und der Adaptierung des Stellen planes an die Be­
dürfnisse der Praxis, enthält die vorliegende No­
vel le noch e ine Reihe weiterer Retuschen am 
Bundeshaushaltsgesetz. - Ich  möchte S ie in die­
sem Zusammenhang auf das Buch meines lang­
jährigen Assistenten und späteren Mitarbeiters 
u nd jetzigen Institutsvorstands - ein Mandatar 
kann nicht gleichzeitig Institutsvorstand sein - ,  
in  dem Falle meines Chefs am Institut, Herrn 
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Professor Dr. Hengstschläger aufmerksam ma­
chen,  auf sein B uch über das Budgetrecht des 
Bundes. 

Teilweise wurden diese Retuschen deshalb not­
wendig, weil sich die Rechtslage in a nderen Berei­
chen geändert hat und dadu rch e inzelne BHG­
Bestimmungen in Widerspruch dazu gerieten .  

Dies g i l t  einerseits für d ie  Ziffer 1 der Novelle, 
durch die das Österreichische Hauptmünzamt aus 
der demonstrativen Aufzählung der Bundesbe­
triebe in § 4 Abs. 5 BHG ausgenommen werden 
soll .  Diese Änderung hat ihre Ursache in der 1 988 
erfolgten Novell ierung des Scheidemünzengeset­
zes, die die Umwandlung des Hauptmünzamtes in 
eine Aktiengese l lschaft verfügt hat. Aktiengesell­
schaften können jedoch als selbständ ige, vom 
Bund verschiedene Rechtsträger keine Bundesbe­
triebe im Sinne des Haushaltsrechtes sein .  

Durch eine Rechtsänderung in anderen Berei­
chen veranlaßt ist auch die Ziffer 2 des vorl iegen­
den Entwurfes, d ie den Bundesrat betrifft. - Wir 
wol len das heute n icht verschweigen .  

Wir können glück lich sein ,  daß es 1 988 so viele 
B-VG-Novellen gegeben hat, auch mit unserem 
Mitwirken , das "unsere" bezieht sich auf die Par­
te ien , die die Hauptverantwortung derzeit zu tra­
gen haben; für die Zukunft wollen wir uns ähnli­
ches vornehmen. 

In  Entsprechung der ersten B undes-Verfas­
sungsgesetz-Novelle des Jahres 1 988 wurde bei 
der Aufzählung der haushaltsleitenden Organe 
die Verwendung "Vorsitzender des B undesrates" 
durch d ie Bezeichnung "Präsident des Bundesra­
tes" ersetzt und dadurch wieder in Übereinstim­
mung mit der verfassungsgesetzl ich vorgegebe­
nen Organbezeichnung gebracht. 

Andere Änderungen beruhen jedoch nicht auf 
so lchen externen Rechtsänderungen.  Der Gesetz­
geber hat vielmeh r  die nun zu beschl ießende No­
velle auch zum Anlaß genommen, frühere Irrtü­
mer zu korrigieren und die entsprechenden Be­
st immungen zu berichtigen;  inhaltlich Neues 
bringen diese Bestimmungen aber ebenfalls nicht. 

So war bereits bislang in  § 34 Abs. 2 BHG vor­
gesehen,  daß der Herr Bundesminister für Finan­
zen nach der Vorlage des von der B undesregie­
rung beschlossenen Entwurfes des B undesfinanz­
gesetzes dem Nationalrat den Arbeitsbehelf zum 
Entwurf so rechtzeitig vorzulegen hatte, daß er 
entsprechend den Beratungen zur Verfügung 
stand .  

Der  Gesetzgeber des Jahres 1 986 hat  in d iesem 
Zusammenhang übersehen, daß der Arbeitsbe­
helf gemäß § 34 Abs. 1 BHG gemei nsam mit dem 
Entwurf zum Bundesfinanzgesetz der Bundesre­
gierung zur Beschlußfassung vorzu legen ist und 

folglich auch zusammen mit dem Entwurf dem 
Nationalrat übermittelt wird. Die Wortfolge "und 
der Arbeitsbehelf" im § 34 Abs. 2 BHG ist daher 
zu streichen.  

Folge eines redaktionellen Versehens war bis­
her auch § 94 Abs. 2 BHG insoweit, als er im 
Anschluß an die Voranschlagsvergleichsrech nung 
unter anderem einen Nachweis der Absch reibung 
von Schulden verlangte . Es ist jedoch allgemein 
bekannt, daß s ich Abschreibungen nur auf Forde­
rungen, n icht  jedoch auf Schulden beziehen kön­
nen, was eine entsprechende Korrektur erforder­
lich macht. 

In  gewisser Weise beruht auch Ziffer 8 der No­
velle auf einem Versehen des ursprünglichen 
Haushaltsgesetzgebers. Durch diese Best immung 
soll nun im Bundeshaushaltsgesetz selbst festge­
halten werden , daß die im § 22 BHG vorgesehene 
Zuordnung von Einnahmen und Ausgaben des 
Staates zu verschiedenen Aufgabenbereichen nur 
statistischen Zwecken d ient und keine B indungs­
wirkung entfaltet wie die übrigen U ntergliede­
rungen. 

An der feh lenden Bindung der F inanzverwal­
tung bestand schon bisher - trotz fehlender Nor­
mierung im Bundeshaushaltsgesetz - kein  Zwei­
fel .  da eine entsprechende Bestimmung jeweils in  
die jäh rlich ergehenden B undesfinanzgesetze auf­
genommen wurde. Ob d ies doch der richtige Ort 
für eine derart ige Regel u ng, die sich n icht nur  auf 
das jeweilige Budget des einzelnen Jahres, son­
dern auf al le Budgetgesetze sch lechthi n  bezieht, 
war, ist woh l  nicht nur - wie die Erläuterungen 
meinen - aus systemat ischen Gründen, sondern 
auch in verfassungsrechtlicher H insicht fragl ich. 
Die Übernahme dieser Bestimmung in  das Haus­
haltsgesetz ist daher jedenfalls zu begrüßen; das 
möchte ich u nterstre ichen. 

Wenden wir  uns nun aber den verbleibenden, 
noch nicht behandelten Vorschriften der Novelle 
zu,  die wiederum interessanter als die zuletzt be­
sprochenen Adaptierungen des Bundeshaushalts­
gesetzes zu sein  scheinen.  

Es ist zunächst die Ergänzung des § 20 Abs. 3 
BHG, der den Begriff "Personalausgaben" defi­
niert, zu erwähnen. D urch die Novelle so l l  nun 
endgültig klargestellt werden,  daß nur Geldlei­
stungen aufgrund von Lehrverhältnissen im Sinne 
des Berufsausbildungsgesetzes u nd ähnlicher Ge­
setze, nicht h ingegen solche aufgrund von sonsti­
gen Ausbildungsverhältn isse n den Personalausga­
ben zuzurech nen sind. Die Frage , ob die soge­
nannten Ausbi ldungsbeträge, die zum Beispiel an 
Rechtspraktikanten und Probelehrer gezahl t  wer­
den. zu den Personalausgaben gehören oder 
nicht, ist damit endgültig gelöst, was dankens­
und anerkennenswert ist. 
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Von Bedeutung sind auch die Ziffern 1 1  und 1 2  
der geplanten Novelle, die die Problematik der 
Rücklagenentnahmen zum Gegenstand haben. 

Die erste der genannten Bestim mungen bezieht 
sich auf die sogenannte Ausgleichsrück lage. Diese 
wird vom Finanzminister aus einem Überschuß 
der Einnahmen über d ie  A usgaben im Gesamt­
haushalt, der sich aus dem allgemeinen Haushalt 
und dem Ausgle ichshaushalt zusammensetzt -
Kreditaufnahmen sind in  diesem Gesamtergebnis 
also schon berücksichtigt - ,  gebi ldet. Tritt d ie 
gegenläufige Situation ein,  das hei ßt, übersteigen 
die Ausgaben die Einnahmen, hat der Herr Bun­
desminister für Finanzen den Abgang i m  Gesamt­
haushalt durch Entnahmen aus dieser Rücklage 
zu decken. 

Hoher Bundesrat! Während nun die Rück la­
genzufü hrung b islang aufgrund einer ausdrückl i ­
chen Ermächtigung im Haushaltsgesetz bis zum 
30.  Januar des auf das Finanzjahr folgenden Jah­
res zulässig war, enthielt das Gesetz für die Ent­
nahmen aus Rücklagen keine Befristung. Genau­
genom men hätte dies zur Konsequenz gehabt, 
daß eine Entnahme nach Ablauf des Finanzjahres 
nur mehr zugunsten des Budgets des neuen Jah­
res erfolgen hätte d ürfen; eine für die Ausgleichs­
rücklage untragbare Situation .  

Der Gesetzgeber n immt d ieses Problem nun 
zum Anlaß dafür, die Befristung mit 30. Januar 
auch auf die Ausgleichsrücklage - nicht aber auf 
sonstige Rücklagen - auszudehnen. 

Neben d ieser Sondervorschrift für E ntnahmen 
aus der Ausgleichrücklage trifft die B HG-Novelle 
1 989 auch eine Bestimmung, die Entnahmen aus 
allen vorhandenen Rücklagen begünstigt. Nach § 
53 Abs. 6 BHG in  der geltenden Fassung müssen 
Rücklagen immer zugunsten jener Ausgabenan­
sätze entnommen werden,  für die sie in den vor­
angegangenen F inanzjahren bereitgestel lt wur­
den. Es  ist aber denkbar, daß ein entsprechender 
Ausgabenansatz im neuen Bundesvoranschlag gar 
nicht mehr aufscheint. 

D ie Novellierung des § 53 Abs. 6 BHG stellt 
nun sicher, daß auch in einem solchen Fall die in 
der Rücklage gebundenen Gelder nicht verloren 
sind , sondern zweckentsprechend verwendet wer­
den können. In Zukunft müssen Rücklagenbeträ­
ge nämlich nicht mehr  zugunsten des entspre­
chenden Ausgabenansatzes entnommen werden, 
sondern es reicht die Entnahme zugunsten dessel­
ben Verwendungszweckes aus. Das hat al lerdings 
zur Folge, daß eventuell M ittel für Vorhaben zur 
Verfügung stehen, die der B udgetgesetzgeber ge­
rade dadurch unterbinden wollte, daß er kei nen 
entsprechenden Ausgabenansatz mehr vorgese­
hen hat. 

Abschließend ist es notwendig, auf die aus ver­
fassungsrechtlicher Sicht besonders interessante 
Bestimmung der Ziffer 1 5  der vorliegenden 
BHG-Novelle einzugehen, mit der dem § 66 Abs. 
2 BHG der Satz angefügt wird, daß von dem in  
diesem Absatz vorgesehenen Bedingungen für  die 
Übernahme e iner Haftung nur aufgrund eines 
Bundesgesetzes im S inn des Artikels 42 Abs. 5 
Bundes-Verfassungsgesetz abgewichen werden 
darf. Es wird dadurch den Sondergesetzgebungs­
organ Nationalrat - lassen Sie mich das betonen 
- allein die Umgehung von Bestimmungen er­
möglicht, die von dem aus Nationalrat und Bun­
desrat zusammengesetzten einfachen Gesetzgeber 
getroffen wurden . - Darauf möchte ich jetzt hier 
im Bundesrat näher e ingehen. 

Aus Artikel 42 Abs. 5 B-VG geht zwar hervor, 
daß der Bund eine Haftung nur aufgrund einer 
speziellen gesetzlichen Ermächtigung überneh­
men darf, wovon auch § 66 Abs. 1 BHG ausgeht. 
An einem solchen Ermächtigungsgesetz hat der 
Bundesrat kein Mitwirkungsrecht. Haftungsüber­
nahmen fal len som it in die Zuständigkeit des 
So ndergesetzgebungsorgans Nationalrat. 

Jedoch überträgt Artikel 5 1  Abs. 6 B-VG dem 
Haushaltsgesetzgeber ausdrückl ich die Kompe­
tenz, allgemeine Regelungen über die Vorgangs­
weise bei der Übernahme von Haftungen durch 
den Bund zu  treffen. Die nach dieser Verfas­
sungsbest immung erlassenen allgemeinen Regeln 
über die Haftungsübernahme stehen zu einem 
nach Artikel 42 Abs. 5 B-VG vom Nationalrat 
erlassenen konkreten Haftungsübernahmsgesetz 
im Verhältnis von "lex general is" zu " lex specia­
l is" , wobei aber die " lex specialis" an die in der 
generellen Norm vorgesehenen Bedingungen ge­
bunden ist. 

Der in Art ikel 5 1  Abs. 6 B-VG angesprochene 
Haushaltsgesetzgeber und der Sondergesetzgeber 
Nationalrat gemäß Artikel 42 Abs. 5 B-VG haben 
also - wie bereits Hengstschläger in seinem 
grundlegenden Werk über das Budgetrecht des 
Bundes so treffend ausgeführt hat - jeweils un­
terschiedliche Kompetenzbereiche. 

Da es n icht  ausgeschlossen ist, daß sich der 
Verfassungsgerichtshof mit d ieser Frage beschäf­
tigt, möchte ich mich hier im Bundesrat nicht 
darüber verschweigen und meinen, wir wären uns 
dieser Proble mlage bewußt gewesen. 

Während es dem Haushaltsgesetzgeber obliegt, 
die allgemeinen Best immungen für Haftungs­
übernahmen zu erlassen ,  hat das Sondergesetzge­
bungsorgan Nationalrat jeweils zur Übernahme 
einer konkreten Haftung zu ermächtigen. Ein ge­
genseitiger E ingriff in  den jeweils transkompeten­
ten Bereich wäre daher verfassungspolitisch 
höchst problematisch ,  wenn nicht verfassungs­
widrig. So ist es dem Haushaltsgesetzgeber ver-
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wehrt, im Einzelfall Haftungsübernahmen vorzu­
sehen, während es andererseits dem Nationalrat 
alleine nicht zusteht, al lgemeine Bestimmungen 
bezüglich der Übernahme von Haftungen im Sin­
ne des Artikel 51 Abs. 6 B-VG zu erlassen. 

Die in der Novelle vorgesehene Ermächtigung 
an den Nationalrat, von den im Bundeshaushalts­
gesetz festgelegten allgemeinen Bedingungen der 
Haftungsübernahme Abweichungen zu normie­
ren, bewirkt letztlich nich ts anderes als eine 
Übertragung der Zuständigkeit zur Rege lu ng von 
derartigen a l lgemeinen Bestimmungen an den 
Sondergesetzgeber Nationalrat. 

Eine Kompetenz in dieser Frage ste ht aber dem 
Nationalrat alleine Kraft des Bundes-Verfas­
sungsgesetzes nicht zu, sondern ist im Art ikel 5 1  
Abs. 6 B-VG ausschließlich dem aus Nationalrat 
und Bundesrat zusam mengesetzten Haushaltsge­
setzgeber vorbehalten. - Daher möchte ich im 
Bundesrat, i n  der Länderkammer, diese Proble­
matik nicht verschweigen;  vielleicht gehen me ine 
Nachredner darauf noch näher ein. 

Da es dem aus Nationalrat u nd Bundesrat be­
stehenden einfachen Gesetzgeber von Verfassung 
wegen n icht erlaubt ist, d ie Gesetzgebungskom­
petenz an ein speziel les Organ - den Nationalrat 
alleine - zu delegieren,  steht die einfachgesetzl i ­
che Ermächtigung an das Sondergesetzgebungs­
organ Nationalrat zur Erlassung allgemeiner An­
ordnungen über die Haftungsübernahme im Wi­
derspruch zu den Verfassungsbestimmungen des 
Artikels 42 Abs. 5 B-VG und im Widerspruch zu 
Artikel 5 1  Abs. 6 B-VG. Abweichungen von den 
in § 66 Abs. 1 BHG vorgesehenen allgemeinen 
Bedingungen können aber nur unter Mitwirkung 
des Bundesrates zustande kommen.  

Der Herr Landeshauptmann von Kärnten, Dr. 
Haider, hat uns in der Zeitung " Kurier" den Vor­
wurf gemacht - anscheinend kennt er die Proto­
kolle des Bundesrates der letzten zwanzig Jahre 
zuwenig - ,  wir hätten uns zuwenig argumentativ 
auseinandergesetzt mit best immten Gesetzen .  Ich 
habe das also jetzt getan,  u nd ich hoffe, Herr Kol­
lege Rumpold, ·daß Sie das jetzt auch so tun wer­
den, wie der Herr Landeshauptmann Haider das 
von uns erwartet, daß wir uns argumentativ mit 
den entsprechenden Gesetzen auseinandersetze n. 
Ich erwarte das jetzt in Ihrem Beitrag. (Bundesrat 
R II m p o l  d: Mit solchen Gesetzen kann man sich 
nicht argumentativ auseinandersetzen.') 

Meine Damen und Herren !  Wir  sol lten bei die­
ser Gelegenheit - vor allem, wenn sich dann der 
Verfassungsgerichtshof mit d ieser Frage beschäf­
tigt - auch unsere Meinung in den Raum stellen. 

Für dieses �reignis sprechen auch stufenbau­
theoretisc he Uberlegungen. Da die Lehre vom 
Stufenbau der Rechtsordnung auf einen meiner 

Le hrer, nämlich auf Adolf Merkl zurückgeht, 
dessen letzter Assistent ich fünf Jahre war, möch­
te ich mich auch zu diesem Punkt nicht ver­
schweigen. 

Nach der Lehre vom Stufenbau der Rechtsord­
nung ist eine Norm nur durch eine normgleiche 
Best immung oder ein solche höheren Ranges ab­
änderbar.  Ein einfaches Gesetz - wie in unserem 
Fal l  das Bundeshaushaltsgesetz - kann demnach 
wiederu m  nur durch ein einfaches Gesetz oder 
durc h  e in  Verfassungsgesetz geändert werden. 
Ein Rec htsakt minderer Qualität - wie hier ein 
vom Nationalrat allein ohne Mitwirku ng des Bun­
desrates beschlossenes Gesetz - vermag ihn nicht 
zu derogieren. Auch aus dieser Sicht erscheint die 
im § 66 Abs. 2 BHG eingefügte Ermächtigung an 
den Nationalrat, al lein Abweichungen von dem 
im Bundeshaushaltsgesetz festgelegten Bedingun­
gen der Haftungsübernahme vorzusehen - um es 
gel inde auszudrücken - ,  verfassungsrechtlich be­
denklich .  (Der P r ä  s i  d e n t übernimmt 1;t.'ieder 
den Vorsitz. ) 

Totz dieser letztgenannten verfassungsrechtli­
chen Bedenken gegen die vorliegende Haushalts­
gesetz-Novelle - es ist e ine Notwendigkeit, sich 
in einer zweiten Kammer abgerundet mit e inem 
Gesetzesbeschluß des Nationalrates auseinander­
zusetzen - ist d iese Novelle, wie ich schon einlei­
tend gesagt habe, insgesamt als positiv zu beurtei­
len und zu begrüßen.  Sie ist auch das Ergebnis 
eifrigster Arbeit  seitens der Beamtenschaft, des 
Zusammenwirkens mit den zuständigen Parla­
mentariern und - lassen Sie mich das sagen -
auch der entsprechenden Ressorts; und das ist 
auch eine Leistung der Finanz, der jeweil igen 
Budgetsektion. 

Ich möchte Herrn Sektionschef Dr.  Eduard 
Heil igensetzer, der viele Jahrzehnte hiefür ver­
antwortlich war, ebenso wie seinen Nachfolger 
nicht u nerwähnt lassen.  Das Budget ist ja nicht 
Selbstzweck ,  sondern es ist die Finanzgrundlage 
überhaupt für unser politisches Wol len in einem 
Jahr. 

Die Verbesserung des Budgetrechtes und d ie 
weiteren Novell ierungen sind großartige Leistun­
gen i m  Zeichen der Lebendigkeit und des kon­
struktiven Denkens in unserem Vaterland, der 
Republik Österreich. Die Privatwirtschaftsver­
waltung, bei der es ja bekanntlich die Kompetenz­
verteilung nicht gibt, Artikel  1 7, ist ja von größter 
Bedeutung auch für die Länder und für die Ge­
meinden .  

Insbesondere die Neuerungen auf dem Gebiet 
der Währungstauschverträge und des Stellenpla­
nes zielen darauf ab, den Staatshaushaltsplan 
noch effizienter zu  gestalten und zu vollziehen -
das ist wirklich  ein berechtigtes Ziel d ieser Novel­
le -, was auch gelingen wird. 
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Gerade i m  daseinsvorsorgenden Leistungsstaat 
wird der effiziente Einsatz der öffentlichen Mittel 
umso notwendiger, a ls die Anforderungen, die 
von den Bürgern an den Staat gestellt werden, mit 
jedem Tag steigen .  

Wir selber a ls  Parlamentarier können uns nur 
vornehmen beziehungsweise al l  jenen wünschen ,  
d ie  diese Gelder ausgeben ,  daß  sie sich immer vor 
Augen halten, wie !�nge eine Frau beziehungs­
weise ein Mann in Osterreich arbeiten muß,  um 
diese Steuern zu bezahlen. Daher sol l  der Staat 
bei m  Ausgeben genauso überlegen wie die, die 
i hre Pfl icht erfüllen, denn nur aufgrund der 
Pfl ichterfü llung der österreichischen Bevölke­
rung auf Gemeinde-, Landes- und Bundesebene 
ist ein solches Budget möglich ,  wofür d iese No­
velle eine wertvolle Grundlage darstel lt .  - Meine 
F raktion wird dieser Novelle ihre Zustimmung 
geben .  (Beifall bei der Ö VP und bei Bundesräten 
der SPÖ. ) t2 .t3 

Präsident: Als nächster hat sich Herr Bundes­
rat Karl Schlögl zu Wort gemeldet. Ich erteile es 
i h m. 

1 2./3 
Bundesrat Karl Schlögl (SPÖ, Niederöster­

reich): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehr­
ter Herr Staatssekretär !  Meine sehr geehrten Da­
men und Herren ! Wir beraten heute e ine Novelle 
zum Bundeshaushaltsgesetz. Was wir gerade von 
Herrn Professor Schambeck gehört haben, war 
o hne Zweifel eine staatsrechtliche Vorlesung be­
sonderer Art. verbunden mit einem Feuerwerk 
von profundem Wissen in diesem Bereich. Für 
mich als darauffolgenden Redner ist es jetzt na­
türl ich schwer, nach dieser Auseinandersetzung 
m it dem Budgetrecht inhaltliche Nischen zu der 
vorliegenden Novel le zu  finden .  

I c h  werde das aber trotzdem versuchen .  An die 
Spitze stel len möchte ich eine dieser inhaltlichen 
N ischen. Das Bundeshaushaltsrecht und die je­
wei l igen B udgetentwürfe sind nicht voneinander 
zu trennen. Ich glaube, daß auc h  die heutige De­
batte und auch die Debatte im Nationalrat in indi­
rektem Zusammenhang mit der jeweil igen Vorla­
ge des Entwurfes des Bundeshaushaltes steht. 

Meine seh r  geehrten Damen und Herren! Der 
B udgetentwurf 1990, vorgelegt vom Finanzmini­
ster , stellt einen eindrucksvollen Beweis für die 
W irtschafts- und Finanzkompetenz der österrei­
ch ischen Bundesregierung dar. Mit dem Voran­
schlag für 1 990 ist es gelungen - bei einem 
gleichzeitigen Steigen der Ausgaben beim Wachs­
tum des nominalen Bruttoinlandsproduktes von 
5,9 Prozent  - ,  daß die A usgaben des Bud­
gets 1 990 nur  um 1 , 7 Prozent gegenüber dem des 
Jahres 1 989 ansteigen .  Das ist eine der geringsten 
Ausgabensteigerungen der letzten Jahrzehnte , 
wie wir überhaupt sagen können, daß seit 1986 

das Budget und die Ausgaben nahezu eingefroren 
worden sind . U nser gemeinsames Ziel, das Defi­
zit, den Abgang des Bundeshaushaltes bis zum 
Jahre 1 992 auf 2,5 Prozent e inzuschränken, wird 
uns gel ingen. 

Das ist ein Erfolg, auf den wir sto lz sein kön­
nen, und ein eindrucksvoller Beweis dafür ,  daß 
unsere Wirtschaftspolitik ,  die Wirtschaftspolitik 
der Bundesregierung erfo lgreich ist. Sie ist ge­
prägt einerseits durch einen Budgetsparkurs mit 
Augenmaß,  sie ist geprägt durch eine Beinahe­
vollbeschäftigung mit ständig wachsenden Zah len 
an Beschäftigten - derzeit mehr als 2,8 Mil­
l ionen Beschäftigte -, durch Sicherung des Le­
bensstandards der Pensionisten, geprägt ebenso 
durch mehr Leistungen für die Fami l ien,  ein ho­
hes Wirtschaftswachstum, eine harte Währung 
und ein stabiles Preisniveau. All das sind wichtige 
Indikatoren der österreichischen Finanz- und 
Wirtschaftspolitik u nd festigen das internationale 
und nationale Vertrauen in  unsere Wirtschaft. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Zu­
rückkommend auf d ie vorliegende Gesetzesno­
velle: D iese Novelle bedeutet keine dramatischen 
Änderungen, bringt aber sinnvolle und notwendi­
ge Adaptierungen. Im wesentlichen gibt es zwei 
wichtige Gründe für die Notwendigkeit der Ände­
rung dieses B undeshaushaltsgesetzes. 

Erstens: Der Personalbedarf der Bundesbe­
diensteten muß transparenter und real itätsbezo­
gener dargestellt werden. Es war die Vol lz iehung 
des Stellenplanes in der Vergangenheit nicht im­
mer zweckmäßig, vor allem in jenen Bereichen, 
die bereits angeführt wurden, wo Betriebs- u nd 
F inanzjahr nicht identisch waren. 

Besonders deutlich ist das bei den Lehrern zu­
tage getreten ,  und zwar immer dann ,  wenn der 
tatsächl ic he Bedarf, also im Frühherbst eines je­
den Jahres, aufgrund der Schülerzahlen und der 
damit verbundenen Klassenzahlen und der not­
wendigen Anzahl von Lehrstunden festgestellt 
wurde. 

Die Novelle bringt eine deutliche KlarsteI lung, 
wie die Planstellen für Vertragslehrer und Ver­
tragsassistenten zu veranschlagen sind; und die 
e indeutige Darstel lung aller erforderlichen Perso­
nalkapazitäten wird erst d urch diese Novelle er­
möglicht. 

Aber in d iesem Zusam menhang sei viel leicht 
auch noch festgeste llt, um wieder die Verbindung 
zum Budget 1 990 zu mac hen,  daß be i den Ver­
handlungen zum Stellen plan des Budgets 1 990 
auch e ine eindeutige und doch deutliche Einspa­
rung von rund 1 200 Planstel len möglich war .  

Die vor liegende Neustrukturierung des Ste llen­
planes bringt eine erweiterte Gliederung und e ine 
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Erleichterung des angestrebten Ziels. eine deutli­
che und eindrucksvolle B udgetklarheit darzustel­
len - und das bei den wechselnden Gegebenhei­
ten der Persona lverwaltung. 

Ob sich d iese Neustrukturierung des Budgets 
und des Stel lenplanes i n  der Zuku nft auch be­
währen wird, das möchte ich sehr  vorsichtig in  
Frage stellen. Die  Zukunft wird es  weisen, ob die­
se Best immungen und Regelungen dazu beitra­
gen. 

Der zweite wesentliche Bereich d ieser Novel l ie­
rung des Bundeshaushaltsgesetzes betrifft die 
Währungstauschverträge ; darüber hat ja Herr 
Professor Schambeck bereits ausführlich refe­
riert. Ich möchte nur h inzufügen, daß diese Wäh­
rungstauschverträge in den letzten Jahren zuneh­
mend an Bedeutung gewonnen haben.  Diese neu­
en Bestimmungen sollen sicherstel len, daß die 
E innahmen und Ausgaben im allgemeinen Haus­
halt dargestellt werden und unter einem eigenen 
Voranschlagsposten zu veranschlagen sind. 

Vereinfacht ausgedrückt heißt das. daß d ie 
Währungstauschverträge umgestellt werden von 
einer Nettoverrec hnung zu einer Bruttoverrech­
nung, und daß durch diese Neunove l l terung der 
Nationalrat künftig über alle Verträge informiert 
wird. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren !  Das 
sind - aus meiner Sicht - die wichtigsten An­
merkungen zu d ieser Novell ierung. Erwähnens­
wert scheint mir  auch noch zu sein.  daß diese No­
vellierung rückwirkend mit 1. 1 .  1 989 in Kraft 
tritt, daß aber dadurch n icht in die Rechte Dritter 
eingegriffen wird; es wird aber mit dieser rück­
wirkenden Inkrafttretung sichergeste llt, daß die 
enthaltenen Bestimmungen bereits auf die Erstel­
lung des Entwurfes des Bundesfi nanzgesetzes für 
das Jahr 1 990 anzuwenden sind. 

In diesem S inne wird es daher von sozialisti­
scher Seite keinen Einspruch geben.  (Beifall bei 
der SPÖ und bei Bundesräten der Ö VP. ) I:!.19 

Präsident: Als nächster hat sich Herr Bundes­
rat Gernot Rumpold zu Wort gemeldet. 

12.19 
Bundesrat Gernot Rumpold (FPÖ, Kärnten) :  

Sehr verehrter Herr Präsident! Sehr verehrter 
Herr Staatssekretär! Meine sehr verehrten Damen 
und Herren von den Koalitionsparteien!  Die Me­
chanismen in der großen Koalition scheinen ein 
bißchen Sand ins Getriebe bekommen zu haben. 
Wie der gesetzlose Zustand der Ladenöffnungs-

. zeit beweist, hat  da offensichtlich das Koalitions­
management total versagt. Auch bei der vorlie­
genden Gesetzesnovelle ist etwas passiert, und 
zwar wurde bei Einbringung dieser Gesetzesno­
velle auf ein ige Seiten vergessen, was wiederum 
zur Folge hatte , daß e in  e igener Abänderungsan-

trag von den Koalitionsparteien im Nationalrat 
beschlossen werden mu ßte, damit diese vergesse­
nen Seiten nachgebracht werden konnten . 

Ich würde daher vorschlagen, Herrn Professor 
Schambeck a ls Koalitionsmanager einzusetzen ,  
denn er  hat so  e in  profundes Wissen, er ist so 
sach lich, sodaß ihm so etwas sicherlich n icht pas­
sieren würde. 

Zum Schwerpunkt dieser Gesetzesnovelle 
möchte ich nur  kurz Stellung nehmen, und zwar 
zu einigen Änderungen,  im speziellen zur Ände­
rung und Neugestaltung des Stel lenplanes für die 
Bundeslehrer. Auch diesbezüglich hat die große 
Koalition die Kritik - eine alte Kritik des Rech­
nu ngshofes - nicht zur Kenntnis genommen, 
und sie ist der Anregu ng, die Probe lehrer unter 
. . Personalaufwand" u nd nicht u nter "Sachauf­
wand" zu veranschlagen ,  nicht nachgekommen. 

Unter Ziffer 3 verbirgt sich jedoch eine un­
scheinbare Bestimmung,  die zum Inhalt hat, daß 
die Ausgleichsrücklage im al lgemeinen Haushalt 
zu veranschlagen ist. 1 988 wurde von der Regie­
rung ein Kredit in der Höhe von 5 Mil l iarden 
Sc hil l ing aufgenommen,  und dieser Kredit in der 
Höhe von 5 Mi l liarden Schil l ing wurde der Aus­
gle ichszu lage zugeführt. 

Jetzt ist dieser Kredit jedoch mit Beschluß des 
Nationalrates a ls defizitunwirksam erklärt wor­
den. das hei ßt, die Regierung hat einen Kredit 
aufgenommen,  hat dadurch das Budget mehr be­
lastet - durc h  einen Beschluß des Nationalrates 
wurde aber " verfügt" , daß dem n icht so sei .  Viel­
leicht sind Staatssekretär und Minister Zauberer, 
die 5 Mil l iarden Schi l l ing weg- und jetzt wieder 
hervorzaubern können, damit diese wieder bud­
getwirksam werden. Diese Sache scheint aber ver­
ständlich zu werden,  wenn wir bedenken, daß wir 
einem Wahljahr entgegengehen ,  und deshalb 
wurden 5 Mil liarden Schil l ing, d ie zuerst defizi­
tunwirksam werden,  jetzt aber defizitwirksam ins 
Budget gepackt, was sich defizitsenkend auf das 
Budget 1 990 auswirken sol l .  

So gesehen ist also dieses Budget und ebenso 
diese Novelle auf lauter k leinen L ügen aufgebaut, 
die eben Budgetlügen darstel len.  Im Volksmund 
heißt dieses Budget längst "Wahlbudget" . Und 
wir Freiheitlichen werden dieses Wahlbudget da­
her auch in diesem Punkt ablehnen. (BeifaLL bei 
der FPÖ.) 11.24 

Präsident: Als nächstes hat sich Herr Staatsse­
kretär Stummvoll  zu Wort gemeldet. Ich erteile es 
ihm . 

12.24 
Staatssekretär im B undesministerium für Fi­

nanzen Dkfm. Dr. G ünther Stummvoll: Herr 
Präsident! Hoher B undesrat! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren!  Man erlebt e igentlich selten 
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bei einer Debatte über eine Novellierung des 
Bundeshaushaltsrechtes e ine derart tiefschürfen­
de  A nalyse , w ie  wir das heute in Form der  Rede 
des Herrn Professors Schambeck gehört haben. 
Ich möchte h ier meine Wertschätzu ng zum Aus­
druck bringen für diese seh r  sachlichen und wirk­
l ich t iefschürfenden Ausführungen. 

Es ist erfreul icherweise so , daß die Bedeutung 
eines Gremiums, etwa des B undesrates, nicht nur  
davon abhängt, welche Bestimmungen darüber es 
in der Bundesverfassung gibt, sondern der Wert 
eines Gremiu ms kommt auch dadurch zum Aus­
druck ,  welche Persönlichkeiten in d iesem Gremi­
um vertreten sind. Und, meine Damen und Her­
ren, der Hohe Bundesrat hat hier die Ausze ich­
nung, in  Professor Schambeck einen ganz bedeu­
tenden Rechtslehrer zu haben, und ich möchte 
das hiemit zum Ausdruck br ingen. (Allgemeiner 
Beifall. ) Ich habe das vor al lem auch getan in mei­
ner F unktion als "Alt- Bundesrat" , Herr Professor 
Schambeck! 

Meine Damen und Herren!  Ich möchte mich 
auch bedanken bei  Herrn P rofessor Schambeck 
für die vielen anerkennenden Worte, die er  ge­
funden hat. Ich werde insbesondere auch den 
Dank an die hohe Beamtenschaft des F inanzress­
orts selbstverständlich gerne weitergeben. 

Was die i nhaltlichen Schwerpunkte der Aus­
führungen betraf, so ist es sicherlich richtig, daß 
wir bei den Währungsaustauschverträgen, bei  den 
Swap-Geschäften gleichsam legistisches Neuland 
betreten. Es war einfach so, daß seinerzeit bei der 
Besc hlußfassu ng des Bundeshaushaltsgesetzes die 
Bedeutung d ieser Währungsaustauschverträge bei 
weitem nicht jene war, wie das heute der Fall ist. 
Verständlicherweise hat damals der Gesetzgeber 
eine Regelung darüber gar nicht vorgenommen, 
wei l  einfach die Bedeutung dieser Swap-Geschäf­
te seinerzeit n icht gegeben war . In der Zwischen­
zeit hat eben d iese Bedeutung enorm zugenom­
men, u nd wir haben daher nach vielen und stun­
denlangen Diskussionen mit u nseren Experten im 
Ressort d iese Formulierungen vorgesch lagen. 

Es ist richtig: Es handelt sich h iebe i um e inen 
ersten rechtl ichen Ansatz dieser Problematik,  und 
es ist sicherlich auch richtig, daß erst die Zukunft 
weisen wird,  ob wir die entsprechenden legisti­
schen Weichen richtig gestellt haben. Wir haben 
jedenfalls im Ressort nach bestem Wissen und 
Gewissen diese Formulierungen getroffen. 

Es ist richtig: Es stellt sich die Frage, ob eine 
nähere Determinierung zweckmäßig wäre; d iese 
Frage wird aber erst die Zukunft beantworten 
können.  Es ist in der Tat so, es ist hiemit e in  er­
ster rechtl icher Ansatz gegeben. Wir glauben,  das 
war notwendig im Hinblick auf die Zunahme der 
Swap-Geschäfte i n  den letzten Jahren. 

Das gleiche gilt auch ,  was die Worte des Herrn 
Kollegen Schlögl betrifft: Natürlich, auch d ie 
Neugliederung und Neustrukturierung des Stel­
lenp lanes ist aufgrund der Erfahrungen der letz­
ten Jahre vorgenommen worden,  auch hier wird 
erst d ie Zukunft weisen ,  ob diese Weichenstellun­
gen richtig waren. 

Hoher Bundesrat! Ich möchte aber doch seh r  
de utlich sagen ,  daß diese Neustrukturierung des 
Ste l lenplanes ein leidiges Problem löst, nämlich 
das leidige P roblem, das wir e igentlich schon seit 
vielen Jahren haben, genau seit 1 975, nämlich das 
Problem der sogenannten "grauen Dienstposten" . 
Ich glaube, daß hier i n  der Tat eine sehr  saubere , 
sehr  transparente, durchschaubare Regelung ge­
troffen wird. I nsbesondere halte ich es für sehr  
wichtig, daß in  dieser Novelle zum Bundeshaus­
haltsgesetz auch eindeutig klargeste llt wird, daß 
es in Zukunft gleichsam keine . ,schlamperten 
Verhältnisse" mehr im Stellenplan geben wird, da 
für Personalaufnahmen, die über den Stel lenplan 
hinausgehen ,  eine ausdrückliche bundesfinanzge­
setzliche Bewil ligung vorgesehen ist und n icht 
gleichsam mit "Ministerratsaufnahmen" - wie i n  
den letzten Jahren - vorgegangen wird. I c h  mei­
ne, das ist e in  Beitrag zur, würde ich sagen, " per­
sonalpol itischen Hygiene" in diesem Bereich. 

Was den dritten Schwerpunkt betrifft , insbe­
sondere d ie verfassungsrechtlichen Bedenken, die 
Herr Professor Schambeck h ier geäu ßert hat, und 
zwar bezügl ich Neurege lung bei den Haftungs­
übernahmen, darf ich zunächst nur darauf ver­
weisen, daß wir diese Neuregelung im E inverneh­
men mit dem Verfassungsdienst des B undeskanz­
leramtes getroffen haben.  Aber die vorgebrachten 
Bedenken waren zweifel los sehr fundiert, und ich 
bedanke mich  daher sehr, daß ich d ie Rede des 
Herrn Professors Schambeck schriftlich bekom­
men habe. Herr Professor Schambeck, ich werde 
selbstverständlich unsere Experten im Finanz­
ressort und vor allem unsere Experten in der 
B udgetsektion mit d ieser Rede konfrontieren;  wir 
werden Ihre vorgebrachten verfassu ngsrechtli­
chen Bedenken zweifellos sehr, sehr  e rnst neh­
men. Ich werde das prüfen lassen und werde dir, 
lieber Herr Professor, in  absehbarer Zeit dann 
eine Stel lungnahme zukommen lassen.  Ich b in  
seh r  dankbar dafür, und ich glaube , man sollte, 
wenn Bedenken bestehen, diese eben durchaus 
vorbringen. 

Wir sind vom Ressort aus selbstverständlich 
gerne bereit, darauf einzugehen und das zu prü­
fen .  

Was den Debattenteil des Herrn Kollegen 
Rumpold betrifft, so wei ß  ich nicht, ob dieser die 
Erwartung des Herrn Professors Schambeck er­
füllt hat. Das hat Herr Professor Schambeck zu 
beu rteilen; er  selbst hat die Latte ja relativ hoch 
gelegt, das ist gar keine F rage. 
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Zur Thematik der Ausgleichsrücklage, die ja  
mehrmals in  diesem Hohen Haus, vor al lem vom 
früheren Staatssekretär Holger Bauer abgehan­
delt wurde , kann ich Ihnen n ichts Neues bieten .  
Die Sache wurde bitte nach allen  Richtungen hin 
durchleuchtet, geprüft. Es kommt nichts anderes 
heraus, als das, daß da ein rechtmäßiger Vorgang 
vorliegt . Die Transferierung vom Budget­
jahr  1 989 auf  das Jahr 1 990 hat sich e infach auf­
grund der günstigen wirtschaftlichen E ntwick­
l ung ergeben. Wir brauchen im Bundesfinanz­
jahr 1 990 diese Ausgleichsrücklage n ic ht. Auf­
grund der erfolgreichen Wirtschaftspolit ik dieser 
Bundesregierung sind wir in e iner besseren Situa­
t ion, als das noch vor einigen Jahren der Fall war, 
Herr Kollege Rumpold, wo zum Teil Ihre Freun­
de Regierungsverantwortung mitgetragen haben. 

Ich durfte bereits bei der Budgetdebatte im Na­
tionalrat darauf h inweisen, daß seit der Mitver­
a ntwortung der ÖVP in der B undesregierung je­
des Jahr d ie Zunahme der F inanzsch ulden, die 
Neuverschuldung rückläufig ist; 1 984 bis 1986 
war es genau umgekehrt: jedes Jahr e ine Zunah­
me der Neuverschuldung. 

D iese positive Entwicklung hat bewirkt, daß 
wir eben diese Ausgleichsrücklage heuer nicht 
brauchen und hat u ns die Möglichkeit gegeben, 
sie auf das nächste Jahr,  auf  das Jahr 1 990 zu 
übertragen .  Ich will jetzt keine Prognosen erstel­
len, aber ich könnte mir durchaus vorstel len.  da ß 
wir  durch d ie vorsichtige Budgetierung a uch im 
nächsten Jahr  eine sehr positive Entwicklung des 
B udgets 1 990 haben werden. 

Hoher Bundesrat! Noch einmal: Mein Dank gilt 
vor allem den tiefschürfenden Ausführungen des 
P rofessors Schambeck,  wobei ich seine vorge­
brachten Bedenken, wie gesagt, im Haus bei uns 
prüfen lassen werde . Ich gratul iere Ihnen jeden­
falls zu d ieser D iskussion, wie wir sie - das muß 
ich auch ganz offen sagen - im Nationalrat in 
d ieser Intensität und in dieser Qualität zu diesem 
Thema nicht erlebt haben. - Danke. (Beifall bei 
Ö VP und SPÖ. ) [2.31 

Präsident: Herr Vizepräsident Walter Strutzen­
berger hat sich als nächster zu Wort gemeldet. Ich 
ertei le es ihm. 

12 .31  
Bundesrat Walter Strutzenberger (SPÖ, 

Wien): Herr Präsident !  Herr Staatssekretär ! Mei­
ne Damen und Herren!  Einige Ausführungen ha­
ben mich bewogen, mich doch noch zu Wort zu 
melden, und zwar möchte ich grundsätzlich fol­
gendes feststellen: Während d ie Ausführungen 
des Herrn P rofessors Schambeck rechtsphi loso­
phisch sehr  weitgesteckt waren,  haben mich Ihre 
Ausführungen, Herr Kollege Rumpold, e igentlich 
etwas enttäuscht, noch dazu,  wo Sie hier etwas 
ablehnen,  was gar nicht zur Diskussion steht. 

(Bundesrat lng. P e  n z: Haben Sie etwas anderes 
erwartet?) Sie haben das " Wahlbudget 1 990" zur 
Ablehnung vorgeschlagen ;  das steht doch gar 
nicht zur Diskussion, sondern wir reden hier . . . 
(Bundesrat R u m p o l  d: Sie sollten aufpassen!) 
Ich hab mir notiert, was Sie gesagt haben, ich 
habe sehr  wohl  aufgepaßt! (Neuerlicher Zwi­
schenruf des Bundesrates R u m p o l  d. ) 

Sie reden hier von etwas, was gar n icht zur Di­
kussion steht. Aber das mag vielleicht bezeich­
nend sein auch bezüglich jener Aussagen, die S ie 
auch sonst mac hen. (Bundesrat R u m  p o l  d.· Sie 
haben überhaupt nicht zugehört, was ich gesagt 
habe.') 

Präsident: Herr Bundesrat Rumpold, wenn Sie 
Zwischenrufe machen wollen, dann setzen Sie 
sich bitte auf Ihren Platz! Es ist unüblich, von 
fremden Plätzen aus Zwischenrufe zu machen. 
(Bundesrat R u m  p o l  ci nimmt seinen eigentlichen 
Sitzplatz wieder ein . )  

Bun desrat Walter Strutzenberger (fortsetzend): 
Es paßt aber diese Aussage aber auch zu sonsti­
gen Aussagen,  d ie Sie sonst in der Öffentlichkeit 
hinsichtlich des Bundesrats machen.  (Beifall bei 
SPÖ und Ö VP. ) 

Ich möchte e inen Pu nkt herausgreifen. Herr 
Staatssekretär. und Sie bitten, das in Ihre weiteren 
Überlegungen miteinzubauen, nämlich die Flexi­
bil ität des Stel lenp lanes, d ie nunmehr im Bundes­
haushal tsrecht gegeben ist. Ich glaube, es ist rich­
tig, diesbezüglich etwas flexibler zu werden .  Aber 
dazu folgende Anmerkung: Diese F lexibil ität 
wird sich nicht von Jahr zu Jahr ergeben können.  

Ich werde dan n  gleich anhand einiger Beispiele 
aufzeigen,  in welcher Situation wir u ns da heute 
befinden,  und zwar aufgrund des Stellenplanes 
mit se iner derzeitigen Starrheit, aber auch be­
dingt d urch meiner Ansicht nach n icht voll 
durchdachte Einsparungsmaßnahmen auf dem 
Personalsektor. Das sei hier offen ausgesprochen.  

Wen n  ich sage: nicht ganz durchdacht, so mei­
ne ich; Verwaltungsreform schön u nd gut - ich 
bekenne mich zur Verwaltungsreform -, aber 
man so llte auch überprüfen, ob es in den einzel­
nen Bereichen z u  viel, zu we�ig Personal gibt. 
Man kann aber n icht jetzt e ine Uberprüfung mei­
netwegen hinsichtlich der Zentralste lIen vorneh­
men, dort feststellen, daß man 20 Prozent einspa­
ren kann ,  dabei aber nicht über die Zentralstellen 
hinaus denkt. 

Jetzt wird man sagen: Ja, wir überprüfen ja 
auch d ie nachgeordneten Dienststel len. Bitte das 
ist "Zukunftsmusik",  das soll im Ministerrat be­
schlossen werden oder ist schon besch lossen, daß 
da tiefer e ingegriffen wird . Die Einsparungen der 
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P lanstel len s ind schon vorweggenommen worden ;  
das möchte ich hier angemerkt wissen .  

I ch  möchte feststel len, daß es  - ich wurde ge­
rade telefonisch darüber verständigt - zum Bei­
spiel im Bereich der Bundesgendarmerie einen 
derartigen personellen Engpaß gibt, sodaß dort 
ernstlich Kampfmaßnahmen der Gewerkschaft 
überlegt werden müssen ,  da eben die Beamten 
nicht mehr in der Lage sind , u nter menschenwür­
digen Bedingungen den Dienstbetrieb aufrecht zu 
erhalten. Dort geschehen Dinge, die man doch 
hätte voraussehen können und auch m üssen.  Man 
hat zum Teil  auch vorausgedacht, und es wird 
also 1 990 im Bereich der Gendarmerie, der Si­
cherheitswache rund 1 60 Planstel len mehr geben. 
Nur b itte teilen sich diese 1 60 Planstellen auf 
zwei Bereiche auf, wo 2 000 bis 3 000 P lanstellen 
notwendig wären. Dort überlegt man jetzt noch, 
ob man nicht weiter einsparen kann .  - Das ist 
ein Bereich. 

Nächster Bereich:  Jeder kann heute vorausse­
hen, daß es, wenn mehr Grenzstel len eröffnet 
werden im östlichen Teil unseres Bundesgebietes, 
doch n icht weniger Zollwachebeamte und Zollbe­
amte geben kann. (Zwischenruf des Bundesrates 
Herbere W e  i ß. ) Überhaupt Zollbeamte, nicht 
nur die pragmatisierten beziehungsweise nicht­
pragmatisierten. Da l iegt ein Denkfehler vor: Es 
geht um die Aufnahme und nicht um die Pragma­
tisierung, Kollege Weiß ,  das haben wir abgeklärt. 
Aber du hast recht, auch das gehört mitüberlegt. 

Ich denke in diesem Zusammenhang aber auch 
an die J ustizverwaltung. Auch dort gibt es größte 
personelle Schwierigkeiten. Es heißt  aber,  das 
B udget muß entlastet werden ,  wir müssen einspa­
ren.  

Was wil l  ich damit sagen? - Herr Staatssekre­
tär, ich bitte Sie, das einmal zur  Ken ntnis zu neh­
men, aber auch weiterzugeben :  Wir sind der Mei­
nung, es sol l  diese - und ich nenne es der Ein­
fachheit halber so , das ist nicht sehr rechtswissen­
schaftlich , Herr Professor Schambeck - F lexibi­
l ität hinsichtlich P lanstellen überlegungen geben .  
Es  sol l  das jedes Jahr geben. I ch  wehre mich se it 
Jahren gegen die sogenannten "grauen Köpfe" . 
Wir al le wissen, wie diese zustande gekommen 
sind - etwa gerade im Lehrerbereich - ,  wo sie 
entstanden sind. Derjenige , der das entstehen hat 
lassen, hat ja dafür finanzie l l  nicht aufkommen 
müssen:  Gezahlt hat der Bund, die Länder haben 
eingeste l lt; das ist ja al les bekannt. 

Ich bin dafür, daß man das bereinigt, gebe aber 
zu bedenken, daß es Bereiche gibt, in denen eine 
Verringerung der Zahl der P lanstellen n icht mög­
lich ist, da ß es dort nicht möglich ist, Planstellen­
überlegungen von einem Jahr auf das andere an­
zustel len ,  weil die Ausbildungsdauer oft viel län­
ger ist. Im Bereich der Exekutive gibt es eine Aus-

bildung von m indestens zwei Jahren, bis eine 
Planstelle echt besetzt werden kann. 

Es sol lten jene Maßnahmen, d ie es jetzt im 
Budgetrecht gibt,  auch dazu führen, daß voraus­
gedacht wird und daß dort eben die Planstel len 
zeitgerecht besetzt werden können. 

Ich möchte nochmals sagen :  Ich meine nicht, 
daß es sich da um ein " Wahlbudget" handelt . 
Noch einmal: Das Budget steht jetzt nicht zur 
Diskussion,  und bundeshaushaltsrechtliche Be­
stimmungen haben meiner Ansicht nach über­
haupt nichts mit einem Wah ljahr zu tun, denn das 
ist ja etwas, was länger wirkt. 

Mit den Anmerkungen,  die ich hiezu gemacht 
habe, würde ich sagen: Volle Z ustimmung zu die­
sen Maßnahmen,  aber bitte auch diese eben vor­
gebrachten Anmerkungen zu berücksichtigen, 
denn ansonsten werden wir noch in große perso­
nelle Schwierigkeiten kommen. - Ich danke 
schön. !Beifall bei SPÖ und Ö VP. ) 12.39 

Präsident: Weitere Wortmeldungen l iegen 
nicht vor. 

Wünscht noch jemand das Wort? - Bitte, Herr 
S taa tsse kretär.  

12.39 
Staatssekretär im Bundesministerium für Fi­

nanzen Dkfm. Dr. Günther Stummvoll: Herr 
Präsident! Hoher Bundesrat! Die Wortmeld u ng 
des Herrn Präsidenten Strutzenberger hat mich 
veranlaßt, mich ganz kurz noch ·ei nmal zu Wort 
zu melden, wei l  wir im grundsätzlichen Denkan­
satz, Herr Präsident, glaube ich ,  konform gehen. 
Ich sage auch als Finanzstaatssek retär: Die For­
mel :  Immer mehr Aufgaben und das bei weniger 
Personal, kann natürlich n icht funktionieren. Das 
ist gar keine Frage! ( Zusrimrnung bei Ö VP und 
SPO.)  

Aber, meine Damen und Herren - bei a l ler 
Problematik von Vergleichen - :  Die Tatsache, 
daß wir in  Österreich seit 1 984 mehr öffentlich 
Bedienstete als Industriebeschäftigte haben, ste l l t  
ein Verhä ltnis dar ,  das uns,  wenn wir das mit an­
deren Ind ustriestaaten vergleichen , veranlaßt, 
nachzudenken, wie man diesbezüglich gegensteu­
ern könnte. D iese Gegensteuerung kann, meine 
ich, nur in  der Weise erfolgen - und darum habe 
ich mich zu Wort gemeldet; darüber sind wir ja 
eigentlich einer Meinung, wie der Herr Präsident 
Strutzenberger das auch gesagt hat - :  Wir müs­
sen - und das ist, glaube ich, die große Heraus­
forderung auch  der nächsten Jahre - beginnen, 
die Staatsaufgaben zu d urchforsten. Man kann 
Staatsausgaben nur dann e insparen ,  wenn man 
sich zunächst einmal von überholte n  Staatsaufga­
ben trennt. 
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Ich sage noch einmal: Immer mehr Aufgaben 
mit weniger Personal, d iese Formel wird sicher­
lich nicht funktionieren. Wo ich mir Flexibil ität 
erwarte, ist die Flexibilität in  der Frage: Muß der 
Bund all jene Aufgaben, die in vielen Jahrzehnten 
angewachsen sind, heute wirkl ich alle noch erfül­
len oder kann man überholte Aufgaben und 
Funktionen nicht auch abstoßen? Das ist doch 
der entscheidende Punkt. 

Abschl ießend: Ich meine,  diesbezüglich ist zwi­
schen der Bundesregierung und der Gewerkschaft 
Öffentl icher Dienst durchaus Konformität gege­
ben. - Danke. ( Beifall bei Ö VP und SPÖ. ) 12 .-+2 

Präsident: Liegt noch eine Wortmeldung vor? 
- Das ist nicht der Fal l .  

Die  Debatte ist gesc hlossen .  

Wird von der Berichterstattung ein Schlu ßwort 
gewünscht? - Das ist auch nicht der Fall .  

Wir kommen zur Abstimmung. 

Bei der A b s t i m  f11 u n g beschließt der Bun­
desrat mit Stimmenmehrheit. gegen den Gesetzes­
beschluß des Nationalrates k e i n e n E i n  -
s p r II c h Zll erheben. 

3. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
28. November 1 989 betreffend ein Bundesgesetz 
zur Regelung des Glücksspielwesens (Glücks­
spielgesetz- GSpG) , über die Änderung des Bun­
deshaushaltsgesetzes und über die Aufhebung 
des Bundesgesetzes betreffend Lebensversiche­
rungen mit Auslosung ( 1 067 und 1 139/NR sowie 
3760/BR der Beilagen) 

Präsident: Wir gelangen nun zum 3. Punkt der 
Tagesordnung: Beschluß des Nationalrates vom 
28. November 1 989 betreffend ein Bundesgesetz 
zur Regelung des Glücksspielwesens (Glücks­
spielgesetz GSpG), über d ie Änderung des Bun­
deshaushaltsgesetzes und über die Aufhebung des 
Bundesgesetzes betreffend Lebensversicherungen 
mit Auslosung. 

Die Berichterstattung hat Frau Bundesrätin  
Irene Crepaz übernommen. Ich  b itte s ie  um den 
Bericht. 

Berichterstatterin Irene Crepaz: Herr Präsi­
dent! Herr Staatssekretär !  Geschätzte Damen und 
Herren !  Mit dem gegenständlichen Beschluß des 
Nationalrates sol l  das Stammgesetz vom 2 7. Juni 
1962 zur Regelung des Glücksspie lwesens, das 
zwischenzeitig durch insgesamt elf Novellen ab­
geändert worden ist, ersetzt werden .  Dabei sol l  es 
dem Bund ermögl icht werden,  die bisher von der 
Österreichischen Glücksspielmonopolverwal­
tung, einer dem Bundesministeriu m  für F inanzen 
nachgeordneten Dienststelle, d urchgeführten 
Glücksspiele zu privatisieren und die Brieflotte-

rie. die Klassen lotterie und das Zahlenlotto einer 
kommerzial isierten Kapitalgesel lschaft durch be­
fristete Konzessionserteilung zu übertragen. Der 
Monopolertrag wird wie bei der Ausgliederung 
des Sporttotos und der Einführung des Lottos ,,6 
aus 45" im Jahr 1 986 durch eine Konzessionsab­
gabe und eine Gebühr auf d ie Wetteinsätze abge­
schöpft. 

D ie Gründe für die Ausgl iederung aller 
Gl ücksspiele aus der staatlichen Verwaltung, e in­
sch l ieß lich der Möglichkeit e inzuführender So­
fortlotterien,  l iegen in der Erwartung höherer 
Bundeseinnahmen aus dem Glücksspielmonopol. 
der Vortei lhaftigke it der Konzentration der 
Glücksspiele bei einem Konzessionär i m  Hinblick 
auf den künftig verstärkt zu erwartenden euro­
päischen Wettbewerb und der Möglichkeit von 
Planstelleneinsparungen bei der Österreich ischen 
Glücksspielmonopolverwaltung. 

Die Tätigkeit der Österreichischen Glücksspiel­
monopolverwaltung sol l  künftig nur Aufsichtsa­
genden be inhalten, das hei ßt, die Dienstste lle 
wird ausschlie ßlich in  der Hoheitsverwaltung tä­
tig sein.  

Weiters enthält der gegenständliche Beschluß 
des Nationalrates auch die Erweiterung der in 
Österreich zu ertei lenden Spielbankbetriebsbe­
wil l igungen von elf auf zwölf Casinos. 

Der Finanzausschuß hat die gegenständliche 
Vorlage in seiner Sitzung vom 5 .  Dezember 1 989 
in Verhandlung genommen und einstimmig be­
schlossen,  dem Hohen Hause zu empfehlen.  kei­
nen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stel lt der F inanz­
ausschuß somit den A n  t r a g, der B undesrat 
wolle beschl ie ßen: 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
28. November 1 989 betreffend ein Bundesgesetz 
zur Regelung des Glücksspielwesens (Glücks­
spielgesetz- GSpG), über die Änderung des Bun­
deshaushaltsgesetzes und über die Aufhebung des 
Bundesgesetzes betreffend Lebensversicherung 
mit Auslosung  wird kein Einspruch erhoben. 

Präsident: Wir gehen in  die Debatte e in .  

Zum Wort gemeldet hat s ich Herr Alfred 
Gerstl .  Ich erteile ihm d ieses. 

12.-+5 
Bundesrat Alfred Gerstl (ÖVP, Steiermark): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrter Herr 
Staatssekretär!  Meine Damen und Herren !  H inter 
diesem vorliegenden Gesetzesbeschluß geht es ei­
gentlich um viele Mil l iarden Schi l l ing. Ich wei ß  
schon, das ist offensichtlich nicht so wichtig, denn 
der Herr F inanzmin ister Lacina hat mir bis heute 
auch noch n icht darauf geantwortet, als ich ihn 
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sch ri ftlich darauf hingewiesen habe, daß eine 
Budgetlücke entsteht, und zwar durch einen Steu­
erausfal l  aufgrund von Zigarettenschmuggel .  Es 
handelt sich dabei um e inen Betrag von etwa 
2 Mi l l iarden Schil l ing. Trotz d ieser Summe wird 
offensichtlich nicht viel darüber nachgedacht. 

Jedenfalls geht es dabei jetzt um Spiele, wobei 
Gewinnchancen durch keinerlei  Leistung beein­
flu ßbar sind; das sind eben d ie sogenannten 
Glücksspiele. Sie erwecken die Hoffnung auf ei­
nen Gewinn, der sich kaum erfül lt - außer für 
den Staatssäckel .  

So haben Glücksspiele n icht wenigen Unglück 
gebracht und viele psych isch und physisch negativ 
verändert. Daher werden i mmer ernste und eng­
ste gesetzliche Rahmenbedingungen für Glücks­
spiele erforderlich se in - auch für das Spiel der 
sogenannten Brieflose-Automaten ,  die wir über­
al l  in der Stadt stehen sehen und mit denen un­
kontrol l iert Kinder spielen und ihren Spieltrieb 
entwickeln. 

Das vorl iegende Glüc ksspielgesetz ermögl icht 
es, Agenden e ines bisher von der Hoheitsverwal ­
tung gehandhabten Monopols der privatwirt­
schaftlieh geführten Lotto-Toto-Gesellschaft zu 
übertragen.  Unter den G lücksspielen sind Lotto­
Toto und der Briefloseverkauf e ine der tragenden 
Säulen, die - international verglichen - in 
Österreich die rascheste Entwicklung hatten.  
Aber das war nicht der Lotto-Toto-Gesel lschaft 
zu verdanken - keineswegs irgendeinem soge­
nannten Topmanager. Dabei handelt  es sich doch 
um kein intel l igentes Produkt, sondern um ein 
Produkt, das wir vom Ausland her schon längst 
kennen. Der Grund lag wahrscheinl ich im Bedarf 
einerseits und andererseits - das war wahr­
scheinlich das wichtigste - im nahversorgenden 
Einzelhandel der österreichischen Tabaktrafikan­
ten;  dabei handelt es sich um den Personenkreis 
Invalide, Opferbefürsorgte und Kriegsinvalide. 

Als Annahmestel len sind in Funktion 
3 200 Tabaktrafikanten und - siehe da! - auch 
600 Banken als deren Konkurrenz, obwohl diese 
Trafikanten bei ihnen jenes Geld einlegen, das sie 
zur Abwicklung dieser Geschäfte brauchen. Es 
gibt ferner 300 Klassen lose-Kollekturen, unter 
denen hundert sind, die ebenfalls Trafikanten 
sind. Das sind die Hauptträger bezüglich Umsatz 
bei d iesen Spielen. 

Die 3 800 österreichischen Tabakfachgeschäfte 
werden fast ausschließl ich von Personen betrie­
ben ,  die als Kriegsopfer ,  Opferbefürsorgte oder 
als Zivi l inval ide bevorzugt eine Tabakverschleiß­
befugnis erhie lten und neben d ieser Arbeit im­
merhin den F iskus an Tabaksteuern 16 Mil­
liarden Schi l l ing im Jahr bringen .  

Es gibt dann noch die Ehegatten oder Kinder 
als Nachfolger dieser Trafikanten, wenn diese in 
der Trafik tätig waren und ihren Lebensunterhalt 
ausschließlich aus diesem Geschäft bestritten ha­
ben.  

Der Finanzausschuß des Nationalrates hat da­
her in seiner Verantwortung im Sinne sozialer 
Verpflichtung des Staates gegenüber d iesem be­
vorzugten Personenkreis einen Passus in dieses 
Gesetz eingefügt, der bei Vergabe von Glücks­
spielannahmestel len gemäß § 2 des Gesetzes sol­
chen Trafikanten e in  Vorzugsrecht e inräumt, wo­
mit der Gesetzgeber ja gar n ic ht ganz ungeschickt 
in die Zukunft geb l ickt hat, denn immerhin steht 
i m  Artikel 90 der Römischen Verträge : Dort, wo 
der Staat soziale Verpflichtung erfüllt , kommt es 
nicht zur sogenannten Liberalisierung. 

Durchfüh rungsbestimmungen werden drin­
gend erforderlich sein ,  denn d ie bisherigen Prak­
tiken der Lotto-Toto-Gesellschaft haben Wün­
sche der Bewerberorganisationen unberücksich­
tigt gelassen ,  obwohl  der ökonomische Vorteil des 
Vertriebes über die Trafiken bereits bewiesen ist. 

Für den k leinen Trafikanten stellt dies ein Zu­
satzeinkommen dar, und zwar ein wichtiges, 
wichtiger als das bei  Banken und Postämtern der 
Fall ist. Der vorl iegende Gesetzestext wird hof­
fentl ich auch von der Lotto-Toto-Gese llschaft in  
Zukunft berücksichtigt, doch glauben wir, daß 
Durchführungsbest immungen noch erforderl ich 
sind. 

Ich möchte Ihnen nur zwei Beispiele bringen:  . 
Es hat eine Automatenfirma gegeben ,  und zwar 
die Firma Ebert. D iese hat an alle Trafikanten 
Briefloseautomaten verkauft. Als die Trafikanten 
diese gekauft hatten - das ist ja nichts Schlechtes, 
denn sie sehen ja die Briefloseautomanten,  sie 
kö nnen kontroll ieren,  ob Schulkinder dort spie­
len oder nicht - ,  hat die F irma Ebert selbst so 
eine Konzession bekommen und Hunderte Auto­
maten in den Straßen aufgestellt . Jetzt spielen 
dort Schulk inder, bevor sie in die Schule gehen,  
unkontrol I iert dieses Glücksspiel. (Bundesrat Dr. 
S c  h a m  b e  c k: Furchtbar!) 

Ein zweiter Fall :  In St. Ruprecht an der Raab 
wurde eine Tabaktrafik-Stelle ausgeschrieben. In 
der Zwischenzeit wurde das von jemand anderem 
besorgt. Über d ie  Besetzungskommission erhielt 
das dann ein Inval ide zu 80 Prozent, der seine 
Frau im Unfallspital kennengelernt hat, ebenfalls 
80 Prozent behindert. Beide erhalten d iese Ver­
schleißbefugnis, aber dann verlegt die Lotto­
Toto-Gesellschaft d ie Lotto-Toto-Geschäfte ins 
Nebengeschäft - das war ein Wollgeschäft - be­
ziehungsweise zu einem Papierwarenhandel .  

Das darf i n  Zukunft nicht mehr sein !  Wenn wir 
schon wissen ,  daß G lücksspiel nicht zu verhin-
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dern ist - als Sportfunktionär würde ich das ja 
ganz gerne verhindern - ,  da wir wissen ,  daß wir 
so Leute diesbezüglich ins Ausland abwandern 
lassen - das können wir uns auch n icht leisten 
- ,  so sol l  d ieses Spiel  auch sozialen Verp'.flichtun­
gen des Staates d ienen. (Beifall bei 0 VP und 
SPÖ. ) 

Lassen Sie mich  aber für diese in diesem Gesetz 
nun zum Ausdruck gebrachten sozialen Kom po­
nenten allen Abgeordneten zum Nationalrat 
herzlichst danken,  vor allem jenen, die im Fi­
nanzausschuß tätig sind: an der Spitze den Abge­
ordneten Feurste in u nd Staudinger, G uggenber­
ger und Schmidtmeier und Herrn Abgeordnetem 
Holger Bauer. Sie haben gemeinsam dieses 
"SchifferI" in Bewegung gesetzt, und dafür ge­
bührt Ihnen Dank .  

Die Österreichische Volkspartei wird daher ge­
gen den vorl iegenden Gesetzesbeschluß des Na­
tionalrates keinen Einwand erheben und gibt ih­
rer Fre ude darüber Ausdruck, daß es mögl ich 
war, eine soziale Verpflichtung des Staat.�s in die­
ses Gesetz einzubinden. (Beifall bei O VP und 
SPÖ. ) 12.53 

Präsident: Nächster Redner ist Herr Bundesrat 
Peter Köpf. 

12.53 
Bundesrat Peter Köpf (SPÖ, Salzburg) : Sehr 

geehrter Herr Präsident!  Herr Staatssekretär !  
Meine sehr verehrten Damen und Herren ! Bei  
der Diskussion über das Glücksspielgesetz bezie­
hungsweise über die Regeln für das Glücksspiel­
wesen komme ich in die an sich sehr seltene Si­
tuation, daß ich einem Gesetz zustimmen werde , 
dessen Grundtendenz ich aus Überzeugung ab­
lehne. 

Ich entscheide m ich sozusagen - mit mir 
wahrscheinl ich sehr viele Kolleginnen und Kolle­
gen aus allen Fraktionen; ich habe das ja in ver­
schiedenen Gesprächen feststellen kön nen - für 
das geri ngere Übel.  Der Volksmund wird das viel­
leicht treffsicherer ausdrücken: Es wird so der 
Teufel mit dem Beelzebub ausgetrieben. 

Ich habe dabei zweifellos einen persönlichen 
Zielkonfl ikt  - ich gestehe d ies durchaus -, und 
es gibt dabei einen persönlichen Kompromiß, der 
zugunsten des vorliegenden Gesetzesbeschlusses 
gemacht wurde. Dabei möchte ich gar ke in großes 
Klagelied anstim men über die Opfer des Glücks­
spiels: über zerrissene Fami l ien, über Verschul­
dung, Existenzbedrohung und über die Ausweg­
losigkei t  besessener und leidenschaftlicher Spie­
ler. Ich weiß  sehr  wohl  die Vortei le eines gerege l­
ten überwachten Spielbetriebes zu schätzen, sehe 
sehr woh l  d ie Verhinderung i llegaler Sp ielhöllen 
und alle Nebenerscheinungen durchaus ein. 

Trotzdem: Es werden durch die Legalität sehr 
viele Menschen dem Glücksspiel  zugeführt, die 
sonst vielleicht gar nicht auf die Idee kommen 
würden,  zu spielen. D ie im Gesetz nun verankerte 
Privatisierung, d ie einen höheren Gewinn durch 
Effizienzsteigerung und vorwiegend durch Wer­
bung aus dem Glücksspiel  bringen soll ,  bedeutet 
ja letzten Endes nur, daß mehr Menschen diesem 
Spiel zugeführt werden sollen. Mehr Menschen 
zuführen heißt: Nimmt man einen bestimmten 
Promi llsatz, sogar einen Prozentsatz - ich kenne 
diesen nicht - ,  an Spiel leidenschaft erkrankter 
Menschen an, so bedeutet das, daß mehr Men­
schen, und zwar durch Werbung für das Glücks­
spiel, das tragische Sch icksal eines Spielers zu er­
leiden haben werden.  

Dieser Gedankengang ist also zulässig, und ich 
fühle mich verpflichtet, darauf warnend hinzu­
weisen,  und ich kündige durchaus eine Beobach­
tung der Entwick lung des Glücksspieles aufgrund 
dieses Gesetzes an. Ich meine, daß wir, falls d ies 
notwendig ist, auch den Mut zu e iner Korrektur 
haben müssen .  

Ich weiß seh r  wohl  d ie  untade lige Arbeit der 
Glücksspielorganisatoren zu schätzen ,  sehe d ie 
Vorte ile der Zweckbindung aus Spielüberschüs­
sen und wei ß  natürlich um den guten Ruf des 
österre ichischen Casino-Know-hows in  der Welt, 
und ich weiß  um die harte Arbeit der Croupiers 
und der Angestellten dieser Betriebe, und ich 
weiß auch sehr woh l  das hervorragende Manage­
ment beispielsweise der Casino AG zu schätzen. 

Die Werbung für das Glücksspiel beinhaltet na­
turgemäß eine Darstellung einer Welt, die es in 
Wirklichkeit nicht gibt: Reichtum ohne Leistung, 
eine heile Welt ohne Probleme, Glück durch 
Spiel, Reichtum durch Glück. Ich könnte mir vor­
stellen, daß bei der Werbung für das Glücksspiel 
ebenso eine Warnung des Publikums hinzugefügt 
werden könnte wie wir das bei den Tabakwaren 
dankenswerterweise - auch gegen starken Wi­
derstand der damaligen Monopolisten - anbrin­
gen, nämlich die Warnung, daß G lücksspiel  zu 
Spielleidenschaft führen kann. Ich meine, diesen 
Gedanken sol lte man durchaus weiterspinnen. 

Ich bin sicher, daß sich für eine solche Init iative 
eine Mehrheit finden würde , wen n  näml ich  durch 
Privatisierung e ine das Glücksspiel  verherrlichen­
de Werbung zu Auswüchsen führt. 

Mein Appell richtet sich daher an die Auf­
sichtsbehörde, besonders strenge Kontrollen dort 
durchzuführen,  wo die J ugend zum Glückssp ie l  
animiert werden soll beziehungsweise dort, wo 
die Altersgrenze nicht eingehalten wird. 

Ich hoffe, daß möglichst viele Kolleginnen und 
Kollegen hier i m  Saal mit ähnlichen Gefü hlen 
dieser sehr ernsten Gesetzesmaterie gegenüber-
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stehen beziehungsweise zumindest Verständnis 
für meine Position aufbringen .  (Allgemeiner Bei­
fall. ) 

Wenn man sich aber in  e iner Volkswirtschaft 
zu einem geregelten Glücksspielbetrieb durch­
ringt, so scheint mir das vorl iegende neue Gesetz 
geeignet zu sein,  die ordnungspolitische Funktion 
wahrzunehmen -, vorausgesetzt - und das ist 
bei mir die Unbekannte -, die Gewinnmaximie­
rung für die Betriebe und für den Staat sind dabei 
nicht das ausschließl iche Ziel .  

Der Gesetzgeber ist daher aufgerufen ,  die Ent­
wicklung des Glücksspielwesens in Österreich 
aufmerksam zu beobachten und gegebenenfalls 
Fehlentwicklungen durch eine Novell ierung die­
ses Gesetzes entgegenzuwirken. 

Ich könnte mir auch vorstel len,  daß der Gesetz­
geber vom F inanzministerium in zweijährigem 
Abstand einen Bericht über d ie Entwicklung des 
Glückssp ielwesens in Österreich anfordert, um 
immer wieder diese Materie d iskutieren und mög­
liche Fehlentwicklungen aufzeigen zu können. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren !  Na­
türlich trete ich für den mündigen Bürger in einer 
freien Gesellschaft ein, erlaube mir jedoch, jene 
Grenzen aufzuze igen ,  wo durch staatlich geneh­
migte, ja vorgenommene Manipulation mit mo­
derner Medientechnik die wirklichen Probleme 
unserer Gesellschaft verdrängt werden könnten. 
Unter diesen Vorzeichen stimmt auch die sozia li­
stische Fraktion dieses Hauses diesem Gesetzes­
beschluß zu. (Allgemeiner Beifall. ) [3.02 

Präsident: Nächster Redner ist Herr Bundesrat 
Wolfgang Saliger. 

13.02 .. 
Bundesrat Wolfgang Saliger (OVP, Salzburg) : 

Sehr geehrter Herr Präsident !  Sehr geehrter Herr 
Staatssekretär! Hohes Haus! Es ist schon ein b iß­
ehen etwas daran an d iesem Salzburger Klima. 
Ich schl ieße mich meinem Kollegen Köpf in die­
ser Frage deshalb gerne an, wei l  es mir ähnlich 
geht, wen n  ich diese Materie durchsehe. U nd ich 
meine, daß wir alles in Bewegung setzen müssen, 
um in einer wesentlichen Position Kontrolle aus­
zuüben. 

Ich hatte gestern am Abend zufällig Gelegen­
heit, dem niedersächsischen P räsidenten zuzuhö­
ren, der gerade eine Spielbankenaffäre sozusagen 
hinter sich hat, e ine Affäre, d ie lange Zeit als Af­
färe gehandelt wurde, die sich am Ende als ein 
P rivatstreit jener Leute herausgestellt hat, die in  
den versch iedenen Bereichen  des Glücksspieles 
beteil igt waren,  und habe dessen Sorgen um die 
Kontrolle gehört. E r  war der Meinung, der Staat 
müsse in wesentlicher Form Eingriff nehmen, 
m üsse kontrol l ieren,  müsse deutlich machen, daß 
es zu keinen Auswüchsen kommen darf. Daher 

halte ich sehr  viel von den ordnungspolitischen 
Maßnahmen für die Zukunft. Und ich bitte, daß 
wir in dieser Frage die negativen Erfahrungen, 
die es in  anderen Ländern gibt, hier einfließen 
lassen,  und bitte , nicht aufgrund guten Manage­
ments, das wir derzeit in unserem Bereich haben, 
allzu euphorisch zu sein,  sondern wir sollten doc h 
deutlich machen , daß es auch anders gehen kann 
und daß es andere Entwicklungen geben kann .  

Als erstes möchte ich h ier  anführen, daß  es  um 
den Schutz unserer Kinder geht. Es ist sehr,  sehr 
wichtig, u nd es ist von Kollegen Gerstl auch dar­
auf hingewiesen worden. daß Briefloseautomaten 
nicht in dieser B reite angeboten werden,  wie es 
im Augenblick der Fall ist. 

Ich meine, es m u ß  kontrolliert werden. D ieser 
Selbstreinigungsprozeß muß auch da Platz grei­
fen.  Und ich meine, es sollten d iese Automaten 
nur dort aufgestel lt werden können, wo sie im 
Blickfeld jener Leute sind, die dafür die Verant­
wortung übernom men haben, da wir es vor al lem 
den Kindern nicht allzu leicht machen dürfen ,  das 
von den Eltern sauer verdiente Taschengeld noch 
kurz vor Schulbeginn oder in anderen Bereichen 
auszugeben. 

Kol lege Köpf hat auch gemeint,  daß es gut 
wäre, vor Spielleidenschaft in verschiedenen Be­
reichen der Werbung zu warnen. Das halte ich für 
außerordentlich positiv. Man sol lte zumindest 
den Versuch unternehmen, auf d iese Art und 
Weise darauf aufmerksam zu machen . 

Wen n  wir heute einem Gesetz zustimmen, das 
eine Effizienzsteigerung beinhalten wird, das of­
fensichtlich auf eine Privatisierung zurückgeht, 
von der ich meine, daß es nicht e ine Privatisie­
rung ist. sondern daß es maximal eine privatwirt­
schaftl iche Vorgangsweise im beamteten Bereich 
darstellt .  dann müssen wir uns überlegen, wie wir 
in der Zukunft mit den Mitteln, die eingenom­
men werden, umgehen. 

Wen n  wir gestern im Ausschuß gehört haben, 
daß es zweckgewidmete Mittel in  zwei Bereichen 
gibt, nämlich einmal für den Sport aus den Ein­
nahmen der Toto- Lotto-Gesel lschaft von 
3 1 1 Mi ll ionen Schil ling u nd dann für die Medien, 
damit d ie Medien über diese Ereignisse berichten. 
von 297 Mi l lionen Schil l ing, dann darf ich sc hon 
im Interesse der österreichischen Sportler sagen,  
daß ich meine, daß es da ein Mißverhältnis gibt. 
leh halte es für d ie Pflicht der Medien, in  der 
Öffentlichkeit über Ereignisse zu berichten,  die 
offensichtlich seh r  viele Leute interessieren. U nd 
ich meine.  das sollte nicht mit 297 Mill ionen 
Schi l l ing abgegolten werden, wovon ,  soweit ich 
das gehört habe, und ich nehme an, es stimmt, 
1 59 Millionen a llein dem ORF zugute kommen 
und der Rest dann den Zeitungen.  Ich halte das 
für eine Vorgangsweise, d ie zu überden ken ist . 
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Wir müssen bei der zusätzlichen Förderung in 
diesem Bereich eine Neuvertei lung der Mittel an­
streben. 1 0  Mi l l ionen Schil ling für die Sonderak­
tionen, die jetzt nicht mehr gemacht werden,  so 
höre ich, Seniorenhilfe, Familienhi lfe und so wei­
ter werden noch zugeordnet. Sonst gibt es keine 
soziale Zuordnung. 

Jetzt gibt es Initiativen in Österreich, die sich 
um eine soziale Zuordnung in diesem Bereich be­
mühen. E inmal eine Init iative dahin gehend , daß 
man die sozialen Dienste aus Einnahmen von 
Toto- und Lottomitteln fördern sollte, eine ande­
re Initiative, die meint, Umweltschutz auf d iese 
Art und Weise mitfinanzieren zu können. 

Ich meine daher. man sollte in Zukunft jenen. 
die sich auch jetzt um Konzessionen bemühen, 
welche geben, um den Wettbewerb zu ermögli­
chen und andere zielorientierte Ausspielungen zu 
machen,  die auch deutlich machen sollen, daß 
man mit der Wettspielleidenschaft zusätzl ich et­
was Gutes leisten kann. 

Da hat es i m  Nationalrat Debatten darüber ge­
geben,  wer was erfunden hat. ,,6 aus 45" ist offen­
sichtlich, soweit ich das gelesen habe, von FPÖ 
und SPÖ erfunden worden. Für jeden Salzburger, 
für jeden an der Grenze Lebenden ist das nur ein 
Blick über den Weidezaun. In der Bundesrepu­
bl ik Deutschland gibt es seit langer Zeit ähn l iche 
Lottoveranstaltungen,  die dann analog in  Öster­
reich gemacht worden sind. Dann hat man auch 
ganz gute Erfahrungen in Deutschland damit ge­
macht, daß man am Mittwoch d ie Spie l leidens­
chaft auch noch mit dem zweiten Deutschen 
Fernsehsender aktiviert hat. U nd das wäre zuzu­
ordnen .  

Wir  könnten uns vorstel len, daß  man in Zu­
kunft die gute Organisation der österre ichischen 
Tabakverschlei ßer dazu nimmt, e ine zweite, so­
zialen Zwecken zugeordnete Einnahmequelle zu 
schaffen,  weil wir wissen, daß wir gerade im So­
zialbereich einen deutl ichen Nachholbedarf ha­
ben . Ich sage das deshalb, weil im Tabakverschlei­
ßerbereich, in  den Tabaktrafiken nahezu 60 Pro­
zent der Behinderten arbeiten können, Arbeit fin­
den und daher auch von dieser Seite her bereits 
eine Tätigkeit geschaffen wird, die eine Möglich­
keit bietet, soziale Verantwortung auch wieder 
deutlich zu machen. 

Viel leicht versuchen wir auf diese Art und Wei­
se, dem Spielen etwas mehr Sinn zu geben, als nur 
die Möglichkeit, ohne Leistung reich zu werden. 
Vielleicht ist es möglich, auch deutlich zu ma­
chen, daß man mit dieser Leidenschaft auch etwas 
Gutes tut. (Beifall bei Ö VP und SPÖ.) 13.08 

Präsident: Weitere Wortmeldungen l iegen 
nicht vor. 

Wünscht noch jemand das Wort? - Das ist 
nicht der Fall .  

Die Debatte ist gesch lossen. 

Wird von der Berichterstattung ein Schlußwort 
gewünscht? - Das ist auch n icht der Fal l .  

Wir kommen zur Abstimmung. 

Bei der A b s I i m m u n g beschließt der Bun­
desrat mit Stimmeneinhelligkeit. gegen den Geset­
zesbeschluß des Nationalrates k e i n  e n E i n ­
s p r u c h zu erheben. 

4. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
29. November 1 989 betreffend ein Bundesgesetz 
über die Gewährung eines Bundeszuschusses an 
das Bundesland Kärnten aus Anlaß der 
70. Wiederkehr des Jahrestages der Volksab­
stimmung (304/A - 11-8959 und 1 140/NR sowie 
3761/BR der Beilagen) 

Präsident: Wir gelangen nun zum 4. P unkt der 
Tagesordnung: Beschluß des Nationalrates vom 
29. November 1989 betreffend ein Bundesgesetz 
über die Gewährung eines Bundeszuschusses an 
das Bundesland Kärnten aus Anlaß der 
70. Wiederkehr des Jahrestages der Volksabstim­
mung. 

Die Berichterstattung hat Frau Bundesrat Hed­
da Kainz übernommen .  Ich bitte sie um den Be­
richt. 

Berichterstatterin Hedda Kainz: Herr Präsi­
dent! Herr Staatssekretär !  Meine Damen und 
Herren! Mit dem gegenständl ichen Beschluß des 
Nationalrates soll dem Land Kärnten aus An laß 
der 70. Wiederkehr  des Jahrestages der Volksab­
stimmung, aufgrund welcher sich die im Abstim­
mu ngsgebiet ansässige Wohnbevölkerung für die 
Zugehörigkeit zur Republik Österreich entschie­
den hat, im Jahr 1 990 aus Bundesmitteln ein ein­
maliger Zweckzusch u ß  von 40 Mil l ionen Schi l­
l ing gewährt werden. Dieser Bundeszuschuß ist 
zur Verbesserung der Infrastruktur und für be­
sondere Vorhaben im damals umkämpften Ge­
biet zum Zweck der Festigung  der Zugehörigkeit 
dieses Gebietes zu Österreich zu verwenden und 
zur Stärkung der für die bezeichneten Zwecke 
vorgesehenen Landesmittel bestimmt. 

Der Bundeszuschuß  sol l  vom Land Kärnten 
haushaltsmäßig verrechnet werden, wobei sich 
der Bund die Überprüfung der widmungsgemä­
ßen Verwendung des Sonderzuschusses vorbe­
hält. 

Der F inanzausschuß hat die gegenständliche 
Vorlage in seiner S itzung vom 5. Dezember 1989 
in Verhandlung genommen und mehrstimmig be­
schlossen, dem Hohen Hause zu empfehlen, kei­
nen Einspruch zu erheben. 

522. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 45 von 80

www.parlament.gv.at



23536 Bundesrat - 522. Sitzung - 6.  Dezember 1 989 

Berichterstatterin Hedda Kainz 

Als Ergebnis sei ner Beratung stellt der Finanz­
ausschuß somit  den A n  t r a g, der Bundesrat 
wolle beschl ießen: 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
29. November 1 989 betreffend ein Bundesgesetz 
über d ie Gewährung eines Bundeszuschusses an 
das B undesland Kärnten aus Anlaß der 70. Wie­
derkeh r  des Jahrestages der Volksabstimmung 
wird kein Einspruch erhoben. 

Präsident: Wir gehen in die Debatte ein.  

Zum Wort gemeldet hat sich Herr Bundesrat 
Ing.  August Eberhard. 

13.12 .. 
Bundesrat lng. August Eberhard (OVP, Kärn-

ten) :  Herr Präsident! Herr Staatssekretär! Meine 
se hr geehrten Damen und Herren !  Hoher Bun­
desrat! Am 1 0. Oktober 1 990 wird in Kärnten, 
aber auch österreichweit  die 70. Wiederkehr des 
Jahrestages der Volksabstimmu ng i n  Kärnten ge­
bührend gefeiert werden.  

Kärnten u nd das übrige Österreich erinnern 
sich damit an  h istorische Stunden der Ersten Re­
publik ,  an Vorkommnisse in Kärnten, an d ie er­
sten Stunden der Staatswerdung. 

D ie Bemü hungen, die Staatseinheit ,  die Lan­
deseinheit Kärntens in Frage zu stel len, elie 
Volksgemeinschaft der deutschsprachigen Kärnt­
ner von den slowenischsprechenden Kärntners zu 
trennen, gehen weit in  die Vergangenheit zurück 
und haben durch das wiederholte und eindeutige 
Bekenntnis der Slowenen zu Kärnten immer fehl­
gesch lagen. 

Dazu ein Beispiel. Die Bemühungen des süds la­
wischen Klubs des österreichischen Abgeordne­
ten hauses am 30. Mai 1 9 1 7  um eine Vereinigung 
aller Südslawen der Monarchie lehnten damals 
239 von 263 befragten Gemeinden ab. Wir Slowe­
nen sind Kärntner und wollen Kärntner bleiben, 
hieß es damals. Aber auch der Kärntner Landtag 
hat sich i n  sch weren Stunden der Bewährung wie­
derholt für die Einheit Kärntens ausgesprochen. 

U nd nun auszugsweise zu den Ereignissen des 
Kärntner Abwehrkampfes und der Kärntner 
Volksabstimmung. 

Von besonderer Bedeutung für die E ntwick­
l ung in Kärnten in den Jahren 1 9 1 8  und 1 9 1 9  war 
der Beschluß der provisorischen Kärntner Lan­
desversammlung am 1 l . November 1 9 1 8 . Mit die­
sem Beschluß wurde für die gem ischtsprachigen 
Gemeinden das Selbstbestimmungsrecht prokla­
miert und die endgültige Grenzziehung der F rie­
denskonferenz anheimgestellt. 

E ine Volksbefragu ng lehnte damals der slowe­
nische Nationalrat in Laibach ab. Große Teile des 
Grenzlandes wurden von den Truppen der Laiba-

c her Regierung besetzt. Dagegen setzte sich die 
Bevölkerung in den besetzten Gebieten zur 
Wehr.  In  der Not von damals, im herrschenden 
al lgemeinen Chaos und in der Existenzfrage, die 
damals eine Alltagsfrage war, war Kärnten aber 
ziemlich h i lflos gegenüber den Besetzern.  

So erhob am 1 7. 10 .  1 9 1 8  der Nationalrat von 
Laibach die Forderung nach ganz Kärnten.  Später 
wurde d iese Forderung auf die Gebiete um Kla­
genfurt und Vil lach reduziert. Wie dramatisch für 
Kärnten d ie Situation war,  zeigt jener Umstand, 
daß bis Mai 1 9 1 9  ein slowenischer Generalkom­
missär für Slowenisch-Kärnten von Klagenfurt 
aus die Interessen der Regierung in Laibach in 
Kärnten wahrgenommen hat. 

Trotz dieser anscheinend ausweglosen Situa­
tion leisteten Kärntner, unterstützt oder tei lweise 
unterstützt von anderen Bundesländern,  tapferen 
Widerstand. Bei bewaffneten Auseinandersetzun­
gen im Dezember 1 9 1 8  und im Jänner 1 9 1 9  wa­
ren auf Kärntner Seite 26 Tote zu beklagen.  

D ie Kämpfe in Kärnten haben weltweite Auf­
merksamkeit erregt. Eine mit den Waffenstil l­
standsverhandlungen beauftragte Studienkom­
mission erklärte sich bereit, das umstrittene Ge­
b iet zu bereisen. Dabei wurde wegen der geogra­
ph ischen und wirtschaftlichen E inheit die 
Karawankengrenze befürwortet. 

Laut Fr iedensvertrag vom 1 0. September 1 9 1 9  
kamen U nterdrauburg, das Miestal u n d  die Ge­
meinde Seeland ohne Abstimmung zu Jugosla­
wien - und das Kanaltal zu Italien. 

Das strittige Grenzgebiet wurde letztendlich in 
zwei Zonen geteilt. Die Jugoslawen mußten die 
nördliche Zone B mit der Landeshauptstadt räu­
men. Die südliche Zone A aber, die zuerst ab­
stimmen sollte, bl ieb unter jugoslawischer Ver­
waltung. S ie war länger als ein Jahr mi l itärisch 
besetzt, vom übrigen Land abgesperrt und stand 
u nter dem Druck der jugoslawischen Propaganda. 

Es kam der 1 0. Oktober 1 920, der Abstim­
m ungstag. Als am 1 8. Oktober 1 920 das Ergebnis 
der Volksabstimmung feststand, 59,04 Prozent 
stimmten für den Verbleib bei Österreich, war es 
e in  Erfolg für die junge Rep ublik Österreich. Es 
war eine h istorische Stunde für Kärnten .  Es war 
ein sehr w��entlicher Beitrag zur Sicherung der 
Südgrenze Osterreichs. 

Diese damals auf demokratische Weise entstan­
dene Staatsgrenze im Süden unseres Vater landes 
war und ist mit auch eine sehr wesentliche 
Grundlage für die weitere friedliche E ntwic.�lung 
in unserer Heimat, in unserem Vaterland Oster­
reich. 
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Umso mehr besteht aller G rund, diese 70. Wie­
derkehr des Jahrestages der Kärntner Volksab­
sti mmung gebührend zu feiern und zu würdigen.  

Aus d iesem Anlaß werden in Kärnten nicht nur 
eine Reihe von Veranstaltungen stattfinden. Dar­
über h inaus sol len langfristige kulturelle und 
wirtschaftliche Initiativen zur Verbesserung der  
wirtschaftlichen Lage der  Bevölkerung im Kärnt­
ner Grenzland init i iert werden.  

Das Kärntner Grenzland hat mit  wirtschaftl i ­
chen Problemen zu kämpfen.  Die wirtschaftliche 
Situation insbesondere im Bezirk Völkermarkt, 
aber auch im Bezirk Wolfsberg ist gekennzeich­
net durch eine hohe Auspendlerquote - im Be­
zirk Völkermarkt beträgt diese an die 30 Prozent ,  
ist  aber auch gekennzeichnet durch eine relativ 
hohe Arbeitslosenrate in diesen Gebieten .  

Die  Situation im Bezirk Völkermarkt wurde in 
jüngster Zeit  noch verschäft durch die Schließung 
des Zellstoffwerkes Obir ,  wodurch über 
200 Menschen ihren  Arbei tsplatz verloren. Es 
muß alles unternommen werden, um die wirt­
schaftliche Situation in  diesem Grenzland im Sin­
ne der dort ansässigen Bevölkerung zu verbes­
sern .  

Dies kann sicher nicht geschehen durch die ge­
plante Stil legung der Bahnl inie St. Paul - Lava­
münd. Im Gegentei l :  D iese Bahnlinie muß im In­
teresse der Grenzlandbevölkerung erhalten blei­
ben. 

Im Rahmen des vorl iegenden Gesetzes ist für 
die Verbesserung der Infrastruktur in dieser 
Grenzregion e in  einmaliger Zuschuß des Bundes 
an das Land Kärnten von 40 Mil l ionen Schil l ing 
vorgesehen.  

Wenn ich die Höhe d ieses Zuschusses mit dem 
vergleiche, was andere Bundesländer durch E in­
satz, durch Verhandlungen ihrer Landesha upt­
leute in der Vergangenheit vom Bund bekommen 
haben,  so ist das eher ein bescheidener Betrag für 
Kärnten.  Da hätte Kärntens Landeshauptmann 
mehr herausverhandeln und meiner Meinung 
nach mehr Standvermögen beweisen müssen.  

Ich er innere in  diesem Zusammenhang an die 
zwischen dem Bund und den Ländern abgeschlos­
senen Staatsverträge. Ich erinnere an die 
200 000 S Arbeitsplatzprämie, was die Oberstei­
ermark betrifft. 

Außerdem ist für mich befremdend, daß das 
Mitglied der FPÖ im Finanzausschuß gegen diese 
40-Mill ionen-Sch i l l ing-Zuwendung gestimmt hat. 
Also für mich als Vertreter und Bundesrat aus 
dem Bundesland Kärnten ist das befremdend. 
Denn das würde hei ßen, Kärnten soll keinen Zu­
schuß erhalten.  (Bundesrat G a r g i  t t  e r: Der 
Haider hat . ,eh " soviel Geld.') Das Land Kärnten 

wird diesen B undesbeitrag verdoppeln .  Mit  
80  Mi llionen Schi l ling kann der Strukturwandel 
in diesem Grenzgebiet wohl  eingele itet, aber si­
cher nicht grundlegend verbessert werden. 

Ich glaube aber,  die Bevölkerung Südkärntens 
hat ein Recht darauf, den wirtsc haftl ichen An­
schluß an das übrige Österreich zu finden.  Es 
muß al les unternommen werden, um dies für die 
Zukunft siche,rzustellen. - Danke schön. (Beifall 
bei SPO und O VP. ) 13.23 

Präsident: Nächste Rednerin ist d ie Frau Bun­
desrätin Ingeborg Bacher. Ich erteile ihr  das 
Wort. 

IJ.2J 

Bundesrätin Ingeborg Bacher (SPÖ, Kärnten) :  
Sehr geehrter Herr Präsident! Herr Staatssekre­
tär !  Sehr geeh rte Damen und Herren !  Dem Bun­
desland Kärnten sol l  aus Anlaß der 70 .  Wie­
derkehr  des Jahrestages der Volksabstimmung e in  
einmal iger Zuschuß von 40 Mill ionen Schil l ing 
gewährt werden .  Wie schon mein Vorredner aus­
geführt hat, ist dies zwar nicht eine r iesengroße 
Summe, aber es ist immerhin ein Beitrag der Re­
publik für unser Kärnter Land. 

Dieses Geld soll zur Verbesserung der Infra­
struktur, für besondere Vorhaben im damals um­
kämpften Gebiet und zur Festigung der Zugehö­
rigkeit dieses Gebietes zu  Österreich verwendet 
werden .  

Als Kärntner Bundesrät in freue i ch  mich über 
diese Jubiläumsgabe ganz besonders. Und ich 
nehme mit Stolz zur Ken ntnis, daß sich die Repu­
blik der Bedeutung Kärntens bewußt ist und die­
sem Anlaß einen entsprechenden Stellenwert ein­
räumt. 

Den geschichtlichen Rückblick, den mein Vor­
redner gegeben hat, möchte ich nur noch d urch 
ein paar Zahlen ergänzen. Für uns Kärntner ist 
dieses Datum 1 0. Oktober von besonderer Be­
deutung. Rückblickend auf die Jahre 1 9 1 8  und 
1 9 1 9  ist zu sagen ,  daß von allen umstri ttenen Ge­
bieten der Monarchie keines heißer  umkämpft 
war als das Kärnter Gebiet, das Klagenfurter Bek­
ken. 

Der 1 0. Oktober mahnt und erinnert uns an die 
Menschen, d ie durch ihren beispiel losen mutigen  
Abwehrkampf e ine Volksabstimmung erreichten ,  
bei welcher sich d ie  überwiegende Mehrheit der 
im Abstimmungsgebi�t ansässigen Bevölkerung 
für den Verbleib bei Osterreich entschieden hat. 
Es waren 59 P roent, die sich für Österreich ent­
schieden haben ,  obwohl in der Volkszäh­
lung 1 9 1 0 69 P rozent Slowen isch als ihre Um­
gangssprache angegeben haben. Dies ist deshalb 
von Bedeutung, weil einmal gesagt werden muß,  
daß das sprach liche und das  politische Bekenntnis 
nicht immer identisch sei n  müssen.  
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In diesem Abwehrkampf hat Kärnten viele Ak­
t ivitäten eigenständig setzen müssen ,  vor allem, 
als d ie Slowenen über die Landesgrenzen in Kärn­
ten ein marschierten und weite Gebiete in Süd­
kärnten in mi litärische Besetzung nahmen. Mit  
großer D ip lomatie gelang es ,  e in  Ü bereinkom­
men zu treffen, daß die mi litärische Besetzung 
durch die S lowenen auf bestimmte Regionen be­
schränkt b le iben muß.  Der Laibacher Nationalrat 
hat am 1 7. O ktober 1 9 1 8  d ie Forderung nach 
ganz Kärnten beschlossen und schl ieß l ich diese 
dann e ingeschränkt auf Vil lach und Klagenfurt. 

Die Slowenen begnügten sich nicht nur mit  
dem Besetzen, s ie  erhoben auch Anspruch auf d ie 
Verwaltung. Nun trat die Volkswehr zum bewaff­
neten Widerstand an, und es waren leider auch 
die ersten Toten zu beklagen. Dieser tapfere 
Kampf der Volkswehr hat d ie Weltöffentlichkeit 
auf die Vorgänge in Kärnten erst aufmerksam ge­
macht. E ine Kommission unter Leitung von 
Oberstleutnant Mi les bereiste das umstrittene Ge­
b iet, um sich selbst ein Bild von der S it uation zu 
machen. 

Das Leitprinzip war die Wilson 'sche Doktr in ,  
d ie die Selbstbestimmung der Völker beinhaltete . 
Die Wünsche der Kärntner Bevölkerung so llten 
letztlich für die Grenzziehung ausschlaggebend 
sein.  Präsident Wilson sah die Karawan kengrenze 
als optimale Lösung an. 

Am 6. 9. 1 9 1 9  kamen serb ische Truppen über 
d ie Grenze, und die Jugoslawen marsch ierten in  
Klagenfurt e in .  Aus der Geschichte und aus  dem 
Bericht des Vorredners wissen Sie ja ,  es gab die 
Einteilung in  d ie Zone A und Zone B .  Die Men­
schen wurden mit Propaganda überschwemmt 
und auch bedrängt. Der 1 0. Oktober 1 920 brach­
te den Erfolg für Österreich - eine h istorische 
Stunde für Kärnten. 

Bedeutende Männer möchte ich hier stellver­
tretend für viele andere nennen, wie den Landes­
verweser Dr .  Arthur Lemisch und Oberstleutnant 
Hülgerth .  

Dieses für  Kärnten so erfreuliche Ergebnis ist 
den deutschsprechenden und den slowenischspre­
chenden Kärntnern zu danken,  die damals für ein 
ungeteiltes Kärnten, für den Verbleib bei Öster­
re ich sti mmten. 

Ein k le ines Gedicht, das in Kärnten seh r  oft 
rezitiert wird ,  darf ich Ihnen zu Gehör bringen,  
weil es das beinhaltet, was wir eigentlich als wich ­
tig erachten :  

"Herzliebe Hoamat, Schotzale klans, 

zwoa S prochen tuast reden, aber H e r  z hast lei  
ans." (Allgemeiner BeifaLL. ) 

Die Toleranz ist uns Sozialdemokraten e in  be­
sonderes Anl iegen. Und es ist Aufgabe der Poli­
tik, auf e inen Zustand h i nzuarbeiten,  der das Le­
ben für alle Menschen in  unserem Vaterland 
schön und lebenswert macht. 

Die Republik Österreich wird den Kärntnern 
40 Mi llionen zur Verfügung stellen, und das Land 
Kärnten wird diese Spende verdoppeln .  E ine 
stattl iche Summe, die nun  zur Verfügung steht. 
Wenn  mehr möglich gewesen wäre, hätten wir 
n ichts dagegen gehabt. Doch die Politik hat Ver­
antwortung für al le Bürger zu tragen.  

Ich ersuche daher heute hier alle Fraktionen, 
die mit S itz und Stimme im Bundesrat vertreten 
sind, d iesem B undesgesetz zuzustimmen. Die Ju­
biläumsspende eignet sich nicht für eventuelle Ef­
fekthascherei oder persön liche Profil ierungsgelü­
ste . Das Kärntner Vol k  darf dafür nicht m iß­
brauc ht werden. (Beifall bei SPÖ und ÖVP. ) 

Wir Kärnter sind froh über die zusätzl ichen 
Mitte l ,  die den Menschen im Südkärnter Raum 
nun zur Verfügung stehen,  um ihre Randlagesi­
tuation zu verbessern, umd d ie infrastrukturel len 
Maßnahmen zu setzen,  d ie  notwendig sind: 

eine gezielte, zukunftsorientierte Betriebsan­
sied lungspolitik, den Ausbau des ländlichen We­
genetzes, die Erstellung verbesserter Angebote im 
Fremdenverkehr, die Renovierung von Kultur­
stätten und Geld für die verschiedensten kulturel­
len Tätigkeiten.  

Jüngste Ereign isse, wie die Schl ießung des 
Werkes Obir, wodurch sehr viele Menschen,  
näml ich über 200, ihren Arbeitsplatz ver lo ren,  
verschärfen die S ituation in diesem Gebiet. Ich 
darf Ihnen versichern, meine Damen und Herren: 
Das Geld, das hier zur Verfügung gestel lt  wird, 
wird wohlüberlegt e ingesetzt werden können. 

Abschl ießend danke ich nochmals der Republik 
Österreich mit ihren verantwortungsbewußten 
Mandataren, die d iesem Gesetz die Zust immung 
gegeben haben ,  die d ieser Geldzuwendung zu­
stimmten .  Und ich sage Dank den Steuerzahlern, 
die ja letztlich diese Jubiläumsgabe erst ermög­
lichten .  

Die  sozial istische Frakt ion wird diesem Antrag 
selbstverständlich ihre Zustimmung erte i len.  
(Beifall bei SPÖ und Ö VP.) 13.30 

Präsident: Als nächstem erteile ich Herrn Bun­
desrat Rumpold das Wort. 

13.30 
Bundesrat Gemot Rumpold (FPÖ, Kärnten) :  

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrter Herr 
Staatssekretär! Meine sehr verehrten Damen u nd 
Herren !  
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Wie Kollege Eberhard schon ausführl ich  dar­
auf hingewiesen hat, steckt das Kärntner Grenz­
land, um das es hier heute geht, in ernsthaften 
politischen, pardon: in ernsthaften wirtschaftli­
chen Schwierigkeiten. (Heiterkeit. - Beifall bei 
der SPÖ. - Bundesrat Ing. M e  i s c h b e r g e r: 
Steckte!) Es steckt in ernsthaften wirtschaftl ichen 
Schwierigkeiten ,  und ich glaube daher, daß d iese 
"Grenzlandspende" seitens der Bundesregierung 
etwas zu niedrig angesetzt wurde. 

Für diese Höhe ist n icht der Landeshauptmann 
von Kärnten verantwortlich, sondern die Bundes­
regierung. Kollege Eberhard, es wäre auch an Ih­
nen gelegen, E influß auf Ihre Funktionäre zu 
nehmen, damit diese S umme etwas höher ausge­
fal len wäre. (Zwischenruf bei der Ö VP. ) 

Meine Krit ik betrifft nicht den Umstand, daß 
eine Spende gegeben wird, sondern lautet, daß 
diese Spende zu niedrig ist, da bei uns ein bedeu­
tender historischer Anlaß gefeiert wird. 

Ich erlaube mir nun, einen kleinen historischen 
Rückblick zu machen.  

Durch die Kärntner Volksabstimmung vom 
10. Oktober 1 920 wurde ein neuer Abschnitt in 
der Geschichte unseres Landes eingeleitet, ein 
Absch nitt, der dadurch charakterisiert ist, daß er  
erstmals im vom Ersten Weltkrieg erschütterten 
und zerstörten Europa einen wirklich demokrati­
schen Selbstbestimmungsakt eines Volkes inner­
halb e ines Staates darstel lte . 

Daher sind der 10. Oktober 1920 u nd die Fei­
ern dazu für uns Kärntnerinnen und Kärntner 
keine lästige Pflichterfü l lung, sondern es wird das 
als menschl icher Brückenschlag zwischen den 
Generationen verstanden, da auch die Jugend in 
unserem Land den Wert des Freiheitskampfes 
von 1 9 1 8  bis 1 920 erkannt hat. 

Die Kärntner Geschichte so l l  deutlich machen, 
was Österreich Kärnten und seinen Menschen zu 
verdan ken hat. Es ist wichtig, nach nunmehr 
70 Jahren auf diese Dinge Rücksicht zu nehmen. 

Es wird weiters wichtig sein, dafür zu sorgen,  
daß nicht schrittweise versucht wird , Abwehr­
kampf und Volksabstimmung als zwei gesonderte 
Ereignisse zu betrachten ,  denn das eine war ohne 
das andere nicht möglich.  

Der Akt der Selbstbestimmung, an dem deut­
sche wie auch slowenische Kärntner teilgenom­
men haben, stellt den Absc hluß eines folgen­
schweren historischen Ereignisses dar. Man muß 
sich auch dessen bewußt se in, daß es heute kein 
freies Kärnten in seiner  ganzen geographischen 
Dimension geben würde, hätten unsere Vorgän­
ger in den politischen Ämtern nicht den Mut und 
die Entschlossenheit an  den Tag gelegt, gegen 
eindeutige Anweisungen der Wiener Zentralre-

g.ierung das Interesse des Landes vor politische 
Uberlegungen zu stellen. ( Vizepräsidenc S t r u  t -
z e n  b e r g e r  übernimmt den Vorsitz.) 

Es ist dabei darauf zu verweisen,  daß es der fast 
schon in Vergessenheit geratene 01'. Arthur Le­
misc h gewesen ist, der sich a ls Vorsitzender der 
Kärnter Landesregierung - entgegen den Wei­
sungen aus Wien - entsch lossen hat, den Ab­
wehrkampf zu führen .  Beze ichnend ist ein Tele­
gramm vom 6. Mai 1 9 1 9, das in den wichtigen 
und entscheidenden Tagen des Abwehrkampfes 
die Kärntner Landespolitik e rreichte.  In diesem 
Telegramm stand: 

"Die Staatsregierung sieht im Vorgehen Kärn­
tens eine Gefährdung des Staates und vor al lem 
Kärntens selbst. Sofortige E instellung jeglichen 
Vormarsches ist die Pfl icht der Landesregierung." 

Hätte damals die Kärntner Landesregierung 
unter dem Vorsitz von 01'. Arthur Lemisch so 
gehandelt, wie die Wiener Zentral regierung dies 
vorschrieb, so würde die heutige S üdgrenze 
Österreichs nicht an den Karawanken, sondern an 
der Drau verlaufen.  Nur durch das entschlossene 
Handeln der damals politisch Verantwortlichen 
Kärntens u nd ihrer Mitgefährten war es möglich, 
nicht nur den Überfall vom 29. Apri l  1 9 19 ent­
schlossen und erfolgreich abzuwehren, sondern 
auch in den Anfangstagen des Mai  1 9 1 9  jene 
wichtigen Gebietsverluste wettzumachen, die 
auch dann in den Friedensve rhandlungen die 
Überzeugung bei den Alli ierten gefördert hat, 
daß nur durch e ine Volksabstimmung dem 
Selbstbestimmungsrecht der Kihnterinnen und 
Kärnter Rechnung getragen werden kann. 

Das meinen wir, wenn wir  Kärntner großen 
Wert auf die Feststel lung legen, daß ohne Ab­
wehrkampf keine Volksabst immung erfolgt wäre. 

Wenn man all das in sei ner historischen Di­
mension betrachtet, kann man die Haltung der 
derzeitigen Bundesregierung nicht verstehen: al le 
schönen Versprechungen und Verhe ißungen der 
damaligen Staatsregierung an die Adresse Kärn­
tens sind anscheinend vergessen worden .  

D ie Provisorische Nationalversammlung unter 
Vorsitz des Präsidenten Dinghofer hat in einem 
Gl ückwunschtelegramm an Kärnten deklariert, 
daß die Kärntner Sache immer auch d ie österrei­
chische Sache war und auch b leiben würde. Wört­
lich heißt  es dan n  in diesem Glückwunschtele­
gramm, das das Parlament im Jahre 1 920 be­
schlossen hat: "Diesen Sieg, d iese F reude ver­
dankt Österreich den Kärntnern. Das d ürfen wir 
ihnen n iemals vergessen. Ihnen gebührt, daß der 
Staat ihrer  Wahl sein  bestes tue für das Land ihrer 
Geburt." 
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Und ich glaube , das beste wurde mit diesen läp­
p ischen 40 Mil l ionen Sch i ll ing n icht getan.  Ich 
frage mich daher: 

Sind diese Erklärungen und die Bekenntnisse 
heute schon vergessen? Springt man so mit jenen 
aufrichtigen öster reich ischen Patrioten um, die 
vor 70 Jahren dafür gesorgt haben, daß d iese Re­
p ublik u nversehrt blieb? Ist das der Stil des Um­
gangs mit uns seitens der Zentralregierung, so , 
wie auch  damals nach der Devise: "Fr iß  Vogel 
oder stirb" !?  Diese läppischen 40 Mill ionen Schi l ­
l ing der Gewähru ng eines Bundeszuschusses an 
das Land Kärnten aus Anlaß der 70jährigen Wie­
derkehr des Jahrestages der Volksabstimmung 
sind ein Schlag ins Gesicht jedes aufrechten öster­
reichischen Patrioten .  

Schämen Sie sich ,  meine Damen und Herren 
von den Koalitionsparteien , daß Sie für aufrechte 
österreichische Patrioten n icht mehr als 40 Mil­
l ionen Schil l ing übrig haben - und das anläßlich 
eines denkwürdigen Jubiläums der österreichi­
schen Geschichte ! Wie sol l  österreichischer Pa­
triotismus entstehen, wenn dieser damalige pa­
triotische Akt für Österreich so mit Füßen getre­
ten wird ! (Zwischenrufe bei SPÖ und Ö VP. ) lJ.36 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Zum 
Wort gemeldet hat sich Herr B undesrat Arbe iter. 
Ich erteile ihm d ieses. 

13.37 .. 
Bundesrat Gebhard Arbeiter (SPü, Kärnten) :  

Sehr geehrter Herr Vorsitzender !  Herr Staatsse­
k retär! Hohes Haus! Keine Angst, ich werde keine 
weitere Vorlesung freiheitlicher Politik in Kärn­
ten machen. Ich werde auch nicht den Strohhut 
verwenden, sondern ich werde nur vorlesen :  
Braune Rülpser, oder "Mut zur Wahrheit" , ein 
B latt der F reiheitlichen Partei des Burgenlandes. 
I ch  werde den Bundesrat Rumpold an etwas in 
Kärnten erinnern. Die FPÖ, Ihre Partei ,  gemein­
sam mit Ihrem politischen Partner, mit  dem Sie 
den Landeshauptmann steHen, hat in  Kärnten 
d iese 40 M il l ionen selbst beschlossen. 

Auf die Frage, ob das nicht eher ein Trinkgeld 
sei - so war deine Formulierung - ,  wurde sehr 
deutlich gesagt, daß dieser Betrag ausreichend sei ,  
um gegen d ie wirtschaftl ichen Probleme des 
Grenzlandes anzukämpfen .  

Aber die Politik der  Freiheitlichen Partei ist ja 
die:  Nicht eine gute Tat pro Tag, sondern eine 
Unwahrheit pro Tag. Das wird jeden Tag via Me­
d ie n  von v ielen von Ihnen, aber vor a l lem von 
Ih rem ersten Repräsentanten,  nämlich von Lan­
deshauptmann Haider gemacht. 

Dort , wo es ihm gerade paßt, spricht Haider 
einmal so, und wen n  es ihm nicht paßt, spricht er 
halt wieder anders. E inen neuen Stil hat Haider 
auch als Landeshauptmann.  Wenn ihm eine 

Gruppe ihr O hr n icht meh r  leiht, so zum Beispiel 
bei Demonstrationen, lieber Kollege Rumpold, 
dann flüchtet Haider doch .  Er  sagt dort die Un­
wahrheit, dreht den Leuten den Rücken zu und 
flüchtet. Das ist momentan so offensichtlich, daß 
die Politik der Freiheit l ichen in Kärnten zum 
Bröckeln kommt, l ieber F reund. (Beifall bei der 
SPÖ.) 

Einen so denkwürdigen Tag wie heute, eine 
Feier,  die ansteht, mi ßbrauchen Sie, Kollege 
Rumpold. und versuchen,  die Politik schlecht zu 
machen,  das Ergebn is der Volksabstimmung in 
Frage zu stellen. Sie sagen :  40 Mi ll ionen sind ein 
Trinkgeld - aber nur  dan n, wenn der Bund zahlt. 
Sie sagen aber: 40 Mil l ionen s ind mehr als gen ug, 
wenn das die Kärntner Landesregierung be­
schließt. Auch darin zeigt sich deutl ich ,  mit welch 
gespaltener Zunge Funktionäre der Freiheitl i­
chen Partei reden. (Beifall bei der SPÖ . )  

Dieser Rülpser, der d a  i m  Burgenland erschie­
nen ist , ist nicht k lagbar ,  obwohl er geschrieben 
worden ist. Aber ich glaube, in Kärnten könnte 
man das nicht so machen. Ich hoffe, daß Landes­
hauptmann Haider Geld, das der Bund zur Verfü­
gung stellt ,  vernünftig e insetzt. Wir sind auch 
wirklich dankbar dafür ,  u nd natürlich kann man 
darüber d iskutieren, ob es vielleicht ein bißehen 
mehr hätten sein können .  

Nur  wenn man wei ß, daß  Landeshauptmann 
Haider selbst verhandelt hat in  dieser Frage und 
daß er gesagt hat, Kärnten stellt 40 M ill ionen zur 
Verfügung, der Bund dann dieselbe Summe, dann 
bitte verstehe ich n icht, wieso Sie dagegen stim­
men. Aber bitte, das ist d ie Politik der Freiheitli­
chen Parte i .  Nur wenn es den Freiheitlichen paßt, 
dann stimmen Sie halt i rgendwie mit, aber mei­
stens wissen Sie dann bereits e ine Woche später 
n icht mehr, wo sie mit- beziehungsweise dagegen­
gestimmt haben .  (Beifall bei der SPÖ.) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen des Bundesra­
tes! Herrn Haider ist es gelungen, das außeror­
dentliche Budget von Kärnten um 58 Mill ionen 
Schill ing zu überziehen , das ist erstmalig in u nse­
rem Land Kärnten geschehen.  Das ordentliche 
Budget wird im Jahre 1 990 um 58 Mil lionen 
überzogen !  Ich werde jetzt n icht hier im Bundes­
rat die einzelnen Posten aufzählen, aber ich wür­
de dir raten, Kol lege Rumpold, dir diese Posten 
sehr genau anzuschauen. Teilweise werden finan­
zielle M ittel dort zum Einsatz gebracht, wo eben 
die Freiheitliche Patei glaubt, " ihre Herrschaft" 
- unter Anführungszeichen - festigen zu kön­
nen. 

Liebe Kolleginnen! Liebe Kollegen! Man kann 
zur Ausländerfrage stehen wie man will , jeder hat 
seine Meinung zu Ausländern. (Zwischenruf des 
Bundesrates R u m  p o l  d.) Die Freiheitliche Par-
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tei beken nt sich zwar zu Zigeu nern und so weiter, 
wie Sie da schreiben, aber ich ste lle mir schon die 
Frage, wie die nächste Wortmeldung e ines Fre i ­
heitlichen zu den Slowenen wirklic h  sein wird, 
nach dieser 70 Jahr-Feier. Werden Sie nicht doch 
versuchen, e inige Reststimmen aus einem be­
stimmten Bereich zu gewinnen? 

Kollege Rumpold, an die Adresse deines Parte i­
obmannes: Mit Zusperren, wie das derzeit ge­
schieht, mit Budgetüberziehungen, wie das der­
zeit geschieht, mit Versprech ungen, d ie lediglich 
Luftblasen sind, mit  Unwahrheiten wird die Fre i ­
heitliche Partei sicher keine Stimmen mehr in 
Kärnten bekommen. Das ist  meine persönliche 
Meinung. (Beifall bei der SPÖ . ) 

Ich appelliere hier an dich, Kollege Rumpold. 
Man hört ja , du hast viel zu reden in Kärnten. Ich 
möchte jetzt Ob ir da gar nicht besprechen ;  es ist 
von meinem Vorredner bereits darüber gespro­
chen worden. 

Die FPÖ möge bitte dort, wo es wirtschaftlich 
notwendig ist - das wissen d ie Funktionäre der 
FPÖ seh r  genau -,  Wirtschaftsförderungen be­
treiben und vielle icht e in bi ßehen wen iger die ei­
genen Bere iche, die eigenen Häuser, die eigenen 
Ideen "vergolden" . Tei lweise sind im Budget ja 
Postenansätze, wo man fast von "vergolden" 
sprechen könnte. Stellen Sie dieses Geld doch den 
wirtschaftlich Schwachen zur Verfügung! Ich ap­
pe ll iere diesbezüglich an dich ,  und ich  werde dich 
in meinem Klub in Kärnten dabei gerne unter­
stützen. - Danke. (Beifall bei der SPÖ und bei 
Bundesräten der Ö VP. ) /3 .';/  

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Weitere 
Wortmeldungen l iegen nicht vor. 

Wünscht noch jemand das Wort? - Das ist 
nicht der Fal l .  

Die Debatte ist geschlossen .  

Wird von der  Frau Berichterstatterin e in  
Schlußwort gewünscht? - Das ist auch nicht der  
Fal l .  

Wir kommen zur Abstimmung. 

Bei der A b s t i m m u n g beschließt der Bun­
desrat mit Stimmenmehrheit, gegen den Gesetzes­
beschluß des Nationalrates k e i n  e fl E i n  -
s p r u c h zu erheben. 

5. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
29. November 1 989 betreffend ein Bundesgesetz 
über die Zeichnung von zusätzlichen Kapitalan­
teilen bei der Inter-Amerikanischen Entwick­
lungsbank und über die Leistung eines weiteren 
Beitrages zum Fonds für Sondergeschäfte ( 1 06 1  
und 1 1 37/NR sowie 3762/BR der Beilagen) 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Wir ge­
langen nun zum 5. Punkt der Tagesordnung: Be­
schluß des Nationalrates vom 29.  November 1 989 
betreffend ein Bundesgesetz über die Zeichnung 
von zusätzl ichen Kapitalanleihen bei der Inter­
Amerikanischen Entwicklungsbank und über die 
Leistung eines weiteren Beitrages zum Fonds für 
Sondergeschäfte. 

Die Berichterstattung hat Herr Bundesrat Nor­
bert Tmej übernommen. Ic h b itte ihn um den Be­
richt. 

Berichterstatter Norbert Tmej :  Sehr geehrter 
Herr Präsident ! Herr Staatssekretär !  Sehr geeh rte 
Damen und Herren ! Die Inter-Amerikan ische 
Entwicklungsbank, der die Republ ik Österreich 
im Jahre 197 7  als M itglied beigetreten ist , wurde 
im Jahre 1959 gegründet und hat d ie Aufgabe, d ie 
wirtschaftliche Entwicklung ihrer zu den Ent­
wicklungsländern zählenden Mitglieder durch 
Gewährung von Anleihen und Leistung techni­
scher Hi lfe zu fördern. 

Am 1 2. Mai 1 989 haben die Gouverneure der 
Inter-Amerikanischen Entwicklungsbank den Be­
richt über den Vorschlag für eine siebente, al lge­
meine Mittelerhöhung der I nter-Amerikanischen 
Entwickungsbank genehmigt. 

Mit dem gegenständlichen Beschluß des Natio­
nal rates so ll die gesetzl iche Ermächtigung für d ie 
Betei ligung Österreichs an d ieser Mittelerhö.�ung 
geschaffen werden, wobei i m  konkreten die Uber­
nahme von 1 736 zusätzlichen Kapitalanteilen der 
Inter-Amerikanischen Entwicklungsbank in 
Höhe von je 1 0  000 US-Dollar mit  dem Gewicht 
und Feingehalt vom 1 .  Jänner 1959 und die Lei­
stung eines weiteren Beitrages zum Fonds für 
Sondergeschäfte in  der Höhe  von 7 466 1 06 Mi l ­
lionen Schi l l ing vorgesehen sind. 

Der Finanzausschuß hat die gegenständl iche 
Vorlage in seiner Sitzung vom 5. Dezember 1 989 
in Verhandlung genommen und e instimmig be­
schlossen ,  dem Hohen Hause zu empfehlen, kei­
nen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung ste llt der Finanz­
ausschuß somit den A n t r a g, der Bundesrat 
wolle beschließen: 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
29. November 1989 betreffend e in  Bundesgesetz 
über d ie Zeichnung von zusätzlichen Kapitalan­
te ilen bei der Inter-Amerikanischen Entwick­
lungsbank und über die Leistung eines weiteren 
Be itrages zum Fonds für Sondergeschäfte wird 
kein Einspruch erhoben. 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Wort­
meldungen liegen nicht vor.  
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Wünscht jemand das Wort? - Es ist d ies nicht 
der Fall. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Bei der A b s t i m  m u n g beschließt der Bun­
desrat mit Stimmeneinhelligkeit, gegen den Geset­
zesbeschluß des Nationalrates k e i n  e n E i n ­
s p r u c h zu erheben. 

6. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
29. November 1 989 betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das Bundesgesetz über die Förderung 
politischer Bildungsarbeit und Publizistik 1984 
geändert wird (295/A-I1-8923 und 1 1 18/NR so­
wie 3764/BR der Beilagen) 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Wir ge­
langen nun zum 6. Punkt der Tagesordnung: Be­
sch luß des Nationalrates vom 29. November 1 989 
betreffend ein Bundesgesetz ,  mit dem das Bun­
desgesetz über die Förderung pol itischer B i l ­
dungsarbeit und Publizistik 1 984 geändert wird. 

Die Berichterstattung hat Herr Bundesrat 
Erich Holzinger übernommen. Ich bitte ihn um 
den Bericht. 

Berichterstatter Erich Holzinger: Hohes Haus! 
Der gegenständliche Beschluß des Nationalrates 
trägt dem Umstand Rechnung, daß politische 
Parteien nicht n ur nationale, sondern auch inter­
nationale politische Bildungsaufgaben zu erfül len 
haben. So werden sowoh l  d urch den sich gegen­
wärtig in den Ländern Osteuropas in Entwick­
lung begriffenen politischen Wandel als auch 
durch d ie europäische Integration und die jüng­
sten Bemühungen Österre ichs, an ihr verstärkt 
teilzunehmen,  besondere Anforderungen an die 
Bi ldungseinrichtungen der einzelnen Parteien ge­
stellt. 

Mit dem vorliegenden Beschluß des National­
rates sol len diese neuen Aufgabenstellungen da­
durch bewältigt werden,  daß jedem förderung­
würdigen Rechtsträger auf dessen Verlangen zu­
sätzliche Förderungsmittel für internationale po­
l itische Bildungsarbeit in der Höhe von 30 Pro­
zent (bisher 15 Prozent) der ihm gebührenden 
Förderungsmitteln zuzuweisen sind. 

Der Ausschuß für Verfassung und Föderalis­
mus hat die gegenständliche Vorlage in seiner S it­
zung vom 5 .  Dezember 1 989 in Verhandlung ge­
nommen und e instimmig beschlossen, dem Ho­
hen Hause zu empfehlen, keinen E inspruch zu 
erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung ste l lt der Aus­
schuß für Verfassung und Föderal ismus somit  
den A n t r a g, der  Bundesrat wolle beschl ie ßen :  

Gegen den  Beschluß des Nationalrates vom 
29. November 1 989 betreffend ein Bundesgesetz, 

mit  dem das B undesgesetz  über d ie Förderung 
politischer Bildungsarbeit und Publizist ik  1 984 
geändert wird, wird kein E inspruch erhoben.  

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Wir ge­
hen in die Debatte ein .  

Ich erteile Herrn Bundesrat Konecny das Wort. 

lJ.49 
Bundesrat Albrecht  Konecny (SPÖ, Wien): 

Herr Präsident! Herr Staatssekretär! Meine Da­
men und Herren !  Wir haben in den letzten Jahren 
eine Entwicklung, und zwar eine sehr positiv zu 
bewertende Entwicklung, jenes Bereiches, der 
durch d ie politischen Akademien der im Parla­
ment vertretenen Parteien abgedeckt wird, erlebt. 

Wir haben miterlebt, daß - entgegen mancher 
Befürchtungen, die geäu ßert worden sind -
durch d ie Zurverfügungstellung staatlicher Mittel 
die Parteien nicht gewissermaßen eine weitere Fi­
nanzierungsquel le erschlossen bekamen, sondern 
daß tatsächlich eine qualitative Ausweitung der 
staatsbürgerlichen Bi ldung in unserem Land statt­
gefunden hat - selbstverständ lich auf der festen 
Basis der jeweiligen politischen Überzeugung. 
Aber ich meine, daß es zum Grundprinzip unse­
rer Demokratie  gehört und gehören sollte , daß 
wir nicht einer demokratischen Einheitsfiktion 
nachgeben, sondern daß wir uns dazu bekennen, 
daß die staatsbürgerliche B ildungsarbeit zu einem 
beträchtlichen Teil Ausdruck der Parteienkon­
kurrenz ist, auf der unsere Demokratie aufbaut. 

Als erstmals diese erfo lgreiche staatsbürgerl i­
che Bildungsarbeit durch  die Parteien über den 
nationalen Bereich h inaus ausgeweitet wurde -
d urch den damals verhältnismäßig besche idenen 
Beitrag, den die Akademien dafür zur Verfügung 
gestel lt bekamen - ,  so war das im Nachvollzug 
zu einer Entwicklung, die in diesem Feld bereits 
e ingesetzt hatte. Den n  es war e ines klar gewor­
den : Wenn sich politische Bild ungsarbeit ernst 
nimmt, dann kann sie ei nfach nicht davon abse­
hen, daß Österreich - d ies als kleines und neu­
trales Land in besonderem Maße - in einem in­
ternationalen Spannungsfeld operiert, daß Ent­
scheidungen, d ie wir zu treffen haben werden, de­
terminiert werden durch  internationale Entwick­
l ungen,  und da ß naturgemäß d ie Partnerschaft, 
d ie Zusammenarbeit, der Erfah rungsaustausch 
mit polit ischen Kräften in anderen für uns rele­
vanten Ländern von gro ßer Bedeutung ist. 

Was damals nicht absehbar war, war die Tatsa­
che, mit welcher Gewalt, mit welcher Dynamik 
und mit welchem Tempo politische Entwicklun­
gen einsetzen würden,  und zwar in  unserer aller­
nächsten Nachbarschaft , die d iesen Aufgabenbe­
reich der politischen Akademien vor e ine völlig 
neue und naturgemäß auch kostenaufwendigere 
Situation stellen würden .  
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Wenn wir heute diesen Beitrag des Staates qua­
si verdoppeln,  so ist das e ine entscheidende Vor­
aussetzung dafür, daß wir uns in e inem Bereich 
der Herausforderung stellen können, die d ie de­
mokratische Entwicklung insbesondere in  unse­
ren unmittelbaren Nachbarländern m it sich 
bringt. 

Das bloße Beifallklatschen zu demokratischen 
Prozessen in Ungarn ,  in  Jugoslawien ,  in  der 
Tschechoslowakei, in der DDR und in Polen . ist 
sicherlich zu wenig, wenn wir u nserer eigenen po­
lit ischen Bedeutung gerecht werden wol len .  

Wir haben eine doppe lte Verpflichtung: Die 
Verpfl ichtung, die österre ichische Öffentlichkeit 
über den wahren Charakter, d ie wesentlichen 
Triebkräfte und die wahren Ziele dieser demo­
kratischen Bewegungen zu informieren ,  und wir 
haben insbesondere die Aufgabe, unsere Möglich­
keiten zu nützen , um d iesen suchenden ,  irrenden, 
aber dynamisch sich weiterentwicke lnden demo­
kratischen Bewegungen ein wenig aus unserem 
E rfahrungsfundus zu helfen.  

Die Mittel reichen sicherlich nicht aus, um 
auch nur irgendeine Befürchtung in  der Richtung 
zu rechtfertigen,  von österreichischer Seite könn­
ten gewissermaßen kolonialistische Aspekte in 
diese Entwicklung eingebracht werden, wir könn­
ten sie paternal istisch bevormunden .  

Aber ich glaube, es  i s t  e in guter Schritt, wenn 
wir unsere Erfahrungen mit der Demokratie, un­
sere Erfahrungen mit Parteienkonkurrenz ,  unse­
re E rfahrungen mit den Instrumentarien, die für 
uns Demokratie ausmachen, weitergeben,  und 
wenn wir das durchaus in dem selben Maß an 
demokratischer Konku rrenz tun, d ie eben cha­
rakteristisch ist für unser System,  

Ich  glaube, d ie  b isherigen Erfahrungen haben 
gezeigt, daß wir selbst , aber auch unsere osteuro­
päischen Partner sehr  gut damit zurechtkommen,  
daß wir. d ie  Vertreter der  Parteien,  ihrer pol iti­
schen Akademien, klarmachen, daß wir in  vielen, 
vielen Fragen n icht einer Meinung sind, daß die­
ses Nicht-einig-Sein zu unserem System gehört, 
daß wir aber in wesentlichen F ragen - u nd dazu 
gehört die Förderung dieses demokratischen Pro­
zesses - sehr wohl eine Menge gemeinsamer Be­
rührungspunkte haben .  

Es  ist das, glaube i ch ,  d ie  wirkungsvol lere Me­
thode , dort den Demokratisierungsprozeß zu  un­
terstützen - durch Schulung, durch Information, 
durch  Hilfe -, als wenn wir dies durch staatliche 
Intervention, durch staatliche O rgane tun wür­
den. Demokratie vermittelt sich ,  so meine ich, 
auch in d iesem Fall al lemal noch am besten über 
ihre Träger, u nd d iese Träger sind eben d ie demo­
kratischen Parteien. 

Daß wir Sozial isten diesem Gesetzesbeschluß  
des Nationalrates gerne unsere Zust immung ge­
ben, ist se lbstverständlich, Wir betrachte n  ihn als 
e inen weiteren Schritt auf e inem Weg, in dem 
Österreich sich seiner Verantwortung als die im 
Augenblick immer noch östlichste Demokratie 
k lassischen Zuschni tts gerecht wird, wo wir u nse­
rer Rol le und unseren historischen Kontakten mit  
d iesen Staaten gerecht werden ,  und wo wir noch 
viel zu tun haben ,  um einen Proze ß i n  Gang z u  
setzen, von dem natürlich in e rster Linie d ie Men­
schen d ieser Länder profitieren sollen, aber von 
dem letztl ich auch wir Österreicher profitieren 
werden. - Danke. (Beifall bei SPÖ und Ö VP. ) 
13 .55 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Ich be­
grü ße den im Hause erschienenen Herrn Justiz­
minister D r. Foregger.  (Allgemeiner Beifall.) 

Als nächstem ertei le ich Herrn Vizepräsidenten 
Dr .  Schambeck das Wort. 

/3.56 
Bundesrat Dr. Herbert Schambeck (ÖVP, Nie­

derösterreich) :  Herr Präsident! Herr Bundesmini­
ster! Herr Staatssekretär ! Meine Damen und Her­
ren !  Ich darf mich dem Schlußsatz meines Vor­
redners anschließen und auch fü r die ÖVP-Frak­
tion die Zustimmung zu diesem Gesetz bekun­
den. 

Es ist begrüßenswert, daß wir in der derzeitigen 
Situation M itteleuropas die Mögl ichkeit haben ,  
von den politischen Parteien her  entsprechend 
dem demokratischen Prinzip und dem Subsidiari­
tätsprinzip,  wie es unser Bundes-Verfassungsge­
setz bein haltet, einen Beitrag zu den internationa­
len Bez iehungen zu leisten. 

Gerade i n  einer freien Demokratie besteht die 
Möglichkeit,  daß die politischen Kräfte e ines Lan­
des - sowohl die pol it ischen Parteien als auch d ie 
Interessenverbände; ich denke da i nsbesondere an 
die Außenhandelsste llen und an die Kontakte, die 
international auf Gewerkschaftsebene gepflogen 
werden, auch an die einzelnen Fraktionen - ihre 
Erfahrungen  miteinbringen können im Bereich 
der internationlen Kontakte. 

Es bietet e in  solches Gesetz über die Förderung 
der pol itischen Bi ldungsarbeit und P ublizistik 
auch die Gelegenheit,  ein Wort des Bekenntnisses 
über die Möglichkeiten, aber auch über die Gren­
zen dessen ,  was in  Österreich  als " Parteienstaat­
l ichkeit" bezeichnet wird ,  zu sprechen. Wenn wir  
auch hier  d ie Länderrepräsentanz nach dem Par­
teienproporz haben - es werden ja nach der Stär­
ke der pol itischen Parteien, die in den Landtag 
gewählt werden, d ie Sitze im Bundesrat vertei l t  
- ,  müssen wir doch zugeben,  daß die S umme al­
ler  pol itischen Parteien nicht das Staatsvolk sind. 
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Das Wort "Partei" kommt vom late inischen Wort 
" pars" und heißt: Teil des Ganzen .  

Was uns aber aufgetragen ist, i s t  das Gemein­
wohl ,  daß wir gemeinsam dran denken, was für 
jeden einze lnen Staatsbürger wichtig ist. Die Par­
teienkonkurrenz ist ein Wettkampf der Ideen um 
d ie besseren Entscheidungen für das Gemein­
wohl .  Das ist sicherlich auch ein Bildungsauftrag. 

Wen n  wir im Jahre 1 989 200 Jahre französi­
scher Revolution gedenken, so muß es uns auch 
zu denken geben, daß man oftmals in der Ge­
schichte der Demokratie verlangt hat, ohne ent­
sprechend darauf vorbereitet zu sein ,  denn sicher­
l ich haben die Franzosen nach der Erstürmung 
der Basti l le nicht für d ie Kaiserverfassung und 
auch nicht für die napoleonische Herrschaft .,ge­
stimmt" , obwohl  es in d ieser Zeit Charaktere ge­
geben hat wie Talleyrand und Fouche. die ihren 
Charakter durch versch iedene Systeme hindurch 
getragen haben .  Als Linzer Professor möchte ich 
es Ihnen nicht vorenthalten zu sagen ,  daß Fouche 
als Herzog von Otranto eine zeitlang in Linz ge­
lebt hat; erst in Linz und dann in Venedig, er ist 
dann weitergezogen. 

Wir haben die Demokratie immer als Bildungs­
auftrag verstanden. Wenn Sie Geschichte der po­
l itischen Parteien Österreichs studieren - das gilt 
sowohl für die Christlich Demokratische Partei 
wie für die Sozialdemokraten - , so sehen Sie. 
daß diese aus B ildungsvereinen hervorgegangen 
sind. Es ist sehr erfreulich, daß wir mit der Ent­
wicklung des Rechtes der politischen Parteien, 
was verhältnismäßig spät e ingesetzt hat, zu die­
sem Ursprung zurück kehren. 

Wenn heute soviel auch krit isch gesagt wird 
über die politischen Parteien , so möge man aber 
bitte nicht vergessen, daß 1 9 1 8  der Weg vom Ab­
geordnetenhaus des Reichsrates zur Ersten Repu­
blik,  nämlich zur Provisorischen Nationalver­
sammlung des Staates, der sich damals nannte 
"Deutsch-Österreich" ,  und der Weg zur soge­
nannten Zweiten Republik - ich sage: sogenann­
te , wei l  wir auf dem Boden  der Okkupationstheo­
rie stehen - von den politischen Parteien ausge­
gangen ist, die sich aus großem Gemeinwohlden­
ken und Verantwortungsdenken heraus zu die­
sem Staat bekannt haben, obwohl  sie das Ja der 
Wähler erst im nachhinein erhalten haben, und 
zwar nach 1 9 1 8  in der Wahl der Konstituierenden 
Nationalversammlung. 

Das ist geschehen durch  eine neue Wahlrechts­
ordnung, nämlich mit der Einführung des Pro­
portionalwahlsystems, nach  dem Mehrheitswahl­
system, des aktiven und passiven Wahlrechts für 
Frauen, sowie mit der E insetzung eines e igenen 
Wahlbehördena pparates. 

Nach 1 945 ist das geschehen ,  als die erste Na­
tionalratswahl  erfolgt ist; am 2 7. April waren es 
Dr.  Kar! Renner, Kop lenig, Schärf, Figl und Kun­
schak, die damals für die politischen Parteien die­
se U nabhängigkeitserklärung abgegeben haben. 
Der Wähler hat erst im nachhinein - mit e iner 
hohen Wahlbeteiligung, das hat man den Frauen 
besonders zugute zu halten,  wei l  viele Männer da­
mals in Kriegsgefangenschaft waren - dieses Ja 
zu  einer Demokratie abgegeben.  

Wen n  die politischen Parteien nicht über alle 
Zonengrenzen hinweg so zusammengehalten hät­
ten ,  dann wäre uns ein solches Schicksal ,  wie es 
heute das deutsche Volk  zu verk raften hat, be­
schert gewesen .  

Erlauben Sie mir, das als n iederösterreichischer  
Mandatar zu sagen :  I m  niederösterreichischen 
Landtagssitzungssaal sind die Vertreter vom Neu­
siedlersee b is zum Bodensee im Jahre 1 945 zu­
sammengekommen; füh rend damals D r. Ernst 
Koref und D r. Heinrich Glei ßner, d ie als Ge­
sprächspartner über Parteigrenzen hinweg zu­
sammengehalten haben .  Durch dieses Zusam­
menstehen ist auch der Erfolg des Jahres 1 955 
möglich geworden. 

Übersehen Sie bitte nicht: Im Staatsvertrag 
steht im Artikel 8 - mein verehrter Leh rer Adolf 
Merkl hat als erster darauf hingewiesen ,  ich darf 
ihn zitieren; sein  1 00. Geburtstag steht nächstes 
Jahr bevor - ,  daß Österreich eine auf fre ie Wah­
len basierende Regierung haben soll, u nd das ha­
ben auch d ie Sowjets u nterschrieben und damit 
jede "Volksdemokratie" für uns als unzulässig er­
klärt. Damit ist aber auch das Wort gesproc hen 
worden für e ine freie Wahlwerbung. E ine freie 
Wahlwerbung ist d ie Voraussetzung für Fraktio­
nen und politische Parteien.  

Ich darf darauf h inweisen, daß 1 9 1 8  und 1 945 
die poli tischen Parteien am Beginn der Republik 
gestanden sind, wobei die politischen Parte ien in 
der Gesch ichte erst verhältnismäßig spät entstan­
den sind , während ja d ie Entwicklung Österreichs 
zur Demokratie mit der Märzrevolution des Jah­
res 1 848 begonnen hat. Da ist zunächst der Weg 
in Richtung Interessenvertretungen beschritten 
worden ,  der Weg in  Richtung politischer Parteien 
hat sich erst als Notwendigkeit erwiesen mit der 
Demokratisierung des Wahlrechts. Das hat lange 
gedauert; die Frauen haben erst 19 18  das Wahl­
recht erhalten .  Die Demok ratisierung hat verhält­
n ismäßig spät e ingesetzt. 

Denken wir  etwa an die Entwicklung der De­
zember-Verfassung 1 867 und der Novel len zum 
Gesetz, m it dem das Grundgesetz über die 
Reichsvertretung abgeändert wurde, von der Ba­
deni'schen zur Beck'schen Wahlreform und so 
weiter. Zunächst gab es d ie Interessenvertretun­
gen, beginnend mit  der  E ntwicklung der  Handels-
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kammer. Lassen Sie mich auch den Namen Horn­
bostl nennen ,  und im Zusammen hang mit der 
Geschichte der Forderung von Arbe iterkammern 
den Prinzen Liechtenstein ,  dessen Bild ja be­
kanntlich im Zimmer des Vizepräsidenten des 
Bundesrates hängt, der am Zentralfriedhof begra­
ben l iegt. - Das ist allerdings bei mir  keine Prü­
fungsfrage, man kann das al lerdings erwähnen. 

Es ist da also auf eine Kontinuität h inzuweisen, 
die wirkl ich beachtenswert ist .  Und ohne diese 
Kontinuität der Interessenvertretungen und der 
politischen Parteien hätten wir Zäsuren,  Revolu­
tionen ,  Blutvergießen und Vergeudung des 
Volksvermögens gehabt, was uns aber Gott sei 
Dank erspart geb lieben ist. 

Wenn ich als Staatsrechtler dazu d ie ,,Sonde" 
anlegen möchte, dann mu ß ich ehrlich sagen, daß 
bei uns, wenn man das Bundes-Verfassungsgesetz 
1 920 hernimmt - ich habe darüber auch mit Kel­
sen am Karfreitag 1 967 in Berkeley sprechen kön­
nen; und ich möchte jetzt Kelsen zitieren - ,  
Kräfte vorausgesetzt wurden ,  deren Rechtscha­
rakter vorher nicht geklärt war. D ie Rechtsstel­
lung der politischen Parteien wurde bekan ntlich 
ja erst 1 975 geklärt. Alles, was sich vorher ereig­
net hat, hat sich so ereignet, daß man eben von 
der normativen Kraft des Faktischen ausgegangen 
ist. - Dieses heutige Gesetz gibt Anlaß dazu,  das 
zu erwähnen.  

Hoher Bundesrat ! Das Gesetz über die Förde­
rung der staatsbürgerlichen B i ldungsarbeit im Be­
reich der politischen Parteien und Publizistik 
geht zurück auf das Jahr 1 972.  Damals hat man 
aus dem allgemeinen Steuersäckel Geld zur För­
derung der pol itischen Bi ldung genommen. 

Als einer. der d ie Parte ienlandschaft beiläufig 
zu kennen glaubt, darf ich sagen :  Nirgends 
kommt die Bildungsbedürftigkeit der Bevölke­
rung so deutl ich zum Ausdruck wie in den politi­
schen Parteien. Daher ist es auch begrü ßenswert, 
daß dafür bei uns Geld ausgegeben wird. Man 
möge sich allerdings deutlich vor Augen halten,  
daß da e ine besondere Zweckwidmung gegeben 
ist; und es ist großartig, was diesbezüglich in der 
Zwischenzeit an den verschiedenen politischen 
Akademien geleistet wurde. 

Erlauben Sie mir als Linzer Professor, und 
zwar über die Fraktionsgrenzen hinweg, ein Wort 
des Mementos einem bedeutenden Sozial isten zu 
widmen, der an der Wiege I hrer poli tischen Aka­
demie gestanden ist, und der mein Kollege in Linz 
gewesen ist. Ich habe sogar in  der Zeit  vor 1 970 
mit dazu beigetragen, daß er nach Linz berufen 
wurde ; ich habe mit ihm gemeinsam sogar die In­
stitutsbibliothek gehabt, nämlich mit meinem 
hochgeschätzten Linzer Kollegen Professor Dr.  
Rudolf Stadler. Ich lade Sie auch e in ,  seine Publi­
kationen zu lesen. 

Jetzt ist gerade seine Schärf-Biographie meine 
Lektüre; ich lese sie mit großem Gewinn. Schärf 
ist übrigens, was seine politische Tätigkeit an­
langt, von den B ildungsvereinen her gekom men; 
es gibt in d ieser Biographie auch Bildmaterial 
darüber. Sie von der SPO sind herzlich eingela­
den,  auch das Leben von ÖVP-Persönlichkeiten 
mit derse lben Aufmerksamkeit zu studieren, 
denn gegenseitiges Verstehen füh rt zu neuer 
Form der Toleranz und erlaubt, die Geschichte 
zu verkraften u nd Fehler zu vermeiden.  

Meine Damen und Herren !  Ich habe hier 1 972 
- ich darf sagen , wei l  ich diesem Haus schon so 
lange die Ehre haben,  angehören zu dürfen ,  nicht 
von dieser Stelle aus, sondern damals ist man wei­
ter vorne gestanden; unter dem unverge ßl ichen 
Bundesrat Berger als Vorsitzendem wurde d ie 
Regierungsbank damals sozusagen durchgeschnit­
te n und das Rednerpult in  der Mitte angebracht, 
was auch ein Wunsch unseres Freundes Pumper­
nig und vieler anderer gewesen ist - ,  1 972 also 
habe ich hier gesagt: Es ist eine staatsrechtliche 
Delikatesse, daß jemandem Geld zugewiesen 
wird ,  dessen Rechtscharakter überhaupt noc h 
nicht geklärt ist. 

Denn 1 972 hat es noch kein Parteiengesetz ge­
geben,  in dem die Rechtsstel lung der pol itischen 
Parteien geklärt gewesen wäre. Damals hat mir 
jemand, der an und für sich meiner po l itischen 
Blutgruppe nicht ferne steht, e inen  Brief ge­
schrieben. Diesen habe ich mir gut aufgehoben; 
ich habe in Linz meiner Sekretärin gesagt: Bitte 
diesen n icht lochen, denn das ist e ine Köstl ich­
keit. In diesem Brief ist gestanden :  Was regst du 
dich  im Bundesrat auf, daß die polit ischen Partei­
en Geld bekommen, ohne daß ihr  Rechtscharak­
ter geklärt ist? Wir. die Parteien,  sind doch der 
Staat. - Darauf habe ich dem Betreffenden ge­
antwortet: " Ich bin der Staat ! " ,  das hat schon ein­
mal e iner gesagt, für den ist aber dann die Ge­
sc hichte nicht günstig ausgegangen .  - Man sol l  
daher seine " Beschränktheit" auch wahrnehmen . 
"Der Staat bin ich !" ,  das sagte Ludwig XIV. ;  sei­
nem Nachkommen, Ludwig XV! . ,  ist es dann 
nicht gut ergangen.  ( Zwischenruf bei der SPÖ.) 
Der nicht; beim Adolf war es etwas anderes. Das 
war Massensuggestion von Leuten ,  d ie sich von 
Oberflächlichkeiten haben leiten lassen. U nd wol­
len wir  hoffen, daß s ich solche Dinge nie mehr 
wiederholen, meine Damen und Herren. 

Im Jahre 1 975 ist es zum Parteiengesetz ge­
kommen. Ich habe d ieses Parteiengesetz 1975 
hier und in einigen l iterarischen Beiträgen wie 
Gänseblümchen  zu zerpflücken versucht. Ich 
habe das näher ausgeführt, weil es meiner Ansicht 
nach das schlechteste Parteiengesetz ist, das es in 
Europa gibt. 

Wenn man sich das Protokoll über die Debatte 
dazu im Nationalrat ansieht, dann kann man das 
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Ganze nur  damit entschuldigen,  daß aus der 
Sucht heraus, nicht nur die Bi ldungsarbeit aus 
dem Steuersäckel zu subventionie ren ,  sondern al­
les andere übrige, eben die Vertreter aller drei 
politischen Parteien damals, also ÖVP, SPÖ und 
FPÖ an der ganzen Problematik vorbeigetänzelt 
sind. 

In diesem Gesetz steht kein Wort darüber,  we i­
che Aufgaben die politischen Parteien haben; es 
steht nur  dort, daß sie zur demokratischen Wil­
lensbildung beitragen sol len.  Das ist eine rein de­
monstrative Aufzählung, aber nicht mehr. Es 
steht n ichts darüber, daß sich die Parte ienstaat­
lichkeit in e inem Bundesstaat ereignen soll, und 
zwar auf Landes- , Gemeinde- und auf B undes­
ebene . Es steht auch n icht drinnen, welchen 
Rechtscharakter die politischen Parteien haben 
so llen. Es steht dort nur: . ,Mit H interlegung der 
Satzung bekommen sie Rechtspersönlichkeit" , 
aber nicht welche: des öffentlichen oder des pri­
vaten Rechts? 

In diesem Gesetz steht auch nichts - wo man 
übrigens e iniges hätte übernehmen kön nen  aus 
der Bundesrepublik Deutschland - ,  was ist, 
wenn eine politische Partei mit verfassungswidri­
gen Zwecken auftritt. Es hat der Verfassungsge­
setzgeber einen entsprechenden Beschluß zu fas­
sen .  - Weiters ist die Wehrfähigkeit da drinnen 
nicht gerade groß geschrieben .  

Dieses fragmentarische Gesetz ist 1975 zustan­
de gekom men, das heißt,  zunächst das Bundesge­
setz über d ie Förderung der politischen Bildungs­
arbeit und Publizistik. Erst drei Jahre später ha­
ben die Parteien dieses Gesetz besch lossen -
aber nicht, u m  endlich den Staatsrechtlern die 
Antwort auf die Frage des Rechtscharakters zu 
geben - die e inzige ,  die als Verei n  eingetragen 
war, war d ie Freiheitliche Partei - ,  sondern nur 
deshalb , um sich die gesamte Parteiarbeit aus dem 
Steuersäckel subventionieren zu lassen. 

Ich halte das auch für notwendig, denn die poli­
t ischen Parteien haben eine staatstragende Ver­
antwortung  zu erfüllen :  für die Arbeiter ,  für die 
Angestel lten ,  für die Bauern und für die Wirt­
schaftstreibenden. 

Meine Damen und Herren !  Es ist besser,  möch ­
te ich Ihnen sagen, die politischen Parteien wer­
den kritisiert - und was ab und zu der Fal l  ist, 
was in Öster reich übrigens weit unter dem Welt­
durchschnitt liegt, soweit ich zwischen Lima und 
Tokio die Welt eben kenne -, als d ie Demokratie 
wird kritisiert. 

Ich darf auch sagen :  So bedauerlich jeder Skan­
dal ist,  meine Damen und Herren ,  bieten wir mei­
stens durch die Presse im Inland der Propaganda 
im Ausland das Material gegen u ns. Andere Staa­
ten - da nehme ich auch den Weinskandal dazu 

- haben ganz andere D inge. N ur wird das dort 
nicht im Inland aufbere itet, damit das alle in der 
WeIt wissen können ,  meine sehr  Verehrten. - Es 
wäre ganz wertvol l ,  für die Zukunft mehr politi­
schen Stil zu entwickeln; das wäre auch besser für 
das Gemeinwohl .  

Es ist  also zu einem Gesetz gekommen, von 
dem wir wirklich sagen können, es bietet eine 
Grundlage dafür ,  daß die politischen Parteien 
nicht ausschl ießl ich von Spenden ab hängig sind; 
dasselbe gi lt übrigens für die Mandatare. Je 
schlechter ein Staat in e iner Demokratie seine 
Mandatare entschädigt, umso mehr sind diese von 
anderen abhängig. Meine sehr Verehrten !  Es ist 
auch schön, daß wir e ine demokratische Republik 
haben, in  der auch ein Arbeiter,  ein Angestel lter ,  
in der auch jemand, der e in  n iederes Einkommen 
hat, ein Mandat a usüben kann - und nicht nur 
jene, die gut betucht sind. 

Seien wir aber auch froh,  meine Damen u nd 
Herren - ich bin aber nicht als Sozialfall auf die 
Welt gekommen, wobei ich I hnen das sage, damit 
da kein  falscher E indruck entsteht, daß bin ich 
erst später geworden -, seien wir aber froh ,  daß 
wir aber auch solche Leute haben, die gut Betuch­
te sind und hier herinnen Leute vertreten. denn 
sonst wären wir ja keine pluralistische Gese ll­
schaft, i n  der jeder für den anderen Verständnis 
hat. 

Wobei ich sagen möchte, daß von den gut Be­
tuchten auch viele wertvolle Anregungen zur 
Entwicklung des Sozialstaates ausgegangen sind. 
In diesem Zusammenhang ist genauso Prinz 
Liechtenstei n  zu nennen wie auch Victor Adler , 
der je ein n icht u nbedeutender Arzt gewesen ist. 
- Mein verehrter Lehrer Adolf Merkl hat x-mal 
darauf hingewiesen ,  daß Dr.  Karl Renner e in  
ganz bedeutender P rofessor des Verfassungs- u nd 
Verwaltungsrechts geworden wäre, wenn er n icht 
in die Polit ik gegangen wäre ,  der übrigens nic ht 
brotlos war, sondern er war Staatsb ibl iothekar; e r  
war Direktor der österreichischen Parlamentsb i­
bliothek .  Wer heute hinuntergeht in die Biblio­
thek, kann sich die Karteikästen ansehen, wo sich 
- mit gestochener Schr ift - Aufzeichnungen  
von Dr .  Renner befinden. 

Meine sehr Verehrten !  Es ist für jede politische 
Partei auch sehr wertvoll - wir haben ja einfl u ß­
reiche Generalsekretäre und -sekretärinnen, Lan­
dessekretäre und sonstige Gewaltige hier - ,  
wenn sie sich nicht bloß die Gelder aus dem Steu­
ersäckel zuweisen läßt ,  sondern treppab , treppauf 
auch den M itgliedsbe itrag e inholt. Sie kann auch 
Kalender verkaufen.  Ich bin zwar ein ÖAABler 
und FCGler, habe aber immer großen Respekt 
vor dem Bauernbund gehabt, der immer den Bau­
ernbund-Kalender verkauft. 
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Wir leben zwar in e inem Staat mit e inem Pro­
portionalwahlsystem ,  wo d ieses Treppauf und 
Treppab nicht  so notwendig ist ,  wie etwa i n  einem 
Staat mit e i nem Mehrheitswahlsystem wie etwa 
England, wo der Mandatar treppauf und treppab 
laufen  muß. Aber das Spendenaufkommen und 
- dieses G lück haben wir in  Niederösterreich -
diese regelmäßige F inanzaktion bringt auch eine 
bestimmte Bürgernähe zustande, die ja  unbedingt 
notwendig ist. 

Es hat schon der Herr Berichterstatter treffend 
darauf hingewiesen,  daß wir uns heute mit  einem 
Gesetz beschäftigen,  durch das die Bi ldungsarbeit 
um den internationalen Bereich erweitert wurde . 
Ich habe i n  den letzten zwanzig Jahren mehrmals 
Gelegenheit gehabt, auch im Anschlu ß  an eine 
Rede, die der damal ige Außenminister Dr.  Rudolf 
Kirchsch läger vor dem E�.roparat gehalten hat, 
darauf hinzuweisen,  daß Osterreich eine Brük­
ken- und Schaufensterfunktion zu erfü l len hat. 

Ich habe oftmals darauf h ingewiesen:  Was wird 
sein,  wenn e inmal der Eiserne Vorhang in die 
Höhe geht, und dann die anderen kommen und 
fragen we rden,  was wir in diesen Jahrzehnten mit 
unserer Freiheit angefangen haben.  - Da kann 
ich dann sagen :  Ich habe mir die Pyramiden in 
Ägypten angeschaut, Machu P icchu habe ich ge­
sehen ,  das Taj Mahal. Ich fahre zu den Feiertagen 
nach Mallorca und kann dort Gleichgesinnte tref­
fen ,  die mich dort schon erwarten. Ich kann mir 
auch einen Farbfernseher leisten - einige auch 
einen Videorecorder - ,  und ein Auto habe ich 
auch ,  und j eder in  der Fami l ie hat auch ein Auto 
und trägt dazu be i, daß die Luft verpestet wird, so 
daß man schon nichts mehr sieht als Blechkisten 
und leider nicht immer entsprechende K inder­
spielp lätze und das nötige Grün .  

Meine seh r  Verehrten ! Das werden u ns die 
nicht fragen ,  obwohl  die Straßen, wenn der E iser­
ne Vorhang hinaufgeht, natürl ich voll sind, d ie 
Leute wol len das haben ,  was zur Existenz heute 
eben dazugehört. 

Ich habe m it e inem führenden Mann der katho­
lischen Kirche - eine Märtyrergestal t  würde ich 
sagen - einmal sprechen können, ieh bin dann 
später mit i hm auch  befreundet gewesen. Ich 
habe zu ihm gesagt: Hochwürdigster Herr, was 
war das erste , a ls Sie als Privatperson das erste 
Mal im Westen gewesen sind? Welchen privaten 
Wunsch haben Sie gehabt? - Darauf hat er ge­
antwortet: Ich wol lte e inmal in meinem Leben 
Bananen esse n !  - Er hat sich dann eine große 
Zahl von Bananen gekauft. - Auch das gehört 
eben dazu, wei l  wir alle Menschen sind. 

Aber in dem Augenblick, in dem ein bestimm­
tes Maß an Sättigung erfolgt ist - da gehört nicht 
der Farbfernseher dazu -, besteht das Bedürfnis 
nach Anerkennung der Freiheit und Würde des 

Menschen , nach der Nutzung der Demokratie,  
und zwar in einer M itbestimmung, der Wunsch 
nach e inem Rechtsstaat. 

Mein Kollege, Professor Klecatsky, hat einmal 
in einem Vortrag in Graz im Jahre 1 967 treffend 
gesagt: " Durch das Gesetz wird der einzelne dem 
Staat ebenbürtig." Er kann etwa den Weg zum 
Verfassungsgerichtshof gehen.  

Es ist faszinierend,  wie sich jetzt d ie Staaten des 
Ostens u m  eine Verfassungs- und Verwaltungsge­
richtsbarkeit bemühen, um den Aufbau e iner 
Rechnungs- und Gebarungskontro lle .  Mit diesen 
Fragen ist Herr Gorbatschow in  der Sowjetunion 
jetzt auch beschäftigt. 

Wir können stolz darauf sein ,  daß wir in Öster­
reich diesbezüglich eine jahrzehntealte Tradition 
haben, daß wir sagen können ,  daß der Rechtsstaat 
älter ist a ls die Staatsform der Republik. Auch die 
Demokratie ist älter als die Republ ik ,  wei l  wir 
diesbezüglich Kontinuität haben, und wei l  unsere 
politischen Parteien - für d ie Liberalen gilt das 
auch, ebenso für d ie Großdeutschen - über das 
Jahr 1 9 1 8  hinausreichen. Und wir können das 
ei nbringen zu dem Dialog, der gerade in diesen 
Tagen Platz greift. 

Als Christgewerkschafter dürfte ich jetzt nicht 
h ier  stehen, ohne darauf h inzuwe isen, daß es 
ch ristl iche Gewerkschafter gewesen sind, die mit 
der So lidarnosc Kontakt aufgenommen haben. 

Ich freue mich daher seh r  für die Österrei­
ch iehe Volkspartei ,  daß die Pol itische Akademie 
und das Vogelsang-Institut engen Kontakt gepflo­
gen haben mit den demokratischen Kräften des 
Ostens. Der Herr Generalsekretär wird in seiner 
Rede ja noch darauf näher eingehen. Ich kann 
nicht meine Rede für die SPÖ halten; es hat ja 
schon Kollege Konecny vorher darüber gespro­
chen. S ie gehen sonst viel leicht völ lig verwirrt 
hinaus und sagen :  Was sagt der Schambeck noch 
al les! Ich sage immer meinen Studenten: Zustän­
digkeit und Verantwortung, Verantwortung und 
Kontrol le ,  das sind zwar zwei Paare, aber jeder 
sol l  nur von dem reden, wofür er zuständig ist. 

Ich erweise aber gerne meinen Respekt über 
Fraktionsgrenzen,  zuwei len auch über Staats­
grenzen h inaus Dingen, die mir  wertvol l  erschei­
nen und die ich schätze ; ich habe das n ie hier 
vorenthalten. 

S ie wissen ja: Derjen ige, der uns am meisten hat 
anschauen lassen in Sachen Föderalismus, war 
von der SPÖ Herr Dr. Danneberg. Er war aber 
bitte e in  bedeutender Mann .  Ehre sei nem Ange­
denken! 

Als ich im Jahre 1 984 unter deinem Vorsitz, 
Dr. Frauscher, eine Rede hal ten durfte zur Ver­
fassungsgesetz-Novelle, in  der wir das gemeinsam 

522. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 57 von 80

www.parlament.gv.at



23548 B u ndesrat - 522. Sitzung - 6 .  Deze mber 1989 

Dr. Herbert Schambeck 

korrigiert haben gegenüber der Verfassung von 
1920, da habe ich nicht angestanden ,  mein re­
spektvolles Gedenken Dr. Danneberg zu widmen, 
dessen einziges Kind jetzt als ältere Dame in  Lon­
don lebt. 

Meine sehr Verehrten !  Wir müssen und sollen  
einander respektieren .  

Aber zurück zu u nserem heutigen Thema. 
Es sind viele Kontakte entstanden zu politisch 
Gleichgesinnten in anderen Bundesländern u nd 
in anderen Staaten. Nur, meine Damen u nd Her­
ren - ich darf das hinzufügen -, Montesquieu 
hat in seinem Werk "Vom Geist der Gesetze" -
wobei wir al les dazu beitragen sollen, damit die 
Gesetze so viel Geist haben wie diejen igen, die sie 
machen� es wurden ja so viele Regierungsvorlagen 
erarbeitet, da muß  man sich immer bemühen, das 
Nötige zum Tragen zu bringen - ,  Montesquieu 
also hat schon darauf hingewiesen, daß die geopo­
l itischen Voraussetzungen - also das, was sich i n  
einem Land, bei e inem Volk  ereignet - prägend 
sind für das polit ische Leben.  

Übersehen wir folgendes nicht: Es wird auch in  
Zukunft Gegensätzlichkeiten aufgrund eth n i ­
scher Bedingtheiten, aus wirtschaftlichen oder so­
zialen Gründen geben, wobei natürlich ein Sozial­
demokrat oder e i n  Christdemokrat in  d iesen Staa­
ten andere Problemstel lungen hat als wir h ier. 

Ich möchte dem Herrn P räsidenten des Bun­
desrates lng .  Nigel ,  aber auch dem Herrn Vize­
präsidenten Strutzenberger herzlich dafür dan­
ken, daß wir heuer selbst e inen Akt gesetzt haben ,  
u m  zu zeigen, d a ß  wir d i e  politisc he Entwicklung 
im Osten sehr wohl beobachten.  

Das Präsidium des Bundesrates hat den neuge­
wählten Präsidenten des neugeschaffenen Senats 
der Rep ublik Polen mit einer Delegation hierher 
nach Wien eingeladen. Wir haben sie nicht nur 
zur Entwicklung Polens beg lückwünscht, sondern 
wir haben ��e h ie rher eingeladen.  Als Fraktions­
führer der OVP-B undesräte darf ich sagen :  Ende 
Juni ,  Anfang Ju l i  - b itte das bei gegebener Zeit, 
wo sich jeder freut, daß er e ine Reise macht, nicht 
daß man gleich sagt, deshalb geschieht das, son­
dern wir s ind um unser eigenes Geld nach Polen 
gefahren - haben wir Warschau, Krakau ,  
Tschenstochau, Wadavice, Auschwitz und Birke­
nau besucht. 

Wir haben in Polen Kontakt mit den demokra­
tischen Kräften aufgenommen. Bei e inem Emp­
fang von Botschafter Dr. Smogyi in Warschau -
dem ich herzlich danken möchte, genauso wie Dr.  
Wen inger für deren Bemühen - ist u ns dort e in  
Herr aufgefallen. Er  war neben einem polnischen 
Sejm-Marschall ,  den Herr Bundesratspräsident 
Köstler mit dem Herrn Nationalratspräsidenten 
Leopold Gratz scho n Monate vorher bei einem 

sehr bedeutenden internationalen Treffen in 
Warschau erlebt hatte . D ieser Herr ist uns durch 
seine besondere Bescheidenheit aufgefallen, aber 
gleichzeitig auch durch seine Sachkompetenz, 
näml ich der heutige M i nisterpräsident Tadeusz 
Mazowiecki .  

Warum sage ich das? - Wei l  ich glaube, daß es 
wichtig ist, zu gegebener Zeit entsprechende 
Kontakte aufzunehmen, die man dann später 
fortsetzen kann. 

Meine sehr Verehrten !  Es ist begrü ßenswert ,  
daß unsere pol itischen Parteien auch mit  einer 
großen Breite des Berufsständischen versehen 
sind. Ich möchte, obwohl ich kein Bauernbündler 
bin, sondern dem ÖAAB und der Christlichen 
Gewerkschaftsfraktion angehöre, herzlich danken 
den Bauern. Die Bauern waren es, d ie Bauern in 
Polen und anderen Staaten Oste uropas geholfen 
und sich dabei enorm engagiert haben .  

D ie Frau Kollegin Schierhuber z u m  Beispiel ist 
mit e iner Gruppe von Frauen nach Rumänien ge­
fahren und hat sich  um die Verfolgten geküm­
mert. Ich bin überzeugt davon: Sie von der Sozia­
listischen Partei könnten auch das e ine oder ande­
re Beispiel h iefür aufzählen. 

Meine Damen und Herren! Machen es nicht 
wir, machen es d ie anderen - aber anders. Wir 
sol lten daher die Verantwortung dieser Stunde er­
kennen, wir müssen a l lerdings auch folgendes 
hinzufügen - dabei möchte ich mich jetzt an jene 
wenden ,  die sich mit der Neuverte i lung Europas 
beschäftigen - :  Elf Jahre sind uns noch bis zum 
Jahre 2000 beschert, u nd in den letzten Monaten, 
in den letzten Woc hen und Tagen hat es in Euro­
pa e ine Entwicklung gegeben, die wir doch gar 
nicht für möglich gehalten hätten .  Wir haben 
doch nicht geglaubt, daß jetzt der E iserne Vor­
hang hochgeht, daß das Volk auf d ie Straße geht 
und sagt: Dieses Maß an Sozialismus paßt uns 
nicht. aber das nicht, und vieles andere mehr.  -
Die Sozialisten werden sich m it dieser Entwick­
lung mehr auseinandergesetzt haben als die, die 
nicht auf Karl Marx e ingeschworen sind. 

Daß es diese Entwicklung gibt, das ist eine 
wirklich großartige Sache, auch eine Chance für 
den Sozialismus, für d ie Sozialdemokratie. D iese 
ganze Pluralität haben wir  gemeinsam einzubrin­
gen ,  auch in  der Gewerkschat:�sbewegung. Ich 
hoffe daher sehr,  daß auch der OGB die Sol idar­
nose anerkennen wird, meine sehr  Verehrten, 
den n  das ist doch wirklich eine mächtige Gewerk­
schaftsbewegung! Es ist doch n ichts dabei , einiges 
dazugelernt zu haben. 

Daß wir jetzt gemeinsam helfen können, zeigt 
die Tragfähigkeit unseres politischen Systems. 
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Auf der anderen Seite wird man allerdings auch 
bedenken müssen,  daß heute in Mitteleuropa -
ich denke in  diesem Zusammenhang an die Rede 
des Herrn Bundeskanzlers Kohl, d ie er im deut­
schen Bundestag gehalten hat. weiters an se inen 
Vortrag vor der NATO-Konferenz; Sie haben das 
viel leicht im Fernsehen gesehen, ebenso an die 
Gespräche von Außenmi nister Genscher mit 
Schewadnardse und Gorbatschow in  Moskau -
vieles e ingebracht wird, was bisher 40 Jahre nach 
Jalta und Potsdam nicht auf der Tagesordnung 
gestanden ist. 

Es werden jetzt Fragen virulent, die man ei­
gentlich sc hon auf einer Friedenskonferenz vor 
zeh n  Jahren oder vor noch längerer Zeit hätte 
lösen können, so, wie das bei uns im Jahre 1 955 
geschehen ist . 

Es wäre schön, wenn das jetzt zu e inem Ergeb­
nis führt,  und zwar nach dem Schrecken beider 
Weltkriege - und daß man erkennt, daß d ie De­
mokratie die Staatsform des Zumutbaren ist, und 
daß das zu e iner internationalen Ordnung führt, 
in der keiner mehr vor dem anderen Angst zu 
haben braucht, in der jeder dem anderen vertrau­
en kann und in der jenes Maß an plural istischer 
Demokratie gegeben ist, in der jeder weiß - und 
damit lassen Sie mich schließen - ,  daß die Frei­
heit des e inen dort endet, wo die Freiheit des an­
deren beginnt. 

Zu diesem Grundsatz können wir uns, glaube 
ich, a l le bekennen. (Beifall bei Ö VP und SPÖ. ) 
J ·Ll'; 

Vize präsident Walter Strutzenberger: Weitere 
Wortmeldungen l iegen nicht vor. 

Wünscht noch jemand das Wort? - Es ist d ies 
nicht der Fall .  

Die Debatte ist geschlossen .  

Wird von der Berichterstattung ein Schlu ßwort 
gewü nscht? - Dies ist auch n icht der Fall . 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Bei der A b s t i m  m u n g beschließt der Bun­
desrat mit Stimmeneinhelligkeit, gegen den Gesec­
zesbeschluß des Nationalrates k e i n  e n E i n ­
s p r  u c h zu erheben. 

7. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
29. November 1 989 betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das Urheberrechtsgesetz und die Urhe­
berrechtsgesetznovelle 1 980 geändert werden 
(Urheberrechtsgesetznovelle 1 989 - UrhGNov. 
1 989) (200/A - 11-5932 und 1 1 1 4/NR sowie 
376S/BR der Beilagen) 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Wir ge­
langen zum 7. Punkt der Tagesordnung: Be-

schluß des Nationalrates vom 29. November 1 989 
betreffend ein Bundesgesetz, mit dem das Urhe­
berrechtsgesetz und die U rheberrechtsgesetzno­
velle 1 980 geändert werden.  

Berichterstatterin ist Frau Bundesrätin Dr .  
Hlavac. Ich bitte sie um den Bericht. 

Berichterstatterin Dr. E lisabeth Hlavac: Hohes 
Haus! Der im Jahre 1 980 geschaffene § 59a des 
Urheberrechtsgesetzes enthält die Rechtsgrundla­
ge dafür, daß U rheberrechte an ausländischen 
Rundfunksendungen in vereinfachter Weise ab­
zugelten sind , wobei die Ansprüche nur von Ver­
wertungsgesel lschaften geltend gemacht werden 
können. 

J üngste gerichtliche Entscheidungen gehen je­
doc h davon aus, daß Satell itenprogramme nicht 
als ausländische Rundfunkprogramme zu bewer­
ten sind, was damit begründet wird, daß derartige 
Rundfunksendungen "n icht nur für den Empfang 
im Ausland bestimmt sind" , sondern vielmehr 
Ausland und In land gleichermaßen versorgen. 

Mit dem gegenständlichen Beschluß des Natio­
nal rates sol l  sichergestel lt werden, daß Kabel­
rundfunkunternehmer für die gleichzeitige, voll ­
ständige und unveränderte Übernahme von Satel­
litenprogrammen, die nach der Rechtssprechung 
des Obersten Gerichtshofs nicht unter den An­
wendungsbereich des § 59a Urheberrechtsgesetz 
fäl lt, die erforderlichen Rechte erwerben können. 

Weiters sol l  mit dem vorliegenden Beschluß, 
den Änderungswünschen der beteiligten Kreise 
Rechnung tragend, auch eine Regelung aufge­
nommen werden, die d ie Durchsetzung des An­
sp ruchs auf angemessene Vergütung nach dem 
§ 42 Abs. 5 Urheberrechtsgesetz (sogenannte 
Leerkassettenvergütung) erleichtern sol l .  

Darüber h inaus sollen auch die Bestimmungen 
über die sach liche Zuständigkeit der Schiedsstelle 
nach der Urheberrechtsgesetznovelle 1 980  geän­
dert werden. 

Der Rechtsausschu ß  hat die gegenständliche 
Vorlage in sei ner Sitzung vom 5. Dezember 1 989 
in Verhandlung genommen und einstimmig be­
schlossen,  dem Hohen Hause zu empfehlen, kei­
nen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Rechts­
ausschuß somit  den A n  t r a g , der Bundesrat 
wolle besch l ießen: 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
29. November 1 989 betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das Urheberrechtsgesetz und die Urhe­
berrechtsgesetznovelle 1980 geändert werden 
(Urheberrechtsgesetznovelle 1989 - UrhGNov. 
1 989), wird kein Einspruch erhoben. 
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Vize präsident Walter Strutzenberger: Wir ge­
hen in die Debatte ein. 

Ich erte i le Herrn B undesrat Jürgen Weiss das 
Wort. 

14.27 .. 
Bundesrat Jürgen Weiss (OVP, Vorarlberg) : 

Herr Präsident !  Herr Bundesminister, Hohes 
Haus! Daß es sich beim Bundesrat um die "kleine 
Kammer" des österreichischen Parlaments han­
delt, ist unter anderem auch am Umfang der Aus­
sc hu ßberichte ablesbar. - Ich sage das ohne iro­
nischen Unterton, wei l  uns ja auch die umfangre i­
cheren Ausschu ßberichte des Nationalrates als 
Verhandlungsgrundlage zur Verfügung stehen . 
Ich sage das aber im konkreten Fall deshalb, wei l  
ich die Aufmerksamkeit darauf lenken möchte, 
daß der Nationalratsausschuß bei der Behandlung 
des Se lbständigen Antrages, der diesem Gesetzes­
beschluß zugrunde lag, eine wirkl ich  exzeLLente 
und ausführl iche Arbeit geleistet hat. - Ich gehe 
sicherlich nicht  fehl in  der Annahme, daß das un­
ter tatkräftiger Assistenz des J ustizressorts ge­
schehen ist. 

Das Sate l l i tenfernsehen hat U mwälzungen in 
der Medienwelt  mit sich gebracht,  die von vielen 
Zweiflern vor einigen Jahren noch für u nmöglich 
gehalten wurden, die jedenfal ls  auf den Sankt­
N immerleins-Tag verschoben wurden. 

Es ist damit eine ganz gro ße Herausforderung 
für die europäische Rechtspolit ik erwachsen, bei 
der erfreul ic herweise die Bedeutung des Europa­
rates sehr deutlich sichtbar wurde. der sich mit 
e inem Europäischen Überei nkommen über 
grenzüberschreitendes Fernsehen auch um die in­
nerstaatlichen Rechtsordnungen sehr verdient ge­
macht hat. 

Das ohnedies für den Laien schon seh r  ver­
zwic kte Urheberrecht wird aber durch d iese in­
ternationale Verflechtung zwangsläufig noch 
komplizierter. Es ist wohl  verständlich, daß auch 
in diesem Bereich die Gesetzgebung der techni­
schen Entwicklung zwangsläufig nachhinkt. 

Der erste Schritt war mit der KlarsteI lung für 
die kommerzielle Nutzung in ländischer Rund­
funkprogram me in Kabelnetzen zu setzen. Es ist 
dann das P roblem der kommerziellen N utzung 
ausländischer Rundfun kprogramme dazugekom­
men, wobei die Ausgangslage schon etwas schwie­
riger war, weil beispielsweise e in  deutscher Sen­
der d ie Urheberrechte natü rlich nur für sein e ige­
nes Land erworben hat, und weil die Ausstrah­
lung über die Landesgrenze h inaus sozusagen le­
digl ich ein " technisches Abfal lprodukt" war. 

Es stand damals der Gesetzgeber vor der S itua­
tion, den Kabelbetreibern zuzumuten, sich mit 
jedem einzelnen ausländischen Rechteinhaber ur­
heberrechtlich zu ein igen und dafür auch zu be-

zahlen, oder im Interesse der Einspeisung in die 
österreichischen Kabelnetze zu einer "Zwangsli­
zenz" Zuflucht zu  nehmen, wie das wenig schön 
genannt wurde. Aber es ist nun einmal ein gewis­
ser Zwang damit verbunden, wenn man ex lege 
die Zustimmung des anderen zur Nutzung seiner 
Werke voraussetzt und lediglich statuiert, daß da­
für eine E ntschädigung zu leisten ist. 

Diese Zwangslizenz wurde 1 980 eingeführt und 
hat sich - ohne Frage - in der Praxis angesichts 
der Umstände bewährt. Dies hatte zur Folge, daß 
von al len Kabelgesel lschaften je Teilnehmer und 
Monat derzeit etwas über 8 S an die Verwertungs­
geseLLschaften abgeführt werden müssen .  

Nach e inem Urtei l  des Obersten Gerichtshofes 
hat sich nun die kuriose Situation ergeben, daß 
Satellitenprogramme weder inländische noch aus­
ländische Rundfunkprogramme sind, was in der 
Begründung dieses Urteils auch nachzuvollziehen 
ist, wei l  das Satel li tenprogramm ja tatsächlich 
nicht nur für einen ausländischen Staat konzipiert 
ist, sondern eben von vornherein grenzüber­
schreitend angelegt wird. 

Es war daher in e iner neuerlichen Novelle des 
Urheberrechtsgesetzes auch e ine Lösung für die 
Übernahme von Satel litenprogrammen in  Kabel­
netze zu finden. Der erste Gedanke war natürl ich 
- das war auch Gegenstand des In itiativantrages 
- ,  daß man es sich relativ einfach macht und 
sagt: Man erklärt von Gesetz wegen Satel l itenpro­
gramme e infach zu ausländischen Rundfunkpro­
grammen und unterwirft sie damit auch der Rege­
lung mit dieser Zwangslizenz. 

. 

Die Ausschu ßberatungen, die längere Zeit i n  
Anspruch genommen haben,  haben unter Beizie­
hung der Betroffenen - Kabelunternehmer auf 
der einen Seite . Verwertungsgesel lschaften auf 
der anderen Seite - zu einer, glaube ich, befrie­
digenden Lösung geführt, die auf den Unter­
schied zwischen "gewöhnlichen" Rundfunkpro­
grammen und Satell i tenprogrammen Rücksicht 
nimmt. 

Es wird im Ausschußbericht ja auch ausführ­
lich auf den Unterschied h ingewiesen,  daß ein Sa­
tell itenprogramm eben in  der Absicht, über die 
Landesgrenzen h inaus zu senden, erstellt wird, 
und daß für d iesen Zweck von vornherein die nö­
tigen urheberrechtlichen Vereinbarungen getrof­
fen werden.  

Die Lösu ng beinhaltet nun,  daß sich der Kabel­
unternehmer bei dem Programmveranstalter, der 
ein Satell iten programm verbreitet, um die Zu­
stimmung bemühen muß, daß aber urheberrecht­
liehe Ansprüche nur von den Verwertungsgesell­
schaften geltend gemacht werden können. 
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Diese sozialpartnerschaftliche Lösung - wenn 
man das so umschreiben will - ,  der wir natürlich 
gerne zustimmen, hat auch eine Regelung bei den 
Leerkassetten gebracht, die zwar aus der Sicht der 
Betroffenen verständlich ist, aber mir grundsätz­
l ich nicht ganz gefällt. 

Derzeit hat der Importeur von Ton- und Vi­
deokassetten an die Verwertungsgesellschaften 
eine Urheberabgabe abzuführen,  die sich letztlich 
- so ist das auch gedacht - als Preisaufschlag für 
den Konsumenten auswirkt.  Der überwiegende 
Tei l  dieser Einnahmen - das waren,  glaube ich, 
im Jahr 1986 schon über 60 Mil lionen Schil l ing -
sind für soziale Einr ichtungen der Urheber- und 
Leistungsschutzberechtigen zu verwenden;  das ist 
eine lobenswerte Absicht. 

Bei der Einführung dieser Leerkassettenabgabe 
haben wir im Jahre 1 980 darauf h ingewiesen, daß 
es zwar verständlich ist, wenn  sich die Anspruchs­
berechtigten um solch eine Regelung bemühen, 
daß aber damit natürlich auch viele Kassetten be­
lastet werden ,  die von vornherein nicht dazu be­
st immt waren,  fremde Urheberrechte mi ßbräuch­
l ich zu nutzen.  

Denn es ist sicherlich so , daß ein erheblicher 
Teil der Kassetten nur für den privaten Gebrauch 
verwendet wird , nur für eigene Aufnahmen und 
nicht für die kommerzielle Verwertung mit soge­
nannten Raubkopien .  

Die Situation wäre mit  jener vergleichbar, 
wenn man sämtliches Kopierpapier mit e iner U r­

heberrechtsabgabe belegen würde, weil es ja auc h 
vorkommt, daß mit H ilfe des Kopierverfahrens -
bei Zeitungen etwa, B üchern oder anderen 
Schriftstücken - urheberrechtliehe Ansprüche 
verletzt werden, ohne daß dem Berechtigten eine 
E ntschädigung dafür bezahlt wird. - Das ist et­
was, was mir vom System her nicht ganz verständ­
l ich  ist. 

Es hat sich in der Folge herausgestel lt, daß 
be im Import dieser Leerkassetten diese Abgaben 
umgangen werden. Da kommt wieder das Bemü­
hen - etwas am Rande des Urheberrechtes, das ja 
b ürgerliches, nicht öffentl iches Recht -, es sich 
unter Zuhilfenahme staatlicher Regelungen ein­
fach zu machen: Aus dem Faktum, daß nicht im­
mer diese Leerkassettenvergütung beim Import 
abgeführt wird, wird nun für die nachfolgenden 
Zwischen- und Einzelhändler  die Haftung als 
B ü rge und Zahler eingeführt. Das wäre nun so, 
als ob man auch anderen Bereichen unterste llen 
würde, daß es mancher beim Import von Gütern 
mit dem vorgeschriebenen Abgabenzoll und ähn­
l ichem nicht so ganz genau nimmt,  und daß sich 
der Staat dann an jedem nachfolgenden Händler 
als Bürger und Zahler schadlos halten würde. 

Bei der Gestaltung von Privatrechtsbeziehun­
gen habe ich jedoch eine gewisse Sperre, das vor­
behaltlos zu akzeptieren. Ich habe einfach ein un­
gutes Gefühl  dabei ,  daß in diesem Punkt keine 
andere Regelung gefunden werden konnte. 

Da es sich bei dem vorliegenden Gesetzesbe­
schlu ß um keine Regierungsvorlage gehandelt 
hat, ist natürlich auch der sonst übliche und nicht 
zuletzt vom Bundesrat mit einem Antrag immer 
wieder urgierte Hinweis entfallen, ob diese Rege­
lung des U rheberrechtes, die wir heute beschl ie ­
ßen. EG-konform ist. - Es wäre vielleicht h i lf­
reich, wenn sich der Herr Justizminister dazu 
noch äußern würde. 

Dieser Gesetzesbeschluß des Nationalrates ist 
ohne Frage ein Schritt zu mehr Satel l itenfernse­
hen in Österreich,  da die Nutzung der Satelliten ­
program me i n  Kabelfernsehanlagen wesentlich 
erleichtert wird . Es ist viel le icht ganz interessant, 
darauf hinzuweisen, daß in Österreich technisch 
und auch postrechtlich bereits 28 Satel litenpro­
gramme empfangen werden können ;  das ist mehr 
als die einzelnen Kabelnetze technisch umsetzen 
können.  

Das Satell itenfernsehen und dessen Erleichte­
rung ist auch ein Beitrag zu mehr Medienvielfalt, 
die mit fortschreitender Errichtung von Kabel­
netzen noch grö ßer wird . Wir haben nun die pa­
radoxe S ituation,  daß die Zahl der P rintmedien -
der Zeitungen und Zeitschriften - durch fort­
schreitende Konzentration leider noch immer ab­
nimmt, d ie Zahl An bieter e lektronischer Medien 
jedoch steigt. Gemeinsam ist beiden, daß der 
öste rreichische Anteil zurückgeht beziehungswei­
se von vornherein gering ist, denn von den 28 in 
Österreich empfangenen Satellitenprogrammen 
wird lediglich eines - nämlich "Sat 3" , und das 
nur zu einem Drittel - von Österreich gestaltet. 

Dieser Rückgang der Zahl  der Printmedien und 
das Vordringen elektronischer Medien mag man 
kulturpolitisch bedauern - ich tue es - ,  wir kön­
nen aber das Rad der Geschichte nicht zurückdre­
hen. 

Wichtig ist, daß Österreich dabei nicht unter 
die Räder kommt. Die ausländischen Beteil igun­
gen an immer mehr österreichischen Zeitungen 
haben bei vielen zur nachdenklichen Frage ge­
führt, ob das bei einer wei tgehenden Liberalisie­
rung des Rundfunkrechts bei Radio und Fernse­
hen dann wohl  anders wäre. 

Der Entwurf der ÖVP für ein Privatradiogesetz 
nimmt auch darauf ganz konkret Rücksicht und 
sieht eine eigene Bestimmung vor, wonach Be­
treiber um Zulassungen von Veranstaltungen von 
Privatrundfunk zu jedenfalls 75 Prozent im Ei­
gentum von Österreichern stehen müssen .  
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Die F PÖ hat es in i hrer Anregung zur Siche­
rung der Rundfunkfreiheit - "Volksbegehren" 
zu sagen, fällt mit ein bi ßehen schwer - etwas 
bi l l iger gegeben: Es ist dort nur die Rede davon, 
daß In länder besonders berücksichtigt werden 
sol lten, wenn es mehrere Bewerber gibt. - Das 
ist nicht die einzige Ungere imtheit bei dieser An­
regung zur Sicherung der Rundfunkfreiheit. 

Sie von der FPÖ haben in diesem Text ange­
führt, daß die Zulassungsbehörde nach fachlichen 
und förderalistischen Gesichtspunkten zusam­
mengesetzt sein sol l ,  allerdings sol l  s ie  nur sieben 
Mitglieder umfassen, was von vornherein schon 
rein arithmetisch eine Betei l igung al ler Bundes­
länder ausschl ie ßt. 

Die ÖVP hingegen hat in einem Entwurf zu 
e inem Privatradiogesetz vorgesehen, daß nicht 
nur al le Bundesländer in  gleicher Weise in der 
Zulassungsbehörde vertreten sein sol len,  sondern 
daß in jedem einze lnen Fa l l  auch eine Stellung­
nahme der betroffenen Landesregierung vor Er­
tei lung der Zulassung einzuholen ist. ( Vizepräsi­
dent Dr. S c h a m  b e c k  übernimmt den Vor­
sitz.) 

Der Ungereimtheiten kein Ende bei diesem 
Volksbegehren: Sie von der FPÖ haben in den 
Inseraten ,  mit denen Sie um Unterstützung ge­
worben haben, angeführt, daß man unterschrei­
ben soll für die Zulassung privater Radio- und 
Fernsehveranstalter, neben dem ORF. 

Im Text selber - den wahrscheinl ich die we­
nigsten Leute gelesen haben - steht, daß Sie d ie­
se Liberalisierung zunächst nur im Radiobere ich 
vornehmen wol len.  - Eine wahrheitswidrige An­
kündigung sozusagen,  die S ie da gemacht haben. 

Herr Professor Langenbucher, der von Ihrem 
Bundesparteiobmann Haider bei einer Pressekon­
ferenz z itiert wurde, wonach er festgeste llt habe. 
heikle Beiträge würden nur von l in ientreuen Re­
dakteuren gestaltet, hat sich in einem Brief an Ih­
ren Bundesparteiobmann gewandt und darauf 
hingewiesen, daß es von ihm keine Untersuchung 
über die Objektivität der Berichterstattung gäbe, 
daß es weiters von ihm,  Langenbucher. keine Äu­
ßerung in die Richtung gäbe, daß heikle Beiträge 
n ur von l inientreuen Reportern gestaltet würden .  
Langenbucher schreibt dann: I ch  bitte Sie drin­
gend um Richtigstel lung! 

Über die nächste Ungereimtheit von Ihnen ist 
zu lesen in den "Salzburger Nachrichten" ,  und 
zwar unter der Überschrift " Bauernfang" . Die 
FPÖ habe um U nterstützung geworben ,  und zwar 
mit dem Text - ich habe d ieses Inserat selber gar 
nicht gelesen - : "Sind Sie mit dem Fernsehpro­
gramm nicht zufrieden? - Dann unterschreiben 
S ie das Volksbegehren gegen das ORF-Mono­
pol ! "  

D ie  "Salzburger Nachrichten" haben eine G los­
se darüber, die ich jetzt nicht im Detail verlesen 
wil l ,  geschlossen mit der Bemerkung: "Die Frei­
heitlichen haben sich,  so scheint es.  einen neuen 
Kampfruf zugelegt: Bauernfänger aller Länder, 
verei nigt euch !  - Soweit also die "Salzburger 
Nach richten". (Beifall bei der Ö VP.) 

Angesichts dieser Ungereimtheiten war es na­
türl ich n icht verwunderl ich,  daß d iese Anregung 
zur Sicherung der Rundfunkfreiheit in Gestal t  ei­
nes Volksbegehrens sowenig U nterstüt.zung ge­
funden hat. Es ist auch nicht verwunderlich ,  daß 
wir d ieses Volksbegehren nicht unterstützt haben, 
obwohl S ie uns deswegen kritisiert haben. 

Wir hätten u ns auch angesichts der aufgezeig­
te n Fakten ein bißchen schwer getan, weil uns bei 
der grundsätzl ichen Übereinstimmung in für die 
Länder wichtigen Details einiges trennt. 

Das Ergebnis hat uns auch bestätigt: Nicht ein­
mal al le FPÖ-Mitgl ieder haben das in  ausreichen­
dem Maße unterstützt. In meiner Heimatstadt 
Bregenz gab es 45 Unterschriften hiefür. Bei dem 
wen ige Tage vorher stattgefundenen Stadt partei­
tag zur Wahl der Kandidaten für die Gemeinde­
vertretungswahl  waren wesentlich mehr FPÖ­
Mitgl ieder anwesend, als dann tatsäc hlich unter­
schrieben haben .  

In  Vorarlberg insgesamt war das Ergebnis ähn­
l ich: Es hat gerade zu 0,6 Prozent Unterschriften 
der Wahlberechtigten gereicht. 

Sie von der FPÖ haben es in quantitativer H in­
sicht gerade noch geschafft, ein Volksbegeh ren 
zustande zu bringen. In  Wirkl ichkeit ist es aber 
nicht einmal ein umfassendes FPÖ-Begehre n  ge­
worden. Wen n  Sie beim Bundeshaushaltsgesetz 
gemahnt haben, die ÖVP möge sich um das Koa­
l it itonsmanagement kümmern, dann muß ich Ih­
nen d iesen Rat zurückgeben und Ihnen sagen: 
Kümmern Sie sich zuerst einmal um Ihr Volksbe­
gehren-Management! (Beifall bei der Ö VP. -

Ruf bei der SPÖ: Fragen Sie den Herrn Rumpold. 
wie er . . . . ') Das ist Gott sei Dank sein Problem 
und nicht meines. 

Die Frau Generalsekretärin  Dr. Sc hmidt, d ie 
jetzt leider nicht herinnen ist, wie übrigens d ie 
Mehrheit der fre iheitlichen Fraktion n icht, hat 
dieses schlechte Abschneiden darauf zurückge­
führt, daß angesichts der weltpolitischen Vorgän­
ge das Interesse für Medienfragen eben gering sei .  
Man könnte natürlich auch d ie  Frage in  den 
Raum stellen, ob nicht das Interesse an der FPÖ 
gering geworden ist - angesichts dieser ger ingen 
Unterstützung des Vol ksbegehrens. (Beifall bei 
der Ö VP' ) 

Zurück zum eigentl ichen Thema: Wir m üssen 
natürl ich  im Bundesrat auch beachten , daß nicht 
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nur Österreich nicht unter die Räder kommt, son­
dern daß bei der medien politischen Entwick lung 
auch die österreichischen Bundesländern nicht 
unter d ie Räder kommen.  Das hängt nun ganz 
eng mit dem Österreichischen Rundfunk zusam­
men, der an sich - das sage ich hier ganz deutlich 
auch als Mitglied des Kuratoriums des Österrei­
chischen Rundfunks - eine im Vergleich zum 
Ausland sehr föderalistische Struktur hat. 

Es ist im Rundfunkgesetz die Gleichbehand­
lung der Bundesländer verankert , und zwar unge­
achtet ihrer Grö ße.  Das findet zum Beispei auch 
se inen Niederschlag darin ,  daß im kleinsten Bun­
desland im Prinzip das auf gleiche Weise ausge­
stattete Landesstudio zu finden ist wie im grö ßten 
Bundesland. Das ist für die kleinen Bundesländer, 
bei denen es sich vom Markt her nicht rechnen 
würde, enorm wichtig. 

Diese förderal istische Struktur des ORF 
braucht auch einen Vergleich mit dem Ausland 
nicht zu scheuen, insbesondere nicht mit dem 
klassischen M utterland des Föderalismus, mit der 
Schweiz. - Das gilt sowohl  für das Programm -
eines der drei Rundfunkprogramme wird ja auto­
nom von den Landestudios gestaltet - ,  auch für 
das Fernsehen ,  auch für die Ausstattung der Lan­
desstudios. Bei uns haben d ie Bundesländer mit 
300 000 Einwohnern ein vol l  fu nktionstüchtiges 
Landesstudio mit gut 1 00 Mitarbeitern. Wen n  Sie 
Gebiete in Deutschland i n  dieser Grö ßenordnung 
betrachten,  so sehen Sie, daß diese von einem ei­
genen Rundfunkstudio weit entfernt sind. - In 
der Schweiz ist es nicht besser; d ie ganze Ost­
schweiz ist wesentlich schwächer versorgt - von 
den Programmteilen ganz abgesehen - als bei 
uns das Bundesland Vorarlberg. 

Medienvielfalt hängt also aus der Sicht der 
Bundesländer nicht nur mit dem heute immer 
wichtiger werdenden Bestand selbständiger Bun­
desländer-Zeitu ngen zusammen, sondern auch 
mit dem Bestand des ORF. 

Völlige Liberalisierung im Bereich des Rund­
funkrechtes - das Einführen marktwirtschaftli­
eher Prinzipien, die Zertrümmerung des ORF 
und dergleichen mehr - würde n icht nur das Zu­
rückdrängen kulturpolitischer Gesichtspunkte 
mit sich bringen - ein kommerzielles Massen­
programm kann natürlich v iele Dinge nicht brin­
gen ,  aus wirtschaftlichen Überlegu ngen heraus , 
die eben kulturpolitisch dem ORF kraft Gesetz 
ein Auftrag s ind - ,  sondern es wäre auch ein 
staatspolitischer Rückschritt aus Sicht der Bun­
desländer zu befürchten. 

Österreichische Meinungsvielfalt, Meinungs­
vielfalt in  den Bundesländern wird es daher nicht 
gegen den ORF, sondern nur mit und neben dem 
ORF geben können. Mit e inem u mfassenden Me­
dienkonzept und mit einem ganz konkreten E nt-

wurf für ein Privatradiogesetz hat die Österreichi­
sche Volkspartei ihren Beitrag dazu geleistet. 
(Beifall bei der ÖVP. ) /4.48 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Zum 
Wort gemeldet hat sich Frau Bundesrat Dr. E leo­
nore Hödl .  Ich erteile es ihr. 

14.48 .• 

Bundesräti n  Dr. Eleonore Hödl (SPO, Steier-
mark): Sehr geehrter Herr P räsident!  Werter 
Herr Bundesminister !  Meine sehr geehrten Da­
men und Herren! Der vorl iegende Gesetzesbe­
sc hluß des Nationalrates ist auf einen Initiativan­
trag des Abgeordneten zum Nationalrat Dr. Sepp 
Rieder zurückzuführen. 

Abgeordneter Dr. Rieder hat aufgezeigt, daß 
die Bestimmungen des § 59 a des U rheberrechts­
gesetzes, die gedacht sind für die Verbreitung von 
Rundfunksendungen über erdbezogene Sender, 
nicht ausreichend sind für die Verbreitung von 
Sendungen via Satell iten .  

Wie mein Vorredner schon ausgeführt hat ,  hat 
auch die jüngste Judikatur des OGH zum § 59 a 
des Urheberrechtsgesetzes gesagt, daß nach der 
derzeitigen Rechtslage die erforderliche Abgren­
zung zwischen in- und ausländischen Rundfunk­
und Fernsehprogrammen, die via Satel l i t  ausge­
strah lt werden, nicht möglich ist. 

Eine solche Differenzierung ist aber als Grund­
lage für die Abgeltung der Urheberrechtsansprü­
che, das heißt der Entgeltansp rüche der österrei­
chischen Urheber, respektive Künstler und Ver­
anstalter, notwendig . Diese Gesetzeslücke soll 
nun mit der vorliegenden Novelle geschlossen 
werden. 

Meine Damen und Herren !  Diese Novelle ist 
sicherlich vom Umfang her gering, aber dennoch 
bedeutsam, wenn man nämlich bedenkt, daß sie 
doch Auswirkungen auf eine gro ße Gruppe von 
Menschen hat. 

Im wesentl ichen sieht diese Novelle folgende 
Neuerungen vor: 

Erstens: Den österreichischen Kabelunterneh­
mungen sol l  die Verbreitung von ausländischen 
Satel litenprogrammen gesichert werden.  

Zweitens: Durch die Abgrenzung zwischen in­
und ausländischen Rundfunk- und Fernsehpro­
grammen bei Sendungen via Satell it wird endlich 
die gewünschte und feh lende Rechtssicherheit ge­
schaffen. 

Drittens: Den österreichischen Urhebern -
vor allem den Künstlern und Veranstaltern -
wird die Abgeltung ihrer Urheberrechte gesichert 
und auch e ine zusätzliche E inkommensquelle 
durch dei Weiterverbreitung ihrer Werke via Sa­
tel l it ermöglicht, und es werden ihnen n un jene 
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Tantiemen, d ie ihnen b isher vorenthalten wur­
den,  endlich gegeben. 

Ich glaube, daß dieser Punkt ganz besonders 
wichtig ist für die ästerreichischen Künstler und 
Veranstalter, denn gerade durch die Entwicklung 
auf diesem technischen Bereich der Medien sind 
ja vielen Künstlern die ihnen zustehenden Tantie­
men vorenthalten worden. 

Viertens: D ie Novelle regelt, daß in Zuk unft 
nicht nur d ie Importeure, sondern auch die 
Händler für d ie Bezahlung der sogenannten Leer­
kassettenabgabe gemäß § 42 Abs. 5 Urheber­
rechtsgesetz mithaften,  das heißt, daß sie auch als 
Bürge und Zahler dafür haften, daß für die unbe­
spielten Video- und Audiokassetten diese gesetz­
l iche Abgabe bezahlt wird. Damit sol l  der i l legale 
Import verhindert und erreicht werden ,  daß auf 
a l le Leerkassetten d iese gesetzliche Abgabe abge­
führt wird. 

Ich teile n icht die Meinung meines Vorredners, 
daß die Kassetten vorwiegend zur privaten Nut­
zung verwendet werden: Ich glaube seh r  wohl, 
daß diese Leerkassetten in überwiegendem Maße 
Urheberrechte berühren,  und daß es daher sehr 
wohl gerechtfertigt ist, daß es diese Abgabe gibt. 
Und wenn es diese Abgabe gibt. dann soll s ie bitte 
bei al len Leerkassetten eingehoben werden .  

E s  ist ja bekannt, daß ein Teil dieser Leerkas­
settenvergütung einer guten Sache zufl ießt, näm­
l ich einem Sozialfonds für österreichische Künst­
ler. Daher sollte man auch danach trachten, daß 
bei allen Kassetten diese Abgabe einbehalten 
wird. 

Meine Damen und Herren!  Parallel zu den Be­
ratungen zu d ieser Novelle haben auch Verhand­
l ungen zwischen den Verwertungsgesellschaften 
und den Kabelunternehmungen stattgefunden. Es 
wurden h iebei Abgeltungsverträge sozusagen als 
Gesamtverträge erarbeitet, und dieses positive 
Verhandlungsergebnis hat dazu geführt, daß eine 
mehrheitliche Zust immung zu dieser vorl iegen­
den Novelle erreicht werden konnte. 

Meine Damen und Herren ! Die technische Ent­
wick lung wird weitergehen, gerade auf dem Sek­
tor der elektronischen Medien wird sie rasant wei­
tergehen. Wir  werden uns sicherlich in naher Zu­
kunft mit weiteren Novellierungen des Urheber­
rechtsgesetzes zu befassen haben, damit der 
Schutz der Urheberrechte, das heißt der K ünstler 
und Veranstalter, auch in Zukunft entsprechend 
den technischen Entwicklungen gesichert bleibt. 
Ich glaube, wir müssen diese technischen Ent­
wicklungen sehr wachsam beobachten. 

Abschließend möchte ich feststellen , daß diese 
Novelle eine erfreul iche und zeitgemäße Weiter­
entwicklung des U rheberrechtes darstellt, und 

daß seitens der sozialistischen Fraktion dagegen 
kein Einwand erhoben wird. (Beifall bei der 
SPÖ. ) 14.48 

Vize präsident Dr. Herbert Schambeck: Zum 
Wort gemeldet ist Herr Bundesrat Rum pold. Ich 
erteile es ihm. 

14.48 

Bundesrat Gernot Rumpold (FPÖ, Kärnten) :  
Sehr verehrter Herr Präsident ! Sehr verehrter 
Herr Minister! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren !  Sehr verehrter Herr Bundesrat Weiss ! 
Ich möchte nur kurz Stellung nehmen zu Ihren 
Ausführungen bezüglich des von uns getätigten 
ORF-Volksbegehrens. Und da möchte ich sc hon 
feststel len, daß die Liberal isierungsbestrebungen 
in bezug auf den ORF nicht nur von der Freiheit­
l ichen Partei ausgegangen sind, sondern in allen 
Parteien vorher artikuliert worden sind, und 
schlußendlich hat die Freiheitl iche Partei die Ini­
tiative ergriffen. Bei  Ihnen wurde ja nur gespro­
chen darüber, wir  wollten jedoch handeln und ha­
ben deshalb diese Volksbegehrensinit iative ins 
Leben gerufen. 

Es ist doch so, daß Österreich das e inzige Land 
westlich-demokratischer P rägung ist , in  dem an 
einem solchen Monopol noch festgehalten wird. 
(Bundesrat K ö s t l  e r: Sie haben den Gemeinden 
eine Unzahl von Kosten verursacht/) Wir halten 
dieses Monopol für nicht zeitgemäß. (Bundesrat 
K ö p f: Sparen, sparen. lieber Herr.') 

Wenn Ihre Parteien gehandelt hätten ,  so wäre 
uns dieses Volksbegehren ja erspart geblieben ,  
aber d ie  Handlungsunfähigkeit von SPÖ und 
ÖVP hat die Freiheitl iche Partei gezwungen, die­
ses Volksbegehren e inzuleiten .  (Ruf bei der Ö VP: 
Was hat die FPÖ in der kLeinen Koalition schon 
gemacht?) Diese Init iative, meine seh r  verehrten 
Damen und Herren ,  war sehr woh l  e rfolgreich .  
(Bundesrat lng. P e  n z:  Denken Sie an die kleine 
Koalition.' Wo haben Sie da gehandelt?) Die k leine 
Koalition ist ja nicht Thema unserer heutigen 
Auseinandersetzung, oder? ( Zwischenrufe bei 
SPÖ und Ö VP. ) Außerdem sind die Repräsentan­
ten der damaligen kleinen Koalition aus diesen 
Gründen ja ohnehin von uns abgewählt  worden, 
und deshalb können wir Erneuerungen jetzt hof­
fentlich vorantreiben. (Bundesrat. lng. P e n z: Sie 
erzählen immer wieder Sachen. die nicht der 
Wahrheit entsprechen.' Wo haben Sie Ihre Leute 
abgewählt?) Es wäre gut, wen n  die ÖVP ihre un­
fäh igen M inister zurückziehen und n icht imme r  
n u r  Kritik a n  der FPÖ üben würde. (Bundesrat 
lng. P e n z: Murer hat der Landwirtschaft 
1 7  Prozent Einkommensverlust im Jahre 1985 ge­
bracht - und er ist heute noch Agrarsprecher der 
Freiheitlichen Parteif) Die Agrardebatte haben 
wir bei m  ersten Tagesordnungspunkt schon abge­
handelt. Ich glaube, dazu brauche ich jetzt nicht 
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mehr Stellung zu nehmen. (Bundesrat S c  h a c h  -
n e  r: Das ist Ihnen unangenehm!) 

Ich möchte nur  noch folgendes bemerken: Die­
ses Volksbegehren hat sehr wohl die notwendige 
Anzahl von U ntersch riften erreicht, und es kann 
dadurch seh r  wohl i m  Parlament behandelt wer­
den. (Bundesrat S t r II t z  e n b e r g e r: Reden Sie 
darüber doch mit Frau Schmidt! Die war sehr ent­
täuscht.') 

Ich möchte nur darauf h inweisen, daß das 
Volksbegehren bezüglich Zwentendorf, obwohl 
das auch ein brisantes Thema war, nur 1 40 000 
Unterschriften erreicht hat (Bundesrat [lZg. 
P e  n z: Sie aber nur 1 06 OOO!), sehr woh l  aber bei 
der Volksabstimmung eine Mehrheit der Öster­
reicher gegen Zwentendorf gestimmt hat. Folg­
lich glaube ich, daß sich manche Leute zu früh 
freuen und die Rechnung ohne den Wirt machen. 
(Beifall bei der FPÖ. )  1451 

Vizepräsident Dr. Herbert Schambeck: Zum 
Wort gemeldet ist Herr Bundesminister Dr.  Fo­
regger: Ich erteile es ihm. 

14 .51 
Bundesmin ister für Justiz  Dr. Egmont Foreg­

ger: Herr Präsident ! Hoher Bundesrat! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Wie die Frau 
Bundesrat Dr. Hödl bereits ausgeführt hat, be­
steht die Vorlage, der Sie I hre Zustimmung geben 
wollen, aus nur wenigen Paragraphen; diese weni­
gen Paragraphen wurden mehr a ls  ein Jahr im 
vorparlamentarischen Raum und im Parlament 
selbst abgehandelt. 

Viele Besprechungen waren notwendig, viele 
Überlegungen wurden angestellt, Entwürfe wur­
den geändert und neu eingebracht. Ich glaube, das 
Ergebnis dieser langen Behandlung rechtfertigt 
auch - trotz des ger ingen quantitativen Umfan­
ges - die M ühe, die h iefür aufgewendet worden 
ist. 

Das Gesetz ist gewissermaßen eine ausgleich­
hafte Regelung. Es berücksichtigt die Interessen 
der Kabelunterneh mungen ,  die die Rechte an 
ausländischen Sendungen auf relativ einfache Art 
erwerben können und nicht in einem komplizier­
ten Einzelvorgang Urheberrechte erwerben müs­
sen.  (Der P r ä  s i d e n  t übernimmt wieder den 
Vorsitz.) 

Das Gesetz berücksichtigt auch die Interessen 
der Allgemeinheit, denn das Fernsehen, der 
Rundfunk überhaupt, ist ein Teil unseres Lebens 
geworden. Wir mögen das bedauern, beklagen 
oder wir mögen das gutheißen ,  aber das Fernse­
hen ist ein Tei l  unseres Lebens - des privaten 
und des öffentlichen Lebens - geworden. D ie 
Vielfalt der Programme, die gerade durch Kabel­
unternehmungen einem sehr großen Tei l  der 
österreichischen Bevölkerung bereits geboten 

wird, ist auch ein Tei l  unseres Lebens, ein Tei l  der 
Tatsachen. 

Letztl ich - aber nicht zuletzt - berücksichtigt 
das Gesetz auch die Interessen der Urheber. Man 
könnte diese Interessen sogar .�n die erste Stelle 
rücken, denn die Leute, die in Osterreich künstle­
r isch oder wissenschaftl ich tätig sind, s ind auch 
ein Tei l  - und nicht der schlechteste, sondern 
einer der besten Tei le - unserer Gese l lschaft. Sie 
sollen n icht verzichten müssen auf die Früchte 
ihrer Arbeit, auf die Früchte i hres Könnens. 

Gerade diese Vorlage hat in einer früheren Ge­
stalt - letztlich auch in der letzten Gestalt, die 
diese Vorlage gefunden hat - die beiden Ver­
handlungspartner an einen Tisch gebracht: d ie 
Verwertungsgesellschaften und die Kabelunter­
nehmungen. Sie sind zu e inem - wie man hört -
für beide Teile befriedigenden Ergebnis gekom­
men. 

Die Interessen der Urheber wurden geklärt, 
entsprechend berücksichtigt, und die Kabelunter­
nehmen haben nunmehr die Gewißheit, daß das, 
was sie produzieren, nicht etwa im rechtsfre ien 
Raum vor sich geht,  daß sie sich nicht über d ie 
Rechte von Urhebern hinwegsetzen m üssen, son­
dern daß sie im vollen Einklang mit den Schöp­
fern der Werke, die sie reproduzieren, vorgehen 
können. 

Es wurde auch schon erwähnt, daß d iese Vorla­
ge eine Neuregelung der Leerkassettenabgabe 
enthält, die im Jahre 1 980 geschaffen worden ist, 
die nach jetzigem Recht nur die Importeure be­
trifft; es soll nun eine zusätzliche Haftung des 
Zwischen- und des Einzelhandels als Bürge u nd 
Zah ler eintreten. 

Wir dürfen nicht vergessen ,  daß mit den Leer­
kassetten jedermann - praktisch wirkl ich jeder­
mann - die Mögl ichkeit gegeben worden ist, 
Werke, die ein Urheber geschaffen hat, aufzuneh­
men und diese wiederzugeben.  

Nun ist  es  sicher so, wie gesagt worden ist, daß 
diese Abgabe unterschiedslos an al len Leerkasset­
ten haftet. Aber derjenige, der durch Einzelver­
träge oder weil er etwa in  seinem Gaststättenun­
ternehmen ohnedies Abgaben an die Verwer­
tungsgesellschaften zu leisten hat, hat d ie Mög­
l ichkeit, die Leerkassettenabgabe zurückzufor­
dern. 

Nun mag es sicher Leute geben, die mit Leer ­
kassetten nur  die von ihren Kindern aufgesagten 
Gedichte aufnehmen; bei diesen ist vie l leicht die 
innere Berechtigung nicht gegeben, einen Beitrag 
für die wirtschaftl iche Wohlfahrt der Urheber 
dieses Landes zu leisten, aber ich meine,  daß das 
doch nur ein kleiner Teil ist. Ein Gesetz kann nie 
in 1 00 P rozent der Fälle befriedigen.  Wir haben 
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uns i nsgesamt vor 200 Jahren schon für die gene­
relle Norm entsch ieden, obwohl  man natürlich 
wissen muß, daß die generelle Norm in  einigen 
ganz besonderen Fällen n icht befriedigend ist. 
Aber die Vorteile eines Rechtszustandes, der 
grundsätzlich für alle gilt, ist bei weitem größer, 
als wenn man im Einzelfa l l  jeweils e ine Lösu ng 
sieht. 

Ich meine daher, daß wir Vätern und M üttern, 
die die Gedichte, vorgetragen zum Muttertag 
oder zum Vatertag, auf Kassette aufnehmen, 
wah rscheinlich nichts Unbil l iges zumuten,  wenn 
wir meinen, daß s ie  diese Abgabe treffen soll .  

Die Frage , was die EG- Konformität dieser Vor­
lage anlangt , möchte ich so beantworten :  Es gibt 
derzeit noch keine EG-Richtlin ie, d ie sich mit 
diesem Gegenstand beschäftigt. Vielleicht kön nen 
wir sogar die Freude erleben ,  daß e inmal  - wenn 
die EG eine derartige Richtl inie schafft - diese 
die österreich ische Regelung zum Vorbild nimmt 
und sich an dem orientiert, was Sie heute h ier 
verabschieden werden .  

Frau Bundesrat Hödl hat darauf hingewiesen, 
daß damit das Urheberrecht n icht für e in Jahr­
ze hnt reformiert ,  revidiert sei, sondern daß es ge­
rade auf dem Gebiet des Urheberrechtes - wie 
auf so vielen anderen Rechtsgebieten  - notwen­
dig ist , d ieses ständig auf der Höhe der Ze it zu 
halten.  Wir werden die E ntwick lung auf dem Ge­
biete des Urheberwesens genau zu beobachten 
haben und vielleicht in absehbarer Zeit schon die 
Notwendigke it sehen, eine Neuerung auf diesem 
Gebiete zu schaffen. 

Aber hier und heute verabschieden Sie eine ab­
gerundete Te i l regelung auf dem Gebiet des Urhe­
berwesens, und ich meine, es ist das ein gutes Ge­
setz. Es gab dazu einen In itiativantrag der beiden 
Regierungsparteien .  Es ist ein gemeinsames Werk 
aller Beteil igten im Nationalrat geworden, und 
auch der Justizminister bekennt sich gern zu d ie­
sem Gesetzeswerk, von dem er e ingangs gesagt 
hat, daß es ausgleichhafte Züge trägt, wei l  es ver­
sch ieden laufende Interessen so vieler verschiede­
ner Richtungen unter einen Hut bringt. - Ich 
danke, Herr Präsident. (Allgemeiner Beifall. ) 15 ,00 

Präsident: Weitere Wortmeldungen l iegen 
nicht vor. 

Wünscht noch jemand das Wort? - Das ist 
nicht der Fall .  

Die Debatte ist gesch lossen.  

Wird von der Berichterstattung e in  Schlu ßwort 
gewünscht? - Das ist auch n icht der Fall .  

Wir kommen zur Abstimmung. 

Bei der A b s l i m m u n g beschließt der Bun­
desrat mit Stimmeneinhelligkeil. gegen den Gesel­
zesbeschluß des Nationalrates k e i n e n E i n ­
s p r II c h zu erheben. 

8. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
29. November 1989 betreffend einen Vertrag 
zwischen der Republik Österreich und der Un­
garischen Volksrepublik über Änderungen und 
Ergänzungen des am 3 1 .  Oktober 1 964 in Buda­
pest unterzeichneten Vertrages zwischen der Re­
publik Österreich und der Ungarischen Volksre­
publik zur Sichtbarerhaltung der gemeinsamen 
Staatsgrenze und Regelung der damit im Zusam­
menhang stehenden Fragen samt Anlagen (962 
und 1 133/NR sowie 3766/BR der Beilagen) 

Präsident: Wir gelangen nun zum 8. Punkt der 
Tagesordnung: Beschluß des Nationalrates vom 
29. November 1 989 betreffend einen Vertrag zwi­
schen der Republik Österreich und der Ungari­
schen Volksrepublik über Änderungen und Er­
gänzungen des am 3 1 .  Oktober 1 964 in Budapest 
unterzeichneten Vertrages zwischen der Republik 
Österreich und der Ungarischen Volksrepublik 
zur Sichtbarerhaltung der gemeinsamen Staats­
grenze und Regelung der damit im Zusammen­
hang stehenden Fragen samt Anlagen .  

Die Berichterstattung hat  Herr Bundesrat AI­
fred Gerstl übernommen. Ich bitte ihn um den 
Bericht. 

Berichterstatter Alfred Gerstl: Sehr geehrter 
Herr Präsident! Sehr geehrter Herr Bundesmini­
ster! Mit dem gegenständlichen Staatsvertrag soll 
der Grenzvertrag von 1 964 (Vertrag zwischen der 
Republik Österreich und der Ungarischen Volks­
republik zur Sichtbarerhaltung der gemeinsamen 
Staatsgrenze und Regelung der damit im Zusam­
menhang stehenden Fragen vom 3 1 .  Oktober 
1964, BG B. N r. 721 1 965 , aktual isiert werden .  Ins­
besondere sol l  dabei d ie verfassungsrechtlich fest­
gelegte Grenze der Rep ublik Österreich gegen die 
Ungarische Volksrepublik geändert werden .  

Da  nach Artikel 3 Abs. 2 B-VG für die verein­
barten Gebietsänderungen übereinst immende 
Verfassungsgesetze des Bundes u nd des betroffe­
nen Landes Burgenland erforderlich sind, war 
von der Bundesregierung gleichzeitig mit der 
diesbezüglichen Regierungsvorlage der Entwurf 
eines entsprechenden B undesverfassungsgesetzes 
eingebracht worden, der durch Nationalrat und 
Bundesrat bereits der verfassungsmä ßige n  Be­
handlung zugeführt wurde. 

Dem Nationalrat ersch ien bei der Genehmi­
gung des Abschlusses des vorl iegenden Abkom­
mens die Erlassung von besonderen Bundesgeset­
zen im Sinne des Artikels 50 Abs. 2 B-VG zur 
Überführung des Vertragsin haltes in d ie inner­
staatliche Rechtsordnung n icht erforderlich .  
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Im Sinne des Artikels 49 Abs. 2 B-VG beschloß 
der Nationalrat. daß die Anlagen 1 b is 6 des vor­
l iegenden Vertrages in der in den Erläuterungen 
zur gegenständlichen Regierungsvorlage be­
schriebenen Weise kundzumachen sind. 

Der Außenpolit ische Ausschu ß  hat d ie gegen­
ständliche Vorlage in seiner Sitzung vom 5. De­
zember 1 989 in Verhandlung genommen und ein­
stimmig beschlossen ,  dem Hohen Hause zu emp­
fehlen, keinen Einspruch zu e rheben.  

Als Ergebnis seiner Beratu ng stellt der Außen­
polit ische Ausschuß somit den A n t r a g, der 
Bundesrat wolle beschließen: 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
29. November 1 989 betreffend einen Vertrag zwi­
schen der Republik Österreich und der Ungari­
schen Volksrepublik über Änderungen und Er­
gänzungen des am 3 1 .  Oktober 1 964 in Budapest 
l!,nterzeichneten Vertrages zwischen der Republ ik  
Osterreich und der Ungarischen Volksrepubli k 
zur Sichtbarerhaltung der gemeinsamen Staats­
grenze und Regelung der damit im Zusammen­
hang stehenden Fragen samt Anlagen wird kein 
Einspruch erhoben. 

Präsident: Wir gehen in  die Debatte ein. 

Zum Wort gemeldet hat sich Herr Bundesrat 
Mag. Alexander Kulman. Ich erte i le i hm dieses. 

15.05 
Bundesrat Mag. Alexander Kulman (SPÖ. Bur­

gen land) :  Werter Herr Präsident!  Herr Bundes­
minister !  Werte Damen und Herren des Bundes­
rates! Da ich letztens gefragt worden bin ,  was es 
nun mit diesem Vertrag zwischen Österreich und 
Ungarn auf sich hat , möchte ich folgenden kur­
zen Sachverhalt darlegen. 

Österreich und Ungarn haben im Jahr 1 964 ei­
nen Staatsvertrag abgeschlossen. in  dem es hei ßt ,  
daß die gemeinsame Grenze zwischen diesen bei­
den Ländern immer sichtbar erhalten werden 
muß. Nachdem es im südlichen Burgenland zu 
zwei F lußregulierungen gekommen ist, wurde 
auch diese gemeinsame Grenze verlegt und damit 
auch die Grenzmarken. Deshalb ist es jetzt not­
wendig, d iesen ursprünglichen Vertrag abzuän­
dern , in  dem es heißt, daß beide Vertragspartner 
dafür Sorge tragen müssen, daß die Grenzmarken 
sichtbar bleiben, daß in einem Umkreis von ei­
nem Meter keine Pflanzen wachsen dürfen,  daß 
u nter anderem auch 35 000 Quadratmeter öster­
reichischen Staatsgutes an Ungarn abgegeben 
wird beziehungsweise umgekehrt , 35 000 Qua­
dratmeter von Ungarn an Österreich kommen be­
ziehungsweise bei einem anderen Bach je 
3 500 Quadratmeter. 

Es ist das also eigentlich ein formaler Akt, der 
hier beschlossen werden sol l ,  und zwischen zwei 

guten Nachbarn,  wie das Österreich und Ungarn 
sind, wird es da auch bestimmt keine Probleme 
geben.  

Erlauben Sie mir  dennoch, einige Bemerkun­
gen zur jetzigen Situation zu machen ,  d ie zwi­
schen Österreich und Ungarn beziehungsweise 
zwischen dem Burgenland und U ngarn besteht.  
Die Beziehungen zwischen diesen beiden Län­
dern haben sich ja in  den letzten Jahren erfreul i ­
cherweise sehr  positiv entwickelt. E ine Folge d ie­
ser positiven E ntwicklung sind mittlerwei le sie­
ben Grenzübergänge zwischen Österreich und 
Ungarn.  Diese sieben Grenzübertritte stellen ei­
nen großen Vortei l  für das Burgenland dar. 

Al lerdings war es bis vor einem Jahr so , daß der 
Grenzübertritt eigentlich eine sowohl wirtschaft­
liche als auch personelle E inbahn dargestellt hat. 
Wir im Burgenland haben uns zwar bemüht, mit 
Ungarn Kontakte aufzunehmen - vor allem mit 
den westungarischen Komitaten, es gibt auch ei­
nen sehr regen kulturellen Austausch, sportliche 
Aktivitäten werden durchgeführt, es gibt auch 
schon Partnerschaften zwischen einzel nen u nga­
rischen und burgen ländischen Gemeinden - , 
aber es waren in erster Linie Einkaufsbesuche, die 
die Österreicher in  Ungarn durchgeführt haben.  

Vor einem Jahr hat s ich diese Situation schlag­
artig geändert. Wie allgemein bekan nt sein wird , 
haben ja die U ngarn als erstes osteuropäisches 
Land die Grenzen geöffnet. Die Folge d ieser 
Grenzöffnung war und ist auch heute noch e in 
enormer Einkaufsstrom, der von Ungarn Rich­
tung Österre ich fl ießt. Die ungarische Bevölke­
rung nimmt also d ie Möglichkeit, ungehindert 
nach Österre ich  einreisen zu dürfen ,  mit gro ßer 
Freude wahr; H underttausende besuchen seit die­
ser Zeit das Burgenland und auch das i.ibrige 
Österreich. 

D ie Lage an den Grenzübertrittsstellen hat sich 
ebenfal ls entschärft. Vor einem Jahr war es noch 
so, da ß lange Wartezeiten in  Kauf genom men 
werden mußten ;  es war der Übertr itt nach  Un­
garn beziehungsweise von Ungarn nach Öster­
reich oft mit Schikanen verbunden.  Es gab noch 
im letzten Jahr Verletzte und Tote an der ungari­
schen Grenze, als ostdeutsche Flüchtl inge ver­
sucht haben, österreichischen Boden zu errei­
chen. 

Heute ist das alles ganz anders, und wir können 
es noch kaum glauben, daß wir heute keine Pro­
bleme mehr haben ,  nach Ungarn einzureisen, daß 
die Ungarn keine Schwierigkeiten haben, u nser 
Land zu besuchen. Allerdings ergeben sich aus 
diesen gegenseitigen Besuchen auch einige Pro­
bleme. Die U ngarn k lagen darüber, daß vor allem 
im westungarischen Bereich die Versorgung der 
einheimischen Bevölkerung mit den notwendigen 
Lebensmitteln nicht mehr gegeben ist .  S ie haben 
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deshalb Ausfuhrbeschränkungen erlassen, wo­
nach - bis auf weiteres - bestimmte Lebensmit­
tel, aber auch best immte Pflanzen nicht mehr 
a usgeführt werden dürfen.  Dieser Versorgungs­
mangel in den westungarischen Gebieten ist aber 
n icht darauf zurückzuführen, daß die ungarische 
Wirtschaft nicht sch lagkräftig genug wäre genug 
zu produzieren, sondern es ist das eindeutig 
durch Hamsterkäufe - ja, so kann man es be­
zeichnen - österreich ischer und anderer auslän­
d ischer Besucher U ngarns zustande gekommen .  

Aber nicht nur die U ngarn haben Probleme mit 
d iesem l iberalen Grenzübertritt, auch wir in 
Österreich - vor al lem wir im Bllrgenland -
spüren schon gewisse Verschärfungen. Da ist zu­
nächst einmal das enorme Verkehrsaufkommen, 
das sich im letzten Jahr entwickelt hat. Dieses 
Verkehrsaufkommen ist verbunden mit  erhöhter 
Unfallgefahr, es ist verbunden mit Lärmanstieg, 
es ist vor allem auch verbunden mit e iner fürch­
terlichen Luftverschmutzung, mit Luftverpestung 
- das wäre vielleicht das bessere Wort -, her­
vorgerufen durch die Zweitakter der ungarischen 
Autos. Und schlußendl ich kommt es immer wie­
der zu Verkehrsstaus beziehungsweise zu einem 
Verkehrsinfarkt, da eben die burgenländischen 
Gemeinden nicht jene Parkplatzkapazitäten ha­
ben, die erforderlich wären, damit die Autos der 
v ielen ungarischen Besucher abgestellt werden 
können. 

Trotzdem: Vergleicht man d ie Vorteile mit den 
Nachteilen, die sich für uns ergeben,  so überwie­
gen unter dem Strich die Vortei le - nicht nur für 
das Burgen land, sondern für das gesamte Öster­
reich, und jetzt wah rscheinl ich auch für Nieder­
österre ich und Oberösterreich, da ja in der Tsche­
choslowakei in Kürze ähnliche Verhältnisse herr­
schen werden ,  wie das derzeit schon in  Ungarn 
der Fall ist. 

Für das Burgenland bedeutet die Entwicklung 
in  Osteuropa, daß wir aus einer Randlage, in der 
wir  vier Jahrzehnte lang gewesen sind, doch eher 
i ns Zentrum des Geschehens rücken. Der ungari­
sche Einkaufsboom br ingt Geld für unsere Ge­
meinden, der E inkaufsboom bewirkt aber auch, 
daß Betriebsansiedlungen durchgeführt werden ,  
und  d iese Betriebsansiedlungen wiederum wirken 
sich positiv auf die Bautätigkeit aus. - Au ßer­
dem - so hörte ich - sollen zwei z usätzliche 
Gre nzübergänge geschaffen werden .  

Aus d iesen Gründen sind w i r  i m  Burgen land 
natürlich sehr optimistisch den Ost-West-Bezie­
h ungen gegenüber e ingestellt .  Wir glauben, daß 
uns d ie E ntwicklung im osteuropäischen Raum,  
speziell i n  Ungarn, neue Möglichkeiten er­
schließt, die wir nützen müssen .  

Für  das B urgenland gilt es, d ie Verkehrsverbin­
dungen auszubauen. Es ist ja  bekannt, daß vor 

allem d ie berüchtigte B I O für uns ein großes 
Problem darstel lt .  Wir hoffen, daß der Bau der 
Ostautobahn A 4 schnell vonstatten gehen wird. 
Allerdings wollen wir kein Transitland werden, 
wir wollen nicht, daß der Verkehr über uns h in­
wegrollt, sondern wir wollen, daß d ie Leute bei 
uns bleiben und auch bei uns einkaufen .  Es wird 
an mutigen Polit ikern l iegen,  alte Strukturen, die 
nicht mehr geeignet sind. den Anforderungen zu 
entsprechen, zu beseitigen und neue aufzubauen. 

Abschlie ßend möchte ich sagen,  daß wir B ur­
genländer sehr froh darüber sind, daß es bei unse­
ren ungarischen Nachbarn eine so positive E nt­
wicklung gibt. Wir glauben ,  daß die Zustimmung 
zu dieser Gesetzesvorlage ein kleiner Beitrag zu 
d iesen positiven Beziehungen Österreichs zu Un­
garn darstellt .  (Allgemeiner Beifall. ) /5 . /8 

Präsident: Nächster Redner ist Herr Bundesrat 
Mag. Helmut Kukacka. Ich erteile ihm das Wort. 
(Bundesrat K ö p f: Ist das die Jungfernrede? -
Bundesrat Mag. K u  k a c k a: Nein, ich muß Sie 
enttäuschen.' Sie sind zuwenig hier herinnen. sonst 
würden Sie das �vissen.' - Heiterkeit. ) 

15 . /8  
Bundesrat Mag. Helmut Kukacka (ÖVP, Ober­

österreich) :  Herr Präsident !  Herr Min ister !  Meine 
sehr geehrten Damen und Herren!  Ich darf den 
heutigen Tagesordnungspunkt zum Anlaß neh­
men , einige Bemerkungen zur polit ischen E nt­
wicklung in Ost- und Mittele uropa zu machen .  

Die  Dramatik und die Dynamik, d ie  ja gegen­
wärtig Europa verändert, faszin iert u ns alle. Und 
wir al le haben den Eindruck ,  daß der Drang nach 
Freiheit, nach individueller Selbständigkeit, also 
daß die Idee der F reiheit und der Selbstbestim­
mung sich auch heute in allen Staaten des "realen 
Sozial ismus" mit ungeahnter Dynamik und -
wie es scheint - auch mit  ungeahnter Kraft 
durchsetzt. Denn d ieser " reale Sozialismus" hat 
sich offensichtlich als Sackgasse der Geschichte 
erwiesen .  (Bundesrat S c  h a c h  n e r: Der Kom­
mwzismus.') Er steht an, und er kann nicht weiter. 
- Ich bezeichne d ieses System so, wie es sich 
selbst bezeichnet, nämlich " realer Sozialismus" . 
(Zwischenrufe bei der SPÖ.)  

Wenn Sie mich schon reizen mit  Ihren Zwi­
schenrufen,  so m u ß  ich Ihnen auch sagen,  daß wir 
heute in  Wahrheit den Bankrott des Marxismus­
Leninismus erleben, daß wir  auch das Lehrgebäu­
de des sogenannten wissenschaftlichen Sozial is­
mus zerbröckeln sehen. (Bundesrat Dr. 0 g r i s: 
Da haben Sie Bildungslücken.') Das ist doch völl ig 
unbestritten (Beifall bei der Ö VP),  das ist eine 
Tatsache, an  der niemand vorbeikommt, wen n  er 
seriös sein wil l .  (Bundesrat S c  h a c h  n e r: Um 
uns brauchen Sie sich keine Sorgen zu machen.') 
Ich mache m ir u m  S ie keine Sorgen,  ich verstehe 
nur nicht, warum S ie sich so darum annehmen.  
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(Bundesrat Dr. 0 g r i s: Sie wissen nicht. was 
,. wissenschaftlicher Sozialismus" ist.' - Weitere 
Zwischenrufe bei der SPÖ.)  

Man sieht doch, daß S ie  sich den geistigen 
Wurzeln dieser Idee noch immer so stark verbun­
den füh len, daß man weder das Wort "Sozialis­
mus" noch "realer Sozial ismus" in den Mund 
nehmen darf, ohne daß Sie sofort auf die Barrika­
den ste igen. (Bundesrat Dr. 0 g r i s: ALLes. was 
Sie da bringen. war \lor 50 Jahren Inbegriff des 
Sozialismus.' A ber Sie sind in Wirklichkeit \liel so­
zialistischer. als Sie das überhaupt wissen!) 

Meine Damen und Herren! Das Jahr 1 989 wird 
in den Geschichtsbüchern sicher einen markanten 
Platz einnehmen. Es ist ein Zufall der Geschichte. 
daß sich gerade im Jubiläumsjahr der Französi ­
schen Revolution - Herbert Schambeck hat ja 
schon darauf h ingewiesen - ,  die ja vor 200 Jah­
ren das europäische Denken radikal  verändert 
hat, die Idee der Freiheit und die Idee der Selbst­
best immung einen neuen Weg gebahnt haben .  

1 989  wird als Jahr, das Europa politisc h und 
geistig umgestaltet hat, sicher ein herausragendes 
Datum bleiben .  - Das kl ingt zwar etwas pathe­
tisch ,  aber ich bin überzeugt davon: Dieses Jahr 
wird in d ie europäische Geschichte eingehen. 

Jetzt geht es darum, ob wir Österreicher ledig­
lich nur  Zeugen dieser Umwälzung oder ob wir 
auch d ie Mitgestalter eines demokratischen Pro­
zesses sind, der europaweit die Prinzipien der 
Freiheit und der Menschenwürde d urchsetzt. 
(Bundesrat S c  h a c h  n e r: Einverstanden!) 

Diese Frage sol lten wir u ns heute auch bei d ie­
sem Tagesordnungspunkt stel len, wen n  wir dem 
zur Debatte .�tehenden Staatsvertrag zwischen der 
Republik Osterreich und der "U ngarischen 
Volksrepublik" - wie es vorher gehe ißen hat, be­
ziehungsweise "Republ ik" , wie es nur mehr heute 
heißt - zustimmen. Ungarn hat seinen Staat um­
benannt. wei l es erkannt hat ,  daß d ieser Pleonas­
mus von "Volk - Republik" und "Volk - De­
mokratie" nicht mehr haltbar ist. 

Dieser Vertrag gewinnt sicherlich vor dem Hin­
tergrund der Grenzöffnung historisc he Dimen­
sion. Mit dem · Abbau des "Eisernen Vorhanges" 
und durch jene aufsehenerregende Aktion, die 
durch d ie gesamte Weltpresse ging, nämlich dem 
Durchschneiden des "Eisernen Vorhanges" durch 
Au ßenminister Mock und seinem ungarischen 
Amtskollegen Horn, ist e ine neue Ära der zwi­
schen - und überstaatl ichen Beziehungen einge­
treten ,  ist letztlich eine neue Oualität der Zusam­
menarbeit e ingeleitet worden .  

Es war auch Außenminister Alois Mock. der 
das Neue, das da mitten in Europa entstand, auf 
den Punkt brachte, als er sagte: 

Für Österreich bedeuten d iese kolossalen Er­
eignisse im Ostblock, daß die Randlage der Repu­
bl ik verschwindet, daß die Ost-West-Belebung 
zunehmen wird . International ist das alles ein An­
satz, die Trennlinie zwischen den kommunisti­
schen Diktaturen und den fre ien Demokratien 
endgültig zum Verschwinden zu bringen .  

Für  Europa geht es  also darum,  jetzt durch d ie­
se tiefgreifenden Veränderungen seine schmerzli­
che und gewaltsame Teilung zu überwinden .  

Natürlich hat  das auch ganz konkrete Konse­
quenzen für unser Land: D ie "tote Grenze" ent­
lang Ungarns, aber letzt l ich auch zur CSSR und 
teilweise auch zu Jugoslawien , d ie ja zu einer rela­
tiven Abschl ießung ganzer Regionen geführt hat, 
kann nun stufenweise abgebaut werden. Wir kön­
nen und dürfen bald mit umfassenden neuen 
wirtschaftlichen und kulturellen Initiativen in 
diesen Regionen rechnen. 

Österreich wird noch mehr als bisher zu  einem 
wichtigen Brennpunkt des Ost-West-Dialoges 
werden. Wir haben d ie Chance, gleichsam zur 
Drehscheibe der Ost-West-Wirtschaftsbeziehun­
gen zu werden und schl ießl ich  auch zu e iner neu­
en kulturel len Begegnungsstätte. 

Denken wir in diesem Zusam menhang etwa an 
die Konferenz zur Sicherheit und Zusammenar­
beit in  Europa samt allen ihren Nachfolgekonfe­
renzen. Österreich hat auf diesem Gebiet immer 
schon eine wichtige Rolle gespielt, die ganz im 
Eink lang mit unseren Pfl ichten und Aufgaben als 
immerwährend neutraler Staat steht. 

Schon heute läßt sich ja absehen, welch ent­
sche idende Bedeutung der KSZE-Prozeß für die 
Entwicklung in Osteuropa hatte - und auch wei­
terhin haben wird. Die Entscheidungen dieser 
verschiedenen KSZE-Konferenzen waren ja gera­
de für die Menschen in Mittel- und Osteu ropa ein 
geistiger, pol itischer und auch ein juridischer 
Ausgangspunkt für ihren Kampf um mehr Demo­
kratie und Freiheit, den wir ja a lle nicht hoch ge­
nug schätzen können. 

Die letzten Tage - besonders auch die Diskus­
sion um die Neuordnung der Ver hältnisse der bei­
den deutschen Staaten zueinander - haben ja ge­
zeigt, daß die Ereignisse im Osten selbstverständ­
lich auch Auswirkungen auf die Pol itik im We­
sten und auch auf uns haben. D ie zentrale Frage, 
die sich derzeit aufdrängt. ist d ie nach der Zu­
kunft der deutschen Staaten. Österreich wird si­
cherlich gut beraten sein, sich in d iese Vorgänge 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
der DDR nicht einzumischen. Selbstverständlich 
gilt für uns von der ÖVP auch für die Gestaltung 
des zukünftigen Verhältnisses der beiden Staaten 
zuerst einmal das Selbstbestimmungsrecht der 
Völker. Die Menschen in der Bundesrepublik 
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Deutsch land und in der DDR - das ist unsere 
Position - sollen frei entscheiden können , ob 
und wie ein solcher Prozeß der Vereinigung der 
beiden deutschen Staaten gestaltet werden kann . 
(Allgemeiner Beifall.) 

Ich weiß ,  es gibt auch warnende Stimmen, aber, 
meine Damen u nd Herren :  Seit vielen Jahrzehn­
ten haben wir d ieses Selbstbestimmungsrecht der 
Völ ker in E uropa gefordert und jetzt, da diese 
Völ ker ihr Schicksal i n  die eigene Hand nehmen, 
sol lte n iemand in  Europa oder sonstwo unter den 
westlichen Demokratien Vorbehalte oder gar 
Ängste dieser Entwicklung gegenüber haben.  

Aber selbstverständlich so ll und muß sich das 
al les auch i m  Rahmen des weiteren europäischen 
Einigungsprozesses abspielen. Wir alle wollen ja 
das von Gorbatschow soviel beschworene "Haus 
Europa" auf- und ausbauen. Aber wir alle haben 
dann auch eine entsprechende pol itische Verant­
wortung, und wir müssen dann dafür sorgen.  daß 
niemand meh r  in Hinkunft im ,.Keller" dieses 
.,europäischen Hauses" wohnen muß. 

Weder im Westen noch im Osten wollen die 
Menschen des Kontinentes Teilung und Konfron­
tation;  ja sogar d ie Koexistenz ist ihnen zuwenig 
- zu Recht - ,  sie wollen Integration .  Das ist die 
Losung des Tages , und das ist letztl ich auch unser 
Auftrag für das nächste Jahrzehnt europäischer 
Gesch ichte. 

In diesem S inne hat es sich als richtig herausge­
stellt, daß wir in diesem bewegten Jahr 1 989 auch 
den "Brief nach Brüssel" geschickt haben, um 
fo rmell die Aufnahme in d ie Europäische Ge­
meinschaft zu suchen .  Gerade auch diese E nt­
wicklung in Osteuropa hat unser Drä.�gen als 
richtig herausgestellt. (Beifall bei der G V? und 
bei Bundesräten der S?Ö. ) 

Aber da die Geschichte oft immer mehr Umwe­
ge als Wege kennt, muß  uns mit aller Deutlichkeit 
bewu ßt bleiben, daß diese Reformprozesse vor 
Rücksch lägen n icht sicher sind. U nd deshalb 
müssen wir auch al les tun - sowohl  der Staat a ls 
auch letztl ich die demokratischen Parteien - ,  
daß diese Reformprozesse entsprechend unter­
stützt werden. Eine wirklich effektive Hi lfe der 
Länder der pluralistischen Demokratien in Euro­
pa kann nur in einer gemeinsamen europäischen 
Anstrengung erfolgen, und zwar erstens als So­
forthilfe für die nächste Zeit, insbesondere auch 
für den kommenden Winter, zweitens als mittel­
und langfristige Unterstützung zur Überwindung 
der Strukturprobleme für d ie Einführung eines 
marktwirtschaft l ichen Systems und drittens zur 
Förderung der Demokratie in einer plura listi­
schen Gesellschaft in den reformwil ligen Staaten 
Osteuropas. 

Der Gesamtrahmen dieser europäischen Unter­
stützungsaktion würde für Österreich nach dem 
OECD-Schlüssel ein Minimum von 85 Mi l l ionen 
Schi l l ing bedeuten. Ich glaube, daß Österreich 
vor diesen Investitionen in die demokratische und 
wirtschaftliche Zukunft seiner Nachbarn nicht 
zurückschrecken, sondern sich selbstverständlich 
daran betei l igen sollte. 

B isher hat Österreich konkret einen Beitrag 
von 22  Mi l l ionen Schil l ing zur koordinierten 
Nahrungsmiuelhilfe für Polen geleistet. In An­
wendung d ieses erwähnten OECD-Schlüssels 
wäre eine Aufstockung auf 40 Mi l l ionen Schil ling 
vorgesehen, aber ich glaube , daß wir darüber hin­
ausgehen sollten.  

Neben diesen Hi lfsmaßnahmen gibt es auch 
noch ein ige wichtige andere Schwerpunkte für 
k ünftige österreichisc he Anstrengungen bei die­
sem Proze ß. Ich möchte d iese nur sch lagwortartig 
ausführen: Es geht um die Förderung landwirt­
schaftl icher Infrastrukturen in diesen Ländern , 
vor allem um die Unterstützung von Genossen­
schaftseinrichtungen.  Es geht um weitere Berufs­
a usbild ungs- und Managementtrainingsi nstitutio­
nen, es geht um Kooperationen auf dem Gebiet 
des Fremdenverkehrs, es geht um weitere Finanz­
h i lfe,  i nsbesondere um Umschuldungsverhand­
lungen und um die Umwandlung bestehender 
Kredite in Unternehmensbeteil igungen,  und es 
geht  um den weiteren Ausbau der wissenschaft­
l ich-technischen und kulturellen Zusammenar­
beit. 

Das ist es, wozu wir gefordert sind und wo wir 
jetzt u nseren Beitrag dazu leisten ·müssen.  

Es  muß hier  vor a l lem auch das besonders aus­
geprägte Engagement der Bundesländer und vie­
ler Gemeinden erwähnt werden, die in vielen Fäl­
len sei t  längerer Zeit  bestehende Partnerschaften 
d urch ganz  konkrete Hi lfsaktionen mit  neuem 
Leben erfüllen. 

U nd ebenso wichtig ist die von den politischen 
Parteien geleistete grenzüberschreitende Bil­
d ungsarbeit u nd die konkrete Mithilfe beim Auf­
bau des Parlamentarismus. Die Kollegen Scham­
beck u nd Konecny haben ja bereits bei einem vor­
herigen Tagesordnungspu nkt auf die Bedeutung 
d ieser Hilfe h ingewiesen .  

I ch  kann für d ie Österreich ische Volkspartei 
durchaus mit  Genugtuung feststellen, daß wir 
frühze itig und seit Jahren politische Kontakte mit 
der politischen Opposition in  den Ländern Ost­
europas gehabt haben, wäh rend andere noch auf 
Wandel d urch Annäherung gesetzt haben und 
sich vor al lem um Kontakte mit den etablierten 
kommunistischen Parteien und ihren Regierun­
gen bemüht haben. Wir von der ÖVP waren es, 
d ie seit vielen Jahren gesetzt haben auf einen 
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Wandel durch Demokratisierung d ieser Staaten;  
so haben wir auch etwa in der Solidarnosc früh­
zeitig einen poli tischen Partner gefunden . 

Meine Damen und Herren !  M it all diesen Maß­
nahmen können und m üssen wir dazu beitragen, 
den reformbereiten Ländern Oste uropas bei der 
Entwicklung der parlamentarischen Demokratie, 
bei m  Aufbau des Rechtsstaates, aber auch bei der 
Grundlegung der Marktwirtschaft entsprechende 
Hilfestellung zu geben.  

Ich meine, alt das ist  zur  Stunde die demokrati­
sche und vor allem letzt l ich  auch die europäische 
Verpflichtung, zu der sich alle demokratischen 
Parteien dieses Landes bekennen sollten. (ALlge­
meiner Beifall. ) 15.34 

Präsident: Weitere Wortmeldungen liegen 
nicht vor. 

Wünscht noch jemand das Wort? - Das ist 
nicht der Fall .  

Die Debatte ist gesch lossen .  

Wird von der Berichterstattung ein Schlußwort 
gewünscht? - Das ist auch n icht der Fall .  

Wir kommen zur Abstimmung. 

Bei der A b s t i m  m u n g beschließt der Bllll ­
desrat mit Stimmeinhelligkeit. gegen den Beschluß 
des Nationalrates k e i n e Tl E i n  s p r  u c h zu 
erheben. 

9. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 8. No­
vember 1989 betreffend ein Abkommen zwi­
schen der Republik Österreich und dem Für­
stentum Liechtenstein über die Gleichwertigkeit 
von Studien, Prüfungen und akademischen Gra­
den ( 1047/NR sowie 3767/BR der Beilagen) 

Präsident: Wir gelangen nun zum 9. Punkt der 
Tagesordnung: Beschluß des Nationalrates vom 
8. November 1 989 betreffend ein Abkommen 
zwischen der Republ ik Österre ich und dem Für­
stentum Liechtenste in über d ie Gleichwertigkeit 
von Studien, Prüfungen und akademischen Gra­
den. 

Die Berichterstattung hat Frau Bundesrätin 
Therese Lukasser übernommen. Ich bitte s ie um 
den Bericht. 

Berichterstatterin Therese Lukasser: Sehr ge­
ehrter Herr Präsident! Herr Min ister!  Hohes 
Haus! Im Abkommen zwischen der Republik 
Österreich und dem Fürstentum Liechtenstein 
über die Gleichwertigkeit der Reifezeugnisse, 
BGBL Nr. 434177, sowie im Zusatzabkommen, 
BGBL Nr. 367/83, wird festgestel lt, daß die l iech­
tenstein ischen Reifezeugnisse den österreichi­
schen Reifezeugnissen für d ie Zulassung zu den 
Studien an den österreichischen Universitäten 

gleichwertig sind. I m  Hinblick auf den U mstand, 
daß es in Liechtenstei n  zur Gründung der " Inter­
nationalen Akademie für Philosoph ie" gekom­
men ist, sollen durch den gegenständlichen 
Staatsvertrag auch österreichische Reifezeugnisse 
als Nachweis der allgemeinen Hochschulreife für 
d ie Zulassung zu den Studien an der " Internatio­
nalen Akademie für Philosophie" im Fürstentum 
Liechtenstein anerkannt werden.  Weiters so llen 
auch andere österre ichische Zeugnisse und öster­
reichische Diplome anerkannt  werden ,  wenn der 
Inhaber für jene Studienrichtung an einer öster­
reichischen Universität tatsächlich zugelassen 
wurde , die dem gewählten Studium an der " Inter­
nationalen Akademie für Phi losophie" e ntspricht. 

Der gegenständl iche Staatsvertrag sieht vor, 
daß bei e inem Wechsel des Studiums von Öster­
reich nach  Liechtenstein  oder u mgekehrt d ie Tei­
le eines Studi ums h insichtli ch  der Studienzeit, der 
LehrveranstaItungen und der Teilprüfungen 
gleichwertig sind. Ausdrückl ich wird die 1. D i­
plomprüfung in Österre ich beziehungsweise in 
Liechtenstein a ls  gleichwertig anerkannt. Die 
nach Ablegung der 2. Diplomprüfung erworbe­
nen akadem ischen Grade werden aufgrund dieses 
Abkommens ebenfalls als gleichwertig anerkannt. 
Dasselbe gi lt für d ie Anerkennung des Doktorates 
der Phi losophie, sofern das Thema der Disserta­
tion dem Teilgebiet eines Faches der Philosophie 
zuzuordnen ist, das e in Pflichtfach oder Wahlfach 
der österreichischen Studienrichtung Phi losophie 
ist. 

Dem Nationalrat erschien bei der Genehmi­
gung des Abschlusses des vorl iegenden Staatsver­
trages d ie Erlassung von besonderen B undesge­
setzen im S inne des Artikels 50 Abs. 2 Bundes­
Verfassungsgesetz zur Überführung des Vertrags­
inhaltes in die i nnerstaatliche Rechtsordnung 
nicht erforderlich. 

Der U nterrichtsausschuß hat die gegenständli­
che Vorlage in seiner Sitzung vom 5. Dezember 
1 989 in  Verhandlung genom men und e instimmig 
beschlossen ,  dem Hohen Hause zu empfehlen, 
keinen Einspruch zu erheben .  

Als Ergebnis seiner Beratung stel lt der Unter­
richtsausschuß som it den A n  t r a g, der Bun­
desrat wol le  beschließen: 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
8 .  November 1 989 betreffend e in  Abkommen 
zwischen der Republik Österreich und dem F ür­
stentum Liechtenstei n  über d ie  Gleichwertigkeit 
von Studien, Prüfungen und akademischen Gra­
den wird kein Einspruch erhoben.  

Präsident: Wir gehen in die Debatte ein .  

Zum Wort gemeldet hat sich Herr Bundesrat 
Mag. Herbert Böseh .  Ich ertei le  es ihm. 
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15 .39 
Bundesrat Mag. Herbert Bösch (SPÖ, Vorarl­

berg) : Herr Präsident! Sehr geehrter Herr Bun­
desminister !  Meine Damen und Herren ! Im 
1 0. Bericht der Volksanwaltschaft an den Natio­
nalrat wird im Resümee über ein Nostrifizie­
rungsverfahren eines in der BRD erworbenen 
akademischen Grades festgehalten - ich zitiere 

"Darüber hinaus b ietet der gegenständliche Be­
schwerdefal l  Anlaß dafür, neuerlich auf die Pro­
blematik der bestehenden gesetzlichen Bestim­
mungen über die Nostrifiz ierung von im Ausland 
erworbenen akademischen Graden hinzuweisen 
und anzuregen,  im Hinblick auf die immer enger  
werdenden Verflechtungen im Bereiche der W is­
senschaft und Forschung, vor allem im europäi­
schen Raum,  die Verfahren bei Anerkennung 
gleichwertiger Studien sowie bei  der Nostrifizie­
rung von im Ausland erworbenen akademischen 
Graden sowohl in materiell-rechtlicher als auch 
in verfahrensrechtlicher Hinsicht zu vereinfa­
chen." 

Ich kenne diesen Fall deshalb sehr  gut, we i l  er 
mein persönl icher Fall bei der Volksanwaltsc haft 
war. Und wenn ich daran denke, daß diese ganze 
P rozedur e iner Nostrifizierung eines deutschen 
akademischen Grades sechseinhalb Jahre in An­
spruch genommen hat. dann denke ich noch ger­
ne und in Dankbarkeit an den inzwischen leider 
verstorbenen Volksanwalt Dr.  Franz Bauer und 
natürlich auch an meinen eigenen Rechtsanwalt. 

Ich kann mir aber vorstellen, daß manchem im 
Ausland ausgebildeten Österreicher eine solche 
Prozedur ganz einfach zu dumm wird und er es 
vielleicht vorzieht, seine Kenntnisse, d ie er erwor­
ben hat, auch für die Zukunft im Ausland zu ver­
wenden. U nd dies zu einem Zeitpunkt, zu dem 
manche Leute in unserem Land zu allen mögl i­
chen und unmöglichen Gelegenheiten das Wort 
von der Europareife gerne in den Mund nehmen.  

Da mein  Bundesland Vorarlberg nicht über 
eine eigene Hochschule verfügt, es aber wenige 
Kilometer jenseits der Grenze renommierte Ein­
richtungen wie eine Hochschule St .  Gallen oder 
eine Universität Konstanz gibt, ist dieses Pro­
blem, das wir heute diskutieren, naturgemäß vor 
a llem auch ein Problem meines B undeslandes. 
Deshalb stehen wir in Vorarlberg e inem solchen 
Abkommen sicher grundsätzl ich sehr  positiv ge­
genüber. D ies auch dann, wenn, wie im Falle der 
Internationalen Akademie für Phi losophie i m  
Fürstentum Liechtenstein, d ie Meinungen über 
die Qualität d ieser Hochsch ule auseinanderge­
hen. 

Immerhin scheinen Zweifel angebracht zu sein ,  
inwiefern d ie orthodox-katholischen Betreiber 

dieser Hochschule Garanten für d ie Freiheit der 
Wissenschaft und ihrer Lehre sowie die Vie lfalt 
wissenschaftlicher Lehrmeinungen und Metho­
den zu sein vermögen. 

Aber allein die Tatsache der tiefen Verbunden­
heit mit unserem westlichen Nachbarland sowohl 
in  fami l iärer als auch in ökonomischer und ku ltu­
rel ler H insicht rechtfertigt eigentlich schon d ie 
Zustim mung zu diesem heute vorliegenden Ab­
kommen. 

Wie innig diese Kontakte zum F ürstentum 
Liechtenstein sic h darstellen und wie sehr sie sich 
noch vertiefen, mag vielleicht auch eine Zahl dar­
legen. Die Anzahl der Vorarlberger Grenzgänger 
nach Liechtenstei n  ist nach Handelskammer-An­
gaben vom Herbst 1 980 b is zum Herbst 1988 von 
2 352 auf 3 984 angestiegen.  

Gerade aufgrund dieser ausgezeichneten Ver­
bindungen zum Fürstentum Liechtenstein ist es 
mir aber auch ein Anliegen ,  bei d ieser Gelegen­
heit auf eine etwas heikle Frage e inzugehen, die 
doch von Zeit zu Zeit unsere Beziehungen - sa­
gen wir e inmal - etwas belastet. Ich meine damit 
die Frage des Schicksals der Liechtensteiner Ge­
mäldegalerie. 

Als in  einer Vorarlberger Tageszeitung vor et­
was über zwei Jahren ein Bericht unter dem Titel 
"Liechtensteins Gemäldegalerie bl ieb als Hausrat 
in Vaduz" erschien, sorgte d ies zumi ndest in un­
serem Bundesland für einige Aufregung. Immer­
hin wurde in diesem Artikel festgestel lt  und be­
hauptet: Im Zusammenhang mit der Überfüh­
rung der Galerie aus dem kriegsgeschädigten 
Wien ins neutrale Vaduz E nde des Zweiten Welt­
kriegs habe der damalige F ürst Franz Joseph H. 
die mit ihm getroffenen Vereinbarungen gebro­
chen. Diese beinhalteten vor allem d ie Verpflich­
tung zur Rückfüh rung nach Wien innerhalb von 
drei  Jahren, die Überwach ung der vo llständigen 
und unversehrten Verwahrung am tatsächlichen 
Aufbewahrungsort durch  die Wiener Sachbear­
beiter sowie die Untersagung der Verbringung 
der Bestände aus dem Fürstentum Liechtenstein 
in fremde Staatsgebiete. 

Im Jahre 1 948 war man i n  Österreich laut ei­
nem Akt des Wissenschaftsministeriums aus dem 
Jahre 1 975 in d iesem Zusammenhang der Mei­
nung, daß für den Fall eines faktischen Interes­
senkonfliktes die Anhängigmachung der Frage 
beim Internationalen Gerichtshof in Den Haag in 
Aussicht  zu stel len sei .  

Inzwischen ist die österreichische Seite in d ieser 
Frage offensichtlich etwas zurückhaltender ge­
worden . Allein: der Vorwurf an das l iechtenstei­
nische F ürstenhaus bleibt im Raume stehen, es 
habe um eigennütziger Interessen willen - im­
merhin wurden bedeutende Gemälde aus den Be-
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ständen um Riesenbeträge ins Ausland , vor allem 
in die USA verkauft - unser Land hintergangen.  

Ich bin der festen Überzeugung, daß über kurz 
oder lang diese F rage in  i rgendeinem Zusa�men­
hang wieder diskutiert werden und an die Offent­
lichkeit gelangen wird, und es wäre bedauerlich, 
wenn dann einerseits die Reputation des l iechten­
stein ischen Fürstenhauses weiteren Schaden näh­
me. andererseits der Vorwurf im Raume stehen 
bl iebe, unsere Regierung hätte nicht alles zur 
Wahrung österreichischer Interessen in diesem 
Fall unternommen.  

Es muß gerade unter Freunden möglich sein,  
auch über heikle Fragen dieser Art zu diskutie­
ren . 

In diesem Sinne st immt meine Fraktion dem 
heute vorliegenden Abkommen gerne zu. (Beifall 
bei der SPÖ. ) 15 .-16 

Präsident: Als nächster Redner hat sich Herr 
Dr. Herbert Schambeck, unser Vizepräsident, zu 
Wort gemeldet. Ich erteile ihm dieses. 

15 .46 .. 
Bundesrat Dr .  Herbert Schambeck (OVP. Nie-

derösterreich) :  Herr Präsident !  Herr Bundesmini­
ster!  Meine sehr  vereh rten Damen und Herren !  
Hoher Bundesrat! Dieses Abkommen, dessen In­
halt d ie  Frau Berichterstatterin näher behandelt 
hat und auf dessen Bedeutung mein Vorredner 
bereits eingegangen ist, unseres Nachbarlandes 
Liechtenstein gibt uns die willkommene Gelegen­
heit, über die Bedeutung und dessen Repräsent­
anten einmal zu sprechen zu kommen, eine Gele­
genheit, die sich ja n icht oft bietet . 

Nach dem Heimgang des fürstl ichen Paares , das 
Österreich seh r  verbunden war, ist das noch mehr 
begründet, denn ich glaube n icht fehlzugehen , 
wenn ich sage, daß es ohne der persönl ichen Ent­
scheidung des Fürsten Franz Joseph von und zu 
Liechtenste in  sicherl ich n icht zur Gründung die­
ser bedeutenden Internationalen Akademie für 
Philosophie gekommen wäre. - Herr Kollege 
Bösch,  wir würden schlecht unsere jeweilige 
Weltanschauung vertreten ,  wenn wir in der Beur­
te i lung dieser Akademie derselben Meinung wä­
ren. Ich verstehe daher Ihre Haltung, und Sie 
werden wahrscheinlich auch meine einsehen. 

Ich finde es großartig, daß d iese Drehscheiben­
funktion des Fürstentums Liechtenstein durch 
diese I nternationale Akademie für Philosophie 
gegeben ist. D iese Akademie ist übrigens von ei­
nem Salzburger stark getragen, nämlich durch 
Herrn Professor Dr. Seifert, dem Sohn des bedeu­
tenden Hofrats Dr. Seifert, der in der Volksbi l ­
dung in Salzburg - wie der Herr Bundesrat Lak­
ner mir sicherl ich bestätigen wird - jahrzehnte­
lang tätig gewesen ist, dessen Sohn auch in Ame­
rika schon Professor gewesen ist. 

So bedeutende Geister wie der große deutsche 
Phi losoph Josef P ieper, den ich übrigens für 
nächste Woche zu einem Vortrag nach Wien ein­
ge laden habe - er ist  85 Jahre alt - sprechen an 
dieser Internationalen Akademie für Phi losophie 
in Vaduz. 

Ich gebe zu, daß diese Akademie einen Zu­
schnitt sui generis hat: Man kann sie n icht gleich­
setzen e iner Universität mit Fakultätsgliederung. 
Es spricht für d ie Offenheit und für das Bem ü­
hen, europäisch integrativ zu wi rken.  Ich bin 
überzeugt davon, daß diese Akademie n icht al­
leine von den Liechtensteinern in Anspruch ge­
nommen werden wird,  sondern von Menschen al­
ler Nationali täten. Es gibt ja dort viele Vortragen­
de aus dem internationalen Raum.  

Es ist begrüßenswert, daß Liechtenstein  d ie  Ba­
sis bildet, im Herzen Europas dieses Angebot zu 
stel len. Meine Damen und Herren !  Daß wir  uns 
heute im B undesrat näher mit Liechtenstein be­
schäftigen,  läßt sich auch dadurch rechtfertigen, 
daß das Herrschergeschlecht der Liechtensteins 
- erlauben Sie mir, das als niederösterreichischer 
Bundesrat zu sagen - aus N iederösterreich 
stammt. Es ist urkundlich seit 1 1 40 - erlauben 
Sie mir, das als Badener auch zu sagen - auch 
durch die Burg Liechtenstein bei Mödl ing be­
kannt. Wer auf der Süd Autobahn fährt, sieht 
auch die S i lhouette dieser Burg .  

Es  ist auch das fürstl iche Geschlecht der Liech­
tenstein einer der " Reste" dessen, was wir durch 
Jahrhunderte erleben konnten als das Heil ige Rö­
mische Reich Deutscher Nation. Es wäre begrü­
ßenswert, wenn all d ie po litischen Gebi lde, die 
sich nach dem Ende des Hei l igen Röm ischen Rei­
ches Deutscher Nation gebildet haben - das war 
1 806 - , d iese Wirkkraft und dasselbe Dauerhafte 
für die Kultur, und für die polit ische Kultur, hät­
ten e inbringen  können ,  wie das dem Heil igen Rö­
mischen Reich Deutscher Nation gelungen ist. 

Da sich Kaiser Franz I .  und später als Franz 11. 
während der Regentschaft jahrzehntelang in mei­
ner Heimatstadt Baden bei Wien aufgehalten hat 
- Sie brauchen nur am Hauptplatz das Kaiser­
haus zu betrachten, die Tafel, die dort angebracht 
ist - ,  darf ich sagen ,  daß viele E ntscheidungen in 
Baden gefallen sind, wobei Kaiser Franz zwar e in 
sehr  bedeutender Monarch gewesen ist, aber kein 
sehr  bedeutender Geigenspieler; er hat die 2. Gei­
ge im Hausorchester in Baden gespielt. 

Das fürstl iche Haus von Liechtenstein hat län­
ger regiert als das Haus Habsburg, nämlich bis zur 
Gegenwart, und es hat vieles an Traditionen ein­
gebracht, d ie wir wirkl ich nicht vergessen sol lten .  

Bei  Goethe hei ßt es :  "Edel se i  der Mensch, h ilf­
reich und gut" , und diese Defin ition von "Edel sei 
der Mensch ,  h i lfreich lind gut" ist auf F ranz Jo-
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seph von und zu Liechtenstein und für sei n  Gat­
tin Gina zur Anwendung zu bringen .  Sie waren 
im wahrsten Sinn des Wortes Edel leute, wie Goe­
the es beschrieben hat: " Edel sei der Mensch,  h i lf­
reich und gut" . 

F ranz Joseph von Liechtenstein  war nach dem 
Tod des japanischen Kaisers der d ienstälteste Mo­
narch der Welt, und er hat in dieser Zeit für sein  
Volk - danach ist nämlich ein Staatsrepräsentant 
zu messen - großartige Leistungen vollbracht. 

Noch 1808 bezeichnete der damal ige Landvogt 
Liechtenstein als das "ärmste Land, das es i n  der 
Welt gibt" . D ie Entwicklung in d iesen mehr als 
50 Jahren des Franz Joseph I I .  von u nd zu L iech­
tenstei n  hat eine Wandlung herbeigeführt. 

E inem Artikel des Redakteurs der " Vorarlber­
ger Nachrichten" Thomas Matt, der auch heute 
hier ist u nd dem ich viel Erfo lg für seine publ izi­
stische Tätigkeit auch im D ienst des Föderalismus 
wünsche, entnehme ich, daß der Export der 
Liechtensteinschen Wirtschaft auf 1 ,8 7  M il­
l iarden Schweizer Fra nken gestiegen ist, das sind 
1 5,07 1  Mill iarden Schil l ing. Die Industrie Liech­
tensteins hat mit 6 929 Arbeitskräften Vol lbe­
schäftigung erreicht. Erlauben Sie mir, das zu be­
tonen: Liechtenstein hat zur Ausländerbeschäfti­
gung e ine positive Haltung - wir so llen das n icht 
bloß dann wahrnehmen,  wenn Gastarbeiter die 
Massenblätter vom nächsten Tag schon am Vor­
abend an Häuserecken und Straßen verkaufen - ,  
bei 2 8  1 8 1  E inwohnern lag der Ausländerantei l  
in  Liechtenstein  mit 36 Prozent außerordentlich 
hoch .  - All das hat sich ereignet in  den mehr als 
50 Jahren der Regentschaft von F ranz Joseph von 
Liechtenstein und seiner verehrten F rau Gemah­
l in .  

I n  deren Regentschaft l iegen auch die Jah­
re 1 938 bis 1945. Ich weiß ,  daß ein fürstliches 
Haus in den Massenmedien dann Beachtung fin­
det - einschlie ßlich der Regenbogenpresse - ,  
wenn sie der Gaffsucht und der Neugierde der 
Bevölkerung durch Skandale eine Antwort gibt. 
- Das fürstliche Haus von Liechtenstein ist d iese 
Antwort der Öffentlichkeit - zum Wohle der po­
l itischen Kultur - immer "schuldig" gebl ieben. 
Es ist bedauernswert, daß daher jetzt aus diesen 
traurigen Anlässen nicht mehr über Liechtenstein 
ersch ienen ist; außer eben in  den " Vorarlberger 
Nachrichten" , was ich übrigens allen nachzulesen 
nur empfehlen kann. 

E rlauben Sie mir, noch zwei Punkte hervorzu­
heben: Erstens die Gemäldetransferierung der 
Gemäldegalerie, die dem Hause Liechtenste in  ge­
hört. Ich bin froh darüber, daß man sich zu einer 
Zeit, als noch alle gefährdet waren,  und zwar 
während des Krieges, bemüht hat, diese Gemälde 
der europäischen Kultur, in Sicherheit zu brin­
gen ,  und zwar nach Vaduz. 

Erlauben Sie mIr In d iesem Zusammenhang, 
auf die gro ßartige Haltung des Fürsten von 
Liechtenste in  h inzuweisen,  der 1 938 mit  seinem 
damaligen Regierungschef nach Berl in zu Adolf 
Hitler in die Reichskanzlei gefahren ist - zu ei­
ner Zeit, als sich andere in München oder in  an­
deren Orten mit Adolf Hitler noch arrangiert ha­
ben. Er ist nach Berl in gefahren und hat H itIer 
zur Rede gestellt. Adolf H itler hätte doch in der 
damal igen Situation ohne weiteres das F ürsten­
tum Liechtenstein sozusagen ausradieren können. 
Er  hat das aber nicht getan.  Franz Joseph  von 
und zu Liechtenstein ist Hitler genauso mannhaft 
entgegengetreten. 

Ich selbst hatte die Ehre, den Fürsten viele Jah­
re lang zu kennen, und er hat mir  minutiös über 
d iese Begegnung in Berl in erzählt, wie das war. 
Genauso hat er  sich 1 945 bemüht, Flüchtlinge vor 
den Schergen des Stalinismus, den hat es nämlich 
damals gegeben. und vor der russischen National­
armee zu retten .  Darüber gibt es eine Paperback­
Ausgabe bei Herder . 

Franz Joseph von Liechtenste in  hat diesen 
Flüchtlingen Asyl gewährt, er hat ihnen Heimat 
gegeben ,  da der Fürst, dessen Fami lie aus dem 
Sudeten land, aus der Tschechoslowakei gekom­
men ist, gewußt hat, was es hei ßt ,  seine Heimat zu 
verlieren. F ranz Joseph hat auch bei allen Sude­
tendeutschen Tagen sei ne Persönlichkeit und sein 
Ansehen zur Verfügung gestel lt - und das in e i­
ner Zeit, i n  der es eine mannigfache Völkerwan­
derung gab.  

Ich selbst habe das Glüc k  gehabt, vor zwei oder 
dre i  Jahren das Fürstenpaar von Liechtenstein 
zwei Tage lang zu erleben,  wei l  ich gemeinsam 
mit dem luxemburgischen Parlamentspräsidenten 
u nd dem deutschen Bundestagspräsidenten ,  näm­
l ich den Kollegen Jenninger und Bohlendorf, mit 
dem fürstl ichen Paar die Schirmherrschaft des 
Marianisc hen und Mario logischen WeItkongres­
ses in Kevelaer innehatte. Damals konnte ich den 
Fürsten mit seiner verehrten Frau Gemahlin das 
letzte Mal näher erleben.  

Ich möchte sagen ,  daß das, was Thomas von 
Aquin in seiner Schrift "Oe regimine p ri ncipum" 
über die Herrschertätigkeit geschrieben hat -
und zwar al lgemeingültig für d ie politische Ehtik 
- ,  Franz Joseph von und zu Liechtenstein und 
seine Gattin Gina, die großartig sozial tätig gewe­
sen ist und sich der E insamen in aller Welt ange­
nommen hat, uns vorgelebt haben .  

Wenn das Bürgertum vom Adel etwas lernen 
kann, so von diesen beiden Repräsentanten des 
Hauses Liechtenstein .  - Das gi lt allerdings nicht 
für den gesamten Adel en bloc , das möchte ich 
sagen, genauso wie man n ie  En-bloc-Urteile über 
Demokratien, Republik oder Gesellschaftsklassen 
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tun sol l ,  aber für diese Einzelpersönl ichkeit 
möchte ich das so sagen .  

Franz Joseph von und zu Liechtenstei n  hat sich 
immer dem Hause Österreich, dem Land Öster­
reich und seinen Bundesländern verbunden ge­
fühlt. Unser derzeitiger Präsident des Bu ndesra­
tes , der jahrelang der erste Repräsentant der land­
wirtschaftl ichen Arbeitnehmer gewesen ist, also 
der Arbeiter und Angestellten in der Land- und 
Forstwirtschaft , würde sicherlich einiges dazu 
beitragen können, was er jahrzehntelang auch als 
Gewerkschaftssekretär be im Betreuen land- und 
forstwirtschaft l icher Arbeitnehmer auf Liechten­
ste insc hen Besitzungen an Sozial verständnis sei­
tens des Fürsten erleben konnte. 

I n  einer  Zeit, in  der pol itische Kultur zur Man­
gelware geworden ist, geziemt es sich, glaube ich ,  
wenige Tage nach dem Ab leben diesen beiden 
großartigen Persönlichkeiten Respekt zu zollen. 

Ich möchte das hier heute auch aus dem Grund 
tun, wei l ich nämlich 1984 die Ehre hatte, das 
Bundesratspräsidium und den Bu ndesrat zu ver­
treten, neben dem Herrn Zweiten Präsidenten des 
Nationalrates Roland Minkowitsch ,  als der Fürst 
am Ende seiner Regierungszeit - er hat vorzeitig 
auf die Regentschaft zugunsten seines Sohnes 
verzichtet - dem Hohen Haus hier einen offiziel­
len Besuch abstattete, und zwar anläßlich ei nes 
Staatsbesuches in Österreich . Es war das am 
1 1 . Juli 1 984; drüben im Präsid ialsalon haben wir 
den Fürsten empfangen. 

Es war rührend zu sehen - ich durfte das auch 
später erleben ,  da der Fürst in  Sparbach gewohnt 
hat, er hat seinen Lebensabend in Niederöster­
re ich verbracht  - ,  in welch großartiger Weise 
Franz Joseph von Liechtenstein die Entwicklung 
Österreichs, speziell meines Heimatlandes Nie­
derösterre ich verfolgt hat, egal ,  ob es um die Fra­
ge e iner Landesuniversität, einer Landeshaupt­
stadt oder um ähnliche Dinge gegangen ist. -
Das fürstl iche Paar hat auch regelmäßig den Mor­
gengottesdienst im Stift Heil igenkreuz besucht. 

Wissen und Gewissenhaftigkeit, scientia und 
consc ientia, haben sich in be iden Persönlichkei­
ten in  gro ßartiger Weise verdichtet. Ehre ihrem 
Angedenken! 

Meine Damen und Herren! Das, was ich über 
die fürstlichen Repräsentanten L iechtensteins sa­
gen konnte, deren Nachfolger ich entsprechenden 
Erfolg für ihr weiteres Wirken wünsche, erlauben 
Sie mir in e iner parlamentarischen Körperschaft 
wie dem Bundesrat auch gegenüber dem Landtag 
des Fürstentums Liechtenste in zum Ausdruck zu 
bringen. 

Als ich vergangenes Jahr die Ehre hatte, Öster­
reich zu vertreten be i der Tagung der Präsidenten 

der parlamentarischen Körperschaften Europas 
im Bundeshaus in Bern, saß ich auch zusammen 
mit dem Präsidenten des Liech tensteinschen 
Landtages, mit Herrn Dr. Karlheinz Ritter. Von 
zwei offiziellen Besuchen, die ich miterleben 
durfte, weiß  ich auch, wie der Liechtenstein ische 
Regierungschef Hans Brunhart interessiert ist an 
ei ner konstruktiven Zusammenarbeit mit Öster­
reich.  

Ich möchte auch drauf hinweisen,  daß der 
zweimalige Vorsitzende des Bundesrates, der sehr 
verdienstvoll 20 Jahre lang Mitglied d ieses Bun­
desrates gewesen ist, nämlich Dr. Hans P itsch­
mann,  jahrelang österreichischer Honorar-Gene­
ra lkonsul in Vaduz gewesen ist; viele Jahre vorher 
war das mein  l ieber Freund Rechtsanwalt Dr .  
Batliner, der Bedeutendes zu den Beziehungen 
Liechtenstein - Österre ich leistete. 

Liebe Freunde! Die Volksvertretung von 
Liechtenstein besteht seit 1 27 Jahren .  Ich lade Sie 
alle e in ,  die gro ßartige Festschrift zu lesen ,  d ie 
vor zwei Jahren anläßlich des 1 25-Jahre-J ubi­
läums darüber erschienen ist. 

Die E ntwicklung Liechtensteins zum demokra­
tischen Verfassungsstaat hat ähnlic he Daten wie 
Österreich: 1 867 die Dezember-Verfassung unter 
Kaiser Franz Joseph für den österreich ischen Teil 
der Doppelmonarchie - und in Liechtenstein die 
Verfassung seit 1 862, zunächst m it absolutisti­
schen Zügen. Und so wie Österreich 1 920 die de­
mokratisch-republikanische Verfassung bekom­
men hat, hat diese Liechtenstein im Jahre 1 92 1  
erhalten. 

Ich möchte in diesem Zusammenhang darauf 
h inweisen ,  daß Liechtenstein  seit  1 862 15 Mit­
gl ieder im Landtag aufweist und seit 1 987 25 Ab­
geordnete, wobei es der große Wunsch auch der 
Fürstin G ina von und zu L iechtenstein gewesen 
ist, daß die Frauen das aktive und passive Wahl­
recht erhalten. Und ich erinnere mich noch sehr 
gut daran, wie glücklich sie war, daß, als sie da­
mals auf offiziellen Besuch zu uns gekommen ist, 
dieses Stimmrecht bereits e ingeführt gewesen ist. 

Daraus ersehen S ie, wie sich jemand, der aristo­
kratische Elemente ins politische Leben einge­
bracht hat, fördernd für die Entwick lung des So­
zialstaates und für die Entwicklung der Demokra­
tie engagiert hat. - Das eine schl ießt ja das ande­
re nicht  aus. 

Meine Damen und Herren !  Was es früher der 
Geburts- , später der Schwert - und sch ließlich 
der Beamten-Adel, der die Verantwortung im 
Staate ausübte, so werden es in  der Zukunft auch 
jene sein ,  die aufgrund demokratischer Legitima­
tion wil lens und fähig sind, die Schalthebel dieser 
technisierten Gesellschaft zu bedienen.  
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Es war aber immer so, daß in jeder Gese llschaft 
und in jedem Staat ein ige wenige für d ie anderen 
Verantwortung auszuüben hatten. Demokratie 
heißt ja Verantwortung auf Zeit. - Eine Zeit, die 
Gott der Herr einem Menschen schenkt in der 
Verantwortung, wie etwa dem fürstlichen Paar 
von und zu Liechtenstein  d urch Geburt, oder 
aber eine Verantwortung durch den Wahlakt auf 
Gemeinde - ,  Landes- oder Bundesebene . 

Wir als demokratische Republikaner können 
von diesem Fürstenpaar sehr ,  sehr viel lernen -
auch von dem, was es auf kulturellem, sozialem 
und im wirtschaftlichem Gebiet hinterlassen hat. 
- Ich freue mich  sehr darüber, daß sich die gute 
Nachbarschaft zu Liechtenstein  auch in Geisti­
gem ausdrückt. 

Es würde mich auch seh r  freuen ,  wenn es uns 
möglich wäre, Herr Präsident, zwischen dem 
Bundesrat der Republik Österreich und dem 
Landtag des benachbarten F ü rstentums Liechten­
stein entsprechende Kontakte aufzunehmen, so , 
wie das bereits auf höchster Ebene, nämlich auf 
Regierungsebene der Fall ist. - Im akademischen 
Bereich b ietet dieses Abkommen einen sehr wert­
vol len Beitrag zu den zwischenstaatl ichen Kon­
takten. - Ich danke Ihnen. (Beifall bei Ö VP und 
SPÖ.) 16.00 

Präsident: Weitere Wortmeldungen l iegen 
nicht vor. 

Wünscht  noch jemand das Wort? - Es ist dies 
n icht der Fall .  

Die Debatte ist geschlossen .  

Wird von der Berichterstattung ein Schlu ßwort 
gewünscht? - Dies ist auch n icht der Fall .  

Wir kom men zur Abst immung. 

Bei der A b s t i m  m u n g beschließt der Bun­
desrat rnit Slimmeneinhelligkeit, gegen den Be­
schluß des Nationalrates k e i n  e n E i n  -
s p r  u c h zu erheben. 

10. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
29. November 1989 betreffend einen Vierten Zu­
satzvertrag zwischen dem Heiligen Stuhl und 
der Republik Österreich zum Vertrag. zwischen 
dem Heiligen Stuhl und der Republik Osterreich 
zur Regelung von vermögensrechtlichen Bezie­
hungen vom 23. Juni 1 960 ( 1071/NR sowie 
3768/BR der Beilagen) 

1 1 .  Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
29. November 1989 betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das Bundesgesetz über äußere Rechts­
verhältnisse der Evangelischen Kirche geändert 
wird ( 1 094 und 1 1 19/NR sowie 3769/BR der Bei­
lagen) 

12 .  Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
29. November 1989 betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das Bundesgesetz über finanzielle Lei­
stungen an die altkatholische Kirche geändert 
wird ( 1 095 und 1 120/NR sowie 3770/BR der Bei­
lagen) 

13.  Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
29. November 1989 betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das Bundesgesetz über finanzielle Lei­
stungen an die israelitische Religionsgesellschaft 
geändert wird (1096 und 1 12 11NR sowie 
37711BR der Beilagen) 

Präsident: Wir gelangen nun zu den Punkten 
1 0  bis 1 3  der Tagesordnung, über die die Debatte 
unter einem abgeführt wird. 

Es sind dies: 

Besch lüsse des Nationalrates vom 29. No­
vember 1 989 betreffend 

einen Vierten Zusatzvertrag zwischen dem Hei­
l igen Stuhl u nd der Republik Österreich zum 
Vertrag zwischen dem Heil igen Stu hl und der Re­
publik Österreich zur Regelung von vermögens­
rechtl ichen Beziehungen vom 23. Juni  1 960, 

e in Bundesgesetz, mit dem das Bundesgesetz 
über äußere Rechtsverhältnisse der Evangeli­
schen Kirche geändert wird,  

e in Bundesgesetz, mit dem das Bundesgesetz 
über finanzielle Leistungen an die Altkatholische 
Kirche geändert wird. sowie 

ein B undesgesetz. mit dem das Bundesgesetz 
l·, ber finanzielle Leistunge n  an die Israel it ische 
ReIigionsgesellschaft geändert wird. 

Die Berichterstattung über die Punkte 1 0  und 
1 1  hat Herr Bundesrat E rich Putz übernommen. 
Ich bitte ihn um d ie Berichterstattung. 

Berichterstatter Erich Putz: Hohes Haus ! Ich 
erstatte den Bericht des Unterrichtsausschusses 
über den Beschluß des Nationalrates vom 29. No­
vember 1 989 betreffend einen Vierten Zusatzver­
trag zwischen dem Heil igen Stuhl und der Repu­
bl ik Österreich zum Vertrag zwischen dem Heil i ­
gen Stuh l  und der Republ ik Österreich zur Rege­
lung von vermögensrechtlichen Beziehungen 
vom 23.  Juni  1 960. 

Grundlage für die Regelung der finanziellen 
Beziehungen zwischen der Katholischen Kirche 
und der Republ ik  Österreich ist der Vermögens­
vertrag zwischen der Rep ublik und dem Heil igen 
Stuhl vom 23. Juni  1 960. In diesem Vertrag kam 
es zu einer Zweiteilung der jährlichen staatlichen 
Leistungen: 

E inerseits wurde der Gegenwert der jeweil igen 
Bezüge von 1 250 Kirchenbediensteten unter Zu-
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grundelegung eines Durchschn ittsbezuges verein­
bart, und zum anderem wurde die Zahlung eines 
jährlichen Fixbetrages von 50 Mil lionen Schi ll ing 
vorgesehen. I m  Hinblick auf die Geldentwertung 
wurde der genannte Fixbetrag bereits d re imal er­
höht. Durch den gegenständlichen Staatsvertrag 
soll n unmehr der derzeitige Fixbetrag um 30 Mil­
lionen Sch il l ing auf 1 58 Mi l l ionen Schi l l ing er­
höht werden .  

Dem Nationalrat ersch ien be i der Genehmi­
gung des Abschlusses des vorl iegenden Staatsver­
trages die Erlassung von besonderen Bu ndesge­
setzen im Sinne des Art. 50 Abs. 2 B-VG zur 
Überführung des Vertragsinhaltes in d ie inner­
staatliche Rechtsordn ung nicht erforderlich .  

Der Unterrichtsausschuß hat die gegenständli­
che Vorlage in  seiner S itzung vom 5.  Dezember 
1 989 in Verhandlung genommen und einstimmig 
besch lossen, dem Hohen Hause zu empfehlen, 
keinen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stel lt der Unter­
richtsausschuß somit den A n  t r a g, der Bun­
desrat wolle beschließen: 

Gegen den Beschluß des Nat ional rates vom 
29. November 1 989 betreffend einen Vierten Zu­
satzvertrag zwischen dem Heiligen Stuhl und der 
Republik Österreich zum Vertrag zwischen dem 
Heil igen Stuhl und der Republik Österreich zur 
Regelung von vermögensrechtlichen Beziehun­
gen vom 23. Juni  1960 wird kein Einspruch erho­
ben .  

Ich  erstatte weiters den Bericht des U nterricht­
sausschusses über den Beschluß des Nationalrates 
vom 29. November 1 989 betreffend ein Bundes­
gesetz, mit dem das B undesgesetz über äu ßere 
Rechtsverhältnisse der Evangelischen Kirche ge­
ändert wird. 

Der vom Nationalrat am 29. November 1 989 
genehmigte vierte Zusatzvertrag zum Vermö­
gensvertrag zwischen dem Heiligen Stuhl und der 
Republik Osterreich sieht vor, daß der von der 
Republik Österreich an die Kathol ische Kirche 
jährlich geleistete Fixbetrag um 30 Mil lionen 
Schi l l ing auf 1 58 Mil lionen Schi l l ing erhöht wird. 
In diesem Zusammenhang so ll durch den gegen­
ständlichen Gesetzesbeschluß der analoge F ixbe­
trag im Bundesgesetz über äußere Rechtsverhält­
nisse der Evangelischen Kirche ebenfal ls um 
23,44 Prozent, das sind 1 930 1 02 S auf 
10  1 64 328 S ,  angehoben werden .  

Der  Unterr ichtsausschuß hat die gegenständli­
che Vorlage in seiner Sitzung vom 5 .  Dezember 
1 989 in Verhandlung genommen und einst immig 
beschlossen, dem Hohen Hause zu empfehlen. 
keinen Einspruch zu erheben . 

Als Ergebnis seiner  Beratung steHt der Unter­
richtsausschuß  somit  den A n t r a g, der Bun­
desrat wolle beschließen: 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
29. November 1 989 betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das Bundesgesetz über äußere Rechts­
verhältnisse der Evangelischen Kirche geändert 
wird. wird kein Einspruch erhoben. 

Präsident: Danke. 

Die Berichterstattung über die Punkte 12 und 
13 hat der Vorsitzende des Unterrichtsausschus­
ses Bundesrat Siegfried Sattlberger übernommen. 
Ich bitte ihn um die Berichte. 

Berichterstatter Siegfried Sattlberger: Ich brin­
ge zunächst den Bericht des Unterrichtsausschus­
ses über den Beschluß des Nationalrates vom 
29. November 1 989 betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das Bundesgesetz über finanzielle Lei­
stttngen an die Altkathol ische Kirche geändert 
wird. 

Der vom Nationalrat am 29. November 1 989 
genehmigte Vierte Zusatzvertrag zum Vermö­
gensvertrag zwischen dem Heiligen Stuhl und der 
Republik Osterreich sieht vor,  daß der von der 
Republik Österreich an die Katholische Kirche 
jährlich geleistete Fixbetrag um 30 Mi l l ionen 
Schi l l ing auf 1 58 Millionen Schil l ing erhöht wird. 
In diesem Zusammenhang sol l  durch den gegen­
ständlichen Gesetzesbeschluß der analoge Fixbe­
trag im Bundesgesetz über finanzielle Leistungen 
an die Altkatholische Kirche ebenfal ls um 
23.44 Prozent, das sind 89 079 S ,  auf 469 1 20 S 
angehoben werden. 

Der Unterrichtsausschuß hat die gegenständli­
che Vorlage in  seiner Sitzung vom 5 .  Dezember 
1 989 in Verhandlung genommen und einstimmig 
besch lossen ,  dem Hohen Hause zu empfehlen, 
keinen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der U nter­
richtsausschuß  somit den A n  t r a g, der Bun­
desrat wolle beschl ießen: 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
29. November 1 989 betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das Bundesgesetz über finanzie l le Lei­
stungen an die Altkatholische Kirche geändert 
wird, wird kein Einspruch erhoben. 

Weiters erstatte ich den Bericht des U nterricht­
sausschusses über den Beschluß des Nationalrates 
vom 29. November 1 989 betreffend ein Bundes­
gesetz, mit dem das B undesgesetz über finanzielle 
Leistungen an die Israeli tische Religionsgesel l­
schaft geändert wird. 

Der vom Nationalrat am 29. November 1 989 
genehmigte Vierte Zusatzvertrag zum Vermö-
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gensvertrag zwischen dem Heiligen Stuhl und der 
Rep ublik Osterreich sieht vor, daß der von der 
Republik Österreich an die Katholische Kirche 
jährl ich geleistete F ixbetrag um 30 Mi ll ionen 
Schi l l ing auf 1 58 Mi ll ionen Schi l l ing erhöht wird. 
In  d iesem Z usammenhang soll  durch den gegen­
ständlichen Gesetzesbeschluß der analoge F ixbe­
trag im Bundesgesetz über finanziel le Leistungen 
an die Israel itische Religionsgesellschaft ebenfalls 
um 23,44 Prozent, das sind 534 489 S ,  auf 
2,8 1 4  736 M il l ionen Sch i l ling angehoben werden. 

Der Unterrichtsausschuß hat die gegenständl i­
che Vorlage in  seiner S itzung vom 5. Dezember 
1 989 in Verhandlung genommen und einstimmig 
beschlossen, dem Hohen Hause zu empfehlen, 
keinen Einspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stel lt der Unter­
richtsaussch u ß  somit den A n  t r a g, der Bun­
desrat wolle beschließen: 

Gegen den Besch luß  des Nationalrates vom 
29. November 1 989 betreffend e in  Bundesgesetz, 
mit dem das Bundesgesetz über finanzielle Lei­
stungen an die Israelitische Religionsgesellschaft 
geändert wird, wird kein Einspruch erhoben. 

Präsident: Danke. 

Wir gehen in  die Debatte ein, d ie über die zu­
sammengezogenen Punkte unter e inem abgeführt 
wird. 

Zum Wort gemeldet hat sich Herr B undesrat 
Dr. Herbert Schambeck, der heute rhetorische 
Schwerstarbeit auf sich genommen hat. Ich erteile 
ihm das Wort. 

16 .12 .. 
Bundesrat D r. Herbert Schambeck (OVP, Nie-

derösterreich ) :  Ich habe die Absicht, mich heute 
zum letzten Mal  zu Wort zu melden. 

Herr Präsident! Herr Bundesminister !  Meine 
Damen und Herren ! Die Wortmeldung von Man­
dataren richtet sich nach der Tagesordnung, und 
die heutige Tagesordnung gibt uns dazu Gelegen­
heit. 

Wir können uns, glaube ich, wirklich über alle 
Fraktionsgrenzen hinweg darüber freuen, daß die 
Entwicklung der sogenannten Zweiten Republik 
in den letzten Jahrzehnten - nicht gleich  nach 
1 945 - dazu geführt hat, daß das Verhältnis von 
Kirche und S taat bei uns problemfrei geworden 
ist. 

Das war es nach 1 945 nicht, der zuständige Be­
amte des B undesministeriums für Unterricht Mi­
nisterialrat Dr .  Anderle weilt  ja unter uns - er ist 
ein Experte auf diesem Gebiet - ,  und er wird uns 
sicherlich bestätigen, daß die Frage der Anerken­
nung des Konkordats e ine der Streitfragen nach 
1945 gewesen ist. Das ist ja bekanntlich jenes 

Konkordat, das Bundeskanzler Dr. Engelbert 
Dollfuß und der Unterrichts- und lustizminister 
Kurt v. Schuschnigg m it dem damaligen Kardinal­
staatssek retär Eugenio Pacel l i  abgeschlossen hat, 
das unter der Nummer 2 1 934 im Staatsgesetz­
blatt veröffentlicht wurde, nachdem als Num­
mer 1 die Dollfu ß-Verfassung veröffentlicht wur­
de, die auf verfassungswidrigem Weg zustande 
gekommen war. Dieses Konkordat war mit Be­
gleiterscheinungen behaftet, d ie nach 1 945 nicht 
günstig waren. 

Meine sehr Verehrten!  Es spricht für den Fort­
schritt der österreichischen Innenpolitik, daß 
man dan n  in den Folgejahren eingesehen hat, daß 
dieser vö lkerrechtliche Vertrag allgemein anzuer­
kennen ist. 

Die Verhandlungen zu d iesem Konkordat wur­
den übrige ns nicht eingeleitet von Engelbert 
Dol lfuß und Kurt v .  Schuschnigg, sondern schon 
von Bundeskanzler Dr . Schober ,  der übrigens aus 
Perg in Oberösterreich stammte. - Heute ist die­
ses Konkordat allgemein anerkannt. Darum hat 
sich auch bemüht - das sei hier ausgesprochen, 
weil er auc h  ein bedeutender Bundesrat gewesen 
ist - der aus Vorarlberg stam mende jahrelange 
Bundesminister Dr. Ernst Kolb. Darum bemüht 
haben sich weiters die Bundeskanzler Ing. Leo­
pold F igl und Julius Raab; es war das auch ein 
Anliegen des Bundesministers Dr. Heinrich 
Drimmel. 

Meine sehr Verehrten !  Daß es in der Folge zu 
einer Anerkennung des Konkordates - über die 
Parteigrenzen hinweg gekommen ist -, dazu 
möchte ich den Namen eines Mannes nennen, der 
nächstes Jahr 80 Jahre alt wird und in  meiner 
Heimatstadt Baden bei Wien den Lebensabend 
verbringt, nämlich der damalige Vize präsident 
des Österreichischen Gewerkschaftsbundes und 
spätere Zweite Präsident des Nationalrates Franz 
Olah. 

Das stel lte auch e inen Fortschritt im Denken 
des Vizekanzlers und späteren Bundespräsiden­
ten Dr. Adolf Schärf dar, dem es wahr lich nicht 
leichtgefallen ist, d iese Konkordat anzuerkennen. 
Man braucht nur seine Schriften zu lesen. - Es 
war das aber auch das Bemühen des damaligen 
Staatssek retärs und späteren Außenministers und 
Bundeskanzlers Dr. Bruno Kre isky. 

Ich möchte auch sagen, daß auch die übrigen 
U nterrichtsminister, die Kultusminister waren, 
das ihre dazu beigetragen haben, damit das Ver­
hältnis von Kirche u nd Staat fraktionsfrei ist . 

Es war das auch e in  Bemühen der Österreichi­
schen Bischofskonferenz. In diesem Zusammen­
hang möchte ich d ie Exzellenzen Erzbischof Dr. 
Franz Jachym und den Weihbischof Dr. Jakob 
Weinbacher nennen, vor allem auch einer Prie-
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sterpersönl ichkeit der katholischen Kirche, die 
heute noch unter uns segensreich in Österreich 
wirkt, nämlich den jahrelangen Kanzleidirektor 
und späteren Sekretär der Osterreichischen Bi ­
schofskonferenz, den gegenwärtigen Mi l itär-Or­
dinarius Bischof Dr. Alfred Kostelecky,  der jahr­
zehntelang sein  Wirken der Regelung des Ver­
hältn isses von Kirche und Staat gewidmet hat. Es 
waren die aposto lischen Nuntien Giovanni  Oel lei­
ani und nach ihm der heute in Rom als Kurien­
kardinal wirkende Opil io Kardi nal Rossi, dessen 
Unterschrift viele Abkommen tragen. 

Mei ne Damen und Herren !  Auch auf parla­
mentarischem Gebiet ist das entsprechende dazu 
geschehen. In d iesem Zusammenhang möchte ich 
für die Sozialistische Partei den früheren Stadt­
schulratspräsidenten von Wien und Nationalrats­
abgeordneten Neugebauer nennen . Ich möchte 
hinweisen auf den Kärntner Nationalratsabgeord­
neten und späteren Bundesminister Or. Ludwig 
Weiß .  

Meine Damen und Herren,  d ie Zeit erlaubt es 
nicht, das alles näher anzuführen, aber ich habe 
mir das alles vorbereitet dazu ,  aber ich möchte es 
Ihnen ersparen, das aufzuzählen, was damals al les 
miteingebracht wurde zur Regelung von Fragen 
zwischen Kirche und Staat, auch in vermögens­
mäßiger Hinsicht. Auch eine Kirche muß Gehäl­
ter zahlen, muß sozial sein ,  so , wie sie es in der 
katholischen Soziallehre vertritt. Um das tun zu 
können, brauchen sie auch Geld. Dafür zahlt man 
einen Mitgliedsbeitrag, e ine Kirchensteuer, und 
daran hat ja auch der Staat Interesse. 

Ich möchte auch dem frü heren Nationalrats­
präsidenten und Unterrichtsminister Leopold 
Gratz dafür danken,  daß er das seine dazu beige­
tragen hat, daß das Privatschulgesetz zustande ge­
kommen ist, durch das der Staat einen großen 
Beitrag zur Abnahme der Lasten übernommen 
hat . Wobei ich sagen möchte: All das ist zwar 
nach 1 970 zustande gekommen, aber wir von der 
Österreichischen Volkspartei haben das vorher 
auch schon entsprechend vorbereitet gehabt. 

Ich freue mich sehr darüber, daß Einhell igkeit 
gegeben ist gegenüber der Katholischen Kirche, 
gegenüber der Evangelischen Kirche, gegenüber 
auch den Orthodoxen und auch gegen über der 
Israelitischen Religionsgesellschaft. 

Alle diese Rel igionsgemeinschaften und Kir­
chen - der Herr Berichterstatter hat ja  bereits 
darauf hingewiesen - haben ihr Schicksal und 
ihr Opfer in dieser Zeit gebracht - so wie d ie 
Republik Österreich m it i hren B ürgern,  und mit 
der Nutzung der Glaubens-, der Gewissensfrei­
heit und der Bekenntnisfreihe it und dem Grund­
recht der freien Meinungsäußerung. 

Wir  können glücklich darüber sein ,  daß dieses 
geregelte Verhältnis Kirche - Staat so erfolgt ist. 
Ich habe mich auch gestern darüber gefreut, als 
Herr Ministerialrat Dr. Anderle im Ausschuß 
darauf h ingewiesen hat, daß man s ich auf  d iese 
genannten Beträge geeinigt hat , daß  es da keine 
offenen Fragen mehr gibt. 

Meine Damen und Herren! In der heutigen 
umfassenden Tagesordnung konnten wir darauf 
hinweisen, daß wir uns im Dialog zwischen West 
und Ost befinden, und ich würde mich freuen, 
wen n  d ieses geregelte Verhältnis zwischen der 
Republik Österreich und der Katholischen Kirche 
und den anderen Religionsgemeinschaften auch 
ein Beispiel sein könnte für jene Nachbarstaaten, 
die jetzt ihre Tore öffnen, wenn  wir ein Beispiel 
geben könnten für eine innere Befriedigung in  
diesen Ländern.  

Wir von der ÖVP werden gerne diesem Ab­
kommen beziehungsweise den Besch lüssen u nse­
re Zustimmung geben. (Beifall bei der Ö VP und 
bei Bundesräten der SPÖ.) 16 .2/1 

Präsident: Weitere Wortmeldungen l iegen 
nicht vor .  

Wünscht noch jemand das Wort? - Es ist  d ies 
nicht der Fal l .  

Die Debatte ist  geschlossen. 

Wird von der Berichterstattung e in Sc hlußwort 
gewünscht? - Dies ist nicht der Fall .  

D ie Abstimmung über die vorl iegenden Be­
schlüsse des Nationalrates erfolgt getrennt. 

Bei der getrennt durchgeführten A. b s t i m  -
m Cl n g beschließt der Bundesrat mit Scimmenein­
helligkeiT. gegen den Beschluß so wie gegen die drei 
Gesetzesbeschlüsse des Nationalrates k e i n e n 
E i n  s p r u c h zu erheben. 

14. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
29. November 1 989 über eine Änderung von Ab­
satz 11 des Anhanges I des Übereinkommens be­
treffend die Prüfung und Bezeichnung von Edel­
metallgegenständen (1056/NR sowie 3772/BR der 
Beilagen) 

Präsident: Wir gelangen nun zum 14. P unkt 
der Tagesordnung: Beschluß des Nationalrates 
vom 29. November 1 989 über eine Änderung von 
Absatz 1 1  des Anhanges I des Übereinkommens 
betreffend die Prüfung und Bezeichnung von 
Edelmetallgegenständen.  

Die Berichterstattung hat Herr B undesrat Dr. 
Kurt Kaufmann übernommen. 

Ich bitte ihn um den Bericht. 
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Berichterstatter Dr.  Kurt Kaufmann: Hohes 
Haus! Anhang I Absatz 1 1  des Übere inkommens 
betreffend die Prüfung von Edelmetallgegenstän­
den, das seinerze it im Rahmen der E FT A ausge­
arbeitet wurde, erlaubt die Verwendung von 
mehr als e inem Edelmetall  im selben Gegenstand 
nur in taxativ aufgezählten Fällen.  

Mit dem gegenständlichen Staatsvertrag, der 
mit dem vorliegenden Beschluß des Nationalrates 
in d ie österreichische Rechtsordnung transfor­
miert werden soll ,  soll die zitierte Bestimmung 
des Übere inkommens dahin gehend modifiziert 
werden, daß nun auch die Verwendung von Gold­
teilen auf Ptatingegenständen sichergestellt wer­
den wird. 

Dem Nationalrat erschien bei der Genehmi­
gung des Absch lusses des vorliegenden Abkom­
mens d ie Erlassung von besonderen B undesgeset­
zen im S inne des Art. 50 Abs. 2 B-VG zur Uber­
führung des Vertragsinhaltes in die innerstaatli­
che Rec htsordnung nicht erforderlich .  

Der Wirtschaftsausschuß hat d ie gegen­
ständliche Vorlage in seiner Sitzung vom 5. De­
zember 1 989 in Verhandlung genommen und 
einst immig beschlossen,  dem Hohen Hause zu 
empfehlen, keinen E inspruch zu erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stel l t  der Wirt­
schaftsausschuß somit den A n  t r a g , der Bun­
desrat wol le beschl ießen: 

Gegen den Beschluß des �ationalrates vom 
29. November 1 989 über eine Anderung von Ab­
satz 1 1  des Anhangs I des Übereinkommens be­
treffend die Prüfung und Bezeichnung von Edel­
metal lgegenständen wird kein Einspruch erho­
ben . 

Präsident: Wortmeldungen l iegen nicht vor.  

Wünscht jemand das Wort? - Es ist d ies nicht 
der Fall. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Bei der A b s t i m  m II n g beschließt der Bun­
desrat mit Stimmeneinhelligkeit. gegen den Be­
schluß des Nationalrates k e i n e Tl E i  Tl -

s p r  U C h zu erheben. 

Die Tagesord nung ist erschöpft. 

Ich gebe noch bekannt, daß seit der letzten be­
ziehungsweise in der heutigen  Sitzung insgesamt 
drei Anfragen eingebracht wurden. 

Die Einberufung der n ä c h s t e n Sitzung des 
Bundesrates wird auf schriftlichem Wege erfol­
gen. Als Sitzungstermin ist Donnerstag, der 
14. Dezember 1 989, 14 Uhr in Aussicht genom­
men .  

Die Sitzung soll  um zirka 1 9  Uhr  unterbrochen 
und am Freitag, den 1 5 . Dezember 1 989, ab 
9 Uhr fortgesetzt werden. 

Für die Tagesordnung dieser Sitzung kommen 
- neben der Wahl  der beiden Vizepräsidenten 
des Bundesrates sowie von zwei Schriftführern 
und drei  Ordnern für das 1 .  Halbjahr 1 990 -
jene Vorlagen in  Betracht, die der Nationalrat b is 
dahin verabsch iedet haben wird, soweit sie dem 
Einspruchsrec ht des Bundesrates unterl iegen .  

Die  Ausschußvorberatu ngen sind für Donners­
tag , den 1 4. Dezember 1 989, ab 1 0  Uhr, vorgese­
hen. 

Ich danke noch Herrn B undesminister Dr. Fo­
regger, daß er  b is zum Schluß bei uns geblieben 
ist. (Allgemeiner Beifall. ) 

Die Sitzung ist g e s c h i  0 s s e n . 

Schluß der Sitzung: 1 6  Uhr 26 Minuten 

Berichtigung 

Im P rotokoll der 5 1 5. Sitzung hat auf Seite 
22924 sowie auf Seite 22932 die Anfrage des Bun-

desrates Albrecht Konecny statt " 1 68/M-BR/89" 
richtig " 1 60/M-BR/89" zu lauten .  

Österre ichische Staatsdruckerei .  0437 9 
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